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Art. 4 Ansässige Person 
1. Im Sinne dieses Abkommens be­
deutet der Ausdruck ,,eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person" eine 
Person, die nach dem Recht dieses 
Staates dort auf Grund ihres Wohn­
sitzes, ihres ständigen Aufenthalts, 
des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder 
eines anderen ähnlichen Merkmals 
steuerpflichtig ist. 
2. Ist nach Absatz ί eine natürliche 
Person in beiden Vertragsstaaten an­
sässig, so gilt folgendes: 
a) Die Person gilt als in dem Ver­
tragsstaat ansässig, in dem sie über 
eine ständige Wohnstätte verfügt. 
Verfugt sie in beiden Ver­
tragsstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem 
Vertragsstaat ansässig, zu dem sie 
die engeren persönlichen und wirt­
schaftlichen Beziehungen hat 
(Mittelpunkt der Lebensinter­
essen). 
b) Kann nicht bestimmt werden, in 
M A - T e x t 1977 
Art. 4 Ansässige Person 
1. Im Sinne dieses Abkommens 
bedeutet der Ausdruck ,,eine in 
einem Vertragsstaat ansässige 
Person" eine Person, die nach 
dem Recht dieses Staates dort 
auf Grund ihres Wohnsitzes, ih­
res ständigen Aufenthalts, des 
Ortes ihrer Geschäftsleitung 
oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist. 
Der Ausdruck umfaßt jedoch 
nicht eine Person, die in diesem 
Staat nur mit Einkünften aus 
Quellen in diesem Staat oder 
mit in diesem Staat gelegenem 
V e r m ö g e n steuerpflichtig ist. 
2. Ist nach Absatz 1 eine natürli­
che Person in beiden Ver­
tragsstaaten ansässig, so gilt fol­
gendes: 
a) Die Person gilt als in dem 
Staat ansässig, in dem sie über 
eine ständige Wohnstätte ver­
fügt; verfugt sie in beiden 
Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in 
dem Staat ansässig, zu dem 
sie die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Bezie­
hungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 
b) kann nicht bestimmt werden, 
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welchem Vertragsstaat die Person 
den Mittelpunkt der Lebensinter-
esseri hat, oder verfügt sie in kei­
nem der Vertragsstaaten über eine 
ständige Wohnstätte, so gilt sie als 
in dem Vertragsstaat ansässig, in 
dem sie ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt hat. 
c) Hat die Person ihren gewöhnli­
chen Aufenthalt in beiden Ver­
tragsstaaten oder in keinem der 
Vertragsstaaten, so gilt sie als in 
dem Vertragsstaat ansässig, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt. 
d) Besitzt die Person die Staatsange­
hörigkeit beider Vertragsstaaten 
oder keines Vertragsstaates, so re­
geln die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten die Frage in ge­
genseitigem Einvernehmen. 
3. Ist nach Absatz 1 eine andere als 
eine natürliche Person in beiden Ver­
tragsstaaten ansässig, so gilt sie als in 
dem Vertragsstaat ansässig, in dem 
sich der Ort ihrer tatsächlichen Ge­
schäftsleitung befindet. 
in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Le­
bensinteressen hat, oder ver­
fügt sie in keinem der Staaten 
über eine ständige Wohnstät­
te, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sie ihren ge­
wöhnl ichen Aufenthalt hat; 
c) hat die Person ihren g e w ö h n ­
lichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der 
Staaten, so gilt sie als in dem 
Staat ansässig, dessen Staats­
angehöriger sie ist; 
d) ist die Person Staatsangehöri­
ger beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zu­
ständigen Behörden der Ver­
tragsstaaten die Frage in ge­
genseitigem Einvernehmen. 
3. Ist nach Absatz 1 eine andere 
als eine natürliche Person in bei­
den Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, 
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1 1. [Grundregel] Der Begriff des 
Wohnsitzes hat verschiedene Funk­
tionen und ist in drei Fällen von gro­
ßer Bedeutung: 
a) bei der Abgrenzung der Anwen­
dung eines Abkommens auf die 
natürlichen und juristischen Per­
sonen; 
b) bei der Regelung der Fälle, in de­
nen sich eine Doppelbesteuerung 
daraus ergibt, daß zwei Wohnsit­
ze vorhanden sind; 
c) bei der Regelung der Fälle, in de­
nen sich eine Doppelbesteuerung 
aus einem Konflikt zwischen dem 
Wohnsitz und der Quelle ergibt. 
2 2. [Vorbemerkung] Der Artikel 
bezweckt nur die Definition des Aus­
drucks ,,eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person" und die Regelung 
derjenigen Fälle, in denen ein Kon­
flikt zwischen zwei Wohnsitzen vor­
liegt. Zum besseren Verständnis des 
Artikels werden im folgenden einige 
allgemeine Bemerkungen zu den bei­
den typischen Konfliktsfällen, näm­
lich die Konflikte zwischen zwei 
Wohnsitzen und zwischen dem 
Wohnsitz und der Quelle, vorange­
schickt. In beiden Fällen ergibt sich 
der Konflikt daraus, daß jeder der 
beiden Vertragsstaaten oder einer von 
MA-Kommentar 1977 
1. [Grundregel] Der Begr i f f , ,e i ­
ne in einem Vertragsstaat ansässi­
ge Person" hat verschiedene 
Funktionen und ist in drei Fällen 
von Bedeutung: 
a) zur Abgrenzung des persönli­
chen Geltungsbereichs eines 
Abkommens; 
b) zur Regelung der Fälle, in de­
nen sich eine Doppelbesteue­
rung daraus ergibt, daß zwei 
Wohnsitze vorhanden sind; 
c) zur Regelung der Fälle, in de­
nen sich eine Doppelbesteue­
rung aus der Besteuerung so­
wohl im Wohnsitzstaat als 
auch der Besteuerung im 
Quellen- oder Belegenheits-
staat ergibt. 
2. [Vorbemerkung] Der Art ikel 
bezweckt die Definition des Aus­
drucks ,,eine in einem Ver­
tragsstaat ansässige Person" und 
die Regelung der Fälle von D o p ­
pelwohnsitzen. Z u m besseren 
Verständnis des Artikels werden 
i m folgenden einige allgemeine 
Bemerkungen zu den beiden ty­
pischen Konfliktsfällen, nämlich 
die Konflikte zwischen zwei 
Wohnsitzen und zwischen 
Wohnsitz und Quelle oder Bele­
genheit, vorangeschickt. In bei­
den Fällen ergibt sich der K o n ­
flikt daraus, daß jeder der beiden 
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Urnen auf Grund der innerstaatlichen 
Gesetzgebung behauptet, eine Person 
habe ihren Wohnsitz in seinem Ge­
biet. 
3 3. [Innerstaatliches Recht] Im all­
gemeinen sehen die innerstaatlichen 
Gesetze der verschiedenen Staaten 
eine umfassende Besteuerung (,,un­
beschränkte Steuerpflicht") vor, die 
auf den persönlichen Beziehungen 
des Steuerpflichtigen zu dem betref­
fenden Staat (,, Wohnsitz Staat") be­
ruht. Diese Steuerpflicht trifft nicht 
nur die Personen, die in einem Staat 
ihren ,, Wohnsitz" in dem Sinn ha­
ben, den man dem Begriff „Wohn­
sitz" gewöhnlich beilegt (Privat­
recht). Die unbeschränkte Steuer­
pflicht erstreckt sich vielmehr auch 
auf die Personen, die sich in dem Ge­
biet des Staates ständig, manchmal 
auch nur während eines gewissen 
Zeitraums, aufhalten. Nach einigen 
Rechtsordnungen sind auch diejeni­
gen natürlichen Personen unbe­
schränkt steuerpflichtig, die an Bord 
eines Schiffes tätig sind, dessen Hei­
mathafen in dem betreffenden Staat 
liegt. 
4 4. [Regelungsbereich] Die 
Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung befassen sich im 
allgemeinen nicht mit den innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften der Ver­
tragsstaaten über die Voraussetzun­
gen, unter denen eine Person als in 
einem Staat wohnhaft anzusehen 
und infolgedessen dort unbeschränkt 
steuerpflichtig ist. Die Abkommen 
legen nicht die Regeln fest, denen die 
innerstaatlichen Rechtvorschriften 
über den Wohnsitz entsprechen müs-
MA-Kommentar 1977 
Vertragsstaaten oder einer von 
ihnen auf Grund seines inner­
staatlichen Rechts geltend macht, 
die betreffende Person sei in sei­
nem Gebiet ansässig. 
3. [Innerstaatliches Recht] Im 
allgemeinen sieht das innerstaatli­
che Recht der verschiedenen 
Staaten eine umfassende Besteue­
rung („unbeschränkte Steuer­
pflicht") vor, die auf den persön­
lichen Beziehungen des Steuer­
pflichtigen zu dem betreffenden 
Staat (,,Wohnsitzstaat") beruht. 
Diese Steuerpflicht trifft nicht 
nur die Personen, die in einem 
Staat ihren „ W o h n s i t z " in dem 
Sinne haben, der dem Begriff 
„ W o h n s i t z " gewöhnlich ent­
spricht (Privatrecht). Die unbe­
schränkte Steuerpflicht erstreckt 
sich vielmehr auch auf die Perso­
nen, die sich in dem Gebiet des 
Staates ständig, manchmal auch 
nur während eines gewissen Zeit­
raums, aufhalten. Nach einigen 
Rechtsordnungen sind auch die­
jenigen natürlichen Personen un­
beschränkt steuerpflichtig, die an 
Bord eines Schiffes tätig sind, 
dessen Heimathafen in dem be­
treffenden Staat liegt. 
4. [Regelungsbereich] Die 
Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung befassen sich 
i m allgemeinen nicht mit dem in ­
nerstaatlichen Recht der Ver-
tragsstaaterl über die Vorausset­
zungen, unter denen eine Person 
steuerrechtlich als in einem Staat 
ansässig behandelt wird und in ­
folgedessen dort unbeschränkt 
steuerpflichtig ist. Die A b k o m ­
men legen nicht fest, welchen 
Grundsätzen die innerstaatlichen 
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sen, damit die Vertragsstaaten über 
das unbeschränkte Besteuerungsrecht 
eines von ihnen einig sein können. In 
dieser Hinsicht bestimmen die Staa­
ten ihre Haltung allein nach ihrem 
innerstaatlichen Recht. 
5 5. [Konfliktialle] Dies wird beson­
ders deutlich in den Fällen, in denen 
der Konflikt nicht zwischen zwei 
Wohnsitzen, sondern zwischen dem 
Wohnsitz und der Quelle besteht. 
Doch gelten dieselben Erwägungen 
auch für den Konflikt zwischen zwei 
Wohnsitzen. Die Besonderheit des 
letztgenannten Falles besteht ledig­
lich darin, daß durch den Verweis auf 
den Wohnsitzbegriff, wie er in den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
der betreffenden Staaten niedergelegt 
ist, keine Lösung des Konflikts er­
reicht werden kann. Für diese Fälle 
bedarf es besonderer Bestimmungen 
in den Abkommen darüber, welchem 
der beiden Wohtisitzbegriffe der Vor­
rang einzuräumen ist. 
6 6. [Beispiel] Ein Beispiel mag dies 
verdeutlichen: Eine natürliche Person 
hat eine ständige Wohnstätte im 
Staat A, wo die Frau und die Kinder 
leben. Sie hat sich länger als sechs 
Monate im Staat Β aufgehalten und 
wird dort nach dem Recht dieses 
Staates auf Grund der Dauer ihres 
Aufenthalts als eine dort wohnhafte 
Person besteuert. Zwei Staaten bean­
spruchen also das Recht, sie als unbe­
schränkt steuerpflichtig zu behan­
deln. Dieser Konflikt muß durch das 
Abkommen gelöst werden. 
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Rechtsvorschriften über den 
„ W o h n s i t z " entsprechen m ü s ­
sen, damit sich die Vertragsstaa­
ten über das unbeschränkte Be­
steuerungsrecht eines von ihnen 
einigen können. In dieser H i n ­
sicht entscheiden die Staaten al­
lein nach ihrem innerstaatlichen 
Recht. 
5. [Konfliktialle] Dies wird be­
sonders deutlich, wenn der K o n ­
flikt nicht zwischen zwei Wohn­
sitzen, sondern zwischen W o h n ­
sitz und Quelle oder Belegenheit 
besteht. Doch gelten dieselben 
Erwägungen auch fur den K o n ­
flikt zwischen zwei Wohnsitzen. 
Die Besonderheit des letztge­
nannten Falles besteht lediglich 
darin, daß durch die Bezugnahme 
auf den Wohnsitzbegriff, wie er 
im innerstaatlichen Recht der be­
treffenden Staaten gilt, keine Lö­
sung des Konflikts erreicht wer­
den kann. Für diese Fälle bedarf 
es besonderer Bestimmungen in 
dem Abkommen darüber, wel ­
cher der beiden Wohnsitzbegriffe 
Vorrang hat. 
6. [Beispiel] E i n Beispiel mag 
dies verdeutlichen: Eine natürl i­
che Person hat eine ständige 
Wohnstä t te im Staat A , wo die 
Ehefrau und die Kinder leben. Sie 
hat sich länger als sechs Monate 
im Staat Β aufgehalten und wird 
dort nach dem Recht dieses Staa­
tes auf Grund der Dauer ihres 
Aufenthalts als eine dort ansässi­
ge Person besteuert. Z w e i Staa­
ten beanspruchen also das Recht, 
die Person als unbeschränkt steu­
erpflichtig zu behandeln. Dieser 
Konflikt m u ß durch das A b k o m ­
men gelöst werden. 
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7. In diesem besonderen Fall gibt Ab­
satz 2 des Artikels dem Anspruch des 
Staates A den Vorrang. Daraus darf 
aber nicht geschlossen werden, daß 
der Artikel besondere Bestimmungen 
über den ,, Wohnsitz" niederlegt und 
daß die Rechtsvorschriften des Staates 
Β unberücksichtigt bleiben, weil sie 
mit diesen Bestimmungen nicht ver­
einbar sind. Es geht einfach darum, 
daß in einem solchen Konfliktsfall 
unbedingt eine Wahl zwischen den 
beiden Ansprüchen getroffen werden 
muß, und hierfür sieht der Artikel be­
sondere Bestimmungen vor. 
7 8. [Einzelheiten] Die vorstehenden 
Ausfuhrungen geben den allgemeinen 
Sinn des Artikels wieder. Es folgen 
einige besondere Bemerkungen. 
Ziff. 9 s. zu Abs. 1 Rz.2i 
MA-Kommentar 1977 
7. Für diesen Fall gibt Absatz 2 
des Artikels dem Anspruch des 
Staates A den Vorrang. Daraus 
darf aber nicht geschlossen wer­
den, daß der Art ikel eine beson­
dere Bestimmung über den 
„ W o h n s i t z " enthält und daß das 
innerstaatliche Recht des Staates 
Β unberücksichtigt bleibt, weil es 
mit dieser Bestimmung nicht zu 
vereinbaren wäre. Wesentlich ist 
nur, daß in einem solchen K o n ­
fliktsfall eine Wahl zwischen den 
beiden Ansprüchen getroffen 
werden m u ß , und nur hierfür 
enthält der Art ikel besondere Be­
stimmungen. 
Ziff. 8 s. zu Abs. 1 Rz. 22 
II. Er läuterungen 
1. Grundsatz: Die Vorschrift bestimmt den Vertragsstaat, in dem 
eine Person i . S. des Abkommens ansässig ist. Sie definiert diese Vor ­
aussetzungen jedoch nicht eigenständig (anders noch einige ältere deut­
sche D B A : Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich), sondern ver­
weist auf die Merkmale, die nach dem innerstaatlichen Recht eines 
oder beider Vertragsstaaten die Steuerpflicht als Inländer - entspre­
chend der deutschen „unbeschränkten Steuerpflicht" - begründen 
(Abs. 1). Ist aufgrund dieser Anknüpfung eine Person in beiden Ver­
tragsstaaten ansässig, so bestimmen die Absätze 2 und 3 autonom, in 
welchem Staat sie für die Zwecke der Abkommensanwendung als an­
sässig gilt. Das M A 63 bezeichnet die Ansässigkeit in der Überschrift 
zu Ar t . 4 als „steuerlichen Wohnsitz"; demgegenüber verwendet das 
M A 77 den Ausdruck „Wohnsi tz" nur noch als Beispiel fur eine A n ­
knüpfung des nationalen Steuerrechts. Im Schrifttum, so auch in die­
sem Kommentar wird jedoch weiterhin „ W o h n s i t z " - fur nicht natür­
liche Personen „ S i t z " - auch zur Bezeichnung der abkommensrechtli­
chen Ansässigkeit i . S. des Ar t . 4 verwendet. 
2. Funktionen des Begriffs: Die Ansässigkeit einer Person in einem 
oder in beiden Vertragsstaaten begründet ihre Abkommensberechti­
gung (Art. 1): die Befugnis, Rechte aus dem Abkommen geltend zu 
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machen. Diese Befugnis kann nur ein Abkommenssubjekt, d.h. eine 
Person i .S . des Art . 3 haben (vgl. zur Abkommenssubjekt ivi tä t : Art . 1 
Rz. 17). Die Ansässigkeit und als deren Folge die Abkommensberechti­
gung sind - zusammen mit der Abkommensbindung des Steuergläubi­
gers und der Anwendbarkeit des Abkommens auf die in Frage stehende 
Steuer - eine notwendige Anwendungsvoraussetzung fur die Vertei­
lungsnormen der Abkommen (vgl. Einleitung Rz . 26). Die Verteilung 
der Besteuerung zwischen den Vertragsstaaten knüpft grundsätzlich an 
den Wohnsitz der Person an, die Einkünfte aus einem oder beiden 
Vertragsstaaten bezieht oder die dort belegenes Vermögen besitzt. Die 
Ansässigkeit entscheidet so über die Rechtsfolgen „vorrangige" oder 
„nachrangige Besteuerung" (s. die Einleitung aaO). Ist eine Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, können die Verteilungsnormen ihre 
Aufgabe nicht eindeutig erfüllen. Zu r Vermeidung einer daraus resul­
tierenden Doppelbesteuerung oder Doppelnichtbesteuerung be­
stimmt Abs. 2 für die Zwecke des Abkommens, d. h. für die funktions­
gerechte Anwendung der Verteilungsnormen, in welchem der beiden 
Vertragsstaaten die Person als ansässig gilt. „ G i l t " bezeichnet in die­
sem Zusammenhang keine Fiktion, sondern eine abkommensrechtliche 
Rechtsfolge im Gegensatz zu der des innerstaatlichen Rechts; die Per­
son ist in dem betreffenden Staat ansässig i . S. des D B A . 
10 Eine in einem Vertragsstaat i . S. des Abkommens ansässige Person 
ist also 
- eine Person, die nach dem innerstaatlichen Recht eines Ver ­
tragsstaats in diesem Vertragsstaat ansässig ist, ohne nach dem 
Recht des anderen Vertragsstaats i m anderen Vertragsstaat ansässig 
zu sein (Abs. 1), 
- oder eine Person, die gemäß Abs. 2 in einem der beiden Ver­
tragsstaaten als ansässig gilt. 
In beiden Fällen wird im weiteren Text vom abkommensrechtli­
chen Wohnsitz gesprochen. 
11 3. Auswirkungen auf die Besteuerung nach innerstaatlichem 
Recht: Der abkommensrechtliche Wohnsitz i.S.des Abs.2 in einem 
oder beiden Vertragsstaaten bewirkt, daß der andere Staat die nach 
seinem internen Recht bei ihm ansässige Person nur noch in den Gren­
zen besteuern darf, die das Abkommen der Besteuerung im Quellen-
staat (für die Vermögensteuer : im Belegenheitsstaat) zieht. Besteht bei­
spielsweise eine Quel lensteuerbeschränkung auf Dividenden in H ö h e 
von 15 v. H . , dann bewirkt die Festlegung des abkommensrechtlichen 
Wohnsitzes i . S. des Abs. 2 in einem Vertragsstaat, daß der nach dem 
innerstaatlichen Recht des anderen Vertragsstaats in diesem ansässige 
Steuerpflichtige für die aus diesem Staat stammenden Dividenden nur 
bis zu 15 v . H . besteuert werden darf. Schließt das Abkommen die 
Quellenbesteuerung aus - z. B . für Zinsen - , dann darf der Staat, in 
dem kein abkommensrechtlicher Wohnsitz besteht, die betreffenden 
Einkünfte nicht mehr besteuern, obwohl sie aus seinem Gebiet stam-
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men und obwohl der Bezieher der Einkünfte nach innerstaatlichem 
Recht in diesem Staat ansässig ist (vgl. H. Debatin A W D / R I W 1966, 
313, 315). Der Staat, dem nach Abs. 2 der abkommensrechtliche 
Wohnsitz zugeordnet werden m u ß , darf dagegen die Einkünfte und 
Vermögenstei le besteuern, die das Abkommen dem Wohnsitzstaat zur 
Besteuerung überläßt. Die Lage ist die gleiche, wie wenn der Steuer­
pflichtige in diesem Staat ansässig wäre (H. Debatin aaO). 
12 Der Staat, in dem der Steuerpflichtige nur nach dessen internem 
Recht, nicht zugleich nach Abkommensrecht ansässig ist, wird also 
durch Abs. 2 in Verbindung mit den Verteilungsnormen auf die Be­
steuerung bestimmter Einkünfte und Vermögenstei le - der dem 
„ Q u e l l e n " - bzw. Belegenheitsstaat zugewiesenen - beschränkt. Dies 
hat aber nicht zur Folge, daß dieser Staat den Steuerpflichtigen bei der 
Anwendung seines innerstaatlichen Rechts als beschränkt steuerpflich­
tig zu behandeln hätte. Da der Steuerpflichtige nur für die Anwendung 
der Verteilungsnormen des Abkommens als im ausländischen Ver­
tragsstaat ansässig „g i l t" , bleibt er für die Besteuerung im Staat des 
nachrangigen Wohnsitzes grundsätzlich weiterhin den Besteuerungs­
und Verfahrensvorschriften unterworfen, die dort für die Steuerpflich­
tigen mit Wohnsitz in diesem Staat gelten. Allerdings ist es auch 
abkommensrechtlich zulässig, daß der Staat des nachrangigen Wohn­
sitzes die Steuerpflichtigen wie im Ausland Ansässige (beschränkt Steu­
erpflichtige) behandelt. 
13 Hat nach dem deutschen Steuerrecht eine natürliche Person Wohn­
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt i m Inland, gilt sie jedoch im auslän­
dischen Vertragsstaat gemäß Abs. 2 als ansässig i . S. des einschlägigen 
Abkommens, so werden Einkünfte und Vermögenswer te dieser Per­
son, die nach dem Abkommen weiterhin der deutschen Besteuerung 
unterworfen werden dürfen, nach den Grundsätzen der unbeschränk­
ten Steuerpflicht besteuert (BFH B S t B l . 1965, 738; 1975, 708: D B A 
Schweiz und Niederlande). 
14 Gestattet das Abkommen nur eine begrenzte deutsche Besteuerung 
der inländischen Einkünfte, so kann die Besteuerung nach den Grund­
sätzen der deutschen unbeschränkten Steuerpflicht nur im Rahmen die­
ser Grenzen vorgenommen werden. Dürfen bestimmte Einkünfte und 
Vermögenstei le nach dem Abkommen nur i m ausländischen Ver­
tragsstaat besteuert werden, so entfällt zwar die deutsche Besteuerung, 
jedoch bliebe es möglich, diese Einkünfte und Vermögenswer te bei der 
Bemessung des Steuersatzes einzubeziehen, der auf die weiterhin der 
deutschen Besteuerung unterworfenen Einkünfte und Vermögenswer­
te anzuwenden ist (H . Debatin aaO, 319). Enthäl t das Abkommen einen 
Progressionsvorbehalt, so besteht diese Möglichkei t jedoch nur, so­
weit der Vorbehalt ausdrücklich auch zugunsten des Quellenstaats ein­
geräumt ist (s. u. zu Ar t . 23 A und Β Rz. 192). In den derzeit geltenden 
deutschen Abkommen ist dies nicht der Fall. Entsprechendes wie für 
die natürlichen Personen gilt auch für Körperschaften, die nach dem 
innerstaatlichen Steuerrecht sowohl in der Bundesrepublik Deutsch-
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land als auch im ausländischen Vertragsstaat ansässig sind. - Auch die 
österreichische Rechtsauffassung entspricht für Steuerpflichtige, die 
nach dem österreichischen Steuerrecht in Österreich, jedoch nach dem 
einschlägigen Abkommen im ausländischen Vertragsstaat ansässig 
sind, den oben dargelegten Grundsätzen (ÖstVGH v. 7. 4. 1961, Slg. 
2410/F; v. 30. 3. 1962, Slg. 2617/F; v. 12. 6. 1964, Slg. 3103/F; v. 7. 7. 
1967, Slg. 3645/F). 
4. Verhältnis zu anderen Abkommensvorschriften 
15 a) Einkünfte aus Drittstaaten: Bezieht eine Person, die nach Abs. 1 
in beiden Vertragsstaaten ansässig ist, Einkünfte aus einem dritten 
Staat, so ergibt sich aus Ar t . 21 i . V . m. Art . 4 Abs. 2 für das Verhältnis 
der beiden Vertragsstaaten zueinander, daß diese Einkünfte nur in dem 
Staat besteuert werden können, in dem die Person ihren abkommens­
rechtlichen Wohnsitz hat. Die Wohnsitzregelung des Art . 4 Abs. 2 ent­
scheidet also darüber, welchem der beiden Vertragsstaaten die Be­
steuerung der Drittstaatseinkünfte zufällt. Im Verhältnis der Ver­
tragsstaaten zum Drittstaat ist zwar der Drittstaat Quellenstaat; in i h ­
rem Verhältnis zueinander gilt jedoch als ,,Quellenstaat" der Ver ­
tragsstaat, in dem kein abkommensrechtlicher Wohnsitz besteht (vgl. 
Rz. 11 f.). Damit wird ihm die Besteuerung der aus drittstaatlichen 
Quellen stammenden Einkünfte versagt. 
16 b) Subject-to-tax-Klausel, Remittance-Klausel: Nach einigen 
Abkommen braucht der Quellenstaat Steuerbefreiungen oder Steuer­
ermäßigungen nur unter der Voraussetzung zu gewähren, daß die aus 
seinem Gebiet stammenden Einkünfte im Wohnsitzstaat steuerpflich­
tig sind (subject-to-tax-Klausel; vgl . dazu V o r Ar t . 6 bis 22, Rz. 11 f.). 
Die Steuerpflicht im Wohnsitzstaat und damit die Gewährung von 
Abkommenserleichterungen im Quellenstaat setzt nach anderen 
Abkommen voraus, daß die Quelleneinkünfte in den Wohnsitzstaat 
überwiesen (,,remitted") werden (vgl. aaO Rz. 10). Im Zusammen­
hang mit Ar t . 4 Abs. 2 werden diese Regelungen in zwei Fällen beson­
ders bedeutsam: 
17 Hat der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz in beiden Vertragsstaaten 
nach deren innerstaatlichem Recht, dann beschränkt sich die Besteue­
rung in dem Staat, in dem der Steuerpflichtige keinen abkommens­
rechtlichen Wohnsitz hat, auf die dem Quellenstaat gezogenen Grenzen 
unter zwei Voraussetzungen, die kumulativ vorliegen müssen: der 
abkommensrechtliche Wohnsitz i . S. des Art . 4 Abs. 2 m u ß im anderen 
Vertragsstaat belegen sein; ferner müssen die Quelleneinkünfte in den 
Vertragsstaat überwiesen werden, in dem der abkommensrechtliche 
Wohnsitz besteht. Werden die Einkünfte nicht in den Staat überwiesen, 
in dem der abkommensrechtliche Wohnsitz besteht, so wird die Be­
steuerung im Quellenstaat durch das Abkommen nicht beschränkt; 
mangels Steuerpflicht für die nicht überwiesenen Einkünfte im anderen 
Vertragsstaat droht insoweit keine Doppelbesteuerung. 
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18 Deutsches innerstaatliches Recht: Die Verlegung des abkommens­
rechtlichen Wohnsitzes in den anderen Vertragsstaat bewirkt unter den 
Voraussetzungen des § 2 A S t G erweiterte beschränkte Steuerpflicht. 
Die Subject-to-tax-Klausel ist eine Vorzugsbesteuerung i . S. des § 2 
Abs. 2 N r . 2 Halbsatz 1 A S t G (vgl. Einfuhrungserlaß zum A S t G Tz. 
2.2.2. N r . 2) und löst damit die erweiterte beschränkte Steuerpflicht für 
alle Einkünfte aus, die nicht ausländische Einkünfte i . S. des § 34c 
Abs. 1 E S t G sind. N u r wenn die Einkünfte überwiesen (,,remitted") 
werden, entfällt die Vorzugsbesteuerung, so daß dann die erweiterte 
beschränkte Steuerpflicht durch die beschränkte Steuerpflicht abgelöst 
wird . Auch fur diesen Fall gilt der Grundsatz, daß das Abkommen eine 
nach dem deutschen Steuerrecht gegebene (erweiterte beschränkte) 
Steuerpflicht nicht verändert . Soweit das Abkommen die Besteuerung 
weiterhin zuläßt, bleibt es bei dieser Sonderform der beschränkten 
Steuerpflicht (fur den Progressionsvorbehalt i m Zusammenhang mit 
§ 2 A S t G vgl . Einführungserlaß zum A S t G T z . 2.0.2.1). 
19 c) Verständigungsverfahren: Der Antrag auf Einleitung des Ver­
ständigungsverfahrens ist gemäß Ar t . 25 Abs. 1 Satz 1 M A bei der zu­
ständigen Behörde desjenigen Vertragsstaates zu stellen, in dem die 
Person ansässig ist. Soll eine in beiden Vertragsstaaten ansässige Person 
nicht gegenüber einer nur in einem Vertragsstaat ansässigen Person 
bevorzugt werden, dann m u ß sie den Antrag in dem Vertragsstaat 
stellen, in dem sie gemäß Ar t . 4 Abs. 2 als ansässig gilt. E in Wahlrecht 
besteht nur dann, wenn das Verständigungsverfahren gemäß Art . 4 
Abs. 2 Buchst, a zur Bestimmung der Ansässigkeit durchgeführt wer­
den soll (vgl. Rz. 80). 
5. Anrechnung statt abkommensrechtlicher Ansässigkeit 
20 Einige wenige D B A verzichten auf die Bestimmung einer abkom­
mensrechtlichen Ansässigkeit oder schränken ihre Bedeutung ein und 
sehen statt dessen speziell auch für den Fall des Doppelwohnsitzes die 
Anrechnung der Steuern des einen Vertragsstaates auf die des anderen 
Vertragsstaates vor. Im DBA USA ist diese Regelung eine Folge der 
von den U S A vorbehaltenen ,,savings clause"; sie ist u. zu Ar t . 23 A 
und Β Rz . 175 erläutert. Z u einer vergleichbaren Regelung des DBA 
Irland s. dort Rz. 168. Im DBA Schweiz gehört die Anrechnung bei 
Doppelwohnsitz in den Zusammenhang der besonderen Vorkehrun­
gen gegen den Abkommensmißbrauch ; s. dazu V o r Art . 6 bis 22 
Rz. 18. 
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B . Z u Absatz 1 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
Ziff. 8 s. Allgemeines Rz. 7 
21 9. [Terminologie] Die Abkommen 
nehmen gewöhnlich in mehreren 
Artikeln auf den Wohnsitzstaat Be­
zug. Aus terminologischen Gründen 
erschien es zweckmäßig, einen 
Kurzausdruck fur alle Fälle zu ver­
wenden, in denen der Wohnsitzstaat 
erwähnt wird. Im Artikel wird der 
Ausdruck ,,ansässig" („resident") 
gebraucht. 
22 10. [Ansässigkeit] Absatz 1 defi­
niert, was unter dem Ausdruck ,,eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Per­
son" im Sinne des Abkommens zu 
verstehen ist. Diese Deßnition ver­
weist auf den Begriff des Wohnsitzes 
(,,residence"), wie er im innerstaatli­
chen Recht niedergelegt ist (vgl. die 
allgemeinen Bemerkungen). Als 
Merkmale der Steuerpßicht der an­
sässigen Person werden in der Deßni­
tion erwähnt: der Wohnsitz, der 
ständige Aufenthalt, der Ort der Ge­
schäftsleitung oder ein anderes ähnli­
ches Merkmal. Bei natürlichen Per­
sonen will die Deßnition die ver­
schiedenen Formen der persönlichen 
Beziehungen zu einem Staat erfas­
sen, die nach dem innerstaatlichen 
Steuerrecht die Grundlage einer um­
fassenden Besteuerung (unbeschränk­
te Steuerpßicht) bilden. Eine natürli­
che Person gilt jedoch nicht als eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person 
im Sinne des Abkommens, wenn sie, 
auch ohne in einem Staat einen 
Wohnsitz zu haben, nach dem inner­
staatlichen Recht eine ansässige Per­
son ist, aber nur einer beschränkten 
MA-Kommentar 1977 
Ziff. 7 s. Allgemeines Rz. 7 
8. [Ansässigkeit] Absatz 1 defi­
niert, was unter dem Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat an­
sässige Person" im Sinne des 
Abkommens zu verstehen ist. 
Diese Definition verweist auf den 
Begriff des Wohnsitzes (resi­
dence) des innerstaatlichen Rech­
tes (vgl. die Vorbemerkungen). 
Merkmale einer Besteuerung als 
ansässige Person sind nach der 
Definition: der Wohnsitz, der 
ständige Aufenthalt, der Ort der 
Geschäftsleitung oder ein anderes 
ähnliches Merkmal . Bei natürl i­
chen Personen wi l l die Definition 
die verschiedenen Formen der 
persönlichen Beziehungen zu ei­
nem Staat erfassen, die nach dem 
innerstaatlichen Steuerrecht die 
Grundlage einer umfassenden 
Besteuerung (unbeschränkte 
Steuerpflicht) bilden. Sie bezieht 
sich auch auf Fälle, in denen eine 
Person nach dem Steuerrecht ei­
nes Staates als in diesem Staat an­
sässig gilt und somit dort unbe­
schränkt steuerpflichtig ist ( z .B . 
Diplomaten oder andere Perso-
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MA-Kommentar 1963 MA-Kommentar 1977 
Steuerpßicht unterliegt, die lediglich 
die aus diesem Staat stammenden 
Einkünfte trifft. 
Ziff. 11 s. zu Abs. 2 Rz. 46 
nen im öffentlichen Dienst). 
Nach dem zweiten Satz des A b ­
satzes 1 gilt jedoch jemand nicht 
als eine , , in einem Vertragsstaat 
ansässige Person" im Sinne des 
Abkommens, wenn er, ohne in 
diesem Staat ständig wohnhaft zu 
sein, nach dem innerstaatlichen 
Recht zwar als eine dort ansässige 
Person gilt, aber seine Besteue­
rung auf Einkünfte aus Quellen 
in diesem Staat oder dort gelege­
ne Vermögen beschränkt ist. 
Diese Situation besteht in einigen 
Staaten bei natürlichen Personen 
insbesondere bei ausländischen 
Diplomaten und Konsularbeam­
ten, die im Hoheitsgebiet dieser 
Staaten Dienst tun. 
Ziff. 9 s. zu Abs. 2 Rz. 46 
II. A b k o m m e n s ü b e r s i c h t zu Absatz 1 
DBA MA-Regelung: Ver­
weisung auf die inner­
staatlichen Vorausset­
zungen der Besteue­




Ägypten Wohnsitz und Sitz im II Abs. 1 g, h, i 38, 43 
DBA definiert 
Argentinien « M A 63 4 Abs. 1 36 
Australien Eigenständige Rege­ 4 Abs. 1 40 
lung 
Belgien Wohnsitz und Sitz im 4 Abs. 1 34, 36, 45 
DBA definiert 
Brasilien = MA 63 4 Abs. 1 34 
Ceylon s. Sri Lanka 
Dänemark « MA 63 2 Abs. 1 Nr. 2a 34, 36 
Elfenbeinküste = MA 77 4 Abs. 1 9ff, 24ff. 
Finnland 1935 Wohnsitz und Sitz im 10-Abs. 1 41, 43 
DBA definiert 
Finnland 1979 « MA 63 4 Abs. 1 34, 36. 41, 
45 
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DBA MA-Regelung: Ver­
weisung auf die inner­
staatlichen Vorausset­
zungen der Besteue­




Frankreich « MA 63 2 Abs. 1 Nr. 4a 34, 36 
Griechenland = MA 63 II Abs. 1 Nr. 4a 34 
Großbritannien Eigenständige Rege­ II Abs. 1 Nr. h (i) 40 
Indien lung Wohnsitz und Sitz im II Abs. 1 Nr. g 39, 43 DBA definiert 
Indonesien = MA 63 3 Abs. 2a 34 
Iran = MA 63 4 Abs. 1 34 
Irland Eigenständige Rege­ II Abs. 1 Nr. (d) 39, 43 
lung (ü) 
Island « MA 63 4 Abs. 1 36, 45 
Israel Eigenständige Rege­ 2 Abs. 1 Nr. 5a 40 
lung 
Italien Eigenständige Rege­ 13 41, 43 
lung 
Jamaika = MA 63 4 Abs. 1 34 
Japan « MA 63 4 Abs. 1 35 
Kanada 1956 Wohnsitz und Sitz im II Abs. 1 Nr. e 39, 43 
DBA definiert 
Kanada 1981 = MA 77 4 Abs. 1 9ff., 24ff. 
Kenia « MA 63 4 Abs. 1 35 
Korea = MA 63 4 Abs. 1 34 
Liberia = MA 63 4 Abs. 1 34 
Luxemburg Eigenständige Rege­ 3 Abs. 1 41, 43 
lung 
Malaysia = MA 63 4 Abs. 1 34 
Malta = MA 63 4 Abs. 1 34 
Marokko = MA 63 4 Abs. 1 34 
Mauritius « M A 77 4 Abs. 1 9ff, 24ff. 
Neuseeland = MA 77 4 Abs. 1 9ff, 24ff. 
Niederlande Eigenständige Rege­ 3 Abs. 1 41, 43 
lung 
Norwegen « MA 63 2 Abs. 1 Nr. 2a 34, 36 
Österreich Eigenständige Rege­ 1 Abs. 2 41, 43 
lung 
Pakistan Wohnsitz und Sitz im II Abs. 1 Nr. h 39, 43 
DBA definiert 
Polen = MA 63 4 Abs. 1 34 
Portugal Eigenständige Rege­
lung 
4 Abs. 1 45 
Rumänien = MA 63 4 Abs. 1 34 
Sambia = MA 63 4 Abs. 1 34 
Schweden = MA 63 3 Abs. 1 a 34 
Schweiz « MA 63 4 Abs. 1 40 
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D B A MA-Regelung: Ver­
weisung auf die inner­
staatlichen Vorausset­
zungen der Besteue­




Singapur = M A 63 4 Abs. 1 34 
Spanien « M A 63 4 Abs. 1 34, 36, 45 
Sri Lanka (Ceylon) Wohnsitz und Sitz im II Abs. Î Nr. g 39, 43 
1962 DBA definiert 
Sri Lanka 1979 « M A 63 4 Abs. 1 34, 43 
Südafrika Wohnsitz und Sitz im 
D B A definiert 
3 Abs. 1 Nr. g) aa) 
bb), h 
40, 45 
Thailand « M A 63 4 Abs. 1 34, 36 
Trinidad u. To­ = M A 63 4 Abs. 1 34 
bago 
Tschechoslowakei = M A 63 4 Abs. 1 34 
Tunesien = M A 63 4 Abs. 1 34 
Ungarn = M A 63 4 Abs. 1 34 
USA Eigenständige Rege­
lung 
II Abs. 2 Satz 2 42 
USSR « M A 63 1 Abs. 3 34, 36 
Zypern = M A 63 4 Abs. 1 34 
III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
(beide Fassungen unterscheiden sich nur durch den im M A 77 hinzu­
gefügten Satz 2) 
24 a) Abs. 1 Satz 1 begründet die Ansässigkeit einer Person (s. Art . 3 
Rz . 14ff.) i m Sinne des Abkommens (s.o. Rz . 8f.) durch den Verweis 
auf steuerpflichtbegründende Merkmale des innerstaatlichen Rechts: 
- Wohnsitz (u. Rz. 26), 
- ständiger Aufenthalt (u. Rz. 27), 
- Ort der Geschäftsleitung (u. Rz . 28) oder 
- anderes ähnliches Merkmal (u. Rz . 30). 
25 Ansässigkeitsbegründende Merkmale des innerstaatlichen Rechts 
sind für die Zwecke der Abkommensanwendung solche, die in dem 
jeweiligen Vertragsstaat zur Besteuerung als Inländer im Sinne der 
„unbeschränkten Steuerpflicht" des deutschen Steuerrechts fuhren 
(vgl. die beispielhaft aufgezählten Merkmale des Abs. 1 Satz 1). Daß 
Abs. 1 Satz 1 die Steuerpflicht i . S. der unbeschränkten Steuerpflicht, 
d .h . der jeweils nach dem Recht dieses Staates umfassendsten Besteue­
rung einer Person versteht, ergibt sich aus Abs. 1 Satz 2 (des M A 77, 
s.o.): danach gilt eine nach innerstaatlichem Recht in einem Ver-
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tragsstaat ansässige Person für Zwecke des Abkommens als nicht dort 
ansässig, wenn sie , , in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in 
diesem Staat oder mit in diesem Staat belegenem Vermögen steuer­
pflichtig ist". Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person ist demnach 
eine Person - i . S. des Abkommensrechts! - , die die ortsbezogenen 
Merkmale aufweist, die nach dem innerstaatlichen Recht dieses Staa­
tes Inländerbesteuerung (unbeschränkte Steuerpflicht) begründen. Die 
Auslegung der Vorschrift aus dem Zusammenhang m u ß ihre Funktion 
als eine der Anwendungsvoraussetzungen der Verteilungsnorm (vgl. 
Rz . 9) berücksichtigen. Die Verteilungsnorm erfordert als Anwen­
dungsvoraussetzung nicht, daß die Person tatsächlich (unbeschränkt) 
besteuert wird; sie setzt nur voraus, daß die Person zumindest zu einem 
der beiden Vertragsstaaten - dem ,,Wohnsitzstaat" - diejenige Bezie­
hung aufweist, die zu ihrer unbeschränkten Besteuerung führen könn­
te. Die Verteilungsnorm existiert als Schranke, auch dann, wenn der 
Wohnsitzstaat nicht besteuert (Verbot der virtuellen Doppelbesteue­
rung; s. die Einleitung Rz. 25); die virtuelle wird zur aktuellen Be­
schränkung, sobald er von seiner Besteuerungsbefugnis tatsächlich Ge­
brauch macht. O b dies geschieht, ist i m Rahmen der Anwendungsvor­
aussetzung der Verteilungsnorm ebensowenig entscheidend, wie die 
Frage, wie es geschieht. Keine Voraussetzung für die Abkommensbe­
rechtigung ist insbesondere, ob die Person (i. S. des Ar t . 3 Abs. 1 
Buchst, a) nach dem Recht des betreffenden Staates Steuersubjekt sein 
kann. Dies hat für die nach deutschem Recht nicht steuerfähige M i t u n ­
ternehmerschaft die Folge, daß sich ihre Abkommensberechtigung al­
lein nach der lokalen Anknüpfung entscheidet, die gelten würde , wenn 
die Mitunternehmerschaft in der Bundesrepublik Deutschland Steuer­
subjekt wäre (umstritten, s. näher zu Art . 1 Rz. 19ff.). 
26 b) Die Regelbeispiele des Abs. 1 für ansässigkeitsbegründende 
Merkmale - Wohnsitz, ständiger Aufenthalt, Or t der Geschäftsleitung 
- sind nach innerstaatlichem Recht auszulegen. Für das Recht der B u n ­
desrepublik Deutschland ist der Begriff Wohnsitz in § 8 A O definiert. 
Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter U m s t ä n ­
den inne hat, die daraufschließen lassen, daß er die Wohnung beibehal­
ten und nutzen wird . Die Voraussetzungen sind nach ständiger Recht­
sprechung des R F H und des B F H ausschließlich nach tatsächlichen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu beurteilen (BFH, B S t B l . 1970, 
153, 154; B S t B l . 1968, 818, 819). Räume, die dem Steuerpflichtigen 
nur vorübergehend eine seinen Verhältnissen entsprechende Unter­
kunft bieten, sind grundsätzlich keine Wohnung (BFH, B S t B l . 1964, 
27 462; B S t B l . 1972, 949 Leitsatz). - D e m Begriff „ständiger Aufenthalt" 
entspricht nach innerstaatlichem Recht der Bundesrepublik Deutsch­
land der „gewöhnl i che Aufenthalt" i . S. des § 9 A O . Eine Bindung an 
einen bestimmten Or t i m Inland ist hierfür nicht erforderlich, weil es 
auf die Beziehung des Steuerpflichtigen zum Inland insgesamt an­
kommt; ein häufiger Wechsel der tatsächlichen Inlandsunterkunft be­
rührt daher den gewöhnlichen Aufenthalt nicht (H. Spanner in: 
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Hübschmann/Hepp/Sp i ta le r , zu § 9 A O A n n i . 25; BFH H F R 1965, 80, 
81). Auch fur die Annahme eines gewöhnlichen Aufenthaltes kommt es 
auf die äußeren U m s t ä n d e an (H. Spanner aaO zu § 9 A O A n m . 15). 
E i n zeitlich zusammenhängender Aufenthalt von mehr als 6 Monaten 
Dauer - nicht unbedingt 6 Monaten im Veranlagungszeitraum! - be­
gründet stets gewöhnl ichen Aufenthalt ( §9 Satz 2), wenn nicht der 
Aufenthalt ausschließlich bestimmten privaten Zwecken dient (Satz 3). 
Kurzfristige Unterbrechungen des Aufenthaltes bleiben unberücksich­
tigt, doch dürfen andererseits mehrere kurze Aufenthalte nicht ohne 
weiteres zusammengezähl t werden. 
28 Den Ort der Geschäftsleitung definiert § 10 A O als den des Mittel­
punkts der geschäftlichen Oberleitung. Auch er ist nach äußeren, tat­
sächlichen Merkmalen zu bestimmen und unterscheidet sich dadurch 
vom Or t des satzungsmäßigen Sitzes einer Körperschaft, Personenver­
einigung oder Vermögensmasse , dem Ort , der durch Gesetz, Gesell­
schaftsvertrag, Satzung, Stiftungsgeschäft oder dergleichen als solcher 
bestimmt ist (§ 11 A O ) . 
Die französischen Begriffe , ,domicile" und , , résidence" sind denen 
der amtlichen deutschen Überse tzung, „ W o h n s i t z " und „ständiger 
Aufenthalt", annähernd vergleichbar. Eine sehr viel engere Bedeutung 
hat dagegen im britischen C o m m o n Law - und ihm folgend im briti­
schen Steuerrecht - der Begriff „domicile**. Er bezeichnet eine feste 
und dauerhafte Verbundenheit zu einem Rechtsgebiet - jeweils nur zu 
einem - , die zunächst durch Geburt erworben wird („domici le o f or i ­
gin"), später durch persönliche Entscheidung zwar geändert werden 
kann („domici le o f choice"), aber nur durch eine sehr grundsätzliche 
Entscheidung (plastisch dargestellt bei Raape/Sturm, Internationales 
Privatrecht, 6. Auflage 1977, 169f.). Durch eine Wohnung oder länger­
dauernden Aufenthalt wird dagegen nur ,,residence** begründet , die, 
wenn sie eine gewisse Kontinuierlichkeit aufweist, als ,,ordinary resi­
dence*' auch über eine Unterbrechung hinweg fortbestehen kann. 
Steuerlich fuhrt in Großbri tannien das „ d o m i c i l e " zur Welteinkom­
mensbesteuerung, während natürliche Personen als ,,residents", auch 
,,ordinary residents", mit ausländischen Einkünften nur auf ,,remit­
tance base" (ο. Rz. 16), d.h. nur mit ihren in das Inland überwiesenen 
Einkünften, besteuert werden (Näheres bei J. F. Avery Jones E T 1981, 
172). Demgegenübe r wi rd ,,residence" von Körperschaften durch die 
Ausübung von ,,management and control" begründet (De Beers C o n ­
solidated Mines Ltd. v. Howe, (1906), 5 Tax Cases 198, 212); der 
Unterschied zu „domic i l e " ist hier nicht von Bedeutung, da Corpora­
tion Tax auch von ,,residents" nach dem Welteinkommen erhoben 
wird . Ansässigkeit i . S. des M A begründen alle drei Formen der orts­
bezogenen Anknüpfung. 
29 In den USA hat sich der Unterschied zwischen „ d o m i c i l e " und ,,re­
sidence" verflüchtigt. Steuerpflichtig mit ihrem Welteinkommen sind 
- neben allen Staatsangehörigen - die „resident aliens'*. Die Regula­
tions § 1.871-2 (b) (1957) definieren sie als Personen, die sich nicht nur 
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vorübergehend in den Vereinigten Staaten aufhalten, wobei auf ihre 
Absicht und den Zweck ihres Aufenthalts abgestellt wird . 
30 c) Der Begriff anderes ähnliches Merkmal macht deutlich, daß die 
aufgezählten steuerpfl ichtbegründenden Merkmale des innerstaatlichen 
Rechts nur Regelbeispiele sind. Unter einem anderen ähnlichen M e r k ­
mal ist jede ortsbezogene Anknüpfung zu verstehen, die die unbe­
schränkte Besteuerbarkeit (vgl. Rz. 24) begründet . Darunter fällt auch 
der Sitz i . S. des § 11 A O , der im deutschen Recht als alternativer A n ­
knüpfungspunkt bei fehlender Geschäftsleitung im Inland dient (§ 1 
Abs. 1 KStG) . Sitz und Ort der Geschäftsleitung fallen in der Regel 
zusammen (H. Spanner aaO zu § 11 A O A n m . 5). 
31 Kein „anderes ähnliches Merkma l " , weil keine ortsbezogene A n ­
knüpfung, ist die nach dem Recht der Vereinigten Staaten neben (und 
vor) der ,,residence" zur unbeschränkten Steuerpflicht fuhrende Staats­
angehörigkeit (s. noch unten zu Abs. 2 Rz. 78). Ohnehin haben sich 
die U S A jedoch vorbehalten, ihre Staatsangehörigen und ,,residents" 
ohne Rücksicht auf bestehende D B A zu besteuern ( M A - K o m m . zu 
Art . 1 Ziff. 11, o. Art . 1 Rz. 11). Diese ,,savings clause" nehmen die 
U S A jeweils auch in ihre Abkommen auf. Kein „anderes ähnliches 
M e r k m a l " ist auch das Recht, nach dem eine juristische Person errich­
tet ist ( „Gründungss t a tu t " , „ l a w of incorporation"). Die Zugehör ig ­
keit, die dieses Merkmal begründet , ist eher der Staatsangehörigkeit 
vergleichbar (s. bei Art . 24 Rz. 32). Auch insoweit haben die U S A in 
den M A - K o m m . einen Vorbehalt aufnehmen lassen, dem sich Kanada 
angeschlossen hat (Ziff. 26; in der amtlichen deutschen Ubersetzung 
des M A - K o m m . mißverstanden, s. u. Rz. 92). 
32 d) Die Einschränkung des Abs. 1 Satz 2 bezieht sich nicht nur auf den 
- selbstverständlichen - Fall, daß eine Person in einem Vertragsstaat 
nur beschränkt steuerpflichtig ist, weil sie dort keinen Wohnsitz nach 
innerstaatlichem Recht hat. Gemeint sind vor allem natürliche Perso­
nen, die, ohne in dem Staat ständig wohnhaft zu sein, nach dessen 
innerstaatlichem Recht zwar als dort ansässige Personen gelten, deren 
Besteuerung aber auf Einkünfte aus Quellen in diesem Staat oder dort 
gelegenes Vermögen beschränkt ist ( M A - K o m m . zu Ar t . 4 Abs. 1 Ziff. 
8a. E . , o. Rz . 11 f.) Der M A - K o m m . weist daraufhin, daß diese Situa­
tion in einigen Staaten bei natürlichen Personen bestehe (insbesondere 
ausländischen Diplomaten und Konsularbeamten), die im Hoheitsge­
biet dieser Staaten Dienst tun (aaO). Daraus folgt, daß diese Personen, 
sofern sie deren Entsendestaat als unbeschränkt steuerpflichtig betrach­
tet, dort, nicht in ihrem zeitweiligen Wohnsitzstaat, abkommensbe­
rechtigt sind (FinMin Nds D B 1967, 1199). Dies entspricht der deut­
schen Regelung fur den in § 1 Abs. 2 E S t G genannten Personenkreis 
unter der Voraussetzung des Abs . 2 Satz 2 (vgl. Herrmann/Heuer/ 
Raupach, zu § 1 E S t G A n m . 70-102; Näheres zur Besteuerung der 
Diplomaten und Konsularbeamten s. u. zu Ar t . 27; zur abweichenden 
Regelung i m U N - M o d e l l : J.F. Avery Jones u.a. B T R 1981, 15, 
Fn. 2 m. w. N . ) . 
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2. Abweichungen 
33 a) N u r vier Verträge regeln die Ansässigkeit in völliger Überein­
stimmung mit Abs. 1 M A 77: die DBA Elfenbeinküste, Kanada 1981, 
Mauritius und Neuseeland, jeweils Ar t . 4. 
34 Ubereinstimmend mit Abs. 1 M A 63, d. h. ohne den Satz 2 des M A 
77: DBA Belgien (mit Sonderregelung für Gesellschaften, vgl . Rz. 45), 
Brasilien, Ecuador, Finnland 1919 (mit Sonderregelung für Gesellschaf­
ten), Frankreich, Griechenland Ar t . II Abs. 1 N r . 4 Buchst, a, Indonesien 
Art . 3 Abs. 2 Buchst, a, Iran, Jamaika, Korea, Liberia, Malaysia, Malta, 
Marokko, Norwegen, Polen, Rumänien, Sambia, Schweden, Singapur, Spa­
nien (mit Sonderregelung für Gesellschaften), Sri Lanka 1919, Thailand, 
Trinidad und Tobago, Tschechoslowakei, Türkei, Tunesien, Ungarn, 
USSR, Zypern; soweit vorstehend nicht anders angegeben jeweils 
Ar t . 4, meist in Abs. 1. 
35 Inhaltlich übere ins t immend ebenfalls: DBA Japan Art . 4 Abs. 1, 
DBA Kenia Ar t . 4 Abs. 1. 
36 b) Mit Abs. 1 Satz 1 inhaltlich übereinst immende Regelungen ent­
halten die nachstehend aufgeführten zehn Abkommen, in denen jedoch 
die ortsbezogenen Anknüpfungsmerkmale z. T . abweichend formuliert 
sind. Soweit bei ihnen der ausdrückliche Hinweis auf das innerstaatli­
che Recht zur Bestimmung der Ansässigkeit fehlt (DBA Argentinien), 
ergibt sich dieser aus dem Vorhandensein einer Regelung für Doppel­
wohnsitzfälle in Abs. 2, die bei autonomer Auslegung der Ansässig­
keitsmerkmale des Abs. 1 überflüssig wäre. 
Art. 4 Abs. 1 DBA Argentinien Wohnsitz, ständiger Aufenthalt, gewöhnli­
cher Aufenthalt, Ort der Geschäftsleitung, 
Sitz, anderes ähnliches Merkmal fehlt 
Art. 4 Abs. 1 DBA Belgien Abs. 1 1. Halbsatz = M A ; Sonderregelung 
für Gesellschaften 
Art. 2 Abs. 1 Nr. 2a DBA Wohnsitz, Aufenthalt, Ort der Geschäfts-
Dänemark leitung, anderes ähnliches Merkmal 
Art. 4 Abs. 1 DBA Finnland 1919 = Abs. 1 Satz 1 M A 77; Sonderregelung für 
Gesellschaften und Nachlaß-Ansässigkeit 
Art. 2 Abs. 1 Nr. 4 a DBA wie Art. 2 Abs. 1 Nr. 2 a DBA Dänemark 
Frankreich (s.o.) 
Art. 4 Abs. 1 DBA Island = Abs. 1 Satz 1 M A ; Sonderregelung für 
Personengesel Ischaßen 
Art. 2 Abs. 1 Nr. 2a DBA wie Art. 2 Abs. 1 Nr. 2a DBA Dänemark 
Norwegen (s.o.) 
Art. 4 Abs. 1 DBA Spanien = Abs. 1 Satz 1 M A ; Sonderregelung für 
Personengesellschaften 
Art. 4 Abs. 1 DBA Thailand Wohnsitz, ständiger Aufenthalt, Eintrag, 
Errichtung, Sitz, Ort der Geschäftsleitung, 
anderes ähnliches Merkmal 
Art. 1 Abs. 3 D B A USSR Wohnsitz, gewöhnlicher Aufenthalt, Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung, Tatsache der 
Gründung 
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37 D ie inhaltliche Übere ins t immung mit dem M A (mit Ausnahme der 
ergänzenden Sonderregelung) ergibt sich aus der Ortsbezogenheit der 
von dem Wortlaut abweichenden Merkmale. Diese werden vom M A 
durch den Begriff „anderes ähnliches M e r k m a l " erfaßt. Einer dem M A 
entsprechenden Auslegung stehen keine Hindernisse entgegen. 
38 c) Eine Reihe von Abkommen regelt die Ansässigkeit natürlicher 
Personen gesondert fur jeden der beiden Vertragsstaaten unter Ver ­
wendung positiver Begriffsmerkmale, ergänzt durch das negative E r ­
fordernis der Nichtansässigkeit i m anderen Vertragsstaat, jedoch ohne 
eine dem Abs. 2 M A entsprechende Regelung für Doppelwohnsi tzfäl­
le. So bestimmt Ar t . II Abs. 1 Buchst, g N r . 2 DBA Ägypten die Ansäs­
sigkeit natürlicher Personen in der Bundesrepublik durch ihren Wohn­
sitz oder gewöhnl ichen Aufenthalt nach deutschem Steuerrecht, zu­
sätzlich w i rd verlangt die Nichtansässigkeit in der Ägyptischen Pro­
vinz nach ägyptischem Steuerrecht. In gleicher Weise bestimmt Abs. 1 
Buchst, h N r . 2 die Ansässigkeit der natürlichen Personen in Ägypten 
nach ägypt ischem Steuerrecht (Wohnsitz in Ägypten: vgl . Korn/Deba-
tin Ägypten S. 30) unter der Voraussetzung, daß kein Wohnsitz oder 
gewöhnl icher Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland gegeben 
ist. Ausdrücklich bestimmt ist, daß die ansässigkeitsbegründenden 
Merkmale nach dem jeweiligen innerstaatlichen Recht zu verstehen 
sind. Doppelbesteuerungen aufgrund doppelten Wohnsitzes können, 
da eine dem Abs. 2 M A entsprechende Regelung fehlt, nur durch A n ­
rechnung nach dem jeweiligen innerstaatlichen Steuerrecht beseitigt 
bzw. gemildert werden (so auch Korn/Debatin aaO). 
39 Der geschilderten Regelung des DBA Ägypten entsprechen: DBA 
Indien Ar t . II Abs. 1 Buchst, d, Irland Ar t . II Abs. 1 Buchst, d (ii), 
Kanada 1956 Ar t . II Abs. 1 Buchst, e S a t z l , Pakistan Ar t . II Abs. 1 
Buchst, h, Sri Lanka (Ceylon) 1962 Ar t . II Abs. 1 Buchst, g; für Gesell­
schaften enthalten alle genannten Abkommen eine Sonderregelung (vgl. 
Rz. 23). 
40 d) Eine für jeden Vertragsstaat gesonderte Bestimmung der Ansäs­
sigkeit, jedoch nicht durch positive Begriffsmerkmale sondern unter 
Verweisung auf die Anknüpfungskri ter ien des innerstaatlichen Rechts 
enthält DBA Australien, Ar t . 4 Abs. 1: Abs. 1 Buchst, a verlangt für die 
Ansässigkeit in Australien Ansässigkeit i . S. der australischen Steuerge­
setze, Abs. 1 Buchst, b für die Ansässigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland die deutsche unbeschränkte Steuerpflicht. Z w e i Ausnah­
men - (i) und (ii) - beziehen sich auf die Einwohner der in Ar t . 3 Abs. 1 
Buchst, a genannten besonders gestellten Territorien (Einzelheiten zur 
jeweiligen steuerlichen Regelung: Korn/Debatin Australien S. 58). Ä h n ­
lich bestimmen auch die DBA Großbritannien, Israel und Südafrika die 
Ansässigkeit für jeden Vertragsstaat als Ansässigkeit im Sinne seiner 
innerstaatlichen Steuergesetze, wobei die Begriffsbestimmungen für 
die Bundesrepublik Deutschland durch einen Klammerzusatz auf den Be­
griff der unbeschränkten Steuerpflicht verweisen (DBA Großbritannien 
Art. 2 Abs. 1 Buchst, h, i , Israel, Ar t . 2 Abs. 1 N r . 5 Buchst, a, Südajri-
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ka Ar t . 3 Abs. 1 Buchst, g, aa mit Sonderregelung für Gesellschaften, 
vgl . Rz. 23). Eine einheitliche Bestimmung der Ansässigkeit nach der 
unbeschränkten Steuerpflicht i . S. des jeweiligen innerstaatlichen 
Rechts enthält Ar t . 4 Abs. 1 DBA Schweiz. 
41 e) Eine für beide Vertragsstaaten einheitliche autonome Definition 
der Ansässigkeit, die vom Musterabkommen stark abweicht, sehen die 
DBA Luxemburg, Ar t . 3 Abs. 1, und Niederlande, Ar t . 3 Abs. 1, vor. 
Nach ihnen hat eine natürliche Person ihren Wohnsitz i . S. des A b k o m ­
mens , , in dem Vertragsstaat, in dem sie eine Wohnung hat, unter 
Ums tänden , die daraufschließen lassen, daß sie die Wohnung beibehal­
ten und benutzen w i r d " . Diese Begriffsbestimmung entspricht fast 
wört l ich der Wohnsitzdefinition des § 8 A O (vgl. o. Rz . 26). Dennoch 
wird man nicht davon ausgehen können, daß Luxemburg und die Nie­
derlande an die Auslegung der deutschen Wohnsitzdefinition gebunden 
sind. Aus der Regelung für Doppelwohnsitzfäl le jeweils in Abs. 3 ist 
vielmehr zu entnehmen, daß jeder der beiden Vertragsstaaten berech­
tigt ist, die Begriffsbestimmung des Abs. 1 nach seinem innerstaatli­
chen Recht (entsprechend Ar t . 3 Abs. 2 M A ) auszulegen. Der luxem­
burgisch-niederländischen Regelung entspricht auch Art . 1 Abs. 2 
DBA Österreich, wobei hier der gewöhnl iche Aufenthalt über die A n ­
sässigkeit entscheidet, falls die Person in keinem der Vertragsstaaten 
einen Wohnsitz hat. Eine einheitliche Formulierung findet sich ferner in 
Ar t . 13 Abs. 1 DBA Italien sowie in Art . 10 Abs. 1 DBA Finnland 1935; 
als Wohnsitz i . S. des Abkommens ist hier der Ort anzusehen, „ w o der 
Steuerpflichtige eine Wohnung unter Ums tänden innehat, die auf die 
Absicht der Beibehaltung einer solchen schließen lassen". 
42 £) Keine Definition des Wohnsitzbegriffs enthält das DBA USA. 
Dessen Art . II Abs. 2 ergänzt lediglich die dem Art . 3 Abs. 2 M A ent­
sprechende generelle Auslegungsverweisung auf das innerstaatliche 
Recht durch den Zusatz, daß der Begriff „ W o h n s i t z " in der Bundesrepu­
blik Deutschland auch den gewöhnl ichen Aufenthalt mitumfasse. Für die 
nach amerikanischem Recht geltende Auslegung des Begriffs ,,resi­
dence" s. bereits o. Rz. 28. 
43 g) Besondere Ansässigkeitsbestimmungen fur Körperschaften: 
Art . II Abs. 1 Buchst, g, DBA Ägypten und Ar t . II Abs. 1 e DBA Kana­
da 1956 stellen für die Ansässigkeit in der Bundesrepublik Deutschland auf 
die Geschäftsleitung oder auf den Sitz in der Bundesrepublik ab, sofern 
nicht i m letzteren Fall die Geschäftsleitung in Ägypten bzw. in Kanada 
liegt. Die Ansässigkeit in Ägypten setzt den Sitz der Gesellschaft in 
Ägyten voraus (Abs. 1 Buchst, a); die in Kanada die Geschäftsleitung in 
Kanada. Nach dem gleichen Muster bestimmen die Ansässigkeit in der 
Bundesrepublik die DBA Irland, Ar t . II Abs. 1 Buchst, d (i) (iv) und Sri 
Lanka (Ceylon) 1962 Ar t . II Abs. 1 Buchst, g. Zur Ansässigkeit in Irland 
ist erforderlich die Geschäftsleitung in Irland, wobei die Vorschriften 
über die Erhebung der corporation profits tax - inzwischen „Corpora­
tion tax" mit einem gegenüber der ,,corporation profits tax" veränder­
ten Inhalt - unberühr t bleiben, wenn die betreffende Gesellschaft ihren 
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Sitz in Irland hat, ohne ihre Geschäftsleitung in der Bundesrepublik 
Deutschland zu haben. Ansässigkeit in Sri Lanka (Ceylon) erforderte 
Geschäftsleitung oder den Sitz in Sri Lanka; letzteres, sofern nicht die 
Geschäftsleitung in der Bundesrepublik Deutschland ausgeübt wird. 
Ar t . II Abs. 1 Buchst, g DBA Indien bestimmt die Ansässigkeit in der 
Bundesrepublik durch den Sitz oder die ausschließliche Geschäftslei­
tung; für die Ansässigkeit in Indien gilt die Regelung entsprechend. Die 
Ar t . 10 Abs. 4 DBA Finnland 1935, Ar t . 3 Abs. 5 DBA Niederlande, 
Art . 3 Abs. 5 DBA Luxemburg, Ar t . 1 Abs. 3 DBA Österreich und Art . 2 
Abs. 1 Buchst, a DB^4 Pakistan bestimmen die Ansässigkeit nach dem 
Ort der Leitung (Pakistan und Österreich: Ort der Geschäftsleitung), 
wobei die Abkommen mit Luxemburg und den Niederlanden sowie 
Österreich bei doppelter Ansässigkeit oder Ansässigkeit in keinem der 
beiden Vertragsstaaten auf den Sitz abstellen. Nach Ar t . 13 DB^4 Italien 
entscheidet sich die Ansässigkeit nur nach dem Sitz. 
44 Zur Auslegung der Begriffe „ O r t der Leitung", „ O r t der Geschäfts­
leitung" und „ O r t der tatsächlichen Geschäftsleitung" s.u. Rz . 99ff. 
45 h) Besondere Ansässigkeitsbestimmungen fur Personengesell­
schaften (zu ihrer Abkommenssubjekt ivi tä t : Ar t . 1 Rz. 19ff.): Nach 
Ar t . 4 DBA Belgien begründet der Ort der tatsächlichen Geschäftslei­
tung die Ansässigkeit für Handelsgesellschaften, Kommanditgesell­
schaften und Partenreedereien des in der Bundesrepublik Deutschland gel­
tenden Rechts sowie für Gesellschaften des belgischen Rechts - ausge­
nommen Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf A k ­
tien - , die sich dafür entschieden haben, daß ihre Gewinne der E i n k o m ­
mensteuer unterworfen werden. Auch Art . 4 Abs. 4 DBA Island knüpft 
die Ansässigkeit der Personengesellschaft an den Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung, eingeschränkt durch eine subject-to-tax-Klausel. 
Nach Art . 4 Abs. 4 DBA Finnland 1919 sind Personengesellschaften in 
dem Staat ansässig, nach dessen Recht sie errichtet worden sind; bei 
doppelter Ansässigkeit entscheidet der Ort der tatsächlichen Ge­
schäftsleitung. Gemäß Art . 3 Abs. 1 Buchst, g, dd DBA Südafrika sind 
Personengesellschaften und andere Personenvereinigungen, die nach 
dem für sie maßgebenden innerstaatlichen Recht keine juristischen Per­
sonen sind, in Südafrika ansässig, wenn sie dort gegründet worden sind 
oder ihre Geschäftsleitung in Südafrika haben (Abs. 1 Buchst, g, aa). 
Bei doppelter Ansässigkeit entscheidet der Ort der tatsächlichen Ge­
schäftsleitung über den Vorrang. Eine ausdrückliche Ansässigkeitsbe­
stimmung für Personengesellschaften in der Bundesrepublik Deutschland 
fehlt. Die Ar t . 4 Abs. 4 DBA Portugal und Spanien behandeln den Ge­
sellschafter einer Personengesellschaft für die Besteuerung der Einkünf­
te, die er von der Gesellschaft bezieht oder des Vermögens , das er 
durch die Gesellschaft besitzt, als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem 
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. Ar t . 4 Abs. 4 
DBA Portugal nimmt von dieser Regel die Ausschüt tungen der Gesell­
schaft aus. Beide Vorschriften gewähren dem anderen Vertragsstaat ein 
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Besteuerungsrecht, falls der Gesellschafter im Staat der tatsächlichen 
Geschäftsleitung nicht besteuert wird (subject-to-tax-Klausel). 
C. Zu Absatz 2 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
Ziff. 10s.o. zu Abs. 1 Rz.22 
46 11. [Doppelwohnsitz] Dieser Ab­
satz bezieht sich auf den Fall, in dem 
nach Absatz 1 eine natürliche Person 
in beiden Vertragsstaaten steuer­
pflichtig ist, weil sie in beiden Staa­
ten als ,,ansässig"gilt. 
47 12. [Vorrangbestimmung] Zur 
Lösung dieses Konflikts müssen be­
sondere Regeln aufgestellt werden, 
die den Beziehungen des Steuer­
pflichtigen zu dem einen Staat vor 
denjenigen zu dem anderen Staat den 
Vorrang geben. Das Merkmal, nach 
dem die Frage des Vorrangs entschie­
den wird, muß soweit wie möglich so 
beschaffen sein, daß es von einer Per­
son nur in einem Staat erfüllt werden 
kann, und muß zugleich auf eine Be­
ziehung abstellen, die es als natürlich 
erscheinen läßt, daß das Besteue­
rungsrecht dem betreffenden Staat 
zuerkannt wird. 
48 13. [Ständige Wohnstätte] Der 
Artikel gibt demjenigen Vertragsstaat 
den Vorrang, in dem die natürliche 
Person über eine ständige Wohnstätte 
verfügt. Diese Bestimmung findet 
sich gewöhnlich in den Doppelbe­
steuerungsabkommen, und dieses 
Merkmal wird häufig genügen, um 
den Konflikt zu lösen, wenn eine 
Person in dem einen Vertragsstaat ei­
ne ständige Wohnstätte besitzt und 
MA-Kommentar 1977 
Ziff. 8 s.o. zu Abs. 1 Rz. 22 
9. [Doppelwohnsitz] Dieser A b ­
satz betrifft den Fall, daß nach 
Absatz 1 eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig 
ist. 
10. [Vorrangbestimmung] Zur 
Lösung dieses Konflikts sind be­
sondere Regeln erforderlich, die 
den Beziehungen des Steuer­
pflichtigen zu dem einen Staat 
vor denjenigen zu dem anderen 
Staat den Vorrang geben. Das 
Merkmal , nach dem der Vorrang 
entschieden wird , soll so beschaf­
fen sein, daß es von einer Person 
nur in einem Staat erfüllt werden 
kann, und es m u ß zugleich auf ei­
ne Beziehung abstellen, die es als 
natürlich erscheinen läßt, daß das 
Besteuerungsrecht dem betref­
fenden Staat zuerkannt wird. 
11. [Ständige Wohnstätte] Der 
Art ikel gibt demjenigen Ver­
tragsstaat den Vorrang, in dem 
die natürliche Person über eine 
ständige Wohnstä t te verfugt. 
Dieses Merkmal wird häufig ge­
nügen, um den Konflikt zu lösen, 
z . B . wenn die natürliche Person 
in einem Vertragsstaat über eine 
ständige Wohnstä t te verfügt und 
sich im anderen Vertragsstaat le-
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49 
sich lediglich während einer gewissen 
Dauer in dem anderen Vertragsstaat 
aufgehalten hat. 
50 
51 14. [Mittelpunkt der Lebensin­
teressen] Verfugt die natürliche Per­
son in beiden Vertragsstaaten über ei-
diglich fur eine gewisse Dauer 
aufgehalten hat. 
12. [Dauernde Nutzung] Für die 
Anwendung des Abkommens 
gilt nach Buchstabe a (bei einem 
Konfl ik t zwischen dem Recht der 
beiden Staaten), daß sich der 
Wohnsitz (residence) einer na tür ­
lichen Person an dem Ort befin­
det, an dem sie eine Wohnstä t te 
hat; es m u ß sich um eine ständige 
Wohns tä t t e handeln, d. h. die na­
türliche Person m u ß sie zur dau­
ernden Nutzung bestimmt und 
beibehalten haben, i m Gegensatz 
zu einem Aufenthalt an einem be­
stimmten Or t unter Umständen , 
die eindeutig erkennen lassen, 
daß der Aufenthalt von kurzer 
Dauer sein soll. 
13. [Ständige Verfügbarkeit] 
Z u m Begriff der ständigen 
Wohns tä t te sei bemerkt, daß jede 
Form einer Wohnstä t te in Be­
tracht kommt (Häuser oder 
Wohnungen, die der natürlichen 
Person gehören oder von ihr ge­
mietet sind, oder gemietete m ö ­
blierte Zimmer) . Entscheidend 
ist, daß es sich um eine ständige 
Wohns tä t te handelt; dies erfor­
dert Vorkehrungen der natürl i­
chen Person dafür, daß ihr die 
Wohns tä t t e jederzeit ständig zur 
Verfügung steht und nicht nur 
gelegentlich für Aufenthalte, die 
ihrem Anlaß nach notwendi­
gerweise nur von kurzer Dauer 
sein können (Vergnügungs- , Ge­
schäfts- oder Studienreise, Lehr­
gänge u. ä.). 
14. [Mittelpunkt der Lebensin­
teressen] Verfugt die natürliche 
Person in beiden Vertragsstaaten 
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ne ständige Wohnstätte, so gibt der über eine ständige Wohnstä t te , so 
Artikel dem Staat den Vorrang, zu gibt Absatz 2 dem Staat den V o r ­
dem die engeren persönlichen und rang, zu dem die natürliche Per-
wirtschaftlichen Beziehungen beste- son die engeren persönlichen und 
hen, d.h. dem Staat, in dem sich der wirtschaftlichen Beziehungen 
Mittelpunkt der Lebensinteressen be- hat, d. h. dem Staat, in dem sich 
findet. der Mittelpunkt der Lebensinter­
essen befindet. Läßt sich der 
Wohnsitz nach dieser Regel nicht 
bestimmen, so sieht Absatz 2 als 
Hilfsmerkmale zunächst den ge­
wöhnl ichen Aufenthalt und da­
nach die Staatsangehörigkeit vor. 
Ist eine natürliche Person Staats­
angehöriger beider Staaten oder 
keines der Staaten, so soll die Fra­
ge von den betreffenden Staaten 
in gegenseitigem Einvernehmen 
nach Art ikel 25 geregelt werden. 
52 15. [Persönliche und wirtschaft­
liche Beziehungen] Verfugt die 
natürliche Person in beiden Ver­
tragsstaaten über eine ständige 
Wohnstä t te , so ist anhand der tat­
sächlichen Verhältnisse festzu­
stellen, zu welchem der beiden 
Staaten die Person die engeren 
persönlichen und wirtschaftli­
chen Beziehungen hat. Dabei 
sind ihre familiären und gesell­
schaftlichen Beziehungen, ihre 
berufliche, politische, kulturelle 
und sonstige Tätigkeit , der Ort 
ihrer Geschäftstätigkeit, der Ort, 
von wo aus sie ihr Vermögen 
verwaltet, und ähnliches zu be­
rücksichtigen. Die Ums tände 
sind als Ganzes zu prüfen; E rwä­
gungen, die sich aus dem persön­
lichen Verhalten der natürlichen 
Person ergeben, haben selbstver­
ständlich erhöhte Bedeutung. Be­
gründet eine Person, die in einem 
Staat über eine Wohnstä t te ver­
fügt, ohne diese aufzugeben, im 
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53 15. [Gewöhnlicher Aufenthalt/ 
Staatsangehörigkeit] Läßt sich der 
Wohnsitz nach diesen Regeln nicht 
bestimmen, so sieht der Artikel als 
Hilfsmerkmale zunächst den ge­
wöhnlichen Aufenthalt und danach 
die Staatsangehörigkeit vor. 
54 
anderen Staat eine zweite W o h n ­
stätte, so kann die Tatsache, daß 
sie die erste Wohnstä t te dort bei­
behält, wo sie bisher stets gelebt 
und gearbeitet hat und wo sie ihre 
Familie und ihren Besitz hat, zu­
sammen mit anderen Gesichts­
punkten als Zeichen dafür spre­
chen, daß diese Person den M i t ­
telpunkt ihrer Lebensinteressen 
im ersten Staat beibehalten hat. 
16. [Gewöhnlicher Aufenthalt] 
Buchstabe b sieht ein subsidiäres 
Kriterium für zwei ganz unter­
schiedliche Fälle vor, nämlich: 
a) den Fall, daß die natürliche 
Person in beiden Vertragsstaa­
ten über eine ständige W o h n ­
stätte verfügt und nicht be­
stimmt werden kann, in wel ­
chem Staat sie den Mittelpunkt 
ihrer Lebensinteressen hat; 
b) den Fall, daß die Person in kei­
nem Vertragsstaat über eine 
ständige Wohnstä t te verfügt. 
Vorrang hat der Vertragsstaat, in 
dem die Person ihren gewöhnl i ­
chen Aufenthalt hat. 
17. [Gewöhnlicher Aufenthalt 
und ständige Wohnstätte] Im er­
sten Fall, bei dem die natürliche 
Person in beiden Staaten über ei­
ne ständige Wohnstä t te verfugt, 
gibt für die Beurteilung der Fra­
ge, wo die Person den Mit te l ­
punkt ihrer Lebensinteressen hat, 
die Tatsache, daß sie einen ge­
wöhnl ichen Aufenthalt in dem ei­
nen, nicht aber in dem anderen 
Staat hat, den Ausschlag zugun­
sten des Staates, in dem sie sich 
häufiger aufhält. Dabei sind nicht 
nur die Aufenthalte der natürl i­
chen Person in der ständigen 
Wohnstä t te in diesem Staat in Be-
157 
Art. 4 55-57 Ansässige Person 
MA-Kommentar 1963 MA-Kommentar 1977 
tracht zu ziehen, sondern auch je­
ne an irgendeinem anderen Or t in 
demselben Staat. 
55 18. [Gewöhnlicher Aufenthalt 
ohne ständige Wohnstätte] Im 
zweiten Fall handelt es sich um 
eine natürliche Person, die in kei­
nem der Vertragsstaaten über ei­
ne ständige Wohnstä t te verfügt, 
z . B . eine Person, die von Hotel 
zu Hotel zieht. Auch in diesem 
Fall sind alle Aufenthalte in einem 
Staat zu berücksichtigen, ohne 
daß deren Gründe festgestellt zu 
werden brauchen. 
56 19. [Vergleichszeitraum] Buch ­
stabe b sieht zwar vor, daß in den 
zwei Fällen, auf die er sich be­
zieht, der Vorrang dem Ver ­
tragsstaat zukommt, in dem die 
natürliche Person einen g e w ö h n ­
lichen Aufenthalt hat, er legt aber 
nicht die Zeitspanne fest, die dem 
Vergleich zugrunde zu legen ist. 
Der Vergleich m u ß einen ausrei­
chend langen Zeitraum erfassen, 
um feststellen zu können, ob es 
sich bei dem Aufenthalt in jedem 
der beiden Staaten um einen ge­
wöhnl ichen Aufenthalt handelt 
und in welchen zeitlichen 
Abständen die Aufenthalte statt­
finden. 
57 20. [Staatsangehörigkeit] Hat die 
natürliche Person in den beiden 
Fällen des Buchstabens b einen 
gewöhnl ichen Aufenthalt in bei­
den Vertragsstaaten oder in kei­
nem der Staaten, so kommt dem 
Staat der Vorrang zu, dessen 
Staatsangehöriger sie ist. Ist die 
natürliche Person in diesen Fällen 
Staatsangehöriger beider Ver ­
tragsstaaten oder keines der Staa­
ten, so verpflichtet Buchstabe b 
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Z u Absatz 2 58 Art. 4 
MA-Kommentar 1963 
16. [Verständigungsverfahren] 
Besitzt eine natürliche Person die 
Staatsangehörigkeit beider Ver­
tragsstaaten oder keines Vertragsstaa­
tes, so soll die Frage von den betref­
fenden Staaten im gegenseitigem Ein­
vernehmen gemäß Artikel 25 über 
das Verständigungsverfahren geregelt 
werden. 
Ziff. il s.u. zu Abs.3Rz. 89 
MA-Kommentar 1977 
die zuständigen Behörden , die 
Frage in gegenseitigem Einver­
nehmen nach Ar t ike l 25 zu re­
geln. 
Ziff . 21 s. u. zu Abs . 3 Rz . 89 





Ägypten Keine entsprechende 
Regelung 
88 
Argentinien = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
Australien Eigenständige Rege­
lung 
4 Abs. 2 84 
Belgien ~ MA, aber Abwei­ 4 Abs. 2 83 
chung bzgl. speziel­
ler Berufsgruppen 
Brasilien = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
Ceylon s. Sri Lanka 
Dänemark = MA 2 Abs. 1 Nr. 2b llff.;59ff. 
Elfenbeinküste = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
Finnland 1935 Eigenständige Rege­
lung 
10 Abs. 2 87 
Finnland 1979 = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
Frankreich = MA 2 Abs. 1 Nr. 4b 11 ff.; 59ff. 
Griechenland = MA II Abs. 1 Nr. 4b llff.;59ff. 
Großbritannien « M A II Abs. 1 
Nr. h(ii) 
83 





3 Abs. 2b 83 
Iran = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
Irland Keine entsprechende 
Regelung 
88 
Island = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
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2 Abs. 1 Nr. 5b 83 
13 Abs. 3 87 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
11 ff; 59ff. 
85 
88 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
3 Abs. 2-4 
11 ff; 59ff. 
11 ff; 59ff. 
llff.;59ff. 
11 ff; 59ff. 
83. 86 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
3 Abs. 2-4 
llff.;59ff. 
11 ff. ; 59 ff. 
llff.;59ff. 
llff.;59ff. 
11 ff; 59ff. 
83, 86 
2 Abs. 1 Nr. 2b 
1 Abs. 2 Satz 2 
Uff; 59 ff. 
86 
88 
4 Abs. 2 84 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
11 ff; 59ff. 
84 
4 Abs. 2 
3 Abs. 1 b 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
Uff.;59ff 
llff.;59ff. 
11 ff; 59ff 
83 
4 Abs. 2 llff.;59ff. 
88 
4 Abs. 2 
3 Abs. 1 Nr. g, 
cc 
4 Abs. 2 
4 Abs. 2 
11 ff; 59ff. 
11 ff; 59ff 
11 ff; 59ff. 
11 ff. ; 59 ff. 
4 Abs. 2 84 
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Tunesien = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
Ungarn Eigenständige Rege­
lung 
4 Abs. 2 83 





1 Abs. 4 83 
Zypern = MA 4 Abs. 2 llff.;59ff. 
III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
59 a) Grundzüge: Ist eine natürliche Person nach dem innerstaatlichen 
Recht der Vertragsstaaten - und somit nach Abs. 1 - in beiden Ver ­
tragsstaaten ansässig, so bestimmt Abs. 2 die abkommensrechtliche 
Ansässigkeit nach einer Rangfolge von Anknüpfungsmerkmalen: 
Rangfolge bei der Ansässigkeitsbestimmung 
Absatz 2 
60 Buchst, a 
61 Buchst, b 
62 Buchst, c 
63 Buchst, d 
Anknüpfungsmerkmal 
- ständige Wohnstätte in 
einem Vertragsstaat 
- ständige Wohnstätte in 
beiden Vertragsstaaten und 
Mittelpunkt der Lebens­
interessen in einem Ver­
tragsstaat 
- wie vor, jedoch Mittel­
punkt der Lebensinteressen 
nicht bestimmbar 
- ständiger Wohnsitz in 
keinem der beiden Ver­
tragsstaaten 
- gewöhnlicher Aufent­
halt in beiden Ver­
tragsstaaten 
- gewöhnlicher Aufenthalt 
in keinem der beiden Ver­
tragsstaaten 
- Staatsangehörigkeit in 
beiden Vertragsstaaten 
- Staatsangehörigkeit in 




11 V o g d . D B A 
diesem Staat 
dem Staat, in dem der Mittelpunkt der 
Lebensinteressen liegt 
dem Staat, in dem die Person ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat 
ebenso 
dem Staat, dessen Staatsangehörigkeit 
die Person besitzt 
ebenso 
dem Staat, auf den sich die zuständi­




Art. 4 64,65 Ansässige Person 
64 b) Funktion des Abs. 2: Besteht nur ein Wohnsitz nach dem inner­
staatlichen Recht eines Vertragsstaates, so ist dies zugleich der iür die 
Abkommensanwendung maßgebende Wohnsitz (vgl. o. Rz. 9). Zur 
Anwendung des Abs. 2 kommt es nur, wenn dieselbe natürliche Person 
nach Abs. 1 in beiden Vertragsstaaten ansässig ist; für diesen Fall 
schafft Abs. 2 die Voraussetzungen einer eindeutigen Wohnsitzzuord­
nung. Während die Ansässigkeit nach Abs. 1 die Abkommensberechti­
gung begründet (vgl. Rz. 9), konkretisiert Abs. 2 die Rechtsfolgen der 
Abkommensberechtigung: er bestimmt, welcher der beiden Ver­
tragsstaaten die nach seinem innerstaatlichen Recht in seinem Gebiet 
ansässige natürliche Person als Wohnsitzstaat und welcher der beiden 
sie als Quellenstaat besteuern darf (so auch: F. Wassermeyer in Flick/ 
Wassermeyer/Wingert, A n m . 21 zu Art . A DBA Schweiz). Ist eine natürli­
che Person in einem Vertragsstaat deshalb ansässig, weil dessen inner­
staatliches Steuerrecht einen inländischen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt fingiert (z. B . in Deutschland § 14 Abs. 3 S t A n p G von 1934 
für Inhaber und leitende Angestellte eines inländischen Unternehmens) 
und hat diese Person ihren tatsächlichen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im anderen Vertragsstaat, so entscheidet Abs. 2 den sich 
daraus ergebenden Konflikt zugunsten der tatsächlichen Anknüp­
fung. Sieht man entgegen der hier vertretenen Auffassung (oben Rz. 
30) als „ähnliches M e r k m a l " i . S. des Abs. 1 auch andere als ortsbezo­
gene Merkmale an - z. B . die Staatsangehörigkeit - so würden entspre­
chend auch daraus entspringende Konflikte zugunsten der ortsbezoge­
nen Anknüpfung gelöst („Wohnsitz vor Staatsangehörigkeit"). Der 
betreffende Staat hat natürlich die Möglichkeit , sich seine an die Staats­
angehörigkeit anknüpfende Besteuerung ausdrücklich vorzubehalten 
(so stets die USA). 
65 Ar t . 4 Abs. 1 gilt sowohl für natürliche als auch für alle nichtnatürli­
chen Personen; das ergibt sich aus Abs. 3. Dagegen gilt Abs. 2 nur für 
natürliche Personen. Der Begriff wird durch das M A nicht definiert, 
sondern vorausgesetzt (Art. 3 Abs. 1 Buchst, a, s.o. zu Ar t . 3 Rz. 15). 
Die für die ortsbezogene Anknüpfung wichtige Unterscheidung z w i ­
schen natürlichen und nichtnatürlichen Personen bestimmt sich im 
Rahmen des Abs. 1, wie die Ansässigkeit insgesamt, nach innerstaatli­
chem Recht. Demgegenüber verlangen Abs. 2 und 3 nach einer ortsbe­
zogenen Anknüpfung, die sich unabhängig vom innerstaatlichen 
Recht (autonom) bestimmen läßt. Das ist nur zu erreichen, wenn die 
Kriterien den tatsächlichen Anknüpfungsmögl ichkeiten Rechnung 
tragen, die für natürliche und nichtnatürliche Personen verschieden 
sind. D e m entsprechen die Absätze 2 und 3; es ergibt sich daraus zu­
gleich, daß anders als nach Abs. 1 hier auch der Begriff „natürl iche 
Person" - und der Gegensatz ,,eine andere als natürliche Person" -
abkommensrechtlich, d.h. autonom zu bestimmen ist ( z .B . ist nach 
einem Vortrag von K. Manke vom 2. 7. 1982 in München nach sowjeti­
schem Recht auch der Einzelunternehmer „juristische Person"; den­
noch könnte i m Fall des Doppelwohnsitzcs sinnvoll nur Ar t . 1 Abs. 4 
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DBA USSR angewandt werden, der dem Art . 4 Abs. 2 M A im we­
sentlichen entspricht). 
66 Abs . 2 bestimmt die Ansässigkeit nur fur Zwecke der Abkommens­
anwendung (s. o. Rz. 9, 11 f.). Die Person gilt als in dem Staat ansäs­
sig, der nach der Stufenfolge der Buchst, a bis d bestimmt wird. Soweit 
F. Wassermeyer (aaO A n m . 24 zu Art . 4 DBA Schweiz) aus dem Wort 
„ g i l t " eine „F ik t ion" ableitet, die sich ,,nur auf die Ansässigkeit in 
einem der beiden Vertragsstaaten bezieht", kann ihm nicht gefolgt 
werden (s. bereits o. Rz. 9): Abs. 2 setzt voraus, daß die Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig ist (vgl. Rz. 9, 62) und bestimmt nur 
den Vorrang des Staates, dem die Person stärker verbunden ist. Er 
begründet nicht nach innerstaatlichem Recht nichtbestehende (fiktive) 
Ansässigkeit, sondern knüpft die Ansässigkeit nach Abkommensrecht 
nur an zusätzliche Kriterien. Nicht richtig ist es auch, von einer Kolli­
sionsregel (s. dazu die Einleitung Rz. 15f.) zu sprechen (so Korn/Deba­
tin Syst. III Rdnr. 26): Abs. 2 bestimmt nicht, welches der beiden inner­
staatlichen Rechte zur Anwendung kommt, sondern er ergänzt die fur 
den Wohnsitz konstitutiven Merkmale des innerstaatlichen Rechts fur 
die Zwecke der Abkommensanwendung durch autonome Begriffe. 
67 Die abkommensrechtliche Ansässigkeit ist nach der Rangfolge der 
in Buchst, a bis d aufgezählten Anknüpfungsmerkmale zu bestimmen. 
Diese können ihre Aufgabe, die Bestimmung des fur die Abkommens­
anwendung allein verbindlichen Wohnsitzes, nur erfüllen, wenn sie 
autonom ausgelegt werden (eine nur scheinbare Ausnahme macht inso­
weit das Merkmal der Staatsangehörigkeit, s. Rz. 30, 78, 80). Die 
Verpflichtung zur autonomen Auslegung ergibt sich aus dem Abkom­
menszusammenhang i . S. des Ar t . 3 Abs. 2 (zur Begründung s. o. Rz. 
8, 63; ferner J. F. AveryJones u.a. B T R 1981, 19 m. w . N . ; L. W. Lede­
rer A W D / R I W 1981, 463, 465). Neben der allgemeinen Regel für die 
Auslegung aus dem Zusammenhang ist hier der engere Zusammen­
hang der Anknüpfungsmerkmalc des Abs. 2 zu berücksichtigen (zur 
Auslegung aus dem engeren Zusammenhang: M. Lehner, Verständi­
gungsverfahren, 77): die Merkmale des Abs. 2 bestimmen eine Anwen­
dungsvoraussetzung des Abkommens (vgl. Rz. 9); sie stehen in einer 
Stufenfolge ortsbezogener Kriterien (Zusammenhang mit Abs. 1); sie 
setzen die Möglichkeit unbeschränkter Steuerpflicht in beiden Ver­
tragsstaaten nach Abs. 1 voraus (vgl. Rz. 24); die Merkmale ständige 
Wohnstät te , gewöhnlicher Aufenthalt und Staatsangehörigkeit (dazu 
Rz. 78, 80) können in einem, in beiden oder in keinem Vertragsstaat 
gegeben sein; der Mittelpunkt der Lebensinteressen kann sich nur in 
einem der Vertragsstaaten oder in einem Drittstaat befinden (der 
Forderung des M A - K o m m . 77 zu Ar t . 4 Ziff. 10, o. Rz. 47f., das 
Merkmal, nach dem der Vorrang entschieden werde, müsse so beschaf­
fen sein, daß es von einer Person nur in einem Staat erfüllt werden 
könne, entspricht das M A also selber nicht). 
68 c) Verfügung über eine ständige Wohnstätte: Die deutsche Fassung 
verwendet objektive Merkmale (vgl. dazu die Auslegung des Wohn-
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sitz-Begriffs nach § 8 A O in Rz. 26), während die beiden Originalfas­
sungen des M A - englisch: „pe rmanen t home available to h im" , fran­
zösisch: , ,ού elle dispose d'un foyer d'habitation permanent" - mit den 
Worten , ,home" und ,,foyer d'habitation" eine subjektive Komponen­
te enthalten. Wohnstätte, home und foyer d'habitation sind Häuser 
oder Wohnungen, die der natürlichen Person gehören oder von ihr 
gemietet sind, auch gemietete möblier te Z immer ( M A - K o m m . 77 zu 
Art . 4 Ziff. 13, o. Rz. 26). Al le drei Ausdrücke umschreiben die Wohn­
gelegenheiten der natürlichen Person. Die deutschen Ausdrücke 
Wohnsitz (in Abs. 1) und Wohnstätte (in Abs. 2 Buchst, a) könnten als 
gleichbedeutend verstanden werden (so F . Wassermeyer aaO zu Art . 4 
DBA Schweiz A n m . 29; L. W. Lederer A W D / R I W 1981, 463, 465); 
demgegenüber finden die Ausdrücke home und foyer d'habitation im 
jeweiligen Abs. 1 der Originaltexte keine wört l iche Entsprechung. A n ­
ders als der objektiv feststellbare Begriff der „ W o h n s t ä t t e " enthalten 
sie zusätzlich ein Element persönlicher Bindung an die Wohngelegen­
heit (vgl. J. F. Avery Jones u.a. aaO 23 m . w . N . ) . Als „ t h e seat of 
domestic life and interests" hat der Begriff home einige Ähnlichkeit 
mit „center o f vital interests" in Abs. 2 Buchst, a (J. F. Avery Jones u. a. 
aaO 24). Dieser Auslegung von „ W o h n s t ä t t e " i .S . von „ h o m e " und 
„foyer d'habitation" ist zu folgen, weil sie dem Zweck des Abs. 2 
entspricht, auf eine intensive Bindung an einen der beiden Ver­
tragsstaaten abzustellen. Nicht schädlich ist es, daß diese Auslegung zu 
der Möglichkeit einer Überschneidung zwischen den Begriffen 
„ W o h n s t ä t t e " = „ h o m e " = „foyer d'habitation" mit den Begriffen 
„Mi t t e lpunk t der Lebensinteressen" = „center o f vital interests" = 
„cen t re des intérêts vitaux" fuhrt (dazu Rz. 70). 
69 Eine ständige Wohnstä t te (permanent home, foyer d'habitation per­
manent) ist nur dann gegeben, wenn sie von der natürlichen Person zur 
dauernden Nutzung bestimmt und bereitgehalten wird; gelegentliche 
Aufenthalte, die ihrem Anlaß nach von kurzer Dauer sein können (Ver-
gnügungs - , Geschäfts- oder Studienreisen, Lehrgänge u. ä.) begründen 
keine ständige Wohnstä t te (vgl. M A - K o m m . 77 zu Art . 4 M A Ziff. 
12f., o. Rz. 49f., sowie Verhandlungsprotokoll zu Ar t . 4 DBA Schweiz 
vom 18. Juni 1971 Anlage 2a, B S t B l . 1975 I, 479, 491). Das zeitliche 
Element bezieht sich nicht auf das Innehaben (den Besitz) der W o h ­
nung, sondern deren Verwendung als Wohnung (F. Wassermeyer aaO 
A n m . 34 zu Art . 4 DBA Schweiz); „ s t ä n d i g " ist hierbei in einem objek­
tiven Sinn als Gegensatz zu „befr is tet" zu verstehen (J. F. Avery Jones 
u.a. aaO 25 m. w. N . ) . O b Ferienwohnungen dem Begriff der „ s t än ­
digen Wohns tä t t e " unterfallen, ist rechtlich erst dann erheblich, wenn 
die Ferienwohnung einen Wohnsitz nach innerstaatlichem Recht be­
gründet . Der Bundesfinanzhof hält das Innehaben einer Ferienwoh­
nung für eine Dauer von fünf bis sechs Wochen hierfür noch nicht für 
ausreichend (BFH B S t B l . 1968, 439). F . Wassermeyer w i l l , da die „s tän­
dige Wohns tä t t e" in zeitlicher Hinsicht ein Mehr gegenüber dem 
Wohnsitz verlange, „d i e zeitliche Konkretisierung deutlich über dieser 
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6-Wochen-Frist suchen" und „ana log § 9 A O auf einen Zeitraum von 6 
Monaten abstellen (aaO zu Art . 4 DBA Schweiz A n m . 33). D e m ist in 
der Tendenz zuzustimmen; auf eine Analogie zu einer innerdeutschen 
Bestimmung kann man diese Auslegung des Abkommensrechts aber 
sicher nicht stützen. 
Die natürliche Person verfugt über die ständige Wohnstä t te ( , , . . . 
available to h im" ; ,,. . . dispose d'un foyer . . .") , wenn sie Vorkehrun­
gen dafür getroffen hat, daß ihr die Wohnstä t te jederzeit ständig zur 
Verfügung steht ( M A - K o m m . 77 zu Ar t . 4 Ziff. 13, o. Rz. 50). M i t 
dem Begriff „ver fügen" , der im Sinne von „ innehaben" die tatsäch­
liche Verfügungsmacht voraussetzt (RFH RS tB l . 1934, 341), werden 
das Hausrecht und das Recht, über die Nutzung der ständigen W o h n ­
stätte wie ein Eigentümer oder Mieter bestimmen zu können, um­
schrieben (vgl. F . Wassermeyer zu Ar t . 4 DBA Schweiz A n m . 36; ähn­
lich J. F. Avery Jones u.a. aaO 27; ihnen folgend L. W. Lederer aaO 467 
unter Bezug auf die Rechtsprechung des BFH zum Tatbestandsmerk­
mal des „ Innehabens" i .S . des § 8 A O ) . Demgegenüber kommt dem 
Aufenthalt in der Wohnung keine oder doch nur geringe Bedeutung 
zu (/. F . Avery Jones u.a. aaO 116: „ . . . should not be given too much 
weight in determining whether a permanent home exists . . .") . Denn 
der „gewöhnl i che Aufenthalt" soll nach Abs. 2 Buchst, b erst dann den 
Ausschlag geben, wenn der Steuerpflichtige eine „ W o h n s t ä t t e " in bei­
den Vertragsstaaten - oder in keinem von beiden Vertragsstaaten - hat. 
70 d) Verfügt die Person in beiden Staaten über eine ständige Wohn­
stätte, so gilt sie nach Abs. 2 Buchst, a als in dem Staat ansässig, zu dem 
sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat 
(Mittelpunkt der Lebensinteressen); englisch: , , . . . state, with which 
his personal and economic relations are closest (center o f vital inter­
ests)", französisch: , , . . . état . . . avec lequel ses liens personnels et 
économiques sont les plus étroits (centre des intérêts vitaux)". Die 
„engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen" sind unselb­
ständige Merkmale zur Bestimmung des abkommensrechtlichen 
Wohnsitzes. Sie setzen voraus, daß die Person in beiden Staaten über 
eine ständige Wohnstätte verfügt und konkretisieren das Element der 
besonderen persönlichen Bindung an die Wohnstä t te (s. o. Rz. 68). Daß 
eine ständige Wohnstä t te in beiden Vertragsstaaten gegeben sein m u ß 
ist nach dem Wortlaut des Abs. 2 Buchst, a eindeutig. Der M A -
K o m m . gibt insoweit allerdings Zweifel auf; dort werden Folgerungen 
für die Bestimmung des Mittelpunkts der Lebensinteressen daraus ge­
zogen, daß eine Wohnstä t te beibehalten wurde ( M A - K o m m . 77 zu 
Art . 4 Ziff. 15, o. Rz. 69). Auch F . Wassermeyer (zu Ar t . 4 DBA 
Schweiz A n m . 45) meint, obwohl die Formulierung des Art . 4 Abs. 2 
Buchst, a vol l mit dem M A übereinst immt, daß der Mittelpunkt der 
Lebensinteressen in einem Staat liegen könne, in dem keine ständige 
Wohnstät te bestehe. Das widerspricht ebenso dem Wortlaut der V o r ­
schrift wie ihrer Funktion, zur eindeutigen Bestimmung der abkom­
mensrechtlichen Ansässigkeit zu verhelfen. Für die hier vertretene Auf-
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fassung: J. F. Avery Jones u.a. aaO 104; E. Höhn, Doppelbesteuerungs­
recht, 131; FG München E F G 1963, 103). 
71 Der Mittelpunkt der Lebensinteressen ist nach objektiven Kriterien 
zu bestimmen. Maßgebend sind die Verhältnisse im jeweiligen Steuer­
jahr (vgl. J. F. Avery Jones u.a. aaO 104, 110; auch BFH B S t B l . 1964, 
462). Auslegungsschwierigkeiten ergeben sich aus der Gewichtung der 
Begriffe „persönl iche und wirtschaftliche Beziehungen" zueinander 
und aus der Frage, ob und inwieweit persönliche und wirtschaftliche 
Beziehungen kumulativ vorliegen müssen: 
72 Persönliche Beziehungen umfassen die gesamte private Lebensfüh­
rung des Steuerpflichtigen (vgl. F. Wassermeyer aaO zu Art . 4 DBA 
Schweiz A n m . 40). Dazu gehören familiäre und gesellschaftliche, po l i ­
tische und kulturelle Beziehungen ( M A - K o m m . 77 zu Ar t . 4 Ziff. 15, 
o. Rz. 52, ohne zwischen persönlichen und wirtschaftlichen Beziehun­
gen zu differenzieren), aber auch Beziehungen zu einer Sache oder 
Sachgesamtheit (Privatsammlung, Reitstall), die Mitgliedschaft in ei­
nem Verein und die Ausübung eines Hobbys (F. Wassermeyer aaO). 
Auch die Absicht des Steuerpflichtigen, seinen Lebensabend an einem 
bestimmten Or t zu verbringen, kann als persönliche Beziehung gewer­
tet werden (BFH B S t B l . 1971, 758). Die Absicht m u ß sich in äußeren 
Umständen manifestieren, die nachprüfbar sind. Wirtschaftliche Be­
ziehungen bestehen vornehmlich zu örtlich gebundenen Tätigkeiten 
oder Einnahmequellen (F. Wassermeyer aaO zu Art . 4 D B A Schweiz 
A n m . 42). E i n Ausdruck besonderer Bindung an eine Wohngelegcn-
heit (o. Rz. 68) ist es, wenn die Wohnstä t te überwiegend der Verwirk­
lichung oder Aufrechterhaltung wirtschaftlicher Beziehungen dient. 
Dies wird in der Regel diejenige Wohnstä t te sein, von der aus die 
Person ihrer täglichen Arbeit nachgeht und von der aus sie ihr V e r m ö ­
gen oder ihre Einkünfte verwaltet. Verteilt sich die Tätigkeit auf beide 
Wohnstä t ten , so ist es gerechtfertigt, denjenigen Wohnstättenstaat als 
abkommensrechtlichen Wohnsitzstaat anzusehen, in dem das V e r m ö ­
gen belegen ist oder aus dessen Quellen die Einkünfte stammen (zum 
Begriff der Einkunftsquelle vgl . F . Wassermeyer aaO). Soweit F. Was­
sermeyer besonders auf den persönlichen Einsatz abstellt, den der 
Steuerpflichtige erbringt, um die jeweiligen Einkünfte zu erzielen, be­
rücksichtigt er nicht genügend die Unselbständigkei t der Abgrcn-
zungsmerkmale gegenüber der Anknüpfung an die Wohnstät tc 
(F. Wassermeyer aaO zu Ar t . 4 DBA Schweiz A n m . 43). Ihm ist dagegen 
zuzustimmen, wenn er bei gespaltenen Einkunftsquellen prüft, inwie­
weit die Einkunftsquelle einen Aufenthalt des Steuerpflichtigen in dem 
einen oder anderen Staat notwendig macht (aaO zu Art . 4 DBA 
Schweiz A n m . 44). 
73 Persönliche und wirtschaftliche Beziehungen müssen nicht kumula­
tiv vorliegen; sie bilden nur differenzierte Prüfungskriterien für die 
Bestimmung des Begriffs „Mi t t e lpunk t der Lebensinteressen". Beste­
hen die engeren persönlichen Beziehungen zu einem Vertragsstaat, die 
engeren wirtschaftlichen dagegen zum anderen, so kommt es nach 
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Ansicht des BFH darauf an, „welcher der beiden Orte für den Steuer­
pflichtigen der bedeutungsvollere ist" (BFH B S t B l . 1971, 758, 759: 
DBA Schweiz 1931 unter Berufung auf Korn/Dietz, Stand 1971, zu 
Ar t . 8 A n m . 1). Überwiegen die persönlichen Interessen in einem Ver­
tragsstaat, so liegt der Mittelpunkt der gesamten persönlichen und 
geschäftlichen Interessen in diesem Vertragsstaat (BFH aaO). Das 
Abstellen auf den Ort , an dem die Interessen (nach der Mustervor­
schrift: die „Bez iehungen") überwiegen, entspricht dem einheitlichen 
Begriff „Mi t t e lpunk t der Lebensinteressen", aus dem der Anspruch 
nach einer zusammenfassenden Wertung abgeleitet werden kann (zur 
Auslegung des Klammerzusatzes vgl . J. F. Avery Jones u.a. aaO 104). 
O b w o h l die Kommentierung zu Ar t . 4 M A keinen eindeutigen V o r ­
rang der persönlichen gegenüber den geschäftlichen Beziehungen 
postuliert, weil die U m s t ä n d e „als ganzes zu prüfen" seien, sollen 
„ E r w ä g u n g e n , die sich aus dem persönlichen Verhalten der natürlichen 
Person ergeben, . . . selbstverständlich erhöhte Bedeutung" haben 
( M A - K o m m . 77 zu Art . 4 Ziff. 15, o. Rz. 52). Daraus ist geschlossen 
worden, daß den persönlichen Beziehungen der Vorrang gegenüber 
den wirtschaftlichen Beziehungen zukomme (vgl. auch J. F. Avery Jo­
nes u.a. aaO 102), wenn beide Merkmale gleichwertig sind. Indes ist 
zweifelhaft, ob diese Auslegung angesichts des als einheitlich zu verste­
henden Begriffs „Mi t t e lpunk t der Lebensinteressen" zutreffend sein 
kann. Befindet sich der Schwerpunkt der wirtschaftlichen Interessen in 
dem einen Vertragsstaat, der Schwerpunkt der persönlichen in dem 
anderen und sind beide tatsächlich gleichgewichtig, „ s o gibt es eben 
nicht den einen Mittelpunkt der Lebensinteressen", und das in der 
Rangfolge nächste der Kriterien ist heranzuziehen (zutreffend Phillipp/ 
Pollack Ζ 4 N r n . 17/18). 
74 e) Über die Ansässigkeit einer Person i . S. des Abkommens entschei­
det ihr gewöhnl icher Aufenthalt (habitual abode; où elle séjourne de 
façon habituelle), 
- wenn sie in beiden Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstä t te 
verfugt und nicht bestimmt werden kann, in welchem Staat sie den 
Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat (Abs. 2 Buchst, b erster 
Halbsatz) oder 
- wenn sie in keinem Vertragsstaat über eine ständige Wohnstä t te ver­
fugt (Abs. 2 Buchst, b zweiter Halbsatz). 
75 Auch der Begriff des gewöhnl ichen Aufenthalts ist autonom, d. h. 
aus dem Abkommen auszulegen. F. Wassermeyer, der in Ermangelung 
einer Abkommensdefinition über Art . 3 Abs. 2 des D B A auf das inner­
staatliche Recht zurückgreifen w i l l (aaO zu Ar t . 4 DBA Schweiz 
A n m . 50), berücksichtigt nicht, daß der Zusammenhang des Art . 4 
eine autonome Auslegung der Merkmale des Abs. 2 verlangt, so insbe­
sondere die Notwendigkeit, die jeweils in der Stufenfolge des Abs. 2 
voraufgehenden Merkmale zu beachten (s.o. Rz. 67). Darüber hinaus 
verbietet sich die Auslegung des Begriffs „gewöhnl icher Aufenthalt" 
nach innerstaatlichem Recht auch schon aus der Tatsache, daß Art . 4 
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M A einen gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Vertragsstaaten (Abs. 2 
Buchst, c) kennt, nicht dagegen das innerstaatliche Recht. 
76 Für die Auslegung des Begriffs ist entscheidend, daß der gewöhnl i ­
che Aufenthalt die Ansässigkeit in zwei ganz unterschiedlichen Fällen 
bestimmt: einerseits bei sehr intensiver örtlicher Bindung des Steuer­
pflichtigen an beide Vertragsstaaten (ständige Wohnstä t te in beiden 
Vertragsstaaten, wobei nur der Mittelpunkt der Lebensinteressen nicht 
bestimmt werden kann), andererseits, wenn sich die örtlichen Bindun­
gen in keinem der Vertragsstaaten in Form einer ständigen Wohnstät tc 
verdichtet haben. Für das Verhältnis zum Begriff des „gewöhnl ichen 
Aufenthalts" nach innerstaatlichem deutschem Recht gilt außerdem: 
Hat der Steuerpflichtige eine ständige Wohnstä t te i . S. des Abkommens 
in beiden Vertragsstaaten und damit begriffsnotwendig jeweils einen 
Wohnsitz i . S. des innerstaatlichen deutschen Rechts (weil der Begriff 
der ständigen Wohnstä t te enger als der des Wohnsitzes ist), dann kann 
es bei der Anwendung des Abkommens in der Bundesrepublik nicht zu 
Abgrenzungsproblemen zwischen zwei unterschiedlichen Begriffen des 
gewöhnl ichen Aufenthaltes kommen, weil der gewöhnl iche Aufenthalt 
nach innerstaatlichem deutschen Recht bei inländischem Wohnsitz 
nicht in Frage steht. Hat dagegen der Steuerpflichtige in keinem der 
beiden Vertragsstaaten eine ständige Wohnstä t te , so ergeben sich 
Abgrenzungsprobleme nur fur den Fall, daß die unbeschränkte Steuer­
pflicht auf gewöhnl ichem Aufenthalt nach innerstaatlichem Recht be­
ruht, etwa bei Aufgabe des innerstaatlichen Wohnsitzes. Von einem 
gewöhnl ichen Aufenthalt i . S. des Abkommens kann in dieser Alterna­
tive auf deutscher Seite somit nur gesprochen werden, wenn die Merk­
male des gewöhnl ichen Aufenthalts nach innerstaatlichem Recht gege­
ben sind, weil sonst keine Koll is ion droht. 
77 Bei gleichzeitiger ständiger Wohnstätte in beiden Vertragsstaaten 
ist die Frage nach dem gewöhnl ichen Aufenthalt erst dann zu stellen, 
wenn der Mittelpunkt der Lebensinteressen nicht bestimmt werden 
kann ( M A - K o m m . 77 zu Ar t . 4 Ziff. 16, o. Rz. 53). Für die Auslegung 
des Begriffs „s tändige Wohns tä t t e " ist hierfür bereits o. Rz. 69 gefol­
gert worden, daß der Aufenthalt in der Wohnung keine oder doch nur 
geringe Bedeutung haben kann. Für die Auslegung des Begriffs „ g e ­
wöhnl icher Aufenthalt" ergibt sich aus seiner Funktion, den - anders 
nicht zu bestimmenden - Mittelpunkt der Lebensinteressen zu konkre­
tisieren, daß ein Aufenthalt in dem Maße „ g e w ö h n l i c h " ist, in dem er 
der Verwirkl ichung der persönlichen und wirtschaftlichen Beziehun­
gen dient. Diesem Verständnis entspricht die Empfehlung des K o m ­
mentars, nicht nur die Aufenthalte in der ständigen Wohnstä t te in Be­
tracht zu ziehen, sondern auch jene an irgendeinem anderen Ort in 
demselben Staat ( M A - K o m m . 77 zu Ar t . 4 Ziff. 17 a .E. , o. Rz. 54). 
Entscheidend sollte aber, entgegen der Meinung des M A - K o m m . nicht 
lediglich sein, in welchem Staat sich die Person „häufiger aufhält" 
( M A - K o m m . 77 aaO). Vielmehr ist festzustellen, wo der Steuerpflich­
tige normalerweise lebt. Hierfür m u ß der Vergleich einen ausreichend 
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langen Zeitraum erfassen; auf die Zeitdauer der Aufenthalte innerhalb 
fester Grenzen - beispielsweise des Steuerjahrs - darf hier nicht allein 
abgestellt werden (J. F. Avery Jones u.a. aaO 116: ,,what is meant is 
whether l iving in each state is normal"; vgl . auch: M A - K o m m . 77 zu 
Ar t . 4 M A Ziff. 19, o. Rz. 56). 
78 Verfugt die Person in keinem der Vertragsstaaten über eine ständi­
ge Wohnstätte, so fehlt es an positiven Voraussetzungen i . S. des 
Abs . 2, die für die Auslegung aus dem Zusammenhang herangezogen 
werden könnten . Übere ins t immend mit der Kommentierung des 
OECD-Steuerausschusses sind in diesem Fall alle Aufenthalte in einem 
Staat zu berücksichtigen, ohne daß deren Gründe festgestellt zu werden 
brauchten ( M A - K o m m . 77 zu Art . 4 Ziff. 18, o. Rz . 55). Es genügen 
hier - abweichend vom Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts nach § 9 
A O - auch bloße Erholungs- und ähnliche Aufenthalte um einen ge­
wöhnl ichen Aufenthalt zu begründen. Die unter Rz. 77 aufgeführten 
Kriterien sind insoweit auch zur Bestimmung des gewöhnlichen Auf­
enthaltes heranzuziehen (vgl. M A - K o m m . 77 aaO). 
79 Die Auslegung beider Alternativen des Abs. 2 Buchst, b m u ß 
schließlich im Blick behalten - und wird dadurch erschwert - , daß ein 
gewöhnlicher Aufenthalt i . S. des Abkommens in beiden Vertragsstaa­
ten gegeben sein kann. 
80 f) Hat der Steuerpflichtige seinen gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Vertragsstaaten oder in keinem von beiden, so gilt die natürliche Per­
son in dem Staat als ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist. Die 
Staatsangehörigkeit scheint ein Merkmal zu sein, das nicht autonom 
auszulegen ist (vgl. J. F. Avery Jones u.a. aaO 20: ,, Which by its nature 
is an internal law concept only"). Jedoch ist dies ein Mißverständnis . 
M i t der Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit bezieht sich das M A 
auf ein Rechtsverhältnis zu einem Vertragsstaat. Ob dieses Rechtsver­
hältnis gegeben ist, kann allein das Recht des betreffenden Staates be­
stimmen. Welche Rechtsverhältnisse gemeint sind, bestimmt dagegen 
das Abkommensrecht autonom. Folgerichtig gibt das M A in Art . 24 
Abs. 2 eine eigene Begriffsbestimmung, wonach der Ausdruck Staats­
angehörige 
- natürliche Personen erfaßt, die die Staatsangehörigkeit eines Ver­
tragsstaats besitzen und 
- juristische Personen, Personengesellschaften und andere Personen­
vereinigungen, die nach dem in einem Vertragsstaat geltenden 
Recht errichtet worden sind. 
81 Wie für die juristischen Personen die Frage, ob sie nach dem Recht 
eines Vertragsstaats errichtet worden sind, bestimmt sich für die na tür­
lichen Personen, ob sie die Staatsangehörigkeit eines Staates besitzen, 
jeweils allein nach dem innerstaatlichen Recht dieses Staates (A. N. 
Adakarov, Allgemeine Lehren des Staatsangehörigkeitsrechts, 2. Auf l . 
1962, 161). 
82 g) Ist die natürliche Person Staatsangehöriger beider oder keines der 
beiden Vertragsstaaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver -
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tragsstaaten die Frage, in welchem der beiden sie als „ansäss ig" i . S. des 
Abkommens zu betrachten sein soll, im gegenseitigen Einvernehmen. 
Ergebnis des Einvernehmens ist nicht die Bestimmung der Staatsange­
hörigkeit , sondern die der Ansässigkeit i . S. des Abkommens. Für die 
Herbeiführung des Einvernehmens gelten die Verfahrensvorschriften 
des Ar t . 25 M A , die jedoch dadurch in einem wichtigen Punkt modifi­
ziert werden, daß Ar t . 4 Abs. 2 Buchst, d eine Verpflichtung zur Eini­
gung begründet (so auch F . Wassermeyer aaO zu Art . 4 DBA Schweiz 
A n m . 57: „ rege ln . . . in gegenseitigem Einvernehmen"). Eine unbe­
dingte Verpflichtung besteht zunächst zur Einleitung des Verständi­
gungsverfahrens, wenn die Ermitt lung des vorrangigen Wohnsitzes 
aufgrund der in Abs. 2 Buchst, a bis c genannten Merkmale scheitert. 
Bestehen Schwierigkeiten bei der Auslegung der zuletzt genannten 
Merkmale, so hat der Steuerpflichtige lediglich ein subjektives Recht 
auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung über die Einleitung des 
Verständigungsverfahrens (vgl. dazu Rz. 64 zu Art . 25 M A ) . Sind jene 
Merkmale einwandfrei nicht gegeben, so müssen andere Kriterien her­
angezogen werden. Die in Abs. 2 Buchst, a bis c aufgeführten Merk­
male gelten also nicht abschließend. Die Verpflichtung, sich über wei­
tere Kriterien zu einigen, ist allerdings nicht erzwingbar. Mangels an­
derweitiger Anhaltspunkte zur Bestimmung der Ansässigkeit nach 
Abkommensrecht sind die beteiligten Staaten darüber hinaus auch ver­
pflichtet, ihr jeweiliges innerstaatliches Recht so auszulegen, daß A n ­
sässigkeitskollisionen vermieden werden. Art . 4 Abs. 2 Buchst, d er­
mächt igt sie jedoch nicht zu Vereinbarungen, die im Widerspruch zum 
materiellen Abkommensrecht oder zu Vorschriften des innerstaaatli-
chen Rechts stehen (vgl. Ar t . 25 Rz. 59ff) . 
2. Abweichungen 
83 a) Ar t . 4 Abs. 2 DBA Belgien stimmt mit Ar t . 4 M A überein, enthält 
jedoch darüber hinaus in N r . 5 Buchst, a und b eine Zusatzregelung, 
nach der Bordpersonal auf Beförderungsmit teln i m internationalen 
Verkehr mit ständiger Wohnstä t te an Bord dieser Verkehrsmittel als 
am Or t der Geschäftsleitung des Beförderungsunternehmens ansässig 
gilt; Schiffsfuhrer, deren einzige Wohnstä t te sich an Bord eines von 
ihnen betriebenen Binnenschiffs (vgl. Ar t . 8 Rz. 60) befindet, als in 
dem Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen (s. dazu Ar t . 8 Abs. 3, 
15 Abs. 3 M A und die Erläuterungen u. zu Ar t . 8 Rz . 58 sowie zu 
Ar t . 15 Rz. 58 f f ; ferner Ar t . 3 Abs . 4 DBA Luxemburg und Niederlande, 
sowie Ar t . II Abs. l h (i) (ii) aa DBA Großbritannien, dazu u. Rz. 109 
und 111). Auch Ar t . 3 Abs. 2b DBA Indonesien entspricht Art . 4 
Abs. 2, verzichtet jedoch auf das Kriterium der Staatsangehörigkeit zur 
Bestimmung des abkommensrechtlichen Wohnsitzes. Eine vergleich­
bare Regelung enthalten die DBA Israel, Ar t . 2 Abs. 1 N r . 5b; Singa­
pur, Ar t . 4 Abs. 2c; Ungarn, Ar t . 4 Abs. 2c sowie USSR, Art . 1 
Abs. 4c. 
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84 b) Sonderfälle: Grundsätzlich mit dem M A übereins t immende Re­
gelungen, jedoch ohne besonderes Verständigungsverfahren zur Be­
stimmung der Ansässigkeit nach dem Vorbi ld des Art . 4 Abs. 2 
Buchst, d M A , enthalten Art . 4 DBA Australien, Ar t . 4 DBA Polen, 
Art . 4 DBA Rumänien und Ar t . 4 Abs. 2 DBA Tschechoslowakei (bei 
dem auch die Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit fehlt). Dennoch 
bleibt die allgemeine Möglichkeit des Verständigungsvefahrens. Zwar 
sehen die entsprechenden Vorschriften (Art. 23 D B A Australien, Ar t . 
22 DBA Polen, Ar t . 20 DBA Rumänien sowie Art . 25 DBA Tschechoslo­
wakei) nach ihrem Wortlaut das Verständigungsverfahren für in einem 
Vertragsstaat ansässige Personen vor. Dies darf jedoch nicht so ver­
standen werden, als ob hierfür die Ansässigkeit in einem bestimmten 
Vertragsstaat feststehen müsse; es genügt , wenn die Person in minde­
stens einem der beiden Vertragsstaaten ansässig ist. Das Verständi­
gungsverfahren kann daher, auch ohne daß es in den Bestimmungen 
über die Ansässigkeit ausdrücklich erwähnt worden ist, zur Bestim­
mung der abkommensrechtlichen Ansässigkeit durchgeführt werden. 
Im Unterschied zur Regelung des M A besteht jedoch keine Verpflich­
tung zur Einigung (s. o. Rz. 82). 
85 Art . 4 Abs. 2 DBA Japan sieht zur Bestimmung der Ansässigkeit in 
Doppelwohnsitzfällen allein das behördliche Einvernehmen vor. Die 
weitgehende Übere ins t immung des japanischen Abkommens mit dem 
M A 63 legt es jedoch nahe, der Bestimmung des abkommensrechtli­
chen Wohnsitzes im Rahmen des Verständigungsverfahrens auch hier 
die Kriterien des M A in dessen Stufenfolge zugrunde zu legen (vgl. zur 
Auslegung unter Heranziehung des Mustertextes die Einleitung Rz. 
45 ff.). 
86 c) Nach den Ar t . 3 Abs. 2 DB^4 Luxemburg und Niederlande gilt unter 
der Voraussetzung, daß die Person in keinem der beiden Staaten die 
Ansässigkeitserfordernisse des Abs. 1 erfüllt (dazu o. Rz. 6), sie jedoch 
in einem der beiden Staaten ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, der 
gewöhnl iche Aufenthalt als Wohnsitz i . S. des Abkommens (die U m ­
schreibung des gewöhnl ichen Aufenthalts entspricht der des § 8 Abs. 1 
A O fast wörtl ich; vgl . zur Auslegung Rz. 75 f f ; für einen Beispielsfall 
BFH B S t B l . 1975, 708, 709). In Fällen doppelten Wohnsitzes entschei­
den die „s tärkeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 
(Mittelpunkt der Lebensinteressen)", sodann die Verständigung über 
den Wohnsitzvorrang. Die gleichen Grundsätze gelten auch nach Ar t . 1 
Abs. 2 i . V . m. SProt. N r . 2 und Ar t . 16 DBA Österreich. Ar t . 3 Abs. 4 
DBA Luxemburg und Niederlande bestimmen den Wohnsitz natürlicher 
Personen, die sich gewöhnlich an Bord eines zu einem Unternehmen 
gehörenden Schiffes aufhalten, nach dem Ort der Leitung des Unter­
nehmens (s.o. Rz. 28). 
87 d) Ar t . 10 Abs. 2 D B A Finnland 1935 und Ar t . 13 Abs. 3 DBA Ita­
lien sehen bei doppeltem Wohnsitz eine der jeweiligen Aufenthaltsdau­
er entsprechende Teilung der Besteuerung vor. Der Aufenthalt außer­
halb der Vertragsstaaten ist dem (Vertrags-)Staat zuzurechnen, dessen 
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Staatsangehörigkeit der Steuerpflichtige besitzt. Befindet sich der 
Wohnsitz in keinem der beiden Vertragsstaaten, so entscheidet der dau­
ernde Aufenthalt (im Abkommen entsprechend § 9 A O definiert). 
Fehlt es auch an dieser Voraussetzung, so entscheidet die Staatsangehö­
rigkeit. 
88 e) Keine Regelung zur Bestimmung der Ansässigkeit in Fällen von 
doppeltem Wohnsitz enthalten die DBA Ägypten, Indien, Irland, Kanada 
1956, Sri Lanka (Ceylon) 1962, Pakistan und USA. Das DBA USA 
enthält jedoch in Art . X V Abs. 1 Buchst, b N r . 2 eine Spezialregelung 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung fur den Fall, daß eine natürli­
che Person in der Bundesrepublik unbeschränkt steuerpflichtig ist und 
zugleich nach dem Steuerrecht der Vereinigten Staaten dort einen 
Wohnsitz hat oder amerikanischer Staatsbürger ist (s. dazu BFH IWB 
F. 3 Gr . 2, 415; o. Verf., N e w Rules Relating to Taxation of Citizens 
and Resident Aliens working abroad, T M I J 1981, 4ff.). Eine vergleich­
bare Regelung enthält auch Art . X X I I Abs. 2 Buchst, b DBA Irland; s. 
zu beiden u. Ar t . 23 A und B M A Rz. 168, 175. Nach den anderen 
vorgenannten Abkommen bleibt bei Doppelwohnsitz die Doppelbe­
steuerung aufrechterhalten. Es bleibt jedoch auch hier die Möglichkeit 
des Verständigungsverfahrens; insoweit gilt entsprechendes wie oben 
zu b, Rz. 84. 
D . Zu Absatz 3 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
89 17. [Anwendungsbereich] Dieser 
Absatz betrifft die Gesellschaften und 
alle anderen Personenvereinigungen, 
die nicht als natürliche Personen be­
handelt werden, ohne Rücksicht dar­
auf, ob sie juristische Personen sind 
oder nicht. In der Praxis wird es sel­
ten vorkommen, daß eine Gesell­
schaft usw. in mehr als einem Staat 
als eine dort ansässige Person besteu­
ert wird, aber dies kann natürlich ein­
treten, wenn z.B. der eine Staat auf 
den Ort, an dem die Gesellschaft ein­
getragen ist, und der andere auf den 
Ort der tatsächlichen Geschäftslei­
tung abstellt. Daher müssen auch for 
die Gesellschaften usw. Regeln zur 
MA-Kommentar 1977 
21. [Anwendungsbereich] Die­
ser Absatz betrifft Gesellschaften 
und andere Personenvereinigun­
gen, ohne Rücksicht darauf, ob 
sie juristische Personen sind oder 
nicht. In der Praxis wird es selten 
vorkommen, daß eine Gesell­
schaft usw. in mehr als einem 
Staat als eine dort ansässige Per­
son besteuert wird; dies kann 
aber eintreten, wenn z. B . der ei­
ne Staat auf den Ort , an dem die 
Gesellschaft eingetragen ist, und 
der andere auf den Or t der tat­
sächlichen Geschäftsleitung ab­
stellt. Daher müssen auch fvir die 
Gesellschaften usw. besondere 
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MA-Kommentar. 1963 
Bestimmung des Vorrangs getroffen 
werden. 
90 18. [Keine formale Betrachtung] 
Es wäre unzweckmäßig, einem rein 
formellen Merkmal wie z.B. der 
Eintragung Bedeutung zuzumessen, 
auf die in den Doppelbesteuerungsab­
kommen nur selten abgestellt wird. 
Im allgemeinen knüpfen die Abkom­
men an den Ort der tatsächlichen Ge­
schäftsleitung der Gesellschaft an, 
wobei dieses Merkmal von Abkom­
men zu Abkommen verschieden for­
muliert ist. 
91 19. [Vorrangbestimmung] Das 
entscheidende Merkmal für den Vor­
rang bei anderen als natürlichen Per­
sonen usw. ist im Zusammenhang 
mit der Frage der Besteuerung der 
Einkünfte von Unternehmen der 
Seeschiffahrt, Binnenschiffahrt und 
Luftfahrt geprüft worden. Das Stu­
dium der geltenden zweiseitigen 
Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung derartiger Ein­
künfte hat ergeben, daß mehrere 
Abkommen das Besteuerungsrecht 
dem Staat vorbehalten, in dem sich 
der ,,Ort der Geschäftsleitung" des 
Unternehmens befindet; andere be­
rücksichtigen den ,,Ort der tatsäch­
lichen Geschäftsleitung" oder den 
steuerlichen Wohnsitz des Unterneh­
mers. Die in den letzten Jahren vom 
Vereinigten Königreich abgeschlosse­
nen Abkommen sehen für juristische 
Personen vor, daß eine Gesellschaft 
als in dem Staat ansässig gilt, in dem 
,,'ihre Geschäftstätigkeit geleitet und 
kontrolliert wird". Hierzu wurde 
von britischer Seite bestätigt, daß mit 
diesem Ausdruck die ,,tatsächliche 
Geschäftsleitung" des Unternehmens 
gemeint ist. 
MA-Kommentar 1977 
Regeln zur Bestimmung des V o r ­
rangs getroffen werden. 
22. [Keine formale Betrachtung] 
Einem lediglich formalen Merk ­
mal wie z. B . der Eintragung, 
sollte keine Bedeutung zugemes­
sen werden. Deshalb knüpft A b ­
satz 3 an den Ort der tatsäch­
lichen Geschäftsleitung der Ge­
sellschaft an. 
23. [Vorrangbestimmung] W e l ­
ches Merkmal für den Vorrang 
bei anderen als natürlichen Perso­
nen entscheidend sein soll, wurde 
vor allem im Zusammenhang mit 
der Besteuerung der Einkünfte 
aus der Seeschiffahrt, Binnen­
schiffahrt und Luftfahrt geprüft. 
Eine Reihe von Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteue­
rung derartiger Einkünfte teilen 
das Besteuerungsrecht dem Staat 
zu, in dem sich der , ,Or t der Ge­
schäftsleitung" des Unterneh­
mens befindet; nach anderen 
Abkommen ist der , ,Or t der tat­
sächlichen Geschäftsleitung" 
oder der steuerliche Wohnsitz des 
Unternehmers entscheidend. Z u 
den in den letzten Jahren vom 
Vereinigten Königreich abge­
schlossenen Abkommen, die vor­
sehen, daß eine Gesellschaft als in 
dem Staat ansässig gilt, in dem 
,,ihre Geschäftstätigkeit geleitet 
und kontrolliert w i rd" , wurde 
von britischer Seite erklärt, daß 
mit diesem Ausdruck die „ t a t ­
sächliche Geschäftsleitung" des 
Unternehmens gemeint sei. 
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92 20. [Ort der tatsächlichen Ge­
schäftsleitung] Auf Grund dieser 
Überlegungen wurde für andere als 
natürliche Personen der ,,Ort der tat­
sächlichen Geschäftsleitung" als das 
entscheidende Merkmal für den Vor­
rang bestimmt. 
24. [Ort der tatsächlichen Ge­
schäftsleitung] A u f Grund dieser 
Überlegungen wurde für andere 
als natürliche Personen der „ O r t 
der tatsächlichen Geschäftslei­
tung" als das entscheidende 
Merkmal für den Vorrang be­
stimmt. 
Bemerkung zum Kommentar 
25. Neuseeland legt den Aus­
druck „tatsächliche Geschäftslci-
tung" im Sinne der praktischen 
Führung der Tagesgeschäfte, oh­
ne Berücksichtigung des Ortes 
der obersten Geschäftskontrolle, 
aus. 
Vorbehalte zum Artikel 
26. Kanada und die Vereinigten 
Staaten behalten sich vor, bei Ge­
sellschaften für Absatz 2 als ent­
scheidendes Merkmal den Ort zu 
verwenden, an dem die Gesell­
schaft errichtet oder organisiert 
wurde. 
27. Japan behält sich vor, zweisei­
tige Abkommen abzuschließen, 
die vorsehen, daß der steuerliche 
Wohnsitz einer in beiden Ver­
tragsstaaten ansässigen Person 
durch Verständigung der zustän­
digen Behörden zu bestimmen 
ist. Japan ist bereit, im Wege ei­
ner solchen Verständigung den 
Grundsätzen des Absatzes 2 so­
weit wie möglich zu folgen. 
28. Japan macht auch einen V o r ­
behalt zu den Bestimmungen in 
diesem und in anderen Artikeln 
des Musterabkommens, die sich 
unmittelbar oder mittelbar auf 
den Ort der tatsächlichen Ge­
schäftsleitung bezichen. 
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II. A b k o m m e n s ü b e r s i c h t zu Absatz 3 
DBA MA-Regclung: Be­
stimmung für andere 
als natürliche Personen 
Artikel Rz. 
Ägypten Keine entsprechende 
Regelung 
108 
Argentinien = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
Australien = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
Belgien = MA, aber Ergän­
zung in Abs. 4 bzgl. 
Unternehmen der See­
oder Binnenschiffahrt 
4 Abs. 3 94 ff; 
111;116 
Brasilien = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
Ceylon s. Sri 
Lanka 
Dänemark = MA 2 Abs. 1 Nr. 2c 94 ff; 114 
Elfenbeinküste = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
Finnland 1935 Keine entsprechende Re­
gelung 
108 
Finnland 1979 = MA, aber Ergän­
zung in Abs. 4 bzgl. 
Personengesellschaft 
4 Abs. 3 94 ff; 
108, 114 
Frankreich = MA, aber Ergän­ 2 Abs. 1 Nr. 4c 94 ff; 
zung im Satz 2 bzgl. Satz 1 111; 115 
Personengesellschaft 
94 ff; 117 Griechenland = MA, aber Ergän­
zung in Satz 2 bzgl. 
Personengesellschaft 
II Abs. 1 Nr. 4c 
Satz 1 
Großbritannien = MA, aber Ergän­ II Abs. 1 Nr. h 94 ff; 
zung in Satz 2 bzgl. (iii) Satz 1 109; 115 
Person engese lisch a ft 
Indien Keine entsprechende 
Regelung 
108 
Indonesien = MA, aber ergänzen­




3 Abs. 2 c Satz 1 94 ff.; 109 
Iran = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
Irland Keine entsprechende 
Regelung 
108 
Island = MA, aber Ergän­
zung in Satz 2 bzgl. 
Pcrsonengesellschaft 
4 Abs. 4 94 ff; 118 
Israel « MA, aber Ergän­
zung in Satz 2 bzgl. 
Personengesellschaft 
2 Abs. 1 Nr. 5c 
Satz 1 
116; 117 · 
Italien Keine entsprechende 
Regelung 
108 
Jamaika = MA 4 Abs. 3 94 ff; 114 
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MA-Regelung: Be­
stimmung für andere 
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4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
3 Abs. 5, 6 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
3 Abs. 5, 6 
2 Abs. 1 Nr. 2c 
1 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3 
3 Abs. lc 
4 Abs. 8, 9, 10 
4 Abs. 3 
4 Abs. 3, 4 
4 Abs. 3 
3 Abs. 1 Nr. g) 
dd) Satz 1 
4 Abs. 3 
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DBA MA-Regelung: Be­
stimmung für andere 
als natürliche Personen 
Artikel Rz. 
Trinidad u. = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
Tobago 
Tschechoslo­ = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
wakei 
Tunesien = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
Ungarn = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
USA Keine entsprechende 
Regelung 
108 
USSR = MA 1 Abs. 5 94 ff. 
Zypern = MA 4 Abs. 3 94 ff. 
III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
94 a) Grundzüge: Ist eine andere als eine natürliche Person nach dem 
innerstaatlichen Recht beider Vertragsstaaten - und somit nach Abs . 1 -
in beiden Vertragsstaaten ansässig, so bestimmt Abs. 3 die abkom­
mensrechtliche Ansässigkeit durch Anknüpfung an den Ort der tat­
sächlichen Geschäftsleitung. Auch bei nicht natürlichen Personen be­
zeichnet man den Staat, in dem sie nach Abs. 1 oder nach Abs . 3 
abkommensrechtlich ansässig sind, oft als den „Wohnsitzstaat", um 
eine zusammenfassende Bezeichnung fur natürliche und nicht na tür l i ­
che Personen zu haben; handelt es sich ausschließlich um nicht na tür l i ­
che Personen, spricht man jedoch besser vom „Sitzstaat". 
95 Abs. 3 bestimmt, wie Abs. 2, die Ansässigkeit nur für Zwecke der 
Abkommensanwendung (s.o. Rz. 9, 25). Die Person gilt als in dem 
Staat ansässig, in dem sie den Or t ihrer Geschäftsleitung hat (zum 
Begriff , ,g i l t" s.o. Rz. 9 und 66). Die innerstaatliche unbeschränkte 
Steuerpflicht bleibt somit auch dann bestehen, wenn die nicht na tür l i ­
che Person ihren abkommensrechtlichen Sitz nach Abs. 3 i m anderen 
Vertragsstaat hat (entsprechend Rz. 11). Eine Liquidationsbesteuerung 
nach § 12 i . V . m. § 11 K S t G kann beispielsweise nicht die Folge der 
Bestimmung des Ortes der tatsächlichen Geschäftsleitung i.S. des 
Abkommens sein. Sie tritt nur dann ein, wenn der Or t der Geschäfts­
leitung i . S. des innerstaatlichen Rechts in das Ausland verlegt w i rd . 
96 b) Funktion des Abs. 3: Besteht nur eine Ansässigkeit nach dem 
innerstaatlichen Recht eines Vertragsstaats, so ist dies zugleich der für 
die Abkommensanwendung maßgebende Sitz (vgl. Rz. 10). Z u r A n ­
wendung des Abs. 3 kommt es nur, wenn dieselbe nicht natürl iche 
Person nach Abs. 1 in beiden Vertragsstaaten ansässig ist; für diesen 
Fall schafft Abs. 3 die Voraussetzungen einer eindeutigen Zuordnung. 
Insoweit gilt Entsprechendes wie zu Abs. 2, s. dort Rz. 64. Eine nicht 
natürliche Person ist z. B . dann in beiden Vertragsstaaten ansässig, 
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wenn sie in einem Vertragsstaat aufgrund ihrer Eintragung, im anderen 
Staat dagegen wegen des dort befindlichen Ortes der Geschäftsleitung 
unbeschränkt steuerpflichtig ist (vgl. M A - K o m m . 77 zu Art . 4 M A 
Ziff. 21, o. Rz. 89). § 1 Abs. 1 K S t G beispielsweise stellt alternativ auf 
die inländische Geschäftsleitung (zur Bedeutung des Begriffs nach in­
nerstaatlichem Recht s. Rz. 27) und auf den inländischen Sitz als A n ­
knüpfung für die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht ab. 97 Abs. 3 gilt nur für „andere als natürliche Personen". Für den Be­
griff der „ P e r s o n " kann auf Art . 3 Abs. 1 Buchst, a (s. dort Rz. 14 ff) , 
für den der „natür l ichen Person" auch auf die Ausführungen o. zu 
Abs. 2 (Rz. 25) verwiesen werden. „ A n d e r e als natürliche Personen" 
sind hiernach Gesellschaften und andere Personenvereinigungen, oh­
ne Rücksicht darauf, ob sie juristische Personen sind oder nicht ( M A -
K o m m . 77 zu Art . 4 Ziff. 21, o. Rz. 89). 
98 Kein Fall des Abs. 3 liegt vor, wenn in einem Vertragsstaat die Pcr-
sonengesellschaft als solche, im anderen dagegen jeder Gesellschafter 
gesondert besteuert wird (s. dazu Art . 1 Rz. 19 ff. und o. Rz. 25). 
Abs. 3 setzt die Abkommensberechtigung des Steuersubjekts - nach 
Art . 1 i . V . m. Ar t . 3 Abs. 1 Buchst, a und Art. 4 Abs. 1 - in beiden 
Vertragsstaaten voraus. 99 c) Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung: Das M A verwendet 
mehrfach den Begriff „ O r t der Geschäftsleitung" und ähnliche Aus­
drücke. Art . 4 Abs. 1 nennt ihn als Regelbeispiel für eine ortsbezogenc 
Anknüpfung des innerstaatlichen Rechts. Nach Art . 9 Abs. 1 begrün­
det u. a. die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung derselben Person 
an der „Geschäfts le i tung" eines Unternehmens eine Befugnis des Sitz­
staates, die Gewinne des Unternehmens nach „ a r m ' s - l e n g t h " - G r u n d -
sätzen zu berichtigen (s. dort Rz. 16, 19, 21 f.). Art . 5 Abs. 2 Buchst, a 
führt den „ O r t der Leitung" als Beispiel einer Betriebstätte an (s. dazu 
bei Art . 5 Rz. 51); hier können auch Zentralen gemeint sein, von denen 
aus nur bestimmte Teile des Unternehmens geleitet werden. 100 Nach Art . 8 Abs. 1 und 2 M A können Gewinne aus dem Betrieb von 
Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr und Ge­
winne aus dem Betrieb von Binnenschiffen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der „tatsächlichen Geschäftslei­
tung" des Unternehmens befindet. Gleiches gilt nach Art . 14 Abs. 3 
sowie nach Ar t . 22 Abs. 3 für die Besteuerung von Gewinnen aus der 
Veräußerung der entsprechenden Schiffe und Luftfahrzeuge sowie für 
deren Vermögensbes teuerung. 101 Anders als der Begriff „ O r t der Geschäftsleitung" in Abs. 1, der auf 
das innerstaatliche Recht Bezug nimmt, ist der Begriff „Ort der tat­
sächlichen Geschäftsleitung" („siege de direction effective"; „place of 
effective management") in Abs. 3 autonom auszulegen. Das hat u.a. 
zur Folge, daß Schwierigkeiten bei der Ermitt lung des Ortes der tat­
sächlichen Gcschäftslcitung nicht dadurch umgangen werden dürfen, 
daß auf den Sitz als körperschaftsteuerpflichtbegründendes Merkmal 
i . S. des § 1 Abs. 1 K S t G abgestellt wird . Die deutsche Rechtsprechung 
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zu § 10 A O (Geschäftsleitung ist der Mittelpunkt der geschäftlichen 
Oberleitung) bestimmt diesen Mittelpunkt nach den tatsächlichen 
Verhältnissen und kann daher zur Auslegung des Abkommensbegriffs 
herangezogen werden, soweit die Abkommen keine abweichende For­
mulierung enthalten. 
102 Der Or t der Geschäftsleitung befindet sich nach dieser Rechtspre­
chung dort, wo der fur die Geschäftsleitung maßgebende Wille tatsäch­
lich gebildet wird (RFH RS tB l . 1936, 804, 805; BFH H F R 1965, 136, 
137; B S t B l . 1968, 695, 697; 1970, 759, 760; 1976, 401, 403; 1977, 857, 
Leitsatz; H. Spanner aaO zu § 10 A O A n m . 6, 7; Kühn/Kutter/Hoffmann 
zu § 10 A O A n m . 3; Tipke/Kruse zu § 10 A O A n m . 1). Entscheidend 
ist nicht der Ort, an dem geschäftsleitende Anordnungen wirksam, 
sondern der, an dem sie abgegeben werden. Dies wird in der Regel der 
Ort sein, an dem sich die Büro räume der oder des leitenden Geschäfts-
führer(s) befinden; ein Ort , von dem aus die Geschäftsleitung lediglich 
überwacht wird, ist nicht ausreichend. Liegen kaufmännische und tech­
nische Leitung an verschiedenen Orten, so entscheidet der Ort der 
kaufmännischen Leitung (RFH R S t B l . 1936, 779, 780). Läßt sich der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung nach diesen Kriterien nicht er­
mitteln, so m u ß der Wohnsitz des leitenden Geschäftsführers die A n ­
sässigkeit bestimmen (vgl. H. Spanner aaO A n m . 10f. m. w. N . ) ; D o p ­
pelwohnsitzfälle sind dann nach der Stufenfolge des Art . 4 Abs. 2 zu 
entscheiden (vgl. Rz. 64, 67). Da Abs. 3 bei doppelter Anknüpfung 
nach innerstaatlichem Recht eine eindeutige Zuordnung ermöglichen 
soll, kann als Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung i . S. dieser 
Vorschrift nur ein einziger Ort in Betracht kommen (BFH B S t B l . 
1966, 207); dies gilt auch bei dezentralisierter Leitung des Unterneh­
mens (FG Kassel E F G 1959, 346, 347; vgl. dazu: H. Spanner aaO 
A n m . 12 m. w. N . ; G . Felix, Der Or t der Geschäftsleitung im Steuer­
recht, DStR 1963, 421 f f ;J . Schröder, Gesellschafter und Ort der Ge­
schäftsleitung, StBp 1980, 97ff) . 
103 Der beherrschende Gesellschafter hat nur dann die geschäftliche 
Oberleitung, wenn er , , in den gewöhnlichen Geschäftsverkehr hinein­
reden kann und hineinredet, wenn er sich dauernd über die einzelnen 
Geschäfte auf dem laufenden halten läßt und die Abwicklung der lau­
fenden Geschäfte durch seine Entscheidung maßgebend beeinflußt" 
(RFH R S t B l . 1940, 706, 707; dazu: G . Felix, DS tR 1963, 421; J. Schrö­
der, StBp 1980, 97). Soweit die Verbundenheit rechtlich selbständiger 
Unternehmen gemäß Art. 9 Abs. 1 durch die unmittelbare oder mittel­
bare Beteiligung an der Geschäftsleitung begründet wird, ist stets zu 
prüfen, wo sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung befindet: 
Art. 9 findet dann keine Anwendung, wenn die Beteiligung eines U n ­
ternehmens an der Geschäftsleitung des anderen Unternehmens zu dem 
Ergebnis führt, daß beide Unternehmen nur eines Vertragsstaates sind. 
104 In diesem Zusammenhang bedürfen folgende Unternehmensverträ­
ge einer besonderen Prüfung: der Beherrschungsvertrag (§ 291 Abs. 1 
Satz 1 Ak tG) , bei dem ein Unternehmen seine Leitung einem anderen 
179 
Art. 4 105-107 Ansässige Person 
Unternehmen unterstellt; der Geschäftsführungsvertrag (§ 291 Abs. 1 
Satz 2 A k t G ) , bei dem sich ein Unternehmen dem anderen gegenüber 
verpflichtet, dessen Unternehmen im eigenen Namen oder i m Namen 
eines anderen Unternehmens zu führen; der Betriebspachtvertrag 
(§ 292 Abs. 1 N r . 3 Ak tG) : ein Unternehmen pachtet ein anderes U n ­
ternehmen und führt dieses im eigenen oder i m fremden Namen; der 
Betriebsüberlassungsvertrag (§ 292 Abs. 1 N r . 3 A k t G ) , bei dem ein 
Unternehmen an das andere überlassen wird , welches das erstgenannte 
Unternehmen für eigene Rechnung, jedoch in dessen Namen betreibt; 
der echte Betriebsüberlassungsvertrag (gesetzlich nicht geregelt), bei 
dem ein Unternehmen ein anderes beauftragt, seinen Betrieb im N a ­
men und für Rechnung des beauftragenden Unternehmens zu führen; 
der unechte Betriebsführungsvertrag (gesetzlich nicht geregelt), mit 
dem Unterschied zum echten Betriebsführungsvertrag, daß der Betrieb 
i m Namen des Beauftragten, jedoch für Rechnung des beauftragenden 
Unternehmens geführt wi rd (vgl. zu den Unternehmensver t rägen 
K.H. Knepper, B B 1982, 2061 f f ) . 
105 Im Falle der Organschaft kann der Or t der tatsächlichen Geschäfts­
leitung bei der Organträgerin liegen, wenn sie nach den tatsächlichen 
Verhältnissen alle für die Geschäftsführung nötigen Maßnahmen von 
einiger Wichtigkeit selber bestimmt (BFH H F R 1965, 170, 171 unter 
Hinweis auf RFH R S t B l . 1935, 1366; vgl . auch: BFH B S t B l . 1957, 
341). Diese Anforderungen werden in der Entscheidung des BFH 
B S t B l . 1970, 759, 760 verschärft: , ,Die Bejahung der Geschäftsleitung 
durch den Alleingesellschafter und Organ t räger setzt voraus, daß dieser 
den laufenden Geschäftsgang nicht nur beobachtet, kontrolliert und 
fallweise beeinflußt, sondern ständig in die Tagespolitik der Gesell­
schaft eingegriffen und dauernd die im gewöhnl ichen Geschäftsverkehr 
erforderlichen Entscheidungen von einigem Gewicht selbst getroffen 
hat" (Anschluß an BFH B S t B l . 1968, 695, 697; weiterführend mit Be i ­
spielen: J. Schröder aaO 98f.). 
106 Auch die Nichtanerkennung von Basisgesellschaften (vgl. die E i n ­
leitung Rz. 73) setzt nach der Rechtsprechung voraus, daß die Gesell­
schafter im Inland die tatsächliche Geschäftsleitung völlig an sich zie­
hen. Daß lediglich ein gesellschaftlicher Einfluß auf den im Ausland 
befindlichen Geschäftsführer ausgeübt wird , genügt dafür nicht (BFH 
B S t B l . 1976, 401, 403; 1968, 695, 697;J. Schröder, aaO). 
107 Der Or t der Leitung kann eine Betriebstätte i . S. des Abkommens­
rechts (vgl. Ar t . 5 Rz. 51) sein und damit das Besteuerungsrecht des 
Betriebstättenstaates begründen. Wi rd jedoch an dem betreffenden Ort 
die tatsächliche Geschäftsleitung des Gesamtunternehmens i m vorste­
henden Sinn ausgeübt und ist infolgedessen das Unternehmen dort 
nach Ar t . 4 Abs. 1 oder 3 M A „ansäss ig" , so ist der Or t der Leitung 
nicht mehr nur Betriebstätte, sondern das „ S t a m m h a u s " . 
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2. Abweichungen 
108 a) Keine dem Art . 4 Abs. 3 M A entsprechende Bestimmung enthal­
ten Art . II DBA Ägypten, Ar t . 10 Abs. 4 DBA Finnland 1935, Ar t . II 
DBA Indien, Art . II DBA Irland, Ar t . 13 DBA Italien, Ar t . 4 DBA Ja­
pan, Art . II DBA Kanada 1956, Art . II DBA Pakistan, Ar t . II Abs. 1 
Buchst, g DBA Sri Lanka (Ceylon) 1962, Ar t . II DBA USA. Ist eine 
Gesellschaft nach diesen Abkommen in beiden Vertragsstaaten ansäs­
sig, so kann nur das Verständigungsverfahren helfen. 
109 b) V o m Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung abweichende Krite­
rien der vorrangigen Ansässigkeit: Ar t . 4 Abs. 3 DBA Korea und 
Art . 4 Abs. 3 DBA Malaysia stellen ab auf den Ort der „Geschäftslei­
tung und Kontrol le" (,,management and control"); fur Zweifelsfälle 
sieht das DBA Korea Regelung durch Einvernehmen vor. Sie überneh­
men damit das in Großbri tannien zunächst für die Anknüpfung nach 
innerstaatlichem Recht entwickelte Kri ter ium für „res idence" , das 
auch in zahlreiche ältere britische Abkommen - nicht jedoch in das 
DBA Großbritannien/Deutschland - ü b e r n o m m e n wurde. Im Steueraus­
schuß der O E C D haben die Vertreter Großbri tanniens vorgetragen, 
der Begriffstimme mit dem des ,, effective management" i . S. des M A 
überein ( M A - K o m m . 77 zu Art . 4 Ziff. 23, o. Rz. 91). Das ist jedoch 
nicht richtig: schon deshalb nicht, weil nach britischem Recht 
,,management and control" - und somit residence - einer Gesellschaft 
zugleich in mehreren Staaten gegeben sein können (Swedish Central 
Railway C o . Ltd. v. Thompson, 1925 Tax Cases 342, 370 und ff.) und 
schon die Tätigkeit einer Minderheit von Vorstandsmitgliedern in dem 
betreffenden Staat hierfür ausreicht (Union Corporation Ltd. v. I. 
R . C . , 1953, 34 Tax Cases 207, 219, 276). Z u Unrecht meinen daher 
Korn/Debatin, daß die Wendung „place o f management and control" 
mit der Formulierung „place of effective management" des M A gleich­
gesetzt werden könne (Korn/Debatin Korea S. 134, Malaysia S. 130). 
Der Begriff ist vielmehr weiter; ist keine eindeutige Entscheidung 
möglich, so m u ß die Lösung über das im DBA Korea ausdrücklich 
vorbehaltene Einvernehmen (nach dem DBA Malaysia im Verständi­
gungsverfahren, Ar t . 25) gefunden werden. 
110 Art . 4 Abs. 2 Buchst, c DBA Indonesien stellt zwar in Übere ins t im­
mung mit Art . 3 M A auf den Or t der tatsächlichen Geschäftsleitung 
ab; sind die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten jedoch der A n ­
sicht, daß sich in beiden Staaten ein Or t der tatsächlichen Geschäftslei­
tung befindet, so regeln sie diese Frage im gegenseitigen Einverneh­
men. M i t der Formulierung der Voraussetzung für die einvernehmli­
che Regelung kommt zum Ausdruck, daß sich, anders als nach dem 
M A , der Or t der tatsächlichen Geschäftsleitung nach diesen A b k o m ­
men in beiden Staaten befinden kann. Art . 4 Abs. 3 DBA Neuseeland 
sieht ebenfalls eine einvernehmliche Regelung der vorrangigen Ansäs­
sigkeit vor, verlangt jedoch die „Berücks icht igung des Ortes der tat­
sächlichen Geschäftsleitung, des Ortes, an dem die Person eingetragen 
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oder auf andere Weise errichtet ist, oder sonstiger maßgebender Fakto­
ren". Die Art . 4 Abs. 2 DBA Japan, Ar t . 4 Abs. 3 DBA Kanada 1981, 
Art . 4 Abs. 3 DBA Liberia, sowie Art . 4 Abs. 3 DBA Thailand sehen 
nur ein Verständigungsverfahren zur Bestimmung der vorrangigen 
Ansässigkeit vor (vgl. zur Bedeutung der Vers tändigung in diesen Fäl­
len Rz. 84). 
111 Ar t . 3 Abs. 5 DBA Luxemburg sowie Art . 3 Abs. 5 DBA Niederlande 
stellen auf den Ort der Leitung ab; befindet sich dieser in keinem der 
beiden Vertragsstaaten, so ist der Ort des Sitzes maßgebend. Die 
Abkommen definieren den Or t der Leitung als , ,Ort , an dem sich der 
Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung befindet" (so auch Art. 2 
Abs. 1 N r . 5 des DBA Frankreich). Dies ist in der Sprache des M A der 
Or t der tatsächlichen Geschäftsleitung (vgl. Rz. 28). Befindet sich bei 
Schiifahrtsunternehmen der Ort der Leitung an Bord eines Schiffes, 
so gilt der Heimathafen des Schiffes als Ort der Leitung i . S. der 
Abkommen mit Luxemburg und den Niederlanden (s. bei Art . 8 
Rz. 56ff) . Eine ähnliche Regelung enthält Ar t . 4 Abs. 4 Dß .4 Belgien 
fur Unternehmen der See- oder Binnenschiffahrt: hier kommt es für die 
vorrangige Ansässigkeit auf den Ort an, an dem der „einzige oder 
hauptsächliche Unternehmer ansässig ist". 
112 Ar t . 4 Abs. 3 DBA Spanien stellt übere ins t immend mit dem M A auf 
den Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung ab; kann dieser nicht be­
stimmt werden, so gilt die Gesellschaft als in dem Staat ansässig, in 
dem sie errichtet worden ist. Das Abkommen definiert den Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens in Art . 3 Abs. 1 
Buchst, h als den Ort , an dem sich der Mittelpunkt der allgemeinen 
Geschäftsleitung befindet. Befindet sich dieser an Bord des Schiffes 
eines Schiffahrtsunternehmens, so entscheidet der Heimathafen des 
Schiffes über die vorrangige Ansässigkeit; ist ein solcher nicht vorhan­
den, kommt es auf die Ansässigkeit der das Schiff betreibenden Person 
an. 
113 Ar t . 4 DBA Schweiz enthält in den Abs. 8 bis 10 eine Sonderregelung 
für die doppelte Ansässigkeit von Gesellschaften (s. dazu V o r Art. 6 bis 
22 M A Rz. 18). Übe r einige Vorrangregeln in Sondervorschriften über 
die Ansässigkeit von Personengesellschaften s. bereits o. Rz. 45. 
114 c) Abweichungen vom Begriff „andere als eine natürliche 
Person": 
„Juristische Person": DBA Dänemark Ar t . 2 Abs. 1 N r . 2c; Finnland 
1935 Ar t . 10 Abs. 4; Jamaika Ar t . 4 Abs. 3; Luxemburg Art . 3 Abs. 5; 
Niederlande Ar t . 3 Abs. 5; Norwegen Ar t . 2 Abs. 1 c; Osterreich Art. 1 
Abs. 3; Schweden Ar t . 3 Abs. 1 c; Südafrika Ar t . 3 Abs. 1 g, dd. 
115 „Juristische Person, Personengesellschaften und andere Personen­
vereinigungen, die nach den für sie maßgebenden innerstaatlichen Ge­
setzen keine juristische Person sind": DBA Frankreich Art . 2 Abs. 1 
N r . 4 c; Großbritannien Ar t . II Abs. 1 a (i) (iii); Südafrika Ar t . 3 Abs. 1 g, 
dd. 
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116 „Gesellschaft": DBA Belgien Art . 4 Abs. 1; Israel Ar t . 2 Abs. 1 
N r . 5c Satz 1; Sambia Ar t . 4 Abs. 3; Schweiz Ar t . 4 Abs. 8. 
117 „Gesellschaft, Personengesellschaften und andere Personen Vereini­
gungen, die nach den fur sie maßgebenden innerstaatlichen Gesetzen 
keine juristischen Personen sind": DBA Griechenland Ar t . II Abs. 2 
N r . 4 c; „Personengesellschaften und andere Personen Vereinigungen, 
die keine Gesellschaften im Sinne des Absatzes 1 N r . 4 sind": DBA 
Israel Ar t . 2 Abs. 1 N r . 5 c Satz 2. 
118 „Gesellschaft, Gesellschafter einer Personengesellschaft": DBA Spa­
nien Ar t . 4 Abs. 3; „Gesellschafter einer Personengesellschaft": DBA 
Portugal Ar t . 4 Abs. 4: „Personengesellschaft": DBA Island Art . 4 
Abs. 4. 
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Artikel 9: Verbundene Unternehmen 
M A - T e x t 1963 
Art. 9 Verbundene Unter­
nehmen 
Wenn 
a) ein Unternehmen eines Ver­
tragsstaates unmittelbar oder mit­
telbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder am Kapital eines 
Unternehmens des anderen Ver­
tragsstaates beteiligt ist, oder 
b) dieselben Personen unmittelbar 
oder mittelbar an der Geschäftslei­
tung, der Kontrolle oder am Kapi­
tal eines Unternehmens eines Ver­
tragsstaates und eines Unterneh­
mens des anderen Vertragsstaates 
beteiligt sind, 
und in diesen Fällen zwischen den 
beiden Unternehmen hinsichtlich ih­
rer kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen Bedingungen verein­
bart oder auferlegt werden, die von 
denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinba­
ren würden, so dürfen die Gewinne, 
die eines der Unternehmen ohne diese 
Bedingungen erzielt hätte, wegen 
dieser Bedingungen aber nicht erzielt 
hat, den Gewinnen dieses Unterneh­
mens zugerechnet und entsprechend 
besteuert werden. 
M A - T e x t 1977 
Art. 9 Verbundene Unter­
nehmen 
1. Wenn 
a) ein Unternehmen eines Ver­
tragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftslei­
tung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens 
des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 
b) dieselben Personen unmittel­
bar oder mittelbar an der Ge­
schäftsleitung, der Kontrolle 
oder dem Kapital eines Un­
ternehmens eines Ver­
tragsstaats und eines Unter­
nehmens des anderen Ver­
tragsstaats beteiligt sind 
und in diesen Fällen die beiden 
Unternehmen in ihren kauf­
männischen oder finanziellen 
Beziehungen an vereinbarte 
oder auferlegte Bedingungen 
gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander ver­
einbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unter­
nehmen ohne diese Bedingun­
gen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt 
hat, den Gewinnen dieses Unter­
nehmens zugerechnet und ent­
sprechend besteuert werden. 
2. Werden in einem Vertrags­
staat den Gewinnen eines Unter­
nehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet - und entsprechend 
besteuert - , mit denen ein Un­
ternehmen des anderen Ver­
tragsstaats in diesem Staat be­
steuert worden ist, und handelt 
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es sich bei den zugerechneten 
Gewinnen um solche, die das 
Unternehmen des erstgenannten 
Staates erzielt hätte, wenn die 
zwischen den beiden Unterneh­
men vereinbarten Bedingungen 
die gleichen gewesen wären, die 
unabhängige Unternehmen mit­
einander vereinbaren würden, 
so nimmt der andere Staat eine 
entsprechende Änderung der 
dort von diesen Gewinnen erho­
benen Steuer vor. Bei dieser Ä n ­
derung sind die übrigen Bestim­
mungen dieses Abkommens zu 
berücksichtigen; erforderlichen­
falls werden die zuständigen Be­
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DB 1980, 2453ff; K. H. Baranowski, Deutsche Verwaltungsgrundsätze für Ge­
winnabgrenzung zwischen international verbundenen Unternehmen, 1WB F. 2 
Umschau und Vorschau, 357ff; Bundessteuerberaterkammer, Stellungnahme zum 
Entwurf der Verwaltungsgrundsätze zur Einkunftsabgrenzung bei international 
verbundenen Unternehmen, DStR, Beihefter zu Heft 24 vom 15. 12. 1981; 
B. Reimann, Der Zinsort bei Darlehensverhältnissen über die Grenze unter Be­
rücksichtigung des Entwurfs der deutschen „Verwaltungsgrundsätze zur Ein­
kunftsabgrenzung bei international verbundenen Unternehmen", BB 1981, 
1145 ff; DIHT, Unveröffentlichte Stellungnahme zu den Verwaltungsgrundsät­
zen vom 18. 12. 1981; N.Boidman, Working with the Rules on Technology 
Transfers, TPIR 1981, 3ff; M. Günkel, Das steuerliche Rückwirkungsverbot bei 
verbundenen Unternehmen, BB 1981, 1084ff; S. Schröder, Grenzüberschreiten­
der Liefer- und Leistungsverkehr zwischen verbundenen Unternehmen im Au-
ßensteuerrecht, StBp 1981, 6ff; UUmann-Czubak, US-Richtlinien zur steuerli­
chen Beurteilung von Gesellschaftsdarlehen als Eigen- oder Fremdkapital, RIW/ 
AWD 1981, 165ff; o. Verf., Economic Principles Involved in IRC 482 Cases, 
Intertax 1981, 350ff; UK-Inland Revenue, The Transfer Pricing of Multinational 
Enterprises, Intertax 1981, 301 ff; G.Maisto, Tax Treatment of Intercompany 
Pricing in Italy, BIFD 1981, 275 ff; Flick/' Wassermey er/Becker, Kommentar zum 
Außensteuergesetz, Loseblatt Stand: Okt. 81; 1RS, 1RS could better protect US 
Tax Interests in Determining the Income of Multinational Corporations, Comp­
troller General's Report to the House Committee on Ways and Means Washing­
ton, D.C., September 30, 1981, Intertax 1982, 5ff; M.Lehner, Möglichkeiten 
zur Verbesserung des Verständigungsverfahrens auf der Grundlage des EWG-
Vertrages- Dargestellt anhand eines Richtlinienvorschlages der EG-Kommission 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung im Fall der Gewinnberichtigung zwi­
schen verbundenen Unternehmen, München 1982; R. Pöllath/A. Rädler, Gewinn­
berichtigung zwischen verbundenen Unternehmen ohne Rücksicht auf Abkom­
mensrecht? - Bemerkungen zur Auslegung des Art. 9 OECD-ΜΑ in der deut­
schen Diskussion zur Einführung eines § 8a KStG, DB 1982, 561 ff, 617 ff. 
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A. Zu Absatz 1 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 1 [Grundsatz] Dieser Artikel befaßt 
sich mit verbundenen Unternehmen 
(Mutter- und Tochtergesellschaften 
sowie Gesellschaften unter gemeinsa­
mer Kontrolle); er sieht vor, daß in 
diesen Fällen die Steuerbehörden ei­
nes Vertragsstaates zur Steuerermitt­
lung die Bücher des Unternehmens 
berichtigen dürfen, wenn diese wegen 
der besonderen Beziehungen zwi­
schen den Unternehmen die tatsäch­
lich in diesem Staat entstandenen 
steuerlichen Gewinne nicht auswei­
sen. Eine Berichtigung ist unter die­
sen Umständen gerechtfertigt, so daß 
der Artikel keiner besonderen Erläu­
terung bedarf Zu erwähnen wäre, 
daß der Artikel nur anzuwenden ist, 
wenn zwischen den beiden Unter­
nehmen besondere Bedingungen ver­
einbart oder auferlegt worden sind. 
Eine Berichtigung der Bücher ver­
bundener Unternehmen ist aber nicht 
zulässig, wenn die Geschäfte zwi­
schen diesen Unternehmen unter den 
Bedingungen des freien Marktes 
abgewickelt worden sind. 
MA-Kommentar 1977 
1. [Grundsatz] Dieser Art ikel be­
faßt sich mit verbundenen Unter­
nehmen (Mutter- und Tochterge­
sellschaften sowie Gesellschaften 
unter gemeinsamer Kontrolle); 
Absatz 1 sieht vor, daß in diesen 
Fällen die Steuerbehörden eines 
Vertragsstaats zur Steuerermitt­
lung die Bücher des Unterneh­
mens berichtigen dürfen, wenn 
diese wegen der besonderen Be­
ziehungen zwischen den Unter­
nehmen die tatsächlich in diesem 
Staat entstandenen steuerlichen 
Gewinne nicht ausweisen. Eine 
Berichtigung ist unter diesen 
U m s t ä n d e n gerechtfertigt, so daß 
dieser Absatz keiner besonderen 
Er läuterung bedarf. Z u erwähnen 
wäre , daß der Absatz nur anzu­
wenden ist, wenn zwischen den 
beiden Unternehmen besondere 
Bedingungen vereinbart oder 
auferlegt worden sind. Eine Be­
richtigung der Bücher verbunde­
ner Unternehmen ist aber nicht 
zulässig, wenn die Geschäfte z w i ­
schen diesen Unternehmen unter 
den Bedingungen des freien 
Marktes (arm's-length-Prinzip) 
abgewickelt worden sind. 
Ziff . 2 s. zu Abs. 2 Rz. 52 
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IL A b k o m m e n s ü b e r s i c h t 
DBA MA-Regelung: Unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung 
eines Unternehmens/dersel­
ben Personen 
Rz. MA-Regelung: Beteiligung 
an Geschäftsleitung. Kon­
trolle oder Kapital des/der 
Unternehmen 
Rz. 
Ägypten Art. IV Abs. 1 a/1 b 15ff. Geschäftsführung, Lei­ 47 
tung, Kapital 
Argentinien Art. 9 Buchst, a/b 15ff. ~ MA 63/77 19ff. 
Australien Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « M A 63/77 19ff. 
Belgien Art. 9 15ff. . . . Finanzierung 47 
Brasilien Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 63 19ff. 
Ceylon s. Sri Lanka 
Dänemark Art. 5 Abs. 1/2: „vermöge der 15ff.;45 Geschäftsführung oder fin. 47 
Beteiligung" Aufbau (Abs. 1) Vermögen 
(Abs. 2) 
Elfenbeinküste Art. 9 Abs. 1/2 15ff. « MA 63/77 19ff. 
Finnland 1935 
Finnland 1979 Art. 9 Buchst, a/b 15ff. * MA 63/77 19ff. 
Frankreich Art. 5 Halbs. 1/2 15ff. Geschäftsführung oder fin. 47 
Aufbau 
Griechenland Art. IV Buchst, a/b 15ff. « MA 63/77 19ff. 
Großbritannien Art. IV Buchst, a/b 15ff.;44 Geschäftsführung 47 
Indien Art. IV Tätigung von Geschäf­ 15ff.;44,46, Gestaltung von Geschäfts­ 47 
ten zw. Personen 48 beziehungen 
Indonesien Art. β Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Iran Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Irland Art. IV Buchst, a/b 15ff. = MA 19ff. 
Island Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Israel Art. 5 Abs. 1 a/b 15ff. Geschäftsführung... 47 
Italien 
Jamaika Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Japan Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Kanada 1956 Art. IV Buchst, a/b 15ff.;44 Geschäftsführung... 47 
Kanada 1981 Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Kenia Art. 9 Buchst, a/b 15ff. ~ MA 19ff. 
Korea Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Liberia Art. 9 Buchst, a/b 15ff. * MA 19ff. 
Luxemburg Art. 6 Abs. 1/2: „vermöge der 15ft; 45 Geschäftsführung oder fin. 47 
Beteiligung" Aufbau (Abs. 1) Vermögen 
(Abs. 2) 
Malaysia Art. 9 Buchst, a/b 15ff. = MA 19ff. 
Malta Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « M A 19ff. 
Marokko Art. 9 Abs. 1/2 15ff. ... Finanzierung 47 
Mauritius Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « M A 19ff. 
Neuseeland Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Niederlande Art. 6 Abs. 1/2: „vermöge der 
Beteiligung" 
15ff.;45 Geschäftsführung oder fin. 47 
Aufbau (Abs. 1) Vermögen 
(Abs. 2) 
Norwegen Art. 5 Abs. 1/2 15ff. Geschäftsführung oder fin. 47 
Aufbau (Abs. 1) Vermögen 
Österreich 
(Abs. 2) 
Art. 5 Abs. 1/2 15ff.;44ff. Geschäftsführung oder fin. 47 
Aufbau (Abs. 1), Vermögen 
(Abs. 2) 
Pakistan Art. IV Buchst, a/b 15ff.;44 Geschäftsführung, Lei­ 47 
tung, Kapital 
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zu Absatz 1 und 2 
























« M A 
« MA 
« M A 
38fff.; 42; 60ff. 
38fff.; 42,60ff. 
36fff.;42;60ff. 
38fff.; 42; 60ff. 
wirtschaftliche oder fin. 
Beziehungen 
49, statt Gewinne „Einkünfte" — 38fff.;42;51;60ff. 
« MA 23 ff. « MA 38fff.;42;60ff. 
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wirtschaftliche oder fin. 
Beziehungen 
49 statt Gewinne „Ein­
künfte" 
38fff.;42; 51ff.;60ff. 
wirtschaftliche oder fin. 
Beziehungen 
49 « M A 38fff.; 42; 60ff. 
« M A 23ff. « M A 38fff.; 42; 60ff. 
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DBA MA-Regelung: Unmittelbare Rz. MA-Regelung: Beteiligung Rz. 
oder mittelbare Beteiligung an Geschäftsleitung, Kon­
eines Unternehmens/dersel­ trolle oder Kapital des/der 
ben Personen Unternehmen 
Polen Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Portugal Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Rumänien 
Sambia Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Schweden Art. 6 Abs. 1/2: „vermöge der 15ff.; 45 Geschäftsführung oder fin. 47 
Beteiligung" Struktur 
Schweiz Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « M A 19ff. 
Singapur Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Spanien Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Sri Lanka (Ceylon) 1962 Art. IV Buchst, a/b 15ff. Geschäftsleitung, Kapital 47 
Sri Lanka 1979 Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Südafrika Art. 5 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Thailand Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
Trinidad und Tobago Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « M A 19ff. 
Tschechoslowakei Art.9Abs.1a/1b 15ff. « M A 19ff. 
Tunesien Art.9Abs.1a/1b 15ff. « MA 19ff. 
Ungarn Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « M A 19ff. 
USA Art. IV: „vermöge der Beteili­ 15ff.; 45f. Geschäftsführung oder fin. 47 
USSR 
gung" Aufbau 
Zypern Art. 9 Buchst, a/b 15ff. « MA 19ff. 
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« MA 23 ff. « MA 38ff.; 42; 60ff. 
« MA 23 ff. « M A 38ff.; 42; 60ff. 
« MA 23 ff. « M A 38ff.;42;60ff. 
wirtschaftliche oder fin. 49. statt Gewinne „Ein­ 38ff.;42;51;60ff. 
Beziehungen künfte" 
« MA 23ff. « MA 38ff.;42;60ff. 
« M A 23ff. « MA 38ff.; 42; 60ff. 
« MA 23 ff. « M A 38 ff.; 42; 60ff. 
= MA 23ff. « MA 38ff.;42;60ff. 
« M A 23 ff. « M A 38ff.;42;60ff. 
« M A 23 ff. « MA 38ff.;42;60ff. 
« M A 23 ff. « M A 38ff.; 42; 60ff. 
« MA 23 ff. « M A 38ff.; 42; 60ff. 
« M A 23ff. « M A « M A 77 38ff.;42;60ff.;77 
« M A 23ff. « M A « MA 77 38ff.;42;60ff.;77 
« M A 23ff. « MA 38ff.; 42; 60ff. 
wirtschaftliche oder fin. 49 « MA 38ff.; 42; 60ff. 
Beziehungen 
78 
« M A 23 ff. « MA 38ff.;42; 60ff. 
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III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
3 a) Grundzüge: Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
erzielt, besteuert grundsätzlich nur der Vertragsstaat, in dem das U n ­
ternehmen seinen Sitz hat (Art. 7 Abs. 1). E r ermittelt die Gewinne 
nach den allgemeinen Regeln seines innerstaatlichen Rechts (s.o. zu 
Ar t . 7 Rz . 52 f f ) . Art . 9 Abs. 1 gestattet es ihm, Gewinne eines inländi­
schen Unternehmens, das mit einem ausländischen Unternehmen ver­
bunden ist, abweichend von diesen allgemeinen Regeln zu berichtigen, 
soweit der Unternehmensgewinn durch (Geschäfts-)Bedingungen be­
einträchtigt wurde, die zwischen unabhängigen Unternehmen nicht 
üblich sind. Ar t . 9 gestattet derartige Berichtigungen jedoch nur nach 
den Grundsätzen des Dritt- oder Fremdvergleiches (sog. ,,dealing-at-
arm's-length-Prinzip"). O b der Vertragsstaat von dieser abkommens­
rechtlichen Befugnis Gebrauch machen kann, bestimmt sich nach sei­
nem innerstaatlichen Recht: also danach, ob dieses Vorschriften ent­
hält, die es gestatten, bei der Gewinnermittlung unübliche Bedingun­
gen zwischen verbundenen Unternehmen fiktiv durch die üblichen zu 
ersetzen. Ar t . 9 schafft seinerseits keine Rechtsgrundlage fur solche 
Berichtigungen. Seine Wirkung besteht nur darin, das innerstaatliche 
Recht zu beschränken, soweit dieses Gewinnberichtigungen zwischen 
verbundenen Unternehmen vorsieht, die über den nach den Grundsä t ­
zen des Drittvergleichs zulässigen Umfang hinausgehen. Eine Steuer-
umgehungsabsicht des Unternehmens setzt Ar t . 9 dabei nicht voraus. 
4 b) Geschichtliche Entwicklung 
Literatur: M. B. Carroll, L'imposition des entreprises étrangères et nationales 
(Vol. IV), Méthodes de ventilation des revenus imposables, Société des nations, 
Genf 1933, C 425 (b). M. 217 (b). 1933 II. Α., 120fF.; R. Pöllath/A. Radier, DB 
1980 Beilage Nr. 8 zu Heft 21, 20. 
Die ersten Völkerbundsentwürfe von 1927 (s. die Einleitung Rz. 11) 
betrachteten die Tochtergesellschaft noch als Betriebstätte der Mutter­
gesellschaft; sie bedurften daher keiner dem Ar t . 9 entsprechenden 
Vorschrift. Erst als durch die Vorläufer des heutigen Ar t . 5 Abs. 7 die 
Tochtergesellschaften aus dem Betriebstättenbegriff herausgenommen 
wurden, muß te ftir Sachverhalte, auf die Art . 7 keine Anwendung fin­
det, der Grundsatz des Drittvergleichs in einer gesonderten Vorschrift 
normiert werden. Eine mit Ar t . 9 Abs. 1 inhaltlich fast übereins t im­
mende Regelung findet sich bereits in Ar t . 6 des in den Jahren 1935 und 
1936 entwickelten Völkerbundmusters für einen Vertrag über die z w i ­
schenstaatliche steuerliche Aufteilung des Einkommens und des Ver­
mögens von Gewerbebetrieben. Dieser Art ikel wurde unveränder t in 
die Musterabkommen von Mex iko (1943) und London (1946) jeweils 
als Art . VII ü b e r n o m m e n . In allen Fassungen beschränkt sich die dama-
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lige Regelung jedoch auf den Gewinnanteil, der von einem inländi­
schen Unternehmen auf eines im anderen Vertragsstaat verlagert wur­
de; die Parallele zur Regelung der Besteuerung inländischer Betriebstät­
ten in ihrem Verhältnis zum Stammhaus i m anderen Vertragsstaat, mit 
dem sich das Vertragsmuster des Völkerbundes von 1935/36 in erster 
Linie befaßte, wird dadurch deutlich. Demgegenüber gilt Ar t . 9 Abs. 1 
nach seinem Wortlaut auch für Gewinnverlagerungen auf drittstaatli­
che Unternehmen. 
5 c) Verhältnis zu den Verteilungsnormen: Sowohl nach Art . 7 als 
auch nach Art . 9 soll der Unternehmensgewinn in dem Staat besteuert 
werden, in dem er wirtschaftlich entstanden ist. Dies kann nach Art . 7 
der Sitzstaat des Unternehmens oder der Betriebstättenstaat sein; nach 
Ar t . 9 soll es der Sitzstaat des Unternehmens sein, dessen Gewinn ver­
kürzt wurde. Art . 7 i . V . m. Art . 23 dient der Vermeidung der Doppel­
besteuerung desselben Steuerpflichtigen i m (Wohn-)Sitzstaat und i m 
Quellenstaat. Art . 9 unterscheidet sich von Art . 7 und den anderen 
Verteilungsnormen des Abkommens dadurch, daß er das Verhältnis 
zweier Sitzstaaten und die Besteuerung rechtlich selbständiger Steuer­
pflichtiger jeweils in ihrem Sitzstaat regelt. In der Sache besteht jedoch 
mit den typischen Verteilungsnormen insofern ein enger Zusammen­
hang, als Ar t . 9 die Frage betrifft, ob ein Gewinnanteil, der im auslän­
dischen Vertragsstaat besteuert wurde (oder dort möglicherweise be­
steuert wird), gleichwohl einem inländischen Unternehmen zugerech­
net und bei diesem besteuert werden darf. Ar t . 9 soll also eine wirt­
schaftliche Doppelbesteuerung (s. die Einleitung Rz. 2) verhindern. 
6 d) Abgrenzung: Ar t . 11 Abs. 6 und Ar t . 12 Abs. 4 beschränken die 
Verteilungsnormen für Zinsen (Art. 11) und Lizenzgebühren (Art. 12) 
jeweils auf denjenigen Betrag, der nicht aufgrund besonderer Bezie­
hungen zwischen Schuldner und Nutzungsberechtigtem oder zwischen 
beiden und einem Dritten überhöht ist (Art. 11 Abs. 6, Art . 12 Abs. 4). 
Beide Vorschriften sind Spezialregelungen, die dem Art . 9 vorgehen. 
Der Begriff,,besondere Beziehungen" ist weiter als die Merkmale, die 
nach Art . 9 Abs. 1 eine Unternehmensverbindung begründen (s. u. Rz. 
20). Beide Vorschriften gelten jedoch nur für überhöhte Zinsen oder 
Lizenzgebühren; die Berichtigung eines zu niedrigen Zinses oder einer 
zu niedrigen Lizenzgebühr ist daher nur unter der Voraussetzung des 
Art. 9 zulässig (s. zu Ar t . 11 Rz. 108; Ar t . 12 Rz. 87f.). 
7 Das Gleichbehandlungsgebot des Art . 24 gilt auch fur verbundene 
Unternehmen (Art. 24 Abs. 2 Buchst, b; s. dort Rz. 52). Ar t . 24 Abs. 5 
gewährleistet die Gleichbehandlung der Abzugsfähigkeit von Zinsen, 
Lizenzgebühren und anderen Entgelten, die an Personen i m anderen 
Vertragsstaat gezahlt werden, mit entsprechenden Zahlungen an Perso­
nen im Sitzstaat des Unternehmens, ebenso die Abzugsfähigkeit von 
Schulden bei der Ermitt lung des Vermögens . Der Einleitungssatz des 
Abs. 5: ,, Sofern nicht Ar t . 9 Abs. 1 . . . anzuwenden ist . . . " bezieht 
sich nur auf den Anwendungsbereich des Art . 9: wie schon dargestellt 
(s. o. Rz. 3 und u. Rz. 12), ist Rechtsgrundlage der Berichtigung ebenso 
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wie der Abzugsfähigkeit des Entgelts allein das innerstaatliche Recht. 
Ar t . 24 Abs. 6 verbietet die Ungleichbehandlung (ungleiche Besteue­
rung oder damit zusammenhängende Belastung) eines von einem U n ­
ternehmen des anderen Vertragsstaats beherrschten Inlandsunterneh­
mens gegenüber einem inländisch beherrschten. Gewinnberichtigun­
gen bei Unternehmen, die durch ein Unternehmen des anderen Ver ­
tragsstaats beherrscht werden, sind also doppelt begrenzt: einmal durch 
den Maßstab des Drittvergleichs nach Ar t . 9, innerhalb dieser Grenze 
durch etwaige engere Berichtigungsvorschriften gegenüber inländisch 
beherrschten Unternehmen (zu Art . 24 Abs. 6: J. D. B. Oliver B T R 
1977, 148; G . Maisto B I F D 1981, 276 betr. Italien). 
8 Das Verständigungsverfahren nach Ar t . 25 kann eine Gewinnbe­
richtigung zum Gegenstand haben. Ar t . 25 enthält aber keine materiell­
rechtliche Ermächt igung zur Vornahme einer Berichtigung oder zur 
Änderung des nach innerstaatlichem Recht ermittelten Berichtigungs­
betrags (Art. 25 Rz . 59ff) . 
9 Innerstaatliche Gewinnberichtigungsvorschriften 
Literatur: H. Flick, M. Görl, R. Baconnierin: K. Vogel/M.J. Ellis u.a., Steuer­
oasen und Außensteuergesetze, Münchener Schriften zum Internationalen Steuer­
recht, Heft 3, m. w.N. auf S. 29; D. A. Ward,J.-C. Goldsmith, H. Flick, Y. Ishiya-
ma, M.J. Ellis, W. Ryser, J. F. Avery Jones, M.J. Langer in: J. C. L. Huiskamp 
(Hrsg.), Recourse to Tax Havens, Use and Abuse, IFA Congress Seminar Series, 
Heft 5. 
10 Das innerstaatliche Recht der meisten Staaten sieht die Möglichkei t 
von Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unternehmen oder 
einander nahestehenden Personen bei i m einzelnen unterschiedlichen 
Voraussetzungen vor: fur das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
sind dies i m wesentlichen § 1 A S t G , die Grundsätze über verdeckte 
Gewinnausschüt tungen und verdeckte Einlagen und die Vorschriften 
der Abgabenordnung über Treuhand und Steuerumgehung. Neuer­
dings: „Grundsä tze fur die Prüfung der Einkunftsabgrenzung bei inter­
national verbundenen Unternehmen (Verwal tungsgrundsätze)" , s. 
B S t B l . 1983, 218 (s. Rz. 29, 35f.). Eine Berichtigungsvorschrift für den 
Bereich des Zollrechts enthält Ar t . I N r . 1 der Brüsseler Z o l l w e r t - K o n ­
vention vom 15. 12. 1950, die am 28. 7. 1953 in Kraft getreten und 
durch §§ 29 und 30 Z G sowie durch § 1 Z W V O unmittelbar anwend­
bares Recht geworden ist. „ N o r m a l p r e i s " ist hiernach der Marktpreis; 
auch im Zollrecht wi rd also auf einen Drittvergleich abgestellt. Den ­
noch soll nach der Rechtsprechung der „ n o r m a l e Preis" i . S. des Wert­
zollrechts nicht ohne weiteres dem Preis gleichzusetzen sein, der fur die 
Annahme einer verdeckten Gewinnausschüt tung maßgebend ist (BFH 
B S t B l 1967, 495, 497; Hof Amsterdam B N B 1971/205, Rolno. 431/1969; 
übere ins t immend auch der OECD-Transferpreisbericht N r . 29. Das ist 
wenig einleuchtend; s. gegen diese Rechtsprechung H. Becker in Flick/ 
Wassermeyer/Becker § 1 A S t G A n m . 57-64 m . w . N . ) ; zur Problematik 
der Zollwertermittlung bei verbundenen Unternehmen s. E. Dittmar 
Z F Z 1981, 290ff). 
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11 e) Verhältnis der Abkommensvorschriften zum innerstaatlichen 
Recht: Auch für die Ar t . 9 M A entsprechenden Abkommensvorschrif­
ten gilt, daß die D B A kein innerstaatliches Recht begründen, sondern 
es nur beschränken (vgl. die Einleitung Rz. 25). Daraus folgt zunächst, 
daß Art . 9 fur sich allein keine selbständige Rechtsgrundlage fur eine 
E r h ö h u n g der Einkünfte sein kann {BFH B S t B l 1981, 517: DBA Frank­
reich; übere ins t immend H. Becker aaO § 1 A S t G A n m . 16, 24; K. Bre­
zing FR 1973, 488ff.; A. Heining FR 1978, 582; R. Pöllath/A.J. Rädler 
D B 1982, 562 m. w. N . ; dagegen: K. H. Baranowski, Anwendung des 
Außensteuergesetzes 7; Ch. Bellstedt, Besteuerung 431; T. Menck 
D S t Z A 1972, 68). 
12 Als Rechtsgrundlagen für Gewinnberichtigungen zwischen verbun­
denen Unternehmen kommen somit nur die Vorschriften des inner­
staatlichen Rechts in Betracht. Daraus ergeben sich zwei Folgerungen: 
fehlen innerstaatliche Berichtigungsvorschriften, so gibt es keine M ö g ­
lichkeit zur Gewinnberichtigung (abweichend hat die Finanzverwal­
tung Gewinnberichtigungen offenbar schon allein auf die abkommens­
rechtliche Berichtigungsvorschrift gestützt, vergi. R. Pöllath/A.J. Räd­
ler aaO 562); gibt es innerstaatliche BerichtigungsVorschriften, so stellt 
sich die Frage, welche Auswirkungen die dem Art . 9 entsprechenden 
D B A - N o r m e n auf dieses innerstaatliche Recht haben. Die deutsche 
Finanzverwaltung folgt der von H. Debatin begründeten Ansicht, daß 
mit der sog. „arm's - length"-Klause l der „ n o r m a l e " Regelungsrahmen 
eines Doppelbesteuerungsabkommens überschrit ten werde, weil es um 
die Besteuerung eines selbständigen Unternehmens in seinem Sitzland 
gehe; hier sähen die Abkommen keine Begrenzung vor ( D S t Z A 1971, 
388; D B 1972, 2032; D S t Z A 1972, 276). Dementsprechend wird in T z . 
1. 14. des Einfuhrungsschreibens zum A S t G ausgeführt: „ D e m Sinn 
und Zweck der Doppelbesteuerungsabkommen entspricht es nicht, 
Berichtigungen von Einkünften, die sachlich geboten sind, fur be­
stimmte Fälle zu verbieten" (wörtlich wiederholt in Tz . 1.2.1. der 
Verwal tungsgrundsätze zur Einkunftsabgrenzung bei international 
verbundenen Unternehmen, vgl . o. Rz . 10). Dem folgt auch E. Weber: 
„ D i e DBA-Gewinnberichtigungsbestimmung enthält keine übernat io­
nale Gewinnermittlungsnorm. Sie schränkt daher auch nicht die natio­
nalen Ermittlungsvorschriften ein" (£ . Weber Institut FSt. Brief204, 14 
unter Berufung auf: dox FR 1980, 353; weitere Nachweise zu dieser 
Auffassung bei M. Lehner aaO 36). Wäre diese Auffassung richtig, so 
wären Ar t . 9 M A und die ihm entsprechenden Abkommens Vorschrif­
ten überflüssig. Sie wären weder Rechtsgrundlage fur Gewinnberichti­
gungen noch hätten sie einen Einfluß auf das innerstaatliche Recht. Die 
Gewinnberichtigungsklauseln der Abkommen erhalten nur dann einen 
Sinn, wenn man ihnen die gleiche Bedeutung beilegt, wie D B A - N o r ­
men allgemein: das innerstaatliche Recht zu beschränken. Daß der 
Unternehmensgewinn nur in dem Staat besteuert wird, in dem er 
wirtschaftlich entstanden ist (o. Rz . 5), wird nur dann gewährlei­
stet, wenn beide Abkommenspartner unter den Voraussetzungen 
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des Ar t . 9 an einen verbindlichen Berichtigungsmaßstab gebunden 
sind. 
13 Das Wort „ d ü r f e n " in Ar t . 9 Abs. 1 ist also im Sinne von „dürfen 
nur" zu verstehen. Dies ergibt sich sowohl aus dem Abkommenszu­
sammenhang insgesamt („wei terer Zusammenhang") als auch aus dem 
engeren Zusammenhang zwischen Art . 7 und 9 M A (zur Auslegung 
aus dem engeren Zusammenhang: M. Lehner aaO 76). Ar t . 7 ebenso 
wie Ar t . 9 enthalten Regeln für die Ermittlung des zuzurechnenden 
Gewinns: Ar t . 7 fur die Betriebstätte, Ar t . 9 fur das verbundene Unter­
nehmen ( M A - K o m m . 77 zu Ar t . 7 Ziff. 1; s. auch o. Rz. 4, wonach die 
Trennung der beiden Vorschriften erst erforderlich wurde, als die 
rechtlich selbständige Tochtergesellschaft aus dem Betr iebstät tenbe­
griff herausgenommen wurde; dazu: R. Pöllath/A.J. Rädler aaO 564). 
Beide Vorschriften bedienen sich zur Gewinnabgrenzung des Fremd­
vergleichs; in Ar t . 7 wi rd hierzu die rechtliche Selbständigkeit der Be­
triebstätte gegenüber dem Stammhaus (in gewissen Grenzen, s. bei 
Ar t . 7 Rz . 58 f f ) , in Ar t . 9 die Unabhängigkei t der rechtlich selbständi­
gen Tochtergesellschaft fingiert (Näheres u. Rz. 23ff) . Daß dies im 
Verhältnis zwischen Stammhaus und Betriebstätte verbindlich sein sol­
le, i m Verhältnis zweier verbundener Unternehmen jedoch nicht, kann 
nicht überzeugen. Ar t . 9 soll die wirtschaftliche Doppelbesteuerung 
vermeiden. Dies kann nur geschehen, wenn man die Gewinnabgren­
zung einer für beide Vertragsstaaten verbindlichen Regelung unter­
stellt. A u c h daß der Grundsatz des Drittvergleichs in Ar t . 9 weniger 
ausformuliert ist als in Ar t . 7, kann nicht gegen die Verbindlichkeit des 
Ar t . 9 angeführt werden (vgl. auch M A - K o m m . 63 und 77 zu Ar t . 9 
Zif . 1, s. o. Rz . 1: „E ine Berichtigung . . . ist aber nicht zulässig, wenn 
die Geschäfte . . . unter den Bedingungen des freien Marktes . . . 
abgewickelt worden sind".). Ar t . 9 ist nicht weniger bestimmt als § 1 
A S t G , an dessen unmittelbarer Anwendbarkeit kein Zweifel besteht 
(vergi. M. Lehner aaO 39 f f ) . Selbstverständlich gilt Ar t . 9 aber nur fur 
die Steuern, auf die das jeweilige Abkommen anwendbar ist. Der in 
verschiednen Einzelstaaten der U S A eingeführten Besteuerung von 
Konzernunternehmen nach dem Gesamtgewinn des Konzerns (sog. 
„unitary-taxation") steht daher Ar t . IV DBA USA nicht entgegen, 
ihre Zulässigkeit ist allein eine Frage des innerstaatlichen Rechts der 
U S A (s. dazu einstweilen A S A R C O Inc. v. Idaho State Commissioner 
102 S. Ct . 3103 (1982); F. W. Wool worth C o . v. Taxation and Revenue De­
partment, 102 S.Ct. 3128 (1982); dazu W. Hellerstein N T J 1982, 414ff). 
14 f) Art. 9 Abs. 1 gestattet Gewinnberichtigungen nach den Grundsä t ­
zen des innerstaatlichen Rechts, wenn 
- ein Unternehmen des einen Vertragsstaats und ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats verbundene Unternehmen sind, 
- die Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Bezie­
hungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, 
abweichend von denen, die unabhängige Unternehmen miteinan­
der vereinbaren würden, 
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- eines der beiden Unternehmen ohne diese Bedingungen (höhere) 
Gewinne erzielt hätte. 
Sind diese Voraussetzungen gegeben, so dürfen die von dem Unter­
nehmen wegen der besonderen Bedingungen nicht erzielten Gewinne 
den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und entsprechend 
besteuert werden. 
Der englische Text des Art . 9 Abs. 1 M A 1977 stimmt vollständig 
mit Ar t . 9 M A 1963 überein. Der französische und der deutsche Text 
wurden in sprachlicher Hinsicht geringfügig verbessert. 
15 aa) Bei dem Unternehmen des einen Vertragsstaats und dem Unter­
nehmen des anderen Vertragsstaats handelt es sich um verbundene 
Unternehmen, wenn 
- ein Unternehmen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftslei­
tung, der Kontrolle oder dem Kapital des anderen Unternehmens 
beteiligt ist (Abs. 1 Buchst, a) oder wenn 
- dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäfts­
leitung, der Kontrolle oder dem Kapital beider Unternehmen be­
teiligt sind (Abs. 1 Buchst, b). 
16 Ar t . 9 regelt nur Gewinnberichtigungen zwischen Unternehmen. 
„ U n t e r n e h m e n eines Vertragsstaats" ist nach Art . 3 Abs. 1 Buchst, c 
M A ,,ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässi­
gen Person betrieben w i r d " (s. zu Ar t . 3 Rz . 32 f f ) . Z u m Begriff „ U n ­
ternehmen" s. auch zu Ar t . 7 Rz. 21 f f , zum Begriff „ P e r s o n " Art . 3 
Rz. 14ff; zur Ansässigkeit i .S . des Abkommens Ar t . 4 Rz. 9 f f ) . A n 
der Voraussetzung, daß Unternehmen aus beiden Vertragsstaaten an 
der Geschäftsbeziehung beteiligt sein müssen, fehlt es, wenn der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des ausländischen Unternehmens 
im Inland liegt (vgl. zu Ar t . 4 Rz. 99, 102f). Demgegenüber können 
im Rahmen der zweiten Tatbestandsalternative des Art . 9 (Buchst, b) 
auch Personen, die selber kein Unternehmen betreiben oder die in 
keinem, demselben oder zugleich in beiden Vertragsstaaten ansässig 
sind, eine Verbundenheit i . S. des Ar t . 9 zwischen zwei Unternehmen 
begründen, z. B . dadurch, daß sie die Unternehmen einheitlich leiten. 
A u f die Rechtsform, in der das Unternehmen betrieben wird , kommt 
es nicht an. Ar t . 9 ist jedoch nicht anzuwenden, wenn ein oder beide 
Partner der Geschäftsbeziehung kein Unternehmen betreiben oder 
wenn diese Einkünfte bei ihnen nicht Unternehmenseinkünfte sind. 
17 Z u den Unternehmensgewinnen gehören allerdings, wie sich aus 
Art. 7 Abs. 7 M A ergibt, auch diejenigen Einkünfte im Rahmen des 
Unternehmens, „d ie in anderen Art ikeln des Abkommens behandelt 
werden", so insbesondere Dividenden, Zinsen oder Lizenzgebühren 
(Art. 10 bis 12), wenn die zugrundeliegenden Rechte zum unternehme­
rischen Betr iebsvermögen gehören. Für diese Einkünfte gelten zwar 
besondere Verteilungsnormen; sie „ g e h ö r e n " aber „ z u den Gewinnen" 
(Art. 7 Abs. 7) und können daher, soweit nicht Sondervorschriften 
vorgehen (s.o. Rz. 6), nur unter den Voraussetzungen des Ar t . 9 be­
richtigt werden. Für Einkünfte außerhalb eines Unternehmens be-
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stimmt sich dagegen die Berichtigungsmöglichkeit allein nach der je­
weiligen Verteilungsnorm. Der Grundsatz des Drittvergleichs nach 
Art . 9 kann hier allenfalls zu deren Auslegung mit herangezogen 
werden. 
18 Im Verhältnis zwischen Betriebstätte und Stammhaus gilt nicht 
Ar t . 9, sondern die Spezialvorschrift des Ar t . 7 (s. dort Rz . 84ff) . Dies 
gilt auch fur die Beteiligung eines inländischen Einzelunternehmers, 
einer Personen- oder einer sonstigen Gesellschaft an einer ausländischen 
Personengesellschaft, sofern der Anteil an der ausländischen Personen­
gesellschaft, wie in der Regel, dem inländischen Beteiligten als Be­
triebstätte zugerechnet wi rd (Näheres bei Ar t . 7), ebenso umgekehrt 
bei einer Beteiligung an einer inländischen Personengesellschaft. E in 
von einer Personengesellschaft betriebenes Unternehmen ist also auch 
dann, wenn die Personengesellschaft „ P e r s o n " i .S . des Ar t . 3 ist (s. 
dort Rz. 14ff), nicht ohne weiteres „ U n t e r n e h m e n eines Ver­
tragsstaats" in dem besonderen Sinn des Ar t . 9. Es ist dies nur dann, 
wenn die Personengesellschaft selbständiges Steuersubjekt und auch 
der das Abkommen anwendende Staat an diese Qualifizierung gebun­
den ist. 
19 Die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an der Geschäftslei­
tung, der Kontrolle oder dem Kapital des Unternehmens erfaßt nur 
Fälle gesellschaftsrechtlicher Verflechtungen oder Einflußnahmen (s. 
M A - K o m m . 77 zu Ar t . 9 Ziff. 1, o. Rz . 1: „ M u t t e r - und Tochterge­
sellschaften sowie Gesellschaften unter gemeinsamer Kontrolle") . O b 
eine Beteiligung an Geschäftsleitung, Kontrolle oder Kapital eines U n ­
ternehmens besteht, ist eine Frage des (innerstaatlichen) Gesellschafts­
rechts; welche Beteiligungsformen sich unter Ar t . 9 subsumieren las­
sen, ist dagegen eine Frage des Abkommensrechts. In den Leitlinien der 
OECD fur Verrechnungspreise zwischen multinationalen Unterneh­
men findet sich unter Ziff. 7 der ausdrückliche Hinweis, daß es nicht 
notwendig scheine, „Ausd rücke wie »nahestehende Unternehmen' 
oder ,unter gemeinsamer Kontrolle 4 zu definieren". Vielmehr werde 
davon ausgegangen, daß eine breite Grundlage gemeinsamer Auffas­
sungen über ihre Bedeutung bestehe (aaO). Daraus ergibt sich, daß es 
dem Recht der Vertragsstaaten überlassen sein soll, i m Rahmen der 
„bre i ten Grundlage gemeinsamer Auffassungen", diejenigen gesell­
schaftsrechtlichen Einflußmöglichkeiten zu bestimmen, die Grundlage 
einer Berichtigung sein sollen. Soweit m. a. W . innerstaatliche Berichti­
gungsvorschriften an das Vorliegen einer gesellschaftsrechtlichen Ver ­
flechtung oder Beeinflussung anknüpfen, ist die Berichtigung nach 
Ar t . 9 gestattet, jedoch nur unter der Voraussetzung, daß die Verflech­
tung fur die Auferlegung oder Vereinbarung der besonderen Bedin­
gungen ursächlich war (dazu Rz. 27), darüber hinaus nur nach den 
Maßstäben des Drittvergleiches (dealing-at-arm's-length-Prinzips, s. 
Rz. 3, 38f.). Al le in die gesellschaftsrechtliche Verbundenheit der U n ­
ternehmen rechtfertigt die Gewinnberichtigung also nicht (abkom­
mensrechtlich bedenklich wäre daher z. B . die in Großbr i tannien gel-
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tende Regel, daß Darlehen einer Tochter - an die Muttergesellschaft, 
sog. ,,upstream loans", generell als verdeckte Gewinnausschüt tung an­
gesehen werden). 
20 Abweichend setzt die Anwendung der Verteilungsnormen für Z in­
sen (Art. 11) und Lizenzgebühren (Art. 12) voraus, daß zwischen dem 
Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen beiden und 
einem Dritten keine besonderen Beziehungen bestanden haben, die zu 
einer überhöhten Zins- oder Lizenzgebührenzahlung geführt haben (s. 
zu Ar t . 11 Rz. 107 f f ; zu Ar t . 12 Rz . 87 f.). Diese besonderen Beziehun­
gen umfassen Abhängigkeitsverhältnisse, die den in Ar t . 9 behandelten 
gleichen, „ a u ß e r d e m auch verwandtschaftliche Beziehungen und ganz 
allgemein jede Interessengemeinschaft, die neben dem Rechtsverhält­
nis, aufgrund dessen die Zinsen/Lizenzgebühren bezahlt werden, be­
steht" ( M A - K o m m . 77 zu Ar t . 11 Ziff. 32; zu Ar t . 12 Ziff. 19). Für 
Ar t . 9 ergibt sich daraus im Gegenschluß, daß verwandtschaftliche B e ­
ziehungen und sonstige „Interessengemeinschaften" für sich allein kei­
ne Verbundenheit i . S. des Ar t . 9 begründen können (zur abweichenden 
Regelung des § 1 A S t G s. H. Becker aaO A n m . 285ff. zu § 1 AStG) . 
Nach der Meinung der deutschen Finanzverwaltung bleiben „d ie 
Abgrenzungsregelungen des nationalen deutschen Steuerrechts (insbes. 
§ 1 AStG) . . . auch in den Fällen der Interessenverflechtung anwend­
bar, die in den Abgrenzungsklauseln der D B A nicht genannt sind" (Tz. 
1.2.1. der Verwaltungsgrundsätze; vergi, dazu bereits Rz. 12); das 
könnte dahin verstanden werden, daß eine Verbundenheit i . S. des 
Ar t . 9 auch bei bloß verwandtschaftlichen Beziehungen gegeben sein 
könne. Gegen diese Auffassung sprechen jedoch der Wortlaut des 
Art . 9 sowie der nicht zu übersehende Gegensatz zu Art . 11 und Ar t . 12 
M A (gegen die Auffassung der Finanz Verwaltung: Stellungnahme der 
Bundessteuerberaterkammer DS tR 1981, Beiheft zu Heft 24, zu T z . 1.2.1. 
der Verwal tungsgrundsätze; sowie die weiteren Nachweise bei M. Leh­
ner aaO 28). 
21 Für die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an der Geschäftslei­
tung, der Kontrolle oder dem Kapital sieht Ar t . 9 weder Mindest-
noch Höchstgrenzen vor. Unmittelbare Beteiligung i . S. des Abs. 1 
Buchst, a ist gegeben, wenn beide Unternehmen ohne Zwischenschal­
tung Dritter verbunden sind (Beispiel: Mutter- und Tochtergesell­
schaft). Bei der mittelbaren Beteiligung dagegen bedienen sich eines 
oder beide Unternehmen eines oder mehrerer Dritter, um die Verbin­
dung zu bewirken. Entscheidend für beide Beteiligungsformen des 
Abs. 1 Buchst, a ist, daß ein Unternehmen allein oder beide gemeinsam 
über das Ob und das Wie der Beteiligung entscheiden (Beispiel: eine 
Muttergesellschaft, die über ihre Tochtergesellschaft mittelbar an der 
Enkelgesellschaft beteiligt ist; zwei Gesellschaften, die aneinander zu 
jeweils 50 v. H . beteiligt sind). 
22 In den Fällen des Abs. 1 Buchst, b beruht die Verbindung der Unter­
nehmen auf der Beteiligung derselben Person (oder Personen) an bei­
den Unternehmen. Betreibt die an beiden Unternehmen unmittelbar 
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oder mittelbar beteiligte Person selber ein Unternehmen, so bestehen 
zwischen der Person und jedem der beiden Unternehmen Verbindun­
gen i . S. des Abs. 1 Buchst, a. Z w e i nach Buchst, b verbundene Unter­
nehmen können dann zugleich mittelbar i . S. des Buchst, a verbunden 
sein: wenn das innerstaatliche Recht im Rahmen des ihm durch Art . 9 
e ingeräumten Spielraums, die Begriffe „Geschäftsleitung, Kontrolle 
und Kapi ta l" zu bestimmen, die Beteiligung der Person an den beiden 
Unternehmen als eine mittelbare Beteiligung der beiden Unternehmen 
aneinander behandelt. Eigene Bedeutung über den Rahmen der Alter­
native a hinaus erhält Buchst, b aber vor allem dann, wenn die an 
beiden Unternehmen beteiligte Person in keinem der beiden Ver ­
tragsstaaten ansässig ist (s. dazu Rz . 16). 
23 bb) Beide Unternehmen müssen 
- in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an verein­
barte oder auferlegte Bedingungen gebunden sein 
- die von denen abweichen, die unabhängige Unternehmungen mit­
einander vereinbaren würden. 
24 Kaufmännische oder finanzielle Beziehungen können schwer von­
einander abgegrenzt werden. Die Begriffe tragen den unterschiedlichen 
Möglichkeiten des Leistungsaustausches zwischen verbundenen Unter­
nehmen Rechnung. Die finanziellen Beziehungen haben ihren Schwer­
punkt i m gesellschaftsrechtlichen Innenverhältnis und erfassen auch die 
Fälle verdeckter Gewinnausschüt tungen und verdeckter Kapitalein­
lagen. 
25 Kaufmännische Beziehungen bestehen zwischen den Unternehmen, 
wenn sie sich als Teilnehmer am allgemeinen Wettbewerb gegenüber­
stehen. In jedem Fall m u ß es sich aber um grenzüberschreitende Bezie­
hungen handeln, so daß Beziehungen zwischen der inländischen Gesell­
schaft und ihrem inländischen Gesellschafter grundsätzlich nicht unter 
den Anwendungsbereich der Abkommensvorschrift fallen. 
26 Der Begriff Bedingungen ist weit auszulegen. E r umfaßt neben den 
Voraussetzungen für das Zustandekommen und die Abwicklung einer 
Leistungsbeziehung (= der kaufmännischen oder finanziellen Bezie­
hung) insbesondere die für die Wertbildung der Leistung maßgebenden 
Vereinbarungen und die Bewertung bzw. den Preis der Leistung selbst. 
Vereinbarte Bedingungen sind solche, an die sich beide Unternehmen 
oder eines von ihnen aufgrund autonomer Willensbetätigung gebunden 
haben; dazu gehören auch abgestimmte Verhaltensweisen. Auferlegte 
Bedingungen sind auf den gesellschaftsrechtlich bedingten Einfluß der 
an beiden Unternehmen beteiligten Personen i . S. d. Abs. 1 Buchst, b 
zurückzufuhren. 
27 Die Beteiligung an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital m u ß für die vereinbarten oder auferlegten Bedingungen ur­
sächlich sein. Das Erfordernis kommt im Wortlaut des Art . 9 Abs. 1 
zwar nur andeutungsweise zum Ausdruck ( „ u n d in diesen Fällen"; 
Original : „ a n d in either case", „e t que dans l 'un et l'autre cas"); aber 
nur die Ursächlichkeit der Beteiligung für die von der Regel abwei-
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chenden Bedingungen rechtfertigt es, die Beteiligung zum Anlaß einer 
Berichtigung zu machen. Übere ins t immend auch der M A - K o m m . 77 
Ziff. 1 o. Rz. 1: „ w e g e n dieser besonderen Beziehungen". Regelmäßig 
wird die Ursächlichkeit bei Vorliegen einer gesellschaftsrechtlichen 
Verbundenheit und zugleich vom arm's-length-Preis abweichender 
Bedingungen zu vermuten sein. Abkommensrechtlich ist eine solche 
Vermutung zulässig, wenn das nationale Verfahrens recht sie gestattet. 
Die vereinbarten oder auferlegten Bedingungen sind mit denen zu ver­
gleichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren 
würden . Unabhäng ige Unternehmen sind in diesem Zusammenhang 
nicht schon solche, bei denen die Einflußmöglichkeiten der Unterab­
sätze a und b des Ar t . 9 Abs. 1 nicht vorliegen; erforderlich ist viel­
mehr, daß der (ausländische) Geschäftspartner überhaupt nicht, z. B . 
auch nicht aufgrund verwandtschaftlicher Beziehungen auf die Bedin­
gungen Einfluß nehmen kann (vgl. H. Becker aaO zu § 1 A S t G 
A n m . 137). Eine konkrete Vergleichsmöglichkeit gibt es insbesondere 
dann, wenn für eine Leistung - zu einer bestimmten Zeit und auf einem 
bestimmten Markt - ein Marktpreis festgestellt werden kann. Fehlt es 
an solch einer konkreten Vergleichsmöglichkeit , m u ß versucht wer­
den, auf andere Weise abzuschätzen, was ohne den gesellschaftsrechtli­
chen Einfluß, also zwischen unabhängigen Dritten vereinbart worden 
wäre. Die Vergleichsbasis ist dann zwangsläufig nur hypothetisch, so­
mit fiktiv. 
28 Sowohl der konkrete, als auch der nur hypothetische Vergleich m ü s ­
sen von gleichen Voraussetzungen ausgehen. Die konkreten oder hy­
pothetischen Elemente der Vergleichsbasis müssen gleichwertig sein. 
Z u berücksichtigen ist insbesondere, daß die Bedingungen - beispiels­
weise der Preis für eine Leistung - auf der Grundlage bestimmter 
Mark tumstände gebildet werden, die von der Verbundenheit der U n ­
ternehmen, d. h. von dem nach Ar t . 9 maßgeblichen Einfluß auf die 
Leistungsbeziehung, unabhängig sind. Diese Mark tums tände dürfen 
nicht hinwegfingiert werden. Auch die Unternehmensstruktur kann 
unabhängig von der Verflechtung Einfluß auf die Bedingungen einer 
Leistungsbeziehung haben. So dürfen Verrechnungspreise zwischen ei­
ner Produktionsgesellschaft im Staat A und einer Vertriebsgesellschaft 
im Staat Β nicht schematisch an denen gemessen werden, die zwischen 
zwei Produktions- oder auch Vertriebsgesellschaften vereinbart wer­
den. Stets ist zu prüfen, welchen Einfluß die Mark tums tände auf die 
Produktions- und Vertriebsbedingungen haben (vgl. dazu Rz . 29ff) . 
Z u berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch die Funktion 
des Gliedunternehmens i m Gesamtkonzern. Risikobehaftete Gliedun­
ternehmen dürfen nicht mit risikoarmen (Tätigkeit als Verkaufsagent 
ohne Umsatzpflicht) verglichen werden, wenn die Risikoverteilung 
nicht ihrerseits nur eine Folge des gesellschaftsrechtlichen Einflusses ist. 
Z u berücksichtigen sind ferner die Handelsbräuche und Marktgepflo­
genheiten (vgl. Rz. 29ff.). Auch staatliche Subventionen, Preiskontrol­
len, Devisenbestimmungen, Wechselkurse, E i n - und Ausfuhrbestim-
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mungen, bei Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft die V o r ­
schriften des EWG-Vertrages und sekundäres Gemeinschaftsrecht in 
Form von Verordnungen und Entscheidungen, bei Mitgliedstaaten des 
Andenpakts das Statut von Cartagena und zahlreiche andere V o r ­
schriften dieser Ar t können sich auf die Bestimmung des Entgelts aus­
wirken. Wichtig ist weiter der Zeitpunkt, zu dem das zu überprüfende 
Geschäft abgeschlossen wurde. Dabei ist maßgebend das Verpflich­
tungsgeschäft, nicht dessen Erfüllung (H. Becker aaO zu § 1 A S t G 
A n m . 151). 
29 Unter Berücksicht igung der vorstehenden Grundsätze zur Konkret i ­
sierung der Vergleichsbasis wurden bestimmte Standardmethoden zur 
Ermitt lung des ,,arm's-length"-Preises entwickelt. Innerstaatliche Ge­
winnberichtigungsregeln mit ausfuhrlichen Verfahrensvorschriften zur 
Ermitt lung des Vergleichspreises haben als erstes Land die Vereinigten 
Staaten in ihren regulations zu sec. 482 I R C aufgestellt. Ihnen folgen in 
vielem die Leitlinien der O E C D , die eine gleichgerichtete Berichti­
gungspraxis zwischen den Mitgliedstaaten der O E C D herbeifuhren 
sollten (Verrechnungspreise und multinationale Unternehmen, Bericht 
des Steuerausschusses der O E C D , 1979). A u f der Basis der O E C D -
Leitlinien sind inzwischen in einer Reihe von Mitgliedstaaten inner­
staatliche Vorschriften zu deren Konkretisierung erlassen worden oder 
in Vorbereitung (so die britischen, deutschen und italienischen Verwal ­
tungsgrundsätze bzw. -richtlinien; vgl . Rz . 10 sowie UK Inland Reve­
nue, Intertax 1981, 301; G. Maisto B I F D 1981, 275ff.). Die in diesen 
Richtlinien entwickelten, i m einzelnen sehr umstrittenen Methoden ge­
hen grundsätzlich von dem Versuch aus, den ,,arm's-length"-Preis i m 
Wege des unmittelbaren Vergleichs mit einer Geschäftsbeziehung z w i ­
schen unabhängigen Dritten zu ermitteln. Sie benennen Kriterien, an­
hand derer der ,,arm's-length"-Preis zu bestimmen ist, wenn, wie sehr 
häufig, Vergleichsmöglichkeiten fehlen. Die folgende Darstellung be­
schränkt sich auf die wesentlichen Grundlagen (fur weiterführende L i ­
teratur s.u. Rz . 37). 
30 Die Methode des Vergleichs mit unbeeinflußten Preisen (compara­
ble uncontrolled price method): Der „unbee inf lußte" Preis ist der z w i ­
schen unabhängigen Dritten vereinbarte Preis. Die Anwendung dieser 
Methode in der Form der „direkten" Preisvergleichsmethode setzt 
voraus, daß die konkrete Geschäftsbeziehung mit der Vergleichsbezie­
hung in allen wesentlichen Einzelheiten übere ins t immt. Im Wege des 
sog. „äußeren" Preisvergleichs werden Marktpreise zum Vergleich 
herangezogen, die anhand von Börsennot ierungen oder branchenübl i ­
chen Abschlüssen ermittelt werden können . Daneben können Preis­
übersichten von Verbänden und amtlichen Stellen herangezogen wer­
den. In der Form des sog. „ inneren" Preisvergleichs bedient sich die 
direkte Methode eines Vergleichs von Preisen, die dasselbe Unterneh­
men mit dem verbundenen Unternehmen auf der einen und mit frem­
den Dritten auf der anderen Seite vereinbart hat. Unter Beachtung der 
in Rz. 28 genannten Grundsätze zur Ermitt lung der Vergleichsbasis ist 
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in diesem Fall ganz besonders auf die Vergleichbarkeit der Leistung zu 
achten. Läßt sich die direkte Preisvergleichsmethode mangels gleichar­
tiger Geschäfte zwischen unabhängigen Dritten oder zwischen dem 
Unternehmen und einem unabhängigen Dritten nicht anwenden, so 
können ungleichartige Geschäfte ( z .B . Preise fur vergleichbare Pro­
dukte) herangezogen werden, wenn der Einfluß der abweichenden 
Faktoren eliminiert werden kann (sog. „ indirekte" Preisvergleichsme­
thode). 
31 Die Wiederverkaufs- bzw. Absatzpreismethode (resale price me­
thod): Diese Methode kann nur angewendet werden, wenn die von 
einem verbundenen Unternehmen an das andere erbrachte und diesem 
berechnete Leistung an einen fremden (unabhängigen) Dritten weiter­
geliefert wurde. Der angemessene Verrechnungspreis zwischen den 
verbundenen Unternehmen wird hier ermittelt auf der Basis des Prei­
ses, den der Fremde als drittes Glied der Leistungskette dem weiterver­
kaufenden verbundenen Unternehmen als zweitem Glied der L e i ­
stungskette gezahlt hat. Z u r Ermitt lung des arm's-length "-Einkaufs­
preises des weiterverkaufenden verbundenen Unternehmens wi rd der 
von dem fremden Dritten gezahlte Preis um marktübl iche Abschläge 
berichtigt, die der Funktion und dem Risiko des zwischengeschalteten 
Wiederverkäufers entsprechen. Bei der Bestimmung der Abschläge 
sind besonders folgende Punkte zu berücksichtigen: eine etwaige Bear­
beitung oder sonstige Veränderung der Ware durch das zwischenge­
schaltete Unternehmen; der Zeitablauf zwischen dem konzerninternen 
Leistungsaustausch und dem Wiederverkauf (Änderungen des M a r k ­
tes, der Wechselkurse und Kosten); eine etwaige Nutzung von Waren­
zeichen oder anderen materiellen Vermögenswer ten auf der Wiederver­
kaufsstufe; ausschließliche Verkaufsrechte des Wiederverkäufers; das 
Verhältnis zwischen dem Aufwand und dem Risiko des Wiederverkäu­
fers zu seinem Gewinn. Die Schwierigkeit der Absatzpreismethode 
liegt aber vor allem in der Frage, welche Abschläge fur das wiederver­
kaufende Unternehmen marktübl ich sind. D e m zwischengeschalteten 
Unternehmen soll nicht ein „angemessener" „ i h m gebührender" oder 
sonstwie normativ bestimmter Gewinnanteü zugewiesen werden, son­
dern derjenige Gewinn, den es als unabhängiges Unternehmen in glei­
cher Situation unter den jeweiligen Marktgegebenheiten hätte erzielen 
können. 
32 Die Kostenaufschlagsmethode (cost-plus-method): Der angemesse­
ne Verrechnungspreis wi rd hier auf der Grundlage der Kosten des Her­
stellers oder Leistenden ermittelt; seine Kosten werden um einen bran­
chenüblichen Gewinnaufschlag erhöht . Die Erfassung und Zurechnung 
derartiger Herstellungskosten i m Konzern ist freilich umso schwieri­
ger, je höher der Anteil der Gemeinkosten ist, weil es fur deren Zuord ­
nung zu den einzelnen Produkten oder Leistungen keine objektiven 
Maßstäbe gibt. Beträgt der Gemeinkostenanteil wie in manchen Wir t ­
schaftszweigen bis zu 80 v. H . , so wi rd die Kostenaufschlagsmethode 
praktisch zur Fiktion. Aber auch die Ermitt lung des anzusetzenden 
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Gewinnaufschlags bringt Schwierigkeiten, weil es auch hier nicht um 
einen „angemessenen" sondern um den nach den Marktgegebenheiten 
erzielbaren Gewinn geht. Gegebenenfalls kann es Gründe geben, ein 
Produkt selbst über längere Zeit mit Verlust zu verkaufen: etwa zur 
Aufrechterhaltung eines Marktanteils, eines Warenzeichens oder eines 
Firmengoodwills. M i t diesen Vorbehalten ist fur die Ermittlung und 
Zurechnung der Kosten insbesondere folgendes zu beachten: die Her­
stellungskosten des Produkts oder der Leistung müssen auf gleichblei­
bender Grundlage unter Anwendung ordnungsmäßiger Kostenrech­
nungsgrundsätze ermittelt werden; die Kosten, aufgrund derer die Ver ­
kaufspreise für konzerninterne Transaktionen ermittelt werden, m ü s ­
sen neben den direkten Kosten auch die Gemeinkosten abdecken; wer­
den gleichzeitig verschiedene Produkte hergestellt oder verarbeitet, 
müssen angemessene Durchschnittswerte ermittelt werden; projektbe­
zogene Entwicklungs-, Herstellungs-, Forschungs- und Ingangset­
zungskosten sind periodengerecht zu verteilen; bei der Kostenzurech­
nung zwischen Käufer und Verkäufer müssen auch die Funktion des 
einzelnen Unternehmens und die Risikoverteilung berücksichtigt wer­
den. Zinsen werden in der Regel bereits durch kalkulatorische Kosten 
berücksichtigt. Im Ergebnis sollte der Gewinnaufschlag des verbunde­
nen Verkäufers dem Gewinn aus Geschäften mit unabhängigen Dritten 
gleichen. Unter Berücksicht igung der oben unter Rz . 28 geschilderten 
Grundsätze können auch ähnliche Leistungsbeziehungen zwischen un­
abhängigen Dritten zugrunde gelegt werden. 
33 Rangfolge der Methoden und sonstige Methoden zur Bestimmung 
eines marktgerechten Verrechnungspreises: Es gibt keinen „ n u m e r u s 
clausus" von Gewinnberichtigungsmethoden. A u c h kann keine stren­
ge Rangfolge der einzelnen Methoden aufgestellt werden, weil sie für 
die Beurteilung unterschiedlicher Leistungsarten nicht qualitativ 
gleichwertig sind (vgl. H. Becker, Kommentierung des Entwurfs der 
Verwal tungsgrundsätze zu T z . 2.4.1.). Stets ist jedoch der Vergleichs­
preismethode, wenn sich die für sie erforderlichen Daten ermitteln 
lassen, gegenüber den beiden anderen und sonstigen Methoden der 
Vorrang zu geben, weil sie ausschließlich auf die am Markt erzielten 
oder erzielbaren Preise abstellt. Demgegenüber erfordert die A b ­
satzpreismethode eine Spannenrückrechnung, die auf schwer be­
stimmbaren Kosten- und Kalkulationselementen beruht. A n letzter 
Stelle wi rd die Kostenaufschlagsmethode heranzuziehen sein, weil sie 
auf der Kostenberechnung beruht, und hier die Zuordnung oft außer­
ordentlich schwierig ist. 
34 Die genannte Stufenfolge der V o r - und Nachteile relativiert sich 
jedoch bei der Anwendung der Methoden auf konkrete und unter­
schiedliche Arten von Leistungsbeziehungen: Warenlieferungen, Ü b e r ­
lassung von Technologie (Gebrauch von Patenten und know-how), 
innerkonzernliche Dienstleistungen, Darlehen. So kann der „ a r m ' s -
length"-Preis für Waren oder Dienstleistungen, die keinen Vergleichs­
markt haben und nicht an Dritte weitergeleitet werden (Halbfertiger-
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Zeugnisse , Spezialanfertigungen, Technologie-Transfer etc.) nicht mit 
der Vergleichspreismethode bestimmt werden. Dies kann angesichts 
der Schwierigkeiten bei der Absatzpreis- und Kostenaufschlagsmetho­
de für das Unternehmen Nachteile zur Folge haben, die dann allein auf 
dem Gegenstand der Leistungsbeziehung beruhen. Für Dienstleistun­
gen, die in der Regel höchstpersönlichen Charakter haben, m u ß dage­
gen die Absatzpreismethode ausscheiden, weil sie auf Warenlieferun­
gen zugeschnitten ist. Hier kommen nur die Preisvergleichsmethode 
und die Kostenaufschlagsmethode in Betracht, letztere - trotz aller 
gegen sie bestehender Bedenken - insbesondere dann, wenn es sich um 
konzerntypische interne Dienstleistungen handelt. Angemessene Z i n ­
sen und ähnliche Vergütungen können dagegen nach der Preisver­
gleichsmethode bestimmt werden; hier können die Zinssätze herange­
zogen werden, zu denen Banken unter gleichen Verhältnissen Kredite 
gewähren. W i r d eine Vielzahl konzerninterner Leistungen zusammen­
gefaßt in Rechnung gestellt (sog. Geschäftsbündelungen oder packa­
ge deals"), so besteht zusätzlich die Schwierigkeit, die einzelnen, oft­
mals auch verschiedenartigen Leistungen voneinander abzuheben, um 
sie dann anhand der jeweils sachgerechtesten Methode zu überprüfen. 
Zur Beseitigung dieser Schwierigkeiten wi rd neben einer Kombination 
der Standardmethoden (wobei der Preisvergleichsmethode der V o r ­
rang zukommt) auch auf „sonst ige Methoden zur Bestimmung des 
angemessenen Verrechnungspreises*' zurückgegriffen. Eine Schätzung 
ohne Berücksicht igung der in den Standardmethoden enthaltenen 
Grundsätze ist jedoch unzulässig. Auch wenn die Standardmethoden 
nicht durch Gesetze für verbindlich erklärt sind (vgl. Rz. 35), stellen sie 
doch ein Höchs tmaß an Prüfungskriterien zur Verfügung, von denen 
die Verwaltung nicht ohne sachlichen Grund abweichen darf. 
35 Die innerstaatliche Gewinnberichtigungsvorschrift des § 1 A S t G 
enthält in Abs. 3 eine ergänzende Regelung für den Fall, daß der gemäß 
§ 1 Abs. 1 A S t G zu berichtigende Einkommensbetrag nach § 162 A O 
geschätzt werden m u ß . In diesem Fall „ is t mangels anderer geeigneter 
Anhaltspunkte (ergänze: der Standardmethoden) bei der Schätzung als 
Anhaltspunkt von einer Verzinsung für das i m Unternehmen einge­
setzte Kapital oder einer Umsatzrendite auszugehen, die nach Erfah­
rung und Üblichkei t unter normalen Ums tänden zu erwarten ist" (§ 1 
Abs. 3 A S t G ) . Die Schätzung verfolgt das Zie l , zu einem Ergebnis zu 
kommen, das dem wahren Sachverhalt möglichst nahe kommt. Aus 
diesem Grund sind alle greifbaren Anhaltspunkte für die Beurteilung 
des Sachverhalts heranzuziehen und auf der Grundlage der Standard­
methoden zu bewerten (vgl. H. Becker aaO zu T z . 9.3.). 
36 Rechtliche Qualität der OECD-Lei t sä tze und der Verwaltungs­
grundsätze: Die OECD-Lei t sä tze und die vom Bundesministerium der 
Finanzen erlassenen Verwal tungsgrundsätze sind vor dem Hintergrund 
der innerstaatlichen gesetzlichen Regeln über Gewinnberichtigungen 
(vgl. Rz. 9) und der diese innerstaatlichen Grundsätze modifizierenden 
Abkommensvorschriften zu sehen. Sie enthalten Konkretisierungen 
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des ,,dealing-at-armVlength"-Prinzips, welches sowohl in den 
Abkommensvorschriften als auch i m innerstaatlichen Recht nur in der 
Form unbestimmter Rechts- bzw. Gesetzesbegriffe formuliert ist. Die 
OECD-Lei t sä tze sind Gegenstand einer Empfehlung des Rates der 
O E C D und haben daher gegenüber den Mitgliedstaaten eine - be­
grenzte - Verbindlichkeit (s. näher die Einleitung Rz. 46). Sie haben für 
die Auslegung des M A das gleiche Gewicht wie der M A - K o m m . (auch 
dazu die Einleitung aaO). Demgegenüber verfolgen die Verwaltungs­
grundsätze des Bundesfinanzministeriums das Zie l , den Maßstab des 
Fremdverhaltens sowohl für das innerstaatliche Recht (§ 1 A S t G , § 8 
Abs. 3 Satz 2 K S t G usw.) als auch für die Gewinnabgrenzungsregeln 
der Doppelbesteuerungsabkommen zu bestimmen (Tz. 3 der Verwa l ­
tungsgrundsätze) . Ihre Rechtsqualität ist die von verwaltungsintern 
verbindlichen Auslegungsanweisungen. Sie rechtfertigen keinen E i n ­
griff in die Rechte des Steuerpflichtigen, der nicht gesetzlich gedeckt ist 
und sich in den durch das D B A gezogenen Grenzen hält. Umgekehrt 
kann jedoch der Steuerpflichtige beanspruchen, daß sich die Verwa l ­
tung ihm gegenüber an die Verwal tungsgrundsätze gebunden hält (wo­
bei der wissenschaftliche Meinungsstreit, ob diese Gebundenheit auf 
Ar t . 3 G G oder auf einer unmittelbaren Außenverbindlichkeit der Ver ­
waltungsrichtlinien beruht, hier dahingestellt bleiben kann). 
37 Weiterführende Literatur: E. Strobl, Die Gewinnabgrenzung bei internatio­
nal verflochtenen Unternehmen in der Europäischen Gemeinschaft, Diss. Mün­
chen 1975, 66ff.; 155f; W. Kumpf, Ermittlung steuerlicher Entgelte zur Verrech­
nung des internen Leistungsverkehrs internationaler Konzerne, Möglichkeiten 
zur Präzisierung des dealing-at-arm's-length-Prinzips unter besonderer Berück­
sichtigung der Richtlinien zu Section 482 IRC und des Meinungstandes im deut­
schen Steuerrecht, Diss. Mannheim 1976, 106ff.; H. P. Reuter, Deutsche Unter­
nehmer mit Auslandsinteressen in steuerlicher Sicht, AG 1976, 141 ff; C. T. 
Ebenroth, Die verdeckten Vermögenszuwendungen im Transnationalen Unter­
nehmen - ein Beitrag zum Schutz von Fiskal-, Aktionärs-, Gläubiger- und Ar­
beitnehmerinteressen im Transnationalen Unternehmen, Bielefeld 1979, 143 ff; 
S. Schröder, Grenzüberschreitender Liefer- und Leistungsverkehr zwischen ver­
bundenen Unternehmen im Außensteuerrecht, StBp 1981, 6ff; Bundessteuerbera­
terkammer, Stellungnahme zum Entwurf der Verwaltungsgrundsätze zur Ein­
kunftsabgrenzung bei international verbundenen Unternehmen, DStR, Beiheft 
zu Heft 24 vom 15. 12. 1981; ß. Reimann, Der Zinsort bei Darlehensverhältnissen 
über die Grenze unter Berücksichtigung des Entwurfs der deutschen „Verwal­
tungsgrundsätze zur Einkunftsabgrenzung bei international verbundenen Unter­
nehmen", BB 1981, 1145 ff; H. Becker, Die OECD-Leitlinie zur Preisgestaltung 
zwischen verbundenen Unternehmen - Eine kritische Stellungnahme FR 1980, 
478 ff; J. Strobl, Kritische Anmerkungen zum Bericht des OECD-Steueraus­
schusses über Verrechnungspreise im Konzern, RIW/AWD 1980, 407ff; Institut 
der Wirtschaftsprüfer, Zum OECD-Bericht über die Verrechnungspreise bei multi­
nationalen Unternehmen, DB 1980, 2453 ff; K. H. Baranowski, Deutsche Ver­
waltungsgrundsätze für Gewinnabgrenzung zwischen international verbundenen 
Unternehmen, IWB 1980 F 2, 357 ff; DIHT, Unveröffentlichte Stellungnahme 
zu den Verwaltungsgrundsätzen vom 18. 12. 1981; Ullmann-Czubak, US-Richtli­
nien zur steuerlichen Beurteilung von Gesellschaftsdarlehen als Eigen- oder 
Fremdkapital RIW/AWD 1981, 165ff; o. Verf., Economic Principles Involved in 
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IRC 482 Cases, Intertax 1981, 350ff; G. Maisto, Tax Treatment oflntercompany 
Pricing in Italy, BIFD 1981, 275ff. 
38 cc) Eine Gewinnberichtigung darf nur vorgenommen werden, wenn 
die aufgrund der Einf lußnahme vereinbarten oder auferlegten Bedin­
gungen bei einem der beiden Unternehmen eine Gewinnminderung 
zur Folge haben. Das bedeutet: 
- die Abweichung vom ,,arm's-length"-Preis m u ß auf vereinbarte 
oder auferlegte Bedingungen zurückzuführen sein; 
- das aufgrund der Bedingungen vereinbarte Entgelt m u ß bei einem 
der beiden Unternehmen eine Gewinnminderung bewirkt haben; 
- die Gewinnminderung wäre nicht eingetreten, wenn die besonderen 
Bedingungen nicht vereinbart worden wären. 
39 Aus den beiden zuletzt genannten Voraussetzungen ergibt sich, daß 
der Einfluß des ,,arm's-length"-Preises auf den Gewinn des Ver­
gleichsunternehmens nicht ohne weiteres mit einem hypothetischen 
Einfluß des ,,arm's-length< l-Preises auf den Gewinn des verbundenen 
Unternehmens gleichgesetzt werden darf. Gerade die Ungenauigkeit 
einiger „ S t a n d a r d m e t h o d e n " erfordert die abschließende Prüfung der 
Frage, ob die Abweichung vom ,,arm's-length"-Preis bei dem verbun­
denen Unternehmen eine konkrete Gewinnauswirkung zur Folge hat­
te. Die Beantwortung dieser Frage m u ß den Wirkungsmögl ichkei ten 
der „besonderen Bedingungen" Rechnung tragen: sie können verhin­
dern, daß der Gewinn wirtschaftlich bei dem verbundenen Unterneh­
men entsteht, so, wenn es aufgrund der besonderen Bedingungen von 
der Wahrnehmung einer Marktchance zugunsten des anderen Unter­
nehmens absieht; sie können aber auch bewirken, daß ein Gewinn, der 
wirtschaftlich beim verbundenen Unternehmen entstanden ist, auf das 
andere Unternehmen verlagert wi rd (die Marktchance wird genutzt, 
auf den Gewinn wi rd jedoch zugunsten des anderen Unternehmens 
verzichtet). Der Wortlaut des Ar t . 9 „Gewinne erzielt" (,,réalisés", 
,,accrued") umfaßt beide Fallgruppen. 
40 Die Abweichung vom ,,arm's-length"-Preis bewirkt keine Gewinn­
minderung, wenn dem gewähr ten Vortei l ein Nachteil gegenübersteht , 
der den Vortei l ausgleicht und umgekehrt. Vorteilhafte und nachteilige 
Geschäfte sind also zu saldieren (sog. „Vorteilsausgleich**; s. beson­
ders H. Becker aaO. zu § 1 A S t G A n m . 104; ders., Kommentierung des 
Entwurfs der Verwal tungsgrundsätze , aaO zu Tz . 2.3.: „ N e g a t i v e 
Voraussetzung" fur Gewinnberichtigungen). Der Vorteilsausgleich ist 
von der Prüfung der Angemessenheit eines konkreten Verrechnungs­
preises zu unterscheiden. Während die Prüfung der Angemessenheit 
grundsätzlich in der vergleichenden Bewertung von Leistung und Ge­
genleistung einer einzelnen Leistungsbeziehung besteht, geht es beim 
Vorteilsausgleich um die Frage, ob und unter welchen Voraussetzun­
gen die unangemessene Leistung durch eine andere M a ß n a h m e k o m ­
pensiert wi rd . 
41 Nach den deutschen Verwal tungsgrundsätzen ist ein Vorteilsaus­
gleich nur zu gewähren, wenn die Geschäfte in einem inneren Zusam-
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menhang stehen, der den Schluß zuläßt, daß die Geschäfte auch unter 
Fremdbedingungen von dem Steuerpflichtigen mit denselben Personen 
abgeschlossen worden wären (Tz. 2.3.2.). Die V o r - und Nachteile 
müssen bei den einzelnen Geschäften mit der Sorgfalt eines ordentli­
chen Geschäftsleiters quantifiziert und gegeneinander verrechnet wer­
den können (aaO). Es m u ß weiterhin glaubhaft gemacht werden, daß 
der Vorteil zur Geschäftsgrundlage des nachteiligen Geschäfts gehörte 
(aaO). Sind die Nachteile nicht während eines Wirtschaftsjahres, in 
dem sie sich ausgewirkt haben, ausgeglichen worden, so soll ein Aus­
gleich nur zulässig sein, wenn spätestens zum Ende dieses Wirtschafts­
jahres bestimmt ist, wann und durch welche Vorteile die Nachteile 
ausgeglichen werden. Die Nachteile müssen innerhalb der drei folgen­
den Wirtschaftsjahre ausgeglichen sein, es sei denn der Steuerpflichtige 
hat die den Vorteil einbringende Leistung bereits aktiviert (aaO Tz. 
2.3.3.). Diese Voraussetzungen entsprechen im wesentlichen den Aus­
führungen des O E C D - B e r i c h t s , der sich im Zusammenhang mit dem 
Vorteilsausgleich auf die Darstellung von Grundzügen beschränkt 
(OECD-Ber i ch t N r . 20 bis 22). Die Verwal tungsgrundsätze bringen 
zum Ausdruck, daß fur den Ausgleich nicht jeder einem Vortei l gegen­
überstehende Nachteil genügt (so: Flick/Wassermeyer FR 1974, 545ff; 
S. Schröder/K. Hoppstädter StBp 1972, 25f.). Damit entsprechen sie den 
Anforderungen des BFH, nach dessen Auffassung ein ordentlicher und 
gewissenhafter Geschäftsleiter Vorteile i m Hinblick auf künftige Ge­
genleistungen nur gewähren darf, wenn diese zum Zeitpunkt der Ge­
währung dem Grunde und der H ö h e nach gesichert sind; dazu bedürfe 
es i m allgemeinen einer im voraus getroffenen Vereinbarung (BFH 
B S t B l 1977, 705; dazu: H. Becker, Kommentierung des Entwurfs der 
Verwal tungsgrundsätze , aaO zu T z . 2.3.; zur Entwicklung des Rechts­
instituts in der Rechtsprechung: S. Schröder StBp 1981, 14 m . w . N . ) . 
Die V o r - und Nachteile sind zwischen denjenigen Geschäftspartnern 
auszugleichen, die von einer Gewinnberichtigung betroffen wären. 
Dies werden bei der Vorteilszuwendung an eine nebengeordnete K o n ­
zerngesellschaft regelmäßig die gemeinsame Muttergesellschaft und die 
den Vorteil zuwendende Gesellschaft sein (vgl. dazu: H. Becker aaO; 
5. Schröder aaO). Weder der Wortlaut des Einführungserlasses zu § 1 
A S t G noch die Verwal tungsgrundsätze lassen eindeutig erkennen, ob 
der Vorteilsausgleich nur im Verhältnis zu einem einzigen Geschäfts­
partner zulässig ist (Einfuhrungserlaß Tz . 1.13.1., Verwaltungsgrund­
sätze Tz . 2.3.1.). H. Becker ist zuzustimmen, wenn er alle Geschäfte fur 
ausgleichungsfähig hält, die ein ordentlicher Geschäftsleiter in einen 
Gesamtzusammenhang bringt (aaO, sowie zu § 1 A S t G A n m . 123 ff. 
und 127; vergi, die Stellungnahme des 1DW D B 1980, 2453). Nicht 
ausgleichungsfähig sind Vorteile oder Nachteile, die nicht mit einem 
konkreten Geschäft, sondern nur allgemein mit der Stellung eines 
verbundenen Unternehmens zusammenhängen; z . B . Versagung der 
Abzugsfähigkeit von Zinsen oder Lizenzgebühren, die an Konzernun­
ternehmen gezahlt worden sind, nach dem Recht einiger südamerikani -
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scher Staaten. Ar t . 9 befaßt sich nur mit der Korrektur von Gewinn­
verkürzungen; er verlangt nicht, daß der Gewinn eines verbundenen 
Unternehmens nach der Korrektur dem eines unabhängigen Unterneh­
mens in jeder Hinsicht entsprechen müsse. 
42 dd) Sind die Voraussetzungen zu aa) bis cc) gegeben, so dürfen - die 
nicht erzielten Gewinne den Gewinnen des Unternehmens zugerech­
net und entsprechend besteuert werden. 
Hat sich also der Gewinn des verbundenen Unternehmens aufgrund 
einer ,,arm's-length"-widrigen Transaktion nach Maßgabe der unter 
Rz . 28 ff. geschilderten Prüfungskriterien verringert, so darf dem U n ­
ternehmen derjenige Gewinn zugerechnet und bei ihm besteuert wer­
den, den es unter Zugrundelegung des ,,arm's-length"-Preises unter 
Beachtung der Grundsätze über den Vorteilsausgleich erzielt hätte. M i t 
der Formulierung „dürfen" bringt das M A zum Ausdruck, daß die 
dem Ar t . 9 entsprechenden Abkommensvorschriften keine selbständi­
gen Rechtsgrundlagen fur Gewinnberichtigungen zwischen verbunde­
nen Unternehmen bilden (vgl. Rz. 12f.). Die Formulierung „dürfen" 
bringt gleichzeitig auch zum Ausdruck, daß die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften über Gewinnberichtigungen nur innerhalb der 
durch das einschlägige Abkommen gemäß Ar t . 9 der Gewinnberichti­
gung gezogenen Grenzen anwendbar bleiben, sie in ihren Tatbestands­
voraussetzungen und Rechtsfolgen also durch das Abkommen modifi­
ziert werden (vgl. Rz. 12f.). 
43 Wie die Gewinnzurechnung vorzunehmen und anschließend der Be­
richtigungsbetrag bzw. der um den Berichtigungsbetrag erhöhte Ge­
winn zu besteuern ist, regelt Ar t . 9 nicht. Dies bleibt dem jeweiligen 
innerstaatlichen Recht überlassen. Für das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland bestimmen die Verwal tungsgrundsätze , daß die Berichti­
gung für das Jahr vorzunehmen sei, in dem der zur Berichtigung fuh­
rende Sachverhalt verwirklicht wurde (Verwaltungsgrundsätze Tz . 
8.1.2.). Sind die Voraussetzungen einer verdeckten Gewinnausschüt­
tung gegeben, so richten sich die Folgen nach den ,,dafür maßgeben­
den Grundsätzen" , außerdem ist die Kapitalertragsteuer festzusetzen 
(aaO T z . 8.1.1. a; dazu: H. Becker, Kommentierung des Entwurfs der 
Verwal tungsgrundsätze zu T z . 8.1.1.; E. Strobl, Gewinnabgrenzung, 
79; K. H. Baranowski I W B F. 3 Gr . 1, 629 jew. m. w. N . ) . Ist von einer 
verdeckten Einlage auszugehen, so erfolgt die Berichtigung durch eine 
Erhöhung des Beteiligungswertes in der Steuerbilanz (Verwaltungs­
grundsätze Tz . 8.1.1. b sowie die o. Rz . 37 angegebene Literatur). 
Soweit die Berichtigung auf § 1 AStG zu stützen ist, ist ein Zuschlag 
außerhalb der Bilanz vorzunehmen (Verwaltungsgrundsätze T z . 8.1.1. 
c sowie die genannte Literatur). Inwieweit der nach diesen innerstaatli­
chen Regeln berichtigte Gewinn in dem berichtigenden Staat zu besteu­
ern ist, richtet sich nach den einschlägigen Verteilungsnormen des 
Abkommensrechts. Für Unternehmensgewinne, die als Dividenden, 
Zinsen oder Lizenzgebühren zu qualifizieren sind, gelten hier also wie­
der die fur diese Einkunftsarten einschlägigen Vorschriften (Art. 7 
471 
A r t . 9 44-49 Verbundene Unternehmen 
Abs. 7); vgl . i m einzelnen H. Becker aaO zu Tz . 8.2. der Verwaltungs­
grundsätze. N u r soweit keine speziellen Verteilungsnormen anwend­
bar sind, oder in den Fällen des sog. ,, Betriebstätten Vorbehalts" nach 
Ar t . 10 Abs. 4, Ar t . 11 Abs. 4, Ar t . 12 Abs. 3 M A (s. Vor Art. 10 bis 
12, Rz. 15ff.) ist Ar t . 7 maßgebend. 
2. Abweichungen 
44 a) Berichtigungssubjekte: M i t Ausnahme des Art . 4 DBA Indien 
stimmt die Vertragspraxis mit Ar t . 9 M A darin überein, daß sie Ge­
winnberichtigungen nur zwischen verbundenen Unternehmen zuläßt 
(vgl. Rz . 14ff). Soweit nicht bereits in den Art . 9 M A entsprechenden 
DBA-Vorschr i f ten von der (den) das Unternehmen betreibenden Per­
sonen) gesprochen wird (DBA Großbritannien Ar t . IV; DBA Kanada 
1956 Ar t . IV; DBA Pakistan Ar t . IV), wird der Unternehmensbegriff 
durch eine dem Ar t . 3 Abs. 1 Buchst, c entsprechende Verweisung auf 
das innerstaatliche Recht definiert (eine Ausnahme bildet insoweit das 
DBA Österreich). 
45 b) Unmittelbare oder mittelbare Beteiligung der Unternehmen 
(der das Unternehmen betreibenden Person): Die Intensität der wech­
selseitigen Beteiligung wi rd in Ar t . 5 DBA Dänemark, Art . 6 DBA Lu­
xemburg, Ar t . 6 DBA Niederlande, Ar t . 5 DBA Österreich, Art . 6 DBA 
Schweden und Art . IV DBA USA mit den Worten „ v e r m ö g e seiner 
Beteiligung" umschrieben. Der Begriff „Be te i l igung" umfaßt hier so­
wohl die „unmi t t e lba re" wie die „mi t t e lba re" Beteiligung; das Wort 
„ v e r m ö g e " bringt gleichzeitig das Kausalitätserfordernis zwischen 
Unternehmensverbindung und darauf beruhender E inwi rkungsmög­
lichkeit auf das Leistungsentgelt zum Ausdruck (vgl. Rz. 19, 26f.). 
46 c) Beteiligung dritter Personen an beiden Unternehmen: Keine 
ausdrückliche E r w ä h n u n g des Falles, daß zwei Unternehmen durch die 
Beteiligung einer oder mehrerer dritter Personen verbunden sind, ent­
halten die DBA Indien Ar t . IV, USA Ar t . IV. Die Formulierung des 
DBA Indien schließt mit den Worten „ e n g e Verbindung" jedoch die 
Verbindung durch dritte Personen mit ein. 
47 d) Gegenstand der Beteiligung: Die Beteiligung an der Geschäftslei­
tung, der Kontrolle oder dem Kapital des anderen Unternehmens 
(Art. 9 Abs. 1 M A ) wird in der Abkommenspraxis sehr unterschiedlich 
umschrieben (vgl. Übers icht Rz . 2). Inhaltliche Abweichungen zur 
Formulierung des M A werden dadurch jedoch nicht zum Ausdruck 
gebracht, zumal Beteiligungsformen nach Ar t . 9 Abs. 1 M A nicht k u ­
mulativ gegeben zu sein brauchen. 
48 Eine Ausnahme bildet das DBA Indien Ar t . IV, wonach lediglich die 
„ T ä t i g u n g von Geschäften" zwischen zwei Personen und deren „ e n g e 
Verbindung" verlangt wird . In ihrer recht unbestimmten Fassung ist 
diese Formulierung weiter als die des M A . 
49 e) Kaufmännische oder finanzielle Beziehungen: Auch hinsichtlich 
der Einwirkungsmögl ichkei t auf die Geschäftsbedingungen weicht die 
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Abkommenspraxis zum Tei l vom M A ab. So ist in den DBA Däne­
mark, Luxemburg, Niederlande, Schweden und USA statt von „kau fmän­
nischen oder finanziellen" Beziehungen von „wirtschaftl ichen oder f i ­
nanziellen" Beziehungen die Rede. Ebenso wie nach dem M A (vgl. Rz. 
24ff.) wird aber der Zweck verfolgt, die zwischen verbundenen Unter­
nehmen möglichen Leistungsbeziehungen durch einen möglichst u m ­
fassenden Begriff zu umschreiben. Eine sachliche Abweichung vom 
Muster liegt daher nicht vor. Dies gilt auch fur das DBA Indien Ar t . IV 
(,, Geschäftsbeziehung"). 
50 f) Bindung an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen: Ar t . 9 
DBA Australien verlangt nur das „Bes t ehen" von Bindungen, Ar t . IV 
DBA Indien, „ d a ß aufgrund der engen Verbindung zwischen diesen 
Personen die Geschäftsbeziehung so gestaltet ist . . . " . Auch hier han­
delt es sich nur um Abweichungen in der Formulierung. 
51 g) Gewinnberichtigung und entsprechende Besteuerung: Trotz 
unterschiedlicher Umschreibungen des „arm's - length"-Pr inz ips bedie­
nen sich alle geltenden D B A dieses von der Mustervorschrift vorge­
schlagenen Bericht igungsmaßstabes. Eine Ausnahme bildet nur 
Art . IV des DBA Indien: „ s o kann der Besteuerung . . . der Gewinn 
zugrunde gelegt werden, der als angemessener Gewinn aus diesem 
Geschäft angesehen werden kann". O b w o h l hier nicht ausdrücklich auf 
das Verhalten unabhängiger Dritter abgestellt wird , kann doch auch 
diese Vorschrift im Sinne einer Gewinnabgrenzung durch Drittver­
gleich ausgelegt werden. Die DBA Dänemark, Luxemburg, Malaysia, 
Niederlande, Norwegen und Schweden sehen, allerdings ohne inhaltliche 
Abweichung von der Mustervorschrift, die Berichtigung der „ E i n ­
künfte" vor. 
B. Zu Art. 9 Abs. 2 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1977 
Ziff. 1 s. zu Abs. 1 Rz. 1 
2. [Wirtschaftliche Doppelbe­
steuerung] Die Berichtigung der 
Bücher bei Geschäften zwischen 
verbundenen Unternehmen in 
dem in Absatz 1 behandelten Fall 
kann insoweit zur wirtschaftli­
chen Doppelbesteuerung (Be­
steuerung derselben Einkünfte 
bei verschiedenen Personen) fuh­
ren, als ein Unternehmen des 
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Staates A , dessen Gewinne er­
höht wurden, mit einem Ge­
winnbetrag steuerpflichtig wird, 
der bereits bei dem mit ihm ver­
bundenen Unternehmen in Staat 
Β besteuert worden ist. Absatz 2 
sieht vor, daß in diesen Fällen der 
Staat Β eine entsprechende Be­
richtigung vornimmt, um die 
Doppelbesteuerung zu ver­
meiden. 
3. [Voraussetzung fur die Ge­
genberichtigung] Bemerkt sei je­
doch, daß in Staat Β nicht auf je­
den Fall eine Berichtigung vorzu­
nehmen ist, nur wei l die Gewinne 
in Staat A erhöht worden sind; 
die Berichtigung ist nur dann 
vorzunehmen, wenn Staat Β der 
Auffassung ist, daß der berichtig­
te Gewinnbetrag wirkl ich dem 
Gewinn entspricht, der bei Ge­
schäftsbeziehungen unter den Be­
dingungen des freien Marktes er­
zielt worden wäre . Der A b ­
satz dient mit anderen Worten 
nicht dem Zweck, eine doppelte 
steuerliche Belastung zu vermei­
den, die sich ergibt, wenn die Ge­
winne eines verbundenen Unter­
nehmens über den Betrag hinaus 
erhöht werden, den sie unter den 
Bedingungen des freien Marktes 
erreicht hätten. Staat Β muß da­
her die Gewinne des verbunde­
nen Unternehmens nur berichti­
gen, wenn er die in Staat A vor­
genommene Berichtigung so­
wohl dem Grunde als auch der 
H ö h e nach für gerechtfertigt an­
sieht. 
4. [Berichtigungsmethode] Die 
Methode, nach der die Berichti­
gung vorzunehmen ist, wird in 
dem Absatz nicht bestimmt. Die 
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Mitgliedstaaten der O E C D wen­
den in diesen Fällen unterschiedli­
che Methoden zur Entlastung an, 
weshalb es den Vertragsstaaten 
freigestellt ist, sich zweiseitig auf 
besondere Regelungen zur Auf­
nahme in den Art ikel zu einigen. 
So werden manche Staaten in 
dem Fall, daß die Gewinne des 
Unternehmens X i m Staat A auf 
den Betrag erhöht wurden, den 
sie unter den Bedingungen des 
freien Marktes erreicht hätten, 
die Berichtigung vornehmen, i n ­
dem sie die Veranlagung des ver­
bundenen Unternehmens Y im 
Staat B , die die doppelt besteuer­
ten Gewinne enthält, berichtigen, 
um den steuerpflichtigen Gewinn 
entsprechend herabzusetzen. A n ­
dere Staaten werden für die 
Zwecke des Artikels 23 den dop­
pelt besteuerten Gewinn des U n ­
ternehmens Y i m Staat Β so be­
handeln, als könnte er im Staat A 
besteuert werden. D e m g e m ä ß 
hat das Unternehmen des Staates 
Β nach Art ikel 23 in diesem Staat 
Anspruch auf Entlastung fur die 
vom verbundenen Unternehmen 
in Staat A gezahlte Steuer. 
5. [Sekundäre Berichtigung] Der 
Absatz behandelt die sogenann­
ten „sekundären Berichtigun­
gen" nicht. Angenommen sei, im 
Staat A wurden die steuerpflichti­
gen Gewinne des Unternehmens 
X gemäß Absatz 1 des Artikels 
erhöht und auch im Staat Β sind 
die Gewinne des Unternehmens 
Y berichtigt worden. Damit 
w ü r d e aber noch nicht derselbe 
Zustand hergestellt sein, der sich 
bei Geschäften unter den Bedin­




ben hätte, weil sich die Beträge, 
die den Gewinn darstellen, der 
Gegenstand der Berichtigung 
war, tatsächlich beim Unterneh­
men Y , nicht aber beim Unter­
nehmen X befinden. Hierzu läßt 
sich die Auffassung vertreten, 
daß das Unternehmen X , wären 
die Preise unter den Bedingungen 
des freien Marktes ausgehandelt 
worden, die Gewinne nacht räg­
lich auf das Unternehmen Y hätte 
übertragen wollen und daß es 
dies z. B . in Form einer Div iden­
de oder Lizenzgebühr (wenn das 
Unternehmen Y die Mutterge­
sellschaft des Unternehmens X 
wäre) oder auch in Form eines 
Darlehens (wenn das Unterneh­
men X die Muttergesellschaft des 
Unternehmens Y wäre) getan 
hätte; daraus können sich je nach 
Ar t der Einkünfte und den Be­
stimmungen des darauf anzu­
wendenden Artikels andere steu­
erliche Folgen (z. B . Erhebung ei­
ner Quellensteuer) ergeben. 
6. [Innerstaatliches Recht] Diese 
sekundären Berichtigungen, die 
vorzunehmen sind, um denselben 
Zustand herbeizufuhren wie bei 
Geschäften unter den Bedingun­
gen des freien Marktes, hängen 
von den Umständen des Falles 
ab. Absatz 2 schließt derartige se­
kundäre Berichtigungen nicht 
aus, wenn sie nach dem inner­
staatlichen Recht der Ver ­
tragsstaaten zulässig sind. 
7. [FormVorschriften] Der A b ­
satz läßt es außerdem offen, ob 
eine Frist vorgesehen werden 
sollte, nach deren Ablauf der 
Staat Β nicht mehr verpflichtet 
ist, die Gewinne des Untemel i -
Z u Absatz 2 58-60 Art. 9 
MA-Kommentar 1977 
mens Y entsprechend einer E r h ö ­
hung der Gewinne des Unterneh­
mens X im Staat A zu berichti­
gen. Einige Staaten sind der A n ­
sicht, daß die Verpflichtung des 
Staates Β zeitlich nicht begrenzt 
sein sollte; mit anderen Worten: 
Wie weit auch immer der Staat A 
bei der Berichtigung der Veranla­
gungen zeitlich zurückgeht , das 
Unternehmen Y m u ß billiger­
weise die Gewißhe i t haben, daß 
Staat Β eine angemessene Ber ich­
tigung vornimmt. Andere Staa­
ten erachten eine derartig unbe­
fristete Verpflichtung aus verwal­
tungsmäßigen G r ü n d e n als unan­
gebracht. Daher ist diese Frage 
i m Text des Artikels nicht behan­
delt; die Vertragsstaaten k ö n n e n 
jedoch in ihre zweiseitigen 
Abkommen Bestimmungen auf­
nehmen, die die Verpflichtung 
des Staates Β zur Vornahme ei­
ner entsprechenden Berichtigung 
zeitlich begrenzen. 
58 8. [Konsultationen] K ö n n e n sich 
die Beteiligten nicht über Ar t und 
H ö h e der entsprechenden Ber ich­
tigung einigen, so w i r d die Frage 
in der gleichen Weise wie jede an­
dere Sachverhaltsfrage geregelt; 
gegebenenfalls können die zu ­
ständigen Behörden einander 
konsultieren. 
II. A b k o m m e n s ü b e r s i c h t zu Absatz 2 
s. o. Rz . 2 
59 III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
60 a) Grundzüge: Ar t . 9 Abs . 2 dient der Beseitigung einer sog. wirt­
schaftlichen Doppelbesteuerung, hier: einer Besteuerung desselben 
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Steuergutes bei verschiedenen Steuersubjekten, die wirtschaftlich eine 
Einheit bilden (Korn/Debatin Syst. I Rdnr. 11: „internat ionale steuerli­
che Doppelbelastung"; zu den Begriffen s.o. die Einleitung Rz. 2). 
Werden infolge „besonderer Bedingungen" i .S . des Art . 9 Abs. 1 die 
Gewinne eines verbundenen Unternehmens in einem der beiden Ver­
tragsstaaten verkürzt , hat dies zur Folge, daß sich die Gewinne des 
verbundenen Unternehmens i m anderen Vertragsstaat entsprechend 
erhöhen. Berichtigt nun der erste Vertragsstaat die Gewinne des in 
seinem Gebiet ansässigen Unternehmens und besteuert er den erhöhten 
Gewinn, so wi rd der betreffende Gewinnteil in beiden Vertragsstaaten, 
wenn auch bei verschiedenen Steuerpflichtigen, besteuert. Zu r Vermei­
dung dieser wirtschaftlichen Doppelbesteuerung sieht Art . 9 Abs. 2 
vor, daß die Gewinne rhöhung in einem Vertragsstaat durch eine ent­
sprechende Änderung der i m anderen Vertragsstaat erhobenen Steuern 
(„Gegenberichtigung") auszugleichen ist. 
61 b) Abgrenzung: Ar t . 9 Abs. 2 bildet die einzige Abkommensvor­
schrift, deren Zie l die Beseitigung einer wirtschaftlichen Doppelbe­
steuerung ist. Die Regelung ist abschließend, soweit nicht das inner­
staatliche Recht ergänzende Möglichkeiten zur Beseitigung dieser D o p ­
pelbesteuerung vorsieht. Die Ar t . 23 A bzw. 23 Β dienen der Vermei­
dung einer Doppelbesteuerung bei Identität des Abgabensubjekts und 
können im Rahmen des Art . 9 Abs. 2 nicht ergänzend herangezogen 
werden. Darüber hinaus finden die Ar t . 23 A und 23 Β nur auf Vertei­
lungsnormen mit offener Rechtsfolge Anwendung, während Art . 9 i m 
Zusammenhang des Ar t . 7 Abs. 1 Satz 1 - einer Verteilungsnorm mit 
abschließender Rechtsfolge - steht (vgl. dazu o. Rz. 5f., 13 sowie 
Ar t . 23 Rz . 40). 
62 Unter Ar t . 9 Abs. 2 fällt jedoch nicht jede wirtschaftliche Doppelbe­
steuerung verbundener Unternehmen. So kann eine unterschiedliche 
Qualifikation der Lizenzgebühren eine wirtschaftliche Doppelbesteue­
rung nach sich ziehen, wenn die Lizenzgebühr vom Staat der zahlenden 
Tochtergesellschaft nicht als solche anerkannt und demzufolge nicht als 
gewinnmindernde Betriebsausgabe zugelassen wird , während der Staat 
der Muttergesellschaft diese Lizenzgebühr nach Maßgabe des Art . 12 
Abs. 1 besteuert. Selbst wenn beide Staaten eine bestimmte Zahlung 
einheitlich als Zinsen oder Lizenzgebühren qualifizieren, bedeutet dies 
nicht, daß damit diese Zahlung bei dem leistenden Unternehmen 
abzugsfähig wäre. O b dies der Fall ist, richtet sich, von Ar t . 24 Abs. 5 
abgesehen, ausschließlich nach dem internen Steuerrecht des Sitzstaates 
des leistenden Unternehmens. Die wirtschaftliche Doppelbesteuerung 
ist hier nicht die unmittelbare Folge einer auf dem Drittvergleich nach 
Art . 9 Abs. 1 beruhenden Erstberichtigung; vielmehr entsteht die D o p ­
pelbesteuerung nur „be i Gelegenheit" einer unterschiedlichen Qual i f i ­
kation der Zahlung an die Muttergesellschaft. 
63 c) Regelung: Hat 
- ein Vertragsstaat den Gewinnen des in seinem Gebiet ansässigen U n ­
ternehmens in Übereinst immung mit dem Fremdvergle ichsmaß-
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stab des Abs. 1 Gewinne zugerechnet und entsprechend besteuert, 
mit denen 
- ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in diesem anderen 
Vertragsstaat besteuert worden ist, 
so nimmt nach Art . 9 Abs. 2 Satz 1 der andere Staat eine entsprechende 
Änderung der von ihm auf diese Gewinne erhobenen Steuer vor. 
Nach Abs. 2 Satz 2 sind bei der Änderung die übrigen Bestimmungen 
des Abkommens zu beachten. Die beteiligten Finanzverwaltungen 
sollen einander, soweit erforderlich, konsultieren. 
64 d) Die Gewinnzurechnung und entsprechende Besteuerung nach 
Art . 9 Abs. 1 ist Anknüpfungspunkt und grundsätzlich auch Maßstab 
fur den Umfang der Gegenberichtigung nach Abs. 2. Die Formulie­
rung Gewinnzurechnung „ u n d " entsprechende Besteuerung bringt 
zum Ausdruck, daß eine wirtschaftliche Doppelbesteuerung tatsächlich 
eingetreten sein m u ß . Als Anknüpfungspunkt fur die Gegenberichti­
gung kommt nur eine Gewinnberichtigung zwischen verbundenen 
Unternehmen i . S. d. Abs. 1 in Betracht. Dies ergibt sich aus der Wie­
derholung der Unabhängigkeitsf ikt ion des Abs. 1 in Abs. 2. Die Ge­
winnberichtigung bildet den Maßstab fur den Umfang der Gegenbe­
richtigung, wenn mehrere Voraussetzungen kumulativ vorliegen: der 
zu Lasten eines verbundenen Unternehmens i . S. des Abs. 1 berichtigte 
Gewinn m u ß bereits bei dem anderen verbundenen Unternehmen i m 
anderen Vertragsstaat besteuert worden sein; der Berichtigungsbetrag 
m u ß nach den Grundsätzen des Fremdvergleichs (,, arm's-length''-
Prinzip), wie oben zu Abs. 1 dargestellt (Rz. 29ff.), ermittelt worden 
sein; Regeln über den Vorteilsausgleich (o. Rz. 40) müssen hierbei be­
rücksichtigt worden sein. 
65 e) Einigung der Vertragsstaaten als Voraussetzung: Während der 
nach Abs. 1 berichtigende Vertragsstaat eine in seinem innerstaatlichen 
Recht begründete M a ß n a h m e zu Lasten des bei ihm ansässigen Unter­
nehmens durchfuhrt, damit also ohne Übere ins t immung mit dem an­
deren Vertragsstaat handeln kann, setzt die Gegenberichtigung gemäß 
Abs. 2 voraus, daß zwischen beiden Vertragsstaaten Einigkeit sowohl 
über die Qualiiikation des Leistungsentgelts (z .B . als Lizenzgebühr, 
Dividende, Zins etc.) als auch über dessen angemessene H ö h e besteht. 
Die Einigung über den Grund der Erstberichtigung setzt voraus, daß 
beide Vertragsstaaten übere ins t immend einen Sachverhalt annehmen, 
der die Gewinnberichtigung rechtfertigt. Dagegen ist nicht erforder­
lich, daß der zur Gegenberichtigung aufgerufene Vertragsstaat die Sub­
sumtion des Sachverhalts unter eine der innerstaatlichen Rechtsgrund­
lagen des erstberichtigenden Vertragsstaates nachvollzieht. Es kommt 
allein darauf an, daß die Gewinnberichtigung - ihre Berechtigung nach 
innerstaatlichem Recht unterstellt - nach der Meinung beider Ver­
tragsstaaten in Übere ins t immung mit Ar t . 9 Abs. 1 durchgeführt wur­
de. Danach m u ß die Einigung alle in Rz. 14 ff. angeführten Punkte 
umfassen. In diesem Zusammenhang ist insbesondere darauf zu achten, 
daß die übere ins t immende Qualifikation des Leistungsentgeltes eine 
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wichtige Voraussetzung für die Vergleichbarkeit von Erst- und Gegen­
berichtigung bildet. Die Einigung über die H ö h e des Berichtigungsbe­
trags setzt voraus, daß beide Staaten bei der Bestimmung des angemes­
senen, d.h. des unter unabhängigen Dritten üblichen Leistungsent­
gelts, zu gleichen Ergebnissen kommen. Dazu gehört auch eine über­
einstimmende Anwendung der Grundsätze über den Vorteilsausgleich 
(vgl. Rz . 40, 64). 
66 Für die He rbe i füh rung der E in igung sieht Abs. 2 Satz 2 vor, daß 
sich die zus tänd igen B e h ö r d e n der Vertragsstaaten erforderlichenfalls 
konsultieren. Die Vorschrift verweist ausdrücklich auf die Möglichkeit 
zur Durchführung eines Verständigungsverfahrens nach Maßgabe des 
Ar t . 25 M A . Z u s t ä n d i g e B e h ö r d e für die Durchführung des Verfah­
rens ist in der Bundesrepublik Deutschland der Bundesminister der 
Finanzen (vergi, dazu E. Weber I W B F. 3 Gr . 2, 216). Bereits vor der 
Aufnahme des Abs. 2 in das Musterabkommen aus dem Jahre 1977 
ging die überwiegende Meinung davon aus, daß das Verfahren auch 
zur Beseitigung einer wirtschaftlichen Doppelbesteuerung durchge­
führt werden könne (vgl. D . Mülhausen, Verständigungsverfahren, 
163; Korn/Debatin Syst. I 1 Rdnr. 11; Einführungsschreiben A S t G 
T z . 1.15.; C . Bellstedt, Besteuerung, 223). Dennoch ist der ausdrückli­
che Hinweis auf die Konsultat ionsmöglichkei t in Abs. 2 Satz 2 erfor­
derlich, weil das Verständigungsverfahren nach seinem Wortlaut nur 
auf die Beseitigung einer abkommenswidrigen Besteuerung bei Identi­
tät des Steuerpflichtigen zugeschnitten ist (vgl. zum Anwendungsbe­
reich des Verständigungsverfahrens Ar t . 25 Rz. 10, 29, 35). Das Ver ­
ständigungsverfahren ist jedoch nicht Rechtsgrundlage für die Beseiti­
gung einer wirtschaftlichen Doppelbesteuerung, sondern nur Verfah­
ren zur Herbeiführung einer Einigung, die auf der Grundlage des mate­
riellen Abkommens- oder innerstaatlichen Rechts zu finden ist (s. näher 
zu Ar t . 25 Rz. 59f.). 
67 f) Rechtsgrundlagen der E in igung : Die Einigung der Vertragsstaa­
ten über den Grund und die H ö h e der Erstberichtigung nach Abs. 1 ist 
Voraussetzung für die Verpflichtung zur Gegenberichtigung gemäß 
Abs. 2. Aus der Vorschrift selber kann jedoch keine Verpflichtung zur 
Verwirkl ichung dieser Voraussetzung abgeleitet werden. Dies ergibt 
sich bereits aus dem Hinweis auf das Konsultations verfahren in Abs. 2. 
Selbst wenn man dem Wortlaut: „ w e r d e n . . . einander konsultieren" 
eine Verpflichtung zur Einleitung des Verständigungsverfahrens ent­
nehmen wollte, so gibt es in diesem Verfahren doch keinen Einigungs­
zwang (vgl. dazu Art . 25 Rz . 67). 
68 Rechtliche Bindungen der Vertragsstaaten im Verfahren der E i n i ­
gung nach Ar t . 9 Abs. 2 ergeben sich jedoch aus Ar t . 7 Abs. 1 i . V . m. 
Ar t . 9 Abs. 1. Nach Ar t . 7 Abs. 1 Halbsatz 1 dürfen die Gewinne eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats nur in diesem Vertragsstaat besteu­
ert werden. Daraus folgt, daß es dem Sitzstaat des Unternehmens über ­
lassen bleibt, wie er diesen Gewinn besteuert. Die Verteilungsfolge des 
Ar t . 7 Abs. 1 kann jedoch nur dann eintreten, wenn Klarheit darüber 
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besteht, welche Gewinne zu den Gewinnen eines Unternehmens eines 
Vertragsstaats gehören. Ar t . 9 Abs. 1 konkretisiert die Verteilungs­
norm des Ar t . 7 Abs. 1 deswegen dadurch, daß er Kriterien für die 
Zuordnung von Unternehmensgewinnen gibt. Damit bestimmt er 
Grenzen dessen, was nach innerstaatlichem Recht als Unternehmensge­
winn besteuert werden darf. Gegenstand der Einigung i . S. des Abs. 2 
kann demgemäß nur noch die Feststellung sein, ob der erstberichtigen­
de Vertragsstaat die Grenzen des Ar t . 7 Abs. 1 Halbsatz 1 i . V . m. Ar t . 9 
Abs . 1 überschrit ten, m. a. W . ob er sich darauf beschränkt hat, den 
Gewinn zu besteuern, den ihm Art . 7 Abs. 1 Halbsatz 1 zur Besteue­
rung zuweist. Ar t . 9 Abs. 1 enthält allerdings fur die Gewinnberichti­
gung nur einen quantitativen Maßstab. E r normiert die Kriterien fur 
die Ermitt lung des (der H ö h e nach) angemessenen Verrechnungsprei­
ses; daher kann auch die von Abs. 2 für die Gegenberichtigung voraus­
gesetzte Einigung nur auf die quantitative Bestimmung des Berichti­
gungsbetrags gerichtet sein. 
69 g) Verfahrensrechtliche Grundlagen der Einigung: Die in Ar t . 9 
Abs. 2 vorgesehene Konsultation eröffnet den Behörden der beteiligten 
Finanzverwaltungen das Verständigungsverfahren nach Art . 25 (vgl. 
bereits Rz. 8). Dieses Verfahren bildet den Rahmen fur die erforderli­
che Einigung. Folgende Verfahrensgrundsätze sind hier für das deut­
sche Recht hervorzuheben (vgl. i m einzelnen Rz. 7ff. zu Ar t . 25): War 
der Berichtigungsbescheid, der unter Abweichung von den Begren­
zungen des Abs. 1 erlassen wurde, noch nicht bestandskräftig, so kann 
eine fehlerhafte Auslegung oder Subsumtion im Verständigungsver­
fahren ebenso korrigiert werden, wie nach einem Einspruch gemäß 
§ 248 A O . Nach Eintritt der Bestandskraft ist eine Korrektur nach 
Maßgabe der §§ 172 ff. A O möglich, wobei insbesondere auf die Be­
standskraftdurchbrechung bei widerstreitenden Steuerfestsetzungen 
gemäß § 174 A O hinzuweisen ist (s. näher zu Ar t . 25 Rz. 68ff.). Soweit 
Art . 9 Abs. 2 ausdrücklich bestimmt, daß eine „ Ä n d e r u n g der von 
diesen Gewinnen erhobenen Steuer" vorzunehmen ist, rechtfertigt die­
se völkerrechtliche Bestimmung eine Durchbrechung der Bestands­
kraft des Berichtigungsbescheides auch dann, wenn die Voraussetzun­
gen der §§ 172 ff. A O nicht vorliegen (vgl. zur Begründung: M . Leh­
ner, Verständigungsverfahren, 105ff). Nach Rechtskraft eines finanz­
gerichtlichen Urteils kann dagegen der Berichtigungsbescheid grund­
sätzlich nicht mehr geändert werden (vgl. Ar t . 25 Rz . 69). 
70 Im Zusammenhang mit den verfahrensrechtlichen Grundlagen der 
Einigung ist auf den Richtlinienvorschlag der EG-Kommission über 
Bestimmungen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung fur den Fall 
der Gewinnberichtigung zwischen verbundenen Unternehmen 
(Schiedsverfahren) aus dem Jahre 1976 hinzuweisen (KOM/76/611 
endg. = BT-Drucksache 8/740 v. 7. 7. 1977; abgedruckt bei M. Lehner 
aaO A n h . 1). Dieser Vorschlag zielt auf eine Erweiterung der zwischen 
den Mitgliedstaaten der E G abgeschlossenen Doppelbesteuerungsab­
kommen. Scheitert die Vers tändigung nach Art . 25, so soll eine aus 
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Vertretern der beteiligten Finanzverwaltungen und aus unabhängigen 
Personen bestehende Schiedskommission die Doppelbesteuerung be­
seitigen (dazu ausf. M. Lehner aaO m. w. N . ) . 
71 Mitwirkungs- und Informationspflichten der verbundenen Unter­
nehmen ergänzen die behördliche Verpflichtung zur Beseitigung der 
wirtschaftlichen Doppelbesteuerung. Die Verwaltungsgrundsätze ent­
halten entsprechende Regelungen in T z . 9.1. sowie 9.2. und 9.3. Ge­
mäß Tz . 9.1. richtet sich die Mi twi rkung bei der Ermittlung und dem 
Nachweis für die Bi ldung des richtigen Verrechnungspreises im we­
sentlichen nach § 90 Abs. 2 A O (vgl. dazu H. Becker, Kommentierung 
des Entwurfs der Verwal tungsgrundsätze zu Tz . 9.1.1.1.). Tz . 9.2. er­
streckt den Umfang der Mitwirkungspflicht auf alle Umstände , die für 
die Bi ldung und Beurteilung der Verrechnungspreise maßgebend sind. 
Dazu zählen insbesondere die zur Ermittlung der Fremdpreise heranzu­
ziehenden Daten, die fur die Preisbildung entscheidend sind (vgl. dazu 
H. Becker, aaO., T z . 9.2.1.). Tz . 9.3. regelt die Rechtsfolgen bei unzu­
reichender Mi twi rkung : kommt danach ein Unternehmen seinen M i t ­
wirkungspflichten nicht nach, so kann das Finanzamt die Einkünfte 
aufgrund einer Schätzung nach § 162 A O berichtigen. Unter Hinweis 
auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs wi rd ausgeführt, daß die 
Finanzverwaltung gegebenenfalls von einem nach der Lebenserfahrung 
möglichen Sachverhalt ausgehen kann, um Grund und H ö h e der Be ­
richtigung zu bestimmen (BFHBStBl 1968, 697). Schließlich ist bei der 
Schätzung, wenn andere Anhaltspunkte fur die Schätzung nicht gege­
ben sind, § 1 Abs. 3 A S t G anzuwenden (vgl. dazu: H. Becker aaO zu 
T z . 9.3.1; zur Schätzung gemäß § 1 Abs. 3 A S t G vgl . Rz. 34). 
72 h) Durchführung der Gegenberichtigung: Eine Gegenberichtigung 
wird notwendig, wenn das Ergebnis der Erstberichtigung bestehen 
bleibt. Geschieht dies nur deshalb, weil der erstberichtigende Ver ­
tragsstaat entgegen der Auffassung des anderen Vertragsstaats an sei­
ner M a ß n a h m e festhält, so wird der letztere die Gegenberichtigung 
verweigern; die wirtschaftliche Doppelbesteuerung bleibt dann beste­
hen. K o m m e n beide Vertragsstaaten übere ins t immend zu dem Ergeb­
nis, daß die Erstberichtigung von einem zu hohen Drittpreis als Ver ­
gleichsmaßstab ausgegangen sei, dann nimmt der erstberichtigende 
Vertragsstaat eine Korrektur des Berichtigungsbetrags vor, während 
der zur Gegenberichtigung aufgerufene Vertragsstaat eine Entlastung 
in H ö h e des korrigierten Berichtigungsbetrages gewähr t ; in diesem Fall 
w i rd die wirtschaftliche Doppelbesteuerung durch das Zusammenwir­
ken beider Vertragsstaaten beseitigt. Gelangen beide zu der überein­
stimmenden Auffassung, daß die Erstberichtigung auch dem Grunde 
nach nicht gerechtfertigt war, dann ist diese vom erstberichtigenden 
Vertragsstaat rückgängig zu machen. Damit wird die wirtschaftliche 
Doppelbesteuerung ohne eine M a ß n a h m e nach Abs. 2 beseitigt (vgl. in 
diesem Zusammenhang auch die steuerliche Behandlung bei der Rück­
gängigmachung des zugewendeten Vorteils, H. Becker aaO zu Tz . 8.3. 
des Entwurfs der Verwaltungsgrundsätze) . N u r wenn beide Ver-
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tragsstaaten übereins t immend zu dem Ergebnis gelangen, daß die Erst­
berichtigung sowohl dem Grunde wie der Höhe nach gerechtfertigt 
war, ist der andere Vertragsstaat zur Gegenberichtigung verpflichtet. 
73 Für die Gegenberichtigung sieht Abs. 2 keine bestimmte Methode 
vor. Die Vereinbarung entsprechender Regelungen soll den Ver ­
tragsstaaten überlassen werden ( M A - K o m m . 77 zu Art . 9 Ziff. 4, 
o. Rz. 54). Der M A - K o m m . nennt jedoch zwei Möglichkeiten: die 
Veranlagung des Unternehmens zu ändern und dadurch den steuer­
pflichtigen Gewinn herabzusetzen oder die - hier nur wirtschaftliche -
Doppelbesteuerung in entsprechender Anwendung des Art. 23 zu be­
seitigen. 
74 Die Änderung der Veranlagung hat den Vorteil , daß sie eine spiegel­
bildliche M a ß n a h m e zur Erstberichtigung ist und daß Steuerniveauun­
terschiede in beiden Staaten ohne Einfluß bleiben. Eine Befreiung oder 
Anrechnung nach dem Muster des Ar t . 23 A oder 23 Β wäre nur bei 
entsprechender Anwendung dieser Vorschriften denkbar (vgl. dazu 
bereits Rz . 61). Beide Vorschriften setzen Subjektidentität voraus; dar­
über hinaus umfassen sie nur Fälle, in denen die Einkünfte ,,. . . nach 
diesem A b k o m m e n " im anderen Vertfagsstaat besteuert werden k ö n ­
nen (vgl. Ar t . 23 A Abs. 1; Ar t . 23 Β Abs. 1). Gerade dies ist aber bei 
Gewinnen eines Unternehmens eines Vertragsstaats, die gem. Ar t . 7 
Abs. 1 Halbsatz 1 nur in diesem Staat besteuert werden können, nicht 
der Fall. Bei der Methode der „indirekten Steueranrechnung" wi rd 
auf das Erfordernis der Subjektidentität i m Anrechnungsverfahren ver­
zichtet. Be i der Anwendung dieser Methode wird die wirtschaftliche 
Doppelbesteuerung dadurch beseitigt, daß der Sitzstaat des den 
„a rm ' s - l eng th" -wid r igen Vorteil empfangenden Unternehmens bei 
diesem die im anderen Vertragsstaat bei dem verbundenen Unterneh­
men nach Art . 9 Abs. 1 erhöhte Steuer anrechnet (vgl. E. Strobl, Ge­
winnabgrenzung, 315; H. Debatin C D F I L I V a I, 15 f.). A u f den ersten 
Blick scheint diese Methode im Zusammenhang mit der auf die rechtli­
che Selbständigkeit der verbundenen Unternehmen abstellenden Ge­
winnberichtigungsvorschrift systemfremd, weil sie einen , ,über die 
rechtliche Trennung der Unternehmen hinweggreifenden Steueraus­
gleich" darstellt (Korn/Debatin Syst. I Rdnr. 23). Sie wird jedoch dem 
Wortlaut des Ar t . 9 Abs. 2: ,,. . . Änderung der . . . erhobenen Steuer" 
insofern besser gerecht als die Veranlagungsänderung, weil sie unmit­
telbar an die effektive Besteuerung anknüpft. Diese Methode verlangt 
jedoch unter der Geltung einer der Mustervorschrift entsprechenden 
Bestimmung, daß die „ indi rekte Anrechnung" unter den Vorbehalt 
der Einigung über Grund und H ö h e des Leistungsentgelts gestellt 
wird. Eine „automat i sche Beseitigung der wirtschaftlichen Doppelbe­
steuerung" würde mithin nicht die Folge der „ indirekten Steueran­
rechnung" sein (vgl. E. Strobl aaO 316). 
75 i) Die sekundäre Berichtigung: V o n der Gegenberichtigung gemäß 
Abs. 2 unterscheidet der M A - K o m m . 77 zu Art . 9 Ziff. 5, o. Rz. 55 die 
„sekundäre Berichtigung". Sie ist in A r t . 9 nicht geregelt, aber durch 
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die Formulierung des Abs. 2 Satz 2: „be i dieser Änderung sind die 
übrigen Bestimmungen des Abkommens zu berücksicht igen" hinsicht­
lich der Art und Weise ihrer Durchführung an das materielle A b k o m ­
mensrecht gebunden. 
76 Im Wege der Erstberichtigung wird erreicht, daß der zugunsten 
eines Unternehmens verlagerte Gewinnanteil bei demjenigen Unter­
nehmen besteuert wird , dem er nach dem ,,arm's-length"-Prinzip zu­
zurechnen ist. Die Gegenberichtigung bewirkt eine spiegelbildliche 
Entlastung des anderen Unternehmens von derjenigen Steuer, mit der 
es nur als Folge der ,,arm's-length"-widrigen Transaktion belastet 
wurde. Beide Maßnahmen beschränken sich auf die fiktive Zuord­
nung des Gewinns, ohne den tatsächlich gewährten Vorteil rückgän­
gig zu machen. Die Beträge, die der Besteuerung als berichtigter Ge­
winn zugrundegelegt wurden, befinden sich also nach wie vor bei dem 
Unternehmen desjenigen Vertragsstaates, der die Gegenberichtigung 
vorgenommen hat. Die sekundäre Gewinnbericht igung verfolgt das 
Zie l , diese Beträge abkommenskonform zu besteuern. Gil t der verla­
gerte Gewinn als verdeckte Gewinnausschüt tung, also als „ D i v i d e n d e " 
1. S. des D B A , so darf der Vertragsstaat, der die Erstberichtigung nach 
Abs. 1 vorgenommen hat, neben der Körperschaftsteuer auf den fur 
diese Ausschüt tung verwendeten Gewinn auch eine Dividendensteuer 
erheben. Der andere Vertragsstaat darf diese Dividenden unter Anrech­
nung der Dividendensteuer auch seiner Besteuerung unterwerfen, es sei 
denn, er hat entsprechend dem D B A ein Schachtelprivileg zu gewäh­
ren. Für eine sekundäre Gewinnberichtigung besteht danach kein 
Raum, wenn das Unternehmen, bei dem sich der Vortei l tatsächlich 
befindet, diesen an das der Erstberichtigung unterworfene Unterneh­
men zurückführt. 
2. Abweichungen 
77 Abgesehen von den DBA Tschechoslowakei, Ar t . 9, und Tunesien, 
Art . 9, ist die Vorschrift bisher in keinem geltenden D B A der Bundes­
republik Deutschland enthalten. 
78 Soweit die Abkommen keine dem Art . 9 Abs. 1 und 2 M A entspre­
chende Gewinnberichtigungsvorschrift enthalten (DBA Finnland 1935, 
Italien, Rumänien, USSR), bleibt die Gewinnberichtigung nach inner­
staatlichem Recht unbeschränkt zulässig (vgl. o. Rz . 11 ff.). 
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Artikel 21: Andere Einkünfte 
M A - T e x t 1963 
Art. 2 1 Nicht ausdrücklich er­
wähnte Einkünfte 
Die in den vorstehenden Artikeln 
nicht ausdrücklich erwähnten Ein­
künfte einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in die­
sem Staat besteuert werden. 
M A - T e x t 1977 
Art. 2 1 Andere Einkünfte 
1. Einkünfte einer in einem Ver­
tragsstaat ansässigen Person, die 
in den vorstehenden Artikeln 
nicht behandelt wurden, können 
ohne Rücksicht auf ihre Her­
kunft nur in diesem Staat be­
steuert werden. 
2. Absatz 1 ist auf andere Ein­
künfte als solche aus unbewegli­
chem Vermögen im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 2 nicht anzu­
wenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Empfan­
ger im anderen Vertragsstaat ei­
ne gewerbliche Tätigkeit durch 
eine dort gelegene Betriebstätte 
oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die 
Rechte oder Vermögenswerte , 
fur die die Einkünfte gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Ein­
richtung gehören. In diesem Fall 
ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 
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A. Zu Absatz 1 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
1 1. [Grundsatz] Dieser Artikel, der 
in gleicher oder ähnlicher Form in 
den meisten Abkommen zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung enthal­
ten ist, gibt eine allgemeine Regel für 
die Einkünfte, die in den vorherge­
henden Artikeln des Abkommens 
nicht ausdrücklich erwähnt sind. Er 
erkennt das ausschließliche Besteue­
rungsrecht dem Staate zu, in dem der 
Empfänger der Einkünfte ansässig 
ist. 
MA-Kommentar 1977 
1. [Grundsatz] Dieser Artikel 
enthält eine allgemeine Regelung 
fur die Einkünfte, die in den vor­
hergehenden Artikeln nicht be­
handelt werden. Dazu gehören 
nicht nur die nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkunftsarten, son­
dern auch Einkünfte, die aus 
nicht ausdrücklich erwähnten 
Quellen stammen. Der Anwen­
dungsbereich des Artikels be­
schränkt sich nicht auf Einkünfte, 
die aus einem Vertragsstaat stam­
men; er erstreckt sich auch auf 
Einkünfte aus dritten Staaten. 
2. [Ausschließliche Wohnsitzbe­
steuerung] Nach diesem A b ­
satz steht das ausschließliche Be­
steuerungsrecht dem Wohnsitz­
staat zu. Bei einem Konflikt im 
990 
Z u Absatz 1 3 Art. 21 
MA-Kommentar 1963 
3 2. [Tatsächliche Besteuerung im 
Wohnsitzstaat] Aus der Fassung 
des Artikels ergibt sich, daß diese Re­
gel ohne Rücksicht darauf anzuwen­
den ist, ob von dem Besteuerungs­
recht tatsächlich Gebrauch gemacht 
wird. Stammen die Einkünfte aus 
dem anderen Vertragsstaat, so kann 
dieser eine Steuer selbst dann nicht 
erheben, wenn die Einkünfte im erst­
genannten Staat nicht besteuert wer­
den. Um zu vermeiden, daß die Ein­
künfte jeglicher Besteuerung entge­
hen, können die Vertragsstaaten ver­
einbaren, daß die Anwendung des 
Artikels auf jene Einkünfte be­
schränkt bleibt, für die in dem Staat, 
in dem der Empfänger ansässig ist, 
eine Steuerpßicht besteht; sie können 
den Artikel in diesem Sinn ändern. 
MA-Kommentar 1977 
Fall von zwei Wohnsitzen ergibt 
sich aus Art ikel 4 auch eine Zutei­
lung des Besteuerungsrechts für 
Einkünfte aus dritten Staaten. 
3. [Tatsächliche Besteuerung im 
Wohnsitzstaat] Der Absatz gilt 
ohne Rücksicht darauf, ob das 
Besteuerungsrecht auch tatsäch­
lich vom Wohnsitzstaat ausgeübt 
wi rd ; daher kann der andere Staat 
die aus seinem Gebiet stammen­
den Einkünfte auch dann nicht 
besteuern, wenn sie im erstge­
nannten Staat nicht besteuert 
werden. Bei Einkünften aus ei­
nem dritten Staat, deren Empfän­
ger nach dem innerstaatlichen 
Recht beider Vertragsstaaten als 
dort ansässig gilt, führt die A n ­
wendung des Artikels 4 dazu, daß 
der Empfänger als nur in einem 
der Vertragsstaaten ansässig be­
handelt wi rd und nur in diesem 
Staat unbeschränkt steuerpflich­
tig ist. In diesem Fall kann der 
andere Vertragsstaat die aus dem 
dritten Staat stammenden E i n ­
künfte selbst dann nicht besteu­
ern, wenn der Empfänger in dem 
Staat, in dem er nach Art ikel 4 als 
ansässig gilt, nicht besteuert 
w i rd . U m eine Nichtbesteuerung 
zu vermeiden, können die Ver ­
tragsstaaten vereinbaren, den A n ­
wendungsbereich des Artikels auf 
Einkünfte zu beschränken, die im 
Wohnsitzstaat des Empfängers 
besteuert werden, und den A b ­
satz entsprechend ändern. Im 
Grunde handelt es sich dabei nur 
um eine Besonderheit des allge­
meinen Problems, das in den Z i f ­
fern 34 und 35 des Kommentars 
zu Art ikel 23 A behandelt wird . 
Zit ï . 4 s. zu Abs. 2 Rz. 20 
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II. A b k o m m e n s ü b e r s i c h t zu Absatz 1 und 2 






Ägypten Keine Regelung 15 
Argentinien = MA 63, Sonder­ nein 21 5fT.; 32 
bestimmung 




Belgien « MA 63 nein 21 5 ff. 
Brasilien Besteuerung in bei­ 22 18 
den Staaten 
Ceylon s. Sri 
Lanka 
Dänemark « MA 63 nein 16 5 ff. 
Elfenbeinküste * MA 63, Ausnah­ nein 21 5ff.;32 
me fur Betriebstätte 
oder feste Einrich­
tung 
Finnland 1935 « MA 63 (Einschließ­ nein 8 5ff.;17 
lich Leibrenten) 
Finnland 1979 = MA 63, Sonder­ nein 21, Prot. 5ff; 17 
bestimmung Nr. 1 
Frankreich « MA 63 nein 18 5 ff. 
Griechenland Keine Regelung 15 
Großbritannien « MA 63 j a XV 5ff; 16 
Indien Keine Regelung 15 
Indonesien = MA 63 Ρ 20 5ff; 16 
Prot. Nr. 3 
Iran = MA 63 nein 22 5 ff. 
Irland keine Regelung 15 
Island = MA 63 nein 21 5 ff. 
Israel « MA 63 nein 17 5 ff. 
Italien Sonderbestimmung 7, 11 18 
Nr. 2, 12 
Jamaika = MA 63 nein 21 5 ff. 
Japan « 6 3 nein 22 5ff; 17 
Kanada 1956 Keine Regelung 15 
Kanada 1981 = MA 77, Besteue­ nein 21 5 ff; 19; 
rung auch im Quel­ Prot. Nr. 4 23 ff.; 
lenstaat, Sonderbe­
stimmung fur Nach­
lässe und Trusts 
Kenia = MA 63, Sonder­ nein (aber 21 5ff; 16 
bestimmung Ausnahme) Prot. Nr. 2 
Korea Keine Regelung 15 
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Liberia Sonderbestimmung 21 
Prot. Nr. 4 
18 
Luxemburg « M A 63 nein 16 5 ff. 





Malta = MA 63 nein 21 5ff. 
Marokko = MA 63 ja 21 5fr.; 16 
Prot. Nr. 1 
Mauritius = MA 77, ohne Re­
gelung für unbeweg­
liches Vermögen 
nein 22 5ff; 19; 
23 ff; 32 
Neuseeland « MA 77, Besteue­ nein 21 5ff.;19; 
rung auch im Quel­ Prot. Nr. 7 23 ff; 32 
lenstaat; Sonderbe­
stimmungen 
5ff. Niederlande « M A 63 nein 16 
Norwegen « M A 63 nein 16 5 ff. 
Österreich « M A 63 nein 13 Abs. 1 5ff. 
Pakistan Keine Regelung 15 
Polen = MA 63 nein 19 
Prot. Nr. 5 5ff. 
Portugal « M A 77 5 22 5ff.;19; 
23 ff; 
Rumänien Keine Regelung 15 
Sambia = MA 63 ja 21 5ff.;16 
Prot.Nr.2 
Schweden « M A 63 nein 17 5ff 
Schweiz = MA 63 nein 21 5ff. 
Singapur = MA 63 nein (aber 20, 21 5ff; 16 
Ausnahme) 
Spanien = MA 63 nein 21 5ff. 
Sri Lanka (Cey­ Keine Regelung 15 
lon) 1962 
Sri Lanka 1979 Keine Regelung 15 
Südafrika « M A 63 ja 19 5ff; 16 
Thailand Keine Regelung 15 
Trinidad und « MA 63, jedoch nur 21 5ff; 18 
Tobago für Drittstaatsein­
künfte 
Tschechoslo­ = MA 63 nein 21 5ff. 
wakei 
Tunesien = MA 63 nein 21 5 ff. 
Ungarn « M A 63 nein 21 5 ff. 
USA Keine Regelung — — 15 
USSR « M A 63 nein 17 5ff. 
Zypern = MA 63 ja 21, 5ff; 16 
Prot.Nr.2 
63 Vogel, DBA 993 
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III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
5 a) Grundzüge: Ar t . 21 Abs. 1 ergänzt die voraufgehenden Vertei­
lungsnormen des D B A . Er weist die Besteuerung von Einkünften, die 
von diesen Verteilungsnormen nicht erfaßt werden, dem Wohnsitz­
staat zu. Eine Besteuerung i m anderen Vertragsstaat ist ausgeschlossen 
( „können nur", s. V o r Ar t . 6 bis 22 Rz . 3, 4). Der Wohnsitzstaat be­
steuert die Einkünfte nach seinem innerstaatlichen Recht, ohne durch 
das Abkommen darin beschränkt zu sein. Zur Anwendung der V o r ­
schrift kann es aus zwei Gründen kommen: erstens, weil Einkünfte 
ihrer Art nach von den Ar t . 6 bis 20 nicht erfaßt werden, sie unter 
keine der dort spezifizierten Einkunftsarten fallen; zweitens, weil eine 
Reihe der voraufgehenden Verteilungsnormen nur die Besteuerung 
von Einkünften aus dem anderen Vertragsstaat regelt, die Besteuerung 
von Einkünften aus dem Wohnsitzstaat sowie aus Drittstaaten dage­
gen offen läßt. Ar t . 21 gilt aber selbstverständlich, wie alle D B A - V o r -
schriften nur im Verhältnis der Vertragsstaaten zueinander. Im Ver­
hältnis zu Drittstaaten kann er nicht angerufen werden. 
6 b) Abgrenzung: Verteilungsnormen mit abschließender Rechtsfol­
ge (s. V o r Ar t . 6 bis 22 Rz. 3, 4), die die ausschließliche Besteuerung 
dem Wohnsitzstaat bzw. Sitzstaat, in Ausnahmefällen auch dem Que l ­
lenstaat zuweisen, ohne die Zuweisung auf Einkünfte aus dem anderen 
Vertragsstaat zu beschränken, werden durch Ar t . 21 Abs. 1 nicht be­
rührt (vgl. Ar t . 7 Abs. 1 Halbsatz 1; Ar t . 8; Ar t . 13 Abs. 3 und 4; 
Ar t . 14 Abs . 1; Ar t . 15 Abs. 1 Halbsatz 1; Ar t . 18). Beschränkt sich die 
Zuweisung auf Einkünfte aus dem Vertragsstaat, so greift fur Dri t t ­
staatseinkünfte Ar t . 21 ergänzend ein (s. näher u. Rz . 12ff) . Bei Ver­
teilungsnormen mit nichtabschließender Rechtsfolge, also solchen, 
für die Ar t . 23 die Beseitigung der Doppelbesteuerung regelt, ergänzt 
Ar t . 21 die Rechtsfolge des Art . 23, soweit es um Einkünfte aus dem 
Wohnsitzstaat oder aus Drittstaaten geht. Auch der persönliche Gel­
tungsbereich des D B A (Art. 1) wird durch Ar t . 21 nicht berührt . Wie 
alle Verteilungsnormen der D B A gilt auch Art . 21 nur für Personen, 
die in einem oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind (zur Ansässig­
keit vgl . Ar t . 4 Rz . 24f ) . Fließen Einkünfte i . S. des Ar t . 21 einer Be­
triebstätte des Steuerpflichtigen i m anderen Staat oder einer festen E i n ­
richtung zu, die ihm zur Ausübung einer selbständigen Arbeit zur Ver­
fügung steht, so gehen Art . 7 Abs. 1 und Ar t . 14 Abs. 1 dem Art . 21 
insoweit vor (Art. 21 Abs. 2, s. u. Rz. 26f.). 
7 c) Regelung: Bezieht 
- eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
- Einkünfte, 
- die in den Art. 6 bis 21 nicht behandelt werden 
so können nach Ar t . 21 Abs. 1 diese Einkünfte ohne Rücksicht auf ihre 
Herkunft nur im Wohnsitzstaat besteuert werden. 
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8 Abs. 1 weist dem Wohnsitzstaat (Sitzstaat) die ausschließliche Be­
steuerung zu. E r ist daher eine Verteilungsnorm mit abschließender 
Rechtsfolge; für eine Anwendung des Ar t . 23 bleibt weder Raum noch 
Notwendigkeit. Die Zuweisung an den Wohnsitzstaat und, damit ver­
bunden, die Freistellung i m Quellenstaat hängen nicht davon ab, daß 
der Wohnsitzstaat sein Besteuerungsrecht auch tatsächlich wahrnimmt. 
Dies hat zur Folge, daß Einkünfte u. U . unbesteuert bleiben, wenn sie 
i m Wohnsitzstaat nicht steuerpflichtig sind (vgl. dazu Ar t . 4 Rz. 16). 
Eine Doppel-Nichtbesteuerung wird jedoch vermieden, wenn die Ver ­
tragsstaaten die Rechtsfolge des Abs. 1 davon abhängig machen, daß 
der Wohnsitzstaat sein Besteuerungsrecht tatsächlich ausübt. Z u die­
sem Zweck kann eine ,,subject-to-tax-clause" vereinbart werden (vgl. 
M A - K o m m . 77 Ziff. 3, o. Rz. 3, sowie Ar t . 4 Rz . 16). 
9 d) Z u m Begriff der Person s. Ar t . 3 Rz. 14 ff. Die Ansässigkeit der 
Person, somit die Bestimmung des Wohnsitzstaates richtet sich, da 
auch Ar t . 21 nur im Verhältnis beider Vertragsstaaten gilt, nach Ar t . 4 
(vgl. dort Rz. 64ff.; zur Auswirkung der Wohnsitz- bzw. Sitzbesteue­
rung nach Ar t . 4 Abs. 2 und 3 auf die innerstaatliche Steuerpflicht: aaO 
Rz . 11 ff.). Was „Einkünfte" sind, ergibt sich aus dem innerstaatlichen 
Recht des das Abkommen anwendenden Staates (s. die Einleitung Rz. 
60). Welcher Art die Einkünfte sind, ist dagegen eine Frage der 
Abkommensauslegung. Die Einkunftsarten des D B A dürfen nicht mit 
denen des innerstaatlichen Rechts gleichgesetzt werden (vgl. V o r Ar t . 6 
bis 22 Rz. 2). Verteilungsnormen beschreiben entweder Tätigkeiten, 
die der Einkunftserzielung dienen (Art. 6 Abs. 3, 7, 14, 15, 18), dane­
ben spezielle Ausprägungen dieser Formen der Erwerbstät igkeit (s. 
bereits o. zu Ar t . 7 Rz. 24), oder nennen nur die Quelle, aus der E i n ­
künfte bezogen werden (vgl. z . B . Ar t . 10 bis 13). Eine vergleichbare 
Gesetzestechnik findet sich in § 8 Abs. 1 N r . 1 bis 7 A S t G . 
10 e) Ar t . 21 gilt fur Einkünfte, die in den vorstehenden Artikeln (erg. 
des Abkommens) nicht behandelt wurden (engl.: ,,not dealt wi th" ; 
franz.: ,,pas traités"). M i t den vorstehenden Artikeln sind nur die 
Verteilungsnormen des Abkommens, die Ar t . 6 bis 20, gemeint. 
Ar t . 21 erweitert den sachlichen Geltungsbereich des Abkommens 
nicht. E r gilt daher nicht für Einkünfte, auf die das Abkommen insge­
samt keine Anwendung findet, d. h. für Einkünfte, die nicht von den 
nach Ar t . 2 M A unter das Abkommen fallenden Steuern erfaßt werden. 
In den Ar t . 6 bis 20 nicht behandelt sind Einkünfte, wenn sie unter 
keinen dieser Art ikel subsumiert werden können. Diese Frage ist zu­
nächst zu klären; dabei sind alle für die Abkommensauslegung gelten­
den Rechtsgrundsätze heranzuziehen (s. die Einleitung Rz . 31 ff.; ferner 
o. zu Ar t . 3 Rz. 53 ff.). Erst wenn die Auslegung ergibt, daß keiner der 
A r t . 6 bis 20 einschlägig ist, kann Ar t . 21 angewandt werden. 
„ N i c h t behandelt" darf also nicht mit ,,nicht eindeutig behandelt" 
gleichgesetzt werden: Art . 21 dient nicht der Beseitigung von Ausle­
gungsschwierigkeiten, noch weniger ihrer Entscheidung zugunsten des 
Wohnsitz- bzw. Sitzstaates. Soweit es um in den Ar t . 6ff. nicht gere-
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gelte Einkunftsarten geht, bleibt demgemäß der Anwendungsbereich 
der Vorschrift sehr eng. Sie gilt insbesondere fur Renten, die auf frühe­
ren Beitragsleistungen beruhen (z .B . Sozialversicherungsrenten, U n ­
terhaltszahlungen an Angehör ige und andere Nahestehende, Schaden­
ersatzleistungen, soweit damit nicht Entschädigungen fur entgangene, 
unter die vorhergehenden Art ikel fallende Einkünfte abgegolten wer­
den (Unfallrenten, Wiedergutmachungszahlungen), sonstige Zuwen­
dungen und Preise fur allgemeine künstlerische und wissenschaftliche 
Leistungen, Zuwendungen von Stiftungen (FG Münster E F G 1970, 
380: DBA Niederlande), Lotteriegewinne. (Vgl . auch die von W. Schür­
mann angeführten Beispiele in Meyer-Marsilius/Hangarter Art. 21 
A n m . III .) . 
11 Größer ist die Bedeutung der Vorschrift dagegen für Einkünfte, die 
zwar ihrer Ar t nach schon in den Ar t . 6 bis 20 geregelt werden, dort 
jedoch beschränkt auf Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat d. h. 
dem Vertragsstaat, in dem der Bezieher der Einkünfte nicht i . S. des 
Ar t . 4 M A ansässig ist (Art. 6 Abs. 1; Ar t . 10 Abs. 1; Art . 11 Abs. 1; 
Ar t . 12 Abs. 1; Art . 13 Abs. 1 und 2; Art . 15 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2; Art . 
16; Art . 17 Abs. 1; Art . 19). 
12 Ar t . 21 weist dem Wohnsitzstaat die Besteuerung der , , in den vor­
stehenden Art ikeln nicht behandelten Einkünfte ohne Rücksicht auf 
ihre Herkunf t" zu. Abweichend hieß es im M A 63 - und heißt es 
übere ins t immend in zahlreichen D B A der Bundesrepublik, die dem 
M A 63 folgen, s.o. die Abkommensübers ich t Rz. 4 - nur ,,die in den 
vorstehenden Artikeln nicht ausdrückl ich e r w ä h n t e n E inkünf t e " ; das 
könnte so verstanden werden, als seien nur nicht e rwähnte Einkunfts­
arten gemeint, zumal auch der M A - K o m m . 63 auf die Einkünfte aus 
anderen Staaten nicht ausdrücklich hinwies. Dennoch galt schon nach 
dem M A 63 Ar t . 21 auch für diejenigen Einkünfte, die in den voraufge­
henden Art ikeln nur als Einkünfte aus einem Vertragsstaat, nicht dage­
gen als Einkünfte aus dem Wohnsitzstaat oder aus dritten Staaten „e r ­
w ä h n t " wurden: auch sie werden durch Ar t . 21 der Besteuerung im 
Wohnsitzstaat vorbehalten und zugewiesen (Korn/Debatin Syst. I Rdnr. 
48 und Schweiz S. 647; W. Schürmann in Meyer-Marsilius/Hangarter 
Art . 21 A n m . 112). Die jetzige Formulierung des M A 77 stellt dies nur 
ausdrück l ich klar. Daß Einkünfte aus dem Wohnsitzstaat nur im 
Wohnsitzstaat zu besteuern sind, ist unproblematisch und wi rd nur in 
seltenen Fällen zweifelhaft sein. 
13 Drittstaaten i m Verhältnis zu den Vertragsstaaten sind alle anderen 
Staaten, ob sie nun mit den Vertragsstaaten oder einem von ihnen ein 
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen haben oder nicht. O b ­
wohl Ar t . 21 nur das Verhältnis der Vertragsstaaten regelt und nur für 
sie gilt, berühr t er mittelbar auch ihr Verhältnis zum Drittstaat: so kann 
es sein, daß die Drittstaatseinkünfte in beiden Vertragsstaaten steuerfrei 
bleiben, wenn der Wohnsitzstaat sie nicht besteuert und das A b k o m ­
men die Wirkung des Art . 21 nicht an die Bedingung knüpft, daß die 
Einkünfte im Wohnsitzstaat tatsächlich besteuert werden (vgl. o. Rz. 8). 
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14 Besondere Fallkonstellationen entstehen, wenn ein Vertragsstaat 
oder beide mit dem Drittstaat Doppelbesteuerungsabkommen 
abgeschlossen haben: die Einkünfte, die zwischen den beiden Ver ­
tragsstaaten Drittstaatseinkünfte sind und unter Art . 21 fallen, werden 
dann i . d. R. in Abkommen mit dem „Dr i t t s t aa t " behandelt sein mit 
der Folge, daß die Vertragsstaaten das ihnen durch Ar t . 21 zugewiesene 
Besteuerungsrecht nur nach Maßgabe ihrer Abkommen mit dem 
,,Drittstaat" ausüben dürfen. So ist es denkbar, daß ein Vertragsstaat 
nach demjenigen Abkommen, für das die Einkünfte Drittstaatsein­
künfte sind, als Wohnsitzstaat zu deren Besteuerung befugt, durch das 
Abkommen mit dem Drittstaat aber zugleich zu deren Freistellung 
verpflichtet ist. Nach dem ersten Abkommen ist dann aber auch der 
Nicht-Wohnsitzstaat zur Besteuerung der Einkünfte nicht mehr be­
fugt. Das Ergebnis ist sachgerecht, solange zumindest der Drittstaat 
nach dem von ihm abgeschlossenen D B A die Einkünfte besteuern darf 
und sie auch tatsächlich besteuert. Es ist aber nicht schwer, sich vorzu­
stellen, daß wiederum auch dieser Staat durch ein D B A verpflichtet ist 
die betreffenden Einkünfte freizustellen. Dies kommt nur dann nicht in 
Betracht, wenn die Vertragsstaaten in Ar t . 21 eine ,,subject-to-tax-
clause" eingefügt haben (vgl. o. Rz. 8, 13). 
2. Abweichungen 
15 a) Keine Auffangklausel enthalten die DBA Ägypten, Griechenland, 
Indien, Irland, Kanada Î956, Korea, Pakistan, Rumänien, Sri Lanka (Cey­
lon) 1962, Sri Lanka 1979, Thailand und USA. Eine Freistellung der im 
Abkommen nicht besonders behandelten Einkünfte gibt es also nach 
diesen D B A nicht (Korn/Debatin Syst. I Rdnr. 48). Soweit die speziel­
len Verteilungsnormen für einzelne Einkunftsarten nicht eingreifen, 
bleibt eine etwaige Doppelbesteuerung von Einkünften, die ihrer Ar t 
nach i m Abkommen nicht e rwähnt sind, ebenso wie von Drittstaats­
einkünften bestehen. BMF v. 28. 3. 1977 FR 1977, 230, w i l l das da­
durch vermeiden, daß er als Einkünfte aus „ Q u e l l e n " in den U S A auch 
Bezüge versteht, die von den Verteilungsnormen nicht erfaßt werden 
(im konkreten Fall Unterhaltszahlungen), und so zu einer Freistellung 
gemäß der dem Art . 23 A M A entsprechenden Abkommensvorschrift 
gelangt; das kann indes nicht der Sinn des Abkommens sein, denn die 
Verteilungsnormen würden dadurch entbehrlich. Auch eine Ar t . 4 
Abs . 2 M A entsprechende Regelung zur Bestimmung des abkommens­
rechtlichen Wohnsitzes ändert an dieser Rechtsfolge nichts. Die Be­
stimmung des Wohnsitzes ist Voraussetzung fur die Anwendung der 
Verteilungsnormen (vgl. Ar t . 4 Rz . 9). Fehlt aber eine Verteilungs­
norm und sei es auch in Form einer Auffangvorschrift, so können allein 
aus der Bestimmung des Wohnsitzes für die Beseitigung der Doppelbe­
steuerung keine Folgerungen gezogen werden. Während die Auffang­
klausel zum Ausdruck bringt, daß nur der Wohnsitzstaat besteuern 
darf, wenn nicht dem Quellenstaat die Besteuerung ausdrücklich vor-
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behalten ist, soll nach Korn/Debatin das Fehlen der Auffangklausel 
„ u m g e k e h r t " bewirken, daß die Besteuerung im Quellenstaat „ u n a n ­
getastet* bleibe, falls sie nicht ausdrücklich aufgehoben werde (Korn/ 
Debatin Syst. IV Rdnr. 304). Das ist nur dann richtig, wenn man das 
„unange tas te t " nicht im Sinne eines Vorrangs versteht: zu einer Be ­
steuerung ausschließlich oder vorrangig i m Quellenstaat kommt es 
beim Fehlen der Auffangklausel nur, wenn und soweit der Wohnsitz­
staat einseitig die sich ergebende Doppelbesteuerung durch Freistel­
lung oder Anrechnung ausräumt. 
16 b) Daß zahlreiche D B A der Bundesrepublik der Fassung des M A 63 
folgen, die Einkünfte aus Drittstaaten also nicht ausdrücklich einbezie­
hen, wurde schon erwähnt . V o n ihnen machen die DBA Großbritannien 
und Indonesien (Prot. N r . 3) die Wirkung der Auffangklausel von der 
tatsächlichen Besteuerung im Wohnsitzstaat abhängig (s. o. Rz. 8, 13). 
Im gleichen Sinne wirkt sich in den DBA Kenia und Sambia (jeweils 
Prot. N r . 2); Singapur, Ar t . 21; Südafrika, Art . 19 und Zypern, Prot. 
N r . 2 die Bestimmung aus, daß Steuererleichterungen im Quellenstaat 
generell nur gewähr t werden, wenn die betreffenden Einkünfte im 
Wohnsitzstaat der Besteuerung unterliegen (s. V o r Ar t . 6 bis 22 Rz. 9), 
im DBA Marokko das Erfordernis, daß eine „übl iche steuerliche Be­
handlung" der Einkünfte nachzuweisen sei (aaO). 
17 c) Sonderbestimmungen zu einer dem Art . 21 M A 63 grundsätzlich 
entsprechenden Regelung: Das DBA Japan entspricht der Regelung des 
M A 63 in anderer Formulierung; es weist nicht dem Wohnsitzstaat die 
i m Abkommen nicht ausdrücklich erwähnten Einkünfte zu, sondern 
befreit, was auf das Gleiche hinausläuft, diese Einkünfte von der Steuer 
des anderen Vertragsstaats (vgl. Korn/Debatin Japan S. 179). Ar t . 8 
DBA Finnland 1935 bestimmt ausdrücklich, daß die Auffang Vorschrift 
auch fur Leibrenten gilt. Nach Ar t . 21 Abs. 2 DBA Malaysia berührt 
die Regelung des Abs. 1 nicht die Besteuerung der Einkünfte einer 
Person aus einem Treuhandverhäl tnis oder einem unter Verwaltung 
stehenden Nachlaß nach malaysischem Recht. Z u m Vorbehalt nach 
N r . 2 des Protokolls, welches eine „remit tance-clause" enthält, s.o. 
V o r Ar t . 6 bis 22 Rz. 10. 
18 d) Größere Abweichungen von Art. 21 M A 63: Ar t . 21 DBA Liberia 
enthält keine allgemeine Auffangklausel. E r gilt nur in Fällen, in denen 
der Steuerpflichtige nach Ar t . 4 Abs. 1 in beiden Vertragsstaaten ansäs­
sig ist und aufgrund des Ar t . 4 Abs. 2 oder 3 als nur in einem der beiden 
Vertragsstaaten ansässig gilt (vgl. dazu o. Ar t . 4 Rz. 9). Die Vorschrift 
regelt für diesen Fall die Besteuerung von Einkünften aus dem abkom­
mensrechtlichen Wohnsitzstaat oder aus Drittstaaten; sie weist deren 
Besteuerung ausschließlich dem Wohnsitzstaat zu. In den Verteilungs­
normen nicht besonders geregelte Einkünfte einer Person, die gemäß 
Ar t . 4 Abs. 1 nur in einem Vertragsstaat ansässig ist, bleiben nach die­
ser Regelung der Besteuerung in beiden Vertragsstaaten unterworfen. 
Die gleiche Regelung enthält auch Art . 20 DBA Australien (s. näher 
Korn/Debatin Australien S. 93ff.). Hier ist jedoch zusätzlich vorgese-
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hen, daß der Wohnsitzstaat Steuern des anderen Staates auf Einkünfte, 
,,die in den vorhergehenden Artikeln dieses Abkommens nicht behan­
delt sind", anzurechnen hat (für die deutsche Seite Ar t . 22 Abs. 2 
Buchst, b (vii), für die australische aus Ar t . 22 Abs. 1 zu entnehmen), 
so daß das D B A am Ende doch eine Auffangklausel, allerdings abwei­
chend vom M A mit vorrangiger Besteuerung i m Nichtwohnsitzstaat 
hat. Art . 21 DBA Trinidad und Tobago betrifft nur Einkünfte einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person, die aus Quellen außerhalb bei­
der Vertragsstaaten, somit aus Drittstaaten, stammen. E r weist für 
diese die ausschließliche Besteuerung dem Wohnsitzstaat zu. Nach 
Ar t . 22 DBA Brasilien dürfen die nicht ausdrücklich erwähnten E i n ­
künfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person in beiden Ver­
tragsstaaten besteuert werden. Zur Ausgleichung einer Doppelbesteue­
rung gewähr t der Wohnsitzstaat nach Art . 24 Abs. 2 oder Abs. 4 
Steueranrechnung. Hier hat in der Tat nach dem Abkommen die Be­
steuerung im Quellenstaat Vorrang. Das DBA Italien enthält Auffang­
vorschriften für Einkünfte, die mit Einkünften aus Arbeit zusammen­
hängen (Art. 7), für Personalsteuern, die nicht Art . 11 N r . 1 unterfallen 
(Art. 11 N r . 2), schließlich für bewegliches Vermögen , dessen Besteue­
rung nicht ausdrücklich in Art . 12 geregelt ist (Art. 12). 
19 e) Dem Art. 21 M A 77 entsprechen mit Abweichungen die DBA 
Kanada 1981, Ar t . 21; Mauritius, Ar t . 22; Neuseeland, Ar t . 21 und Portu­
gal, Art . 22. Art . 21 DBA Kanada 1981 enthält jedoch eine Einschrän­
kung für Einkünfte aus Quellen innerhalb des anderen Vertragsstaats: 
diese Einkünfte dürfen in beiden Vertragsstaaten besteuert werden. 
Ferner hindert nach Prot. N r . 4 „dieses Abkommen einen Ver ­
tragsstaat nicht", Einkünfte zu besteuern, ,,die aus einem im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Nachlaß oder Trust oder über einen solchen 
Nachlaß oder Trust bezogen werden, und Vermögenswer te , die über 
einen solchen Nachlaß oder Trust gehalten werden und die nach dem 
Recht des erstgenannten Staates zu den Einkünften oder Vermögens ­
werten einer in diesem Staat ansässigen Person gehören" . Art . 21 DBA 
Neuseeland entspricht der kanadischen Regelung, enthält jedoch keinen 
ausdrücklichen Hinweis auf Drittstaatseinkünfte (s. dazu o. Rz. 12). 
Auch die Besteuerung von Einkünften aus oder über Trusts ist in glei­
cher Weise vorbehalten (Prot. N r . 7 Buchst, b). Art . 22 DBA Portugal 
macht die Freistellung i m Quellenstaat von der Steuerpflicht im Wohn-
sitzstaat abhängig (s.o. Rz. 8, 13). 
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B. Zu Absatz 2 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 MA-Kommentar 1977 
Ziff. 3 s. zu Abs. 1 Rz. 3 
20 4. [Betriebstätte/Feste Einrich­
tung] Dieser Absatz sieht eine 
Ausnahme von Absatz 1 für E i n ­
künfte vor, die mit der Tätigkeit 
einer Betriebstätte oder festen 
Einrichtung verbunden sind, 
welche eine in einem Ver­
tragsstaat ansässige Person i m an­
deren Vertragsstaat hat. Der A b ­
satz bezieht sich auch auf E i n ­
künfte aus dritten Staaten. In ei­
nem solchen Fall steht das Be­
steuerungsrecht dem Ver­
tragsstaat zu, in dem die Be­
triebstätte oder feste Einrichtung 
liegt. Absatz 2 gilt nicht für unbe­
wegliches Vermögen , für das 
nach Art ikel 6 Absatz 4 dem Be-
legenheitsstaat ein vorrangiges 
Besteuerungsrecht zusteht (vgl. 
Ziffern 3 und 4 des Kommentars 
zu Art ikel 6). Daher kann das in 
einem Vertragsstaat gelegene un­
bewegliche Vermögen , das Be­
tr iebsvermögen einer Betriebstät­
te ist, die ein Unternehmen dieses 
Staates im anderen Vertragsstaat 
hat, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, in dem das 
Vermögen liegt und in dem der 
Empfänger der Einkünfte ansäs­
sig ist. Dies entspricht der fur un­
bewegliches Vermögen in den 
Art ikel 13 und 22 vorgesehenen 
Regel, da Absatz 2 dieser Artikel 
nur fur bewegliches Vermögen 
einer Betriebstätte gilt. 
21 5. [Sonderfalle] Der Absatz er­
faßt auch den Fall, in dem E m p -
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MA-Kommentar 1963 MA-Kommentar 1977 
finger und Schuldner der E i n ­
künfte in demselben Ver ­
tragsstaat ansässig sind und die 
Einkünfte einer Betriebstätte 
oder festen Einrichtung zuge­
rechnet werden, die der Empfän­
ger der Einkünfte i m anderen 
Vertragsstaat hat. In diesem Fall 
steht das Besteuerungsrecht dem 
Vertragsstaat zu, in dem die Be­
triebstätte oder feste Einrichtung 
liegt. Eine etwaige Doppelbe­
steuerung hat der Wohnsitzstaat 
nach Art ikel 23 A oder 23 Β zu 
beseitigen. Bei der Besteuerung 
von Dividenden und Zinsen kann 
sich ein Problem ergeben, wenn 
der Wohnsitzstaat auch Quellen­
staat ist: Das Zusammenwirken 
der Art ikel 7 und 23 A hindert 
diesen Staat daran, diese Einkünf­
te zu besteuern, obwohl er, w ü r ­
den die Einkünfte an eine im an­
deren Staat ansässige Person ge­
zahlt, als Quellenstaat die D i v i ­
denden oder Zinsen zu den in den 
Absätzen 2 der Art ikel 10 und 11 
vorgesehenen Sätzen besteuern 
könnte . Die Vertragsstaaten, für 
die dies unannehmbar ist, können 
in ihre Abkommen eine Bestim­
mung aufnehmen, wonach der 
Wohnsitzstaat als Quellenstaat 
der Dividenden oder Zinsen diese 
Einkünfte zu den in Absatz 2 der 
Art ikel 10 und 11 vorgesehenen 
Sätzen besteuern kann. Der Staat, 
in dem die Betriebstätte liegt, 
hätte dann diese Steuer gemäß 
Art ikel 23 A Absatz 2 oder 
Art ikel 23 Β Absatz 1 anzurech­
nen; die Anrechnung entfällt 
selbstverständlich, wenn der 
Staat, in dem die Betriebstätte 
liegt, die ihr zugerechneten D i v i -
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denden oder Zinsen nach seinem 
innerstaatlichen Recht nicht be­
steuert. 
6. [Umgehungsfäl le] Manche 
Staaten, die die Befreiungsme­
thode (Artikel 23 A) verwenden, 
könnten befürchten, daß Unter­
nehmen eines Vertragsstaats 
durch die in Absatz 2 vorgesehe­
ne Behandlung veranlaßt wer­
den, Vermögenswer te wie z . B . 
Aktien, Obligationen oder Paten­
te auf eine im anderen Ver­
tragsstaat gelegene Betriebstätte 
zu übertragen, um dort steuerlich 
günstiger behandelt zu werden. 
U m solche als mißbräuchlich an­
zusehenden Gestal tungsmöglich­
keiten zu vereiteln, werden einige 
Staaten den Standpunkt vertre­
ten, daß es sich dabei um ein 
Scheingeschäft handelt und des­
halb die Vermögenswer te als 
nicht zur Betriebstätte gehörend 
ansehen. Andere Staaten werden 
gegebenenfalls ihre Stellung 
durch Aufnahme einer Bestim­
mung verbessern, wonach A b ­
satz 2 nicht gilt, wenn die er­
wähnten Gestal tungsmöglichkei­
ten in erster Linie dazu verwendet 
wurden, um die Vorteile dieser 
Bestimmung zu nutzen. 
II. A b k o m m e n s ü b e r s i c h t zu Absatz 2 
s. o. Rz. 4 
III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 77 
23 a) Grundzüge: Abs. 2 stellt für bestimmte Einkünfte aus gewerbli­
cher Tätigkeit und selbständiger Arbeit klar, daß diese Einkünfte, 
wenn sie von einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person durch eine 
i m anderen Vertragsstaat gelegene Betriebstätte oder feste Einrich-
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tung bezogen werden, nicht unter Art . 21 Abs. 1, sondern unter Art . 7 
oder Ar t . 14 M A fallen. Die Vorschrift dient damit der Abgrenzung 
zwischen den drei genannten Verteilungsnormen. Gleichzeitig bestätigt 
sie die Anwendbarkeit des Abs. 1 auf Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen . Ar t . 21 M A 63 enthielt noch keine Abs. 2 M A 77 entspre­
chende Regelung. V o n den D B A der Bundesrepublik stimmen bisher 
nur die DBA Kanada 1981, Ar t . 21 Abs. 2, und Portugal, Art . 22 Abs. 2 
vollständig mit dem M A 77 überein. 
24 b) Regelung: Bezieht 
- eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
- Einkünfte aus Rechten oder Vermögenswerten, jedoch nicht aus 
unbeweglichem Vermögen , 
- üb t sie im anderen Vertragsstaat 
— eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Be­
triebstätte 
— oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung aus 
- und gehören die Rechte oder Vermögenswer te , für die die Einkünfte 
gezahlt werden, tatsächlich zu der Betriebstätte oder festen Ein­
richtung, 
so bestimmt sich die Besteuerung der Einkünfte nicht nach Art . 21 
Abs . 1, sondern nach Art . 7 bzw. nach Ar t . 14 M A . 
25 c) Für den Begriff des unbeweglichen Vermögens verweist Art . 21 
auf Ar t . 6 Abs. 2 M A ; s. dazu dort Rz. 17 ff. Andererseits bezieht sich 
Ar t . 21 Abs. 2 auf Art . 21 Abs. 1; es m u ß sich also um Einkünfte han­
deln, die in den vorstehenden Artikeln - auch in Art . 6 - nicht behan­
delt sind (o. Rz. 10). Darin liegt scheinbar ein Widerspruch. Art . 6 gilt 
jedoch nur für Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus unbeweglichem Vermögen in dem anderen Vertragsstaat 
bezieht (s. o. Art . 6 Rz. 6). Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässi­
ge Person Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen , das i m Wohnsitz­
staat oder in einem Drittstaat belegen ist, so werden diese Einkünfte 
von Art . 6 nicht erfaßt; für sie gilt Ar t . 21 Abs. 1 (vgl. M A - K o m m . 77 
zu Ar t . 6 Ziff. 1). Daß ein Nicht-Wohnsitzstaat nach seinem internen 
Recht solche Einkünfte besteuert, kommt etwa dann in Betracht, wenn 
der Schuldner der Einkünfte - z. B . ein Pächter - in seinem Staatsgebiet 
ansässig ist. Ar t . 21 behält für einen solchen Fall die Besteuerung dem 
Wohnsitzstaat des Empfängers vor. Die Geltung des Belegenheitsprin-
zips im Verhältnis der Vertragsstaaten zueinander bleibt unberühr t 
(zum Belegenheitsprinzip vgl . Art . 6 Rz . 3f., 8). Für den Begriff der 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen verweist Art . 21 nicht aus­
drücklich auf Art . 6 Abs. 3 M A . E in Umkehrsch luß wäre hier aber 
nicht gerechtfertigt. Nach Art . 21 sind Einkünfte aus jeder Ar t von 
Nutzung des unbeweglichen Vermögens gemeint. 
26 d) Auch für andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem V e r m ö ­
gen gilt Art . 21 Abs. 2 nur dann, wenn diese Einkünfte „für Rechte 
oder Vermögenswerte gezahlt" werden. Das ist im Satzbau des 
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Abs. 2 zwar nur indirekt und an später Stelle, aber doch unmißver ­
ständlich zum Ausdruck gebracht. M i t „Rechte oder Vermögenswer­
te" faßt Ar t . 21 die in den Betriebstättenvorbehalten der Art . 10 
Abs. 4 (Beteiligung), 11 Abs. 4 (Forderung) und 12 Abs. 3 (Rechte oder 
Vermögenswer te) genannten, zur Erzielung von Einkünften genutzten 
Güter zusammen (s. V o r Ar t . 10 bis 12 Rz. 24f ) . Ar t . 21 Abs. 2 gilt 
damit zunächst fur Einkünfte i . S. der Ar t . 10 bis 12: Dividenden, Zin­
sen, Lizenzgebühren. Da die Ar t . 10 bis 12 jeweils nur die Besteuerung 
von Einkünften regeln, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus dem anderen Vertragsstaat (Quellenstaat) bezieht, gelten auch die 
Betriebstätten vorbehalte der Art . 10 bis 12 nur fur Einkünfte aus dem 
Quellenstaat. Insoweit ergänzt also Ar t . 21 Abs. 2 die vorgenannten 
Betriebstät tenvorbehalte im Hinbl ick auf Einkünfte aus dem Wohnsitz­
staat und aus Drittstaaten. Andere Fälle, in denen die Vorschrift an­
wendbar sein könnte , sind nicht ersichtlich. 
Einer derartigen Ergänzung hätte es allerdings nicht notwendig be­
durft. Die Betriebstättenvorbehalte regeln das Verhältnis der Art . 10 
bis 12 zu der Vorschrift des Ar t . 7 über Unternehmenseinkünf te . Art . 7 
erfaßt als Betriebstätteneinkünfte auch der Betriebstätte zuzuordnende 
Einkünfte aus dem Wohnsitzstaat und aus Drittstaaten (zur Abgren­
zung s. o. zu Ar t . 7 Rz. 7, 16). Nach Ar t . 7 Abs. 7 gehen jedoch Rege­
lungen in anderen Art ikeln des Abkommens vor. In den Ar t . 10 bis 12 
bedurfte es daher jeweils einer ausdrücklichen Regel, daß diese V o r ­
schriften für Betriebstätteneinkünfte nicht gelten sollten, sondern 
Art . 7. Da die Ar t . 10 bis 12 aber für Einkünfte aus dem Wohnsitzstaat 
und aus Drittstaaten nicht gelten, blieb es insofern von vornherein bei 
der Regel des Art. 7 Abs. 1. Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren 
aus dem Wohnsitzstaat und aus Drittstaaten sind i . S. des Ar t . 7 Abs. 7 
nicht , , in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt". Da auf sie 
Ar t . 7 anzuwenden ist, gilt auch Art . 21 Abs. 1 für diese Einkünfte. 
Art. 21 Abs. 2 stellt dies nur klar. 
27 Z u m Begriff der in einem Vertragsstaat ansässigen Person s. Art . 3 
Rz. 14ff, Ar t . 4 Rz . 10. Z u m Betriebstättenbegriff vgl . Art . 5 Rz. 
22ff., zur festen Einrichtung Art . 14 Rz . 21 ff. Zur Frage, wann ein 
Recht oder Vermögenswer t zu einer Betriebstätte „tatsächlich gehör t" 
s. V o r Ar t . 10 bis 12 Rz . 24f. Der Ausdruck „gewerbl iche Tät igkei t" 
ist - wie im M A - K o m m . 77 zu Ar t . 7 Ziff. 1 und öfter - als Unterneh­
menstät igkeit i . S. des Ar t . 7 zu verstehen (dazu s. o. zu Art . 7 Rz. 
21 f f ) ; deutlich zeigt dies die englische Fassung, die in Ar t . 21 Abs. 2 
wie in der Überschrift zu Art . 7 das Wort „bus iness" gebraucht. Eine 
Auslegung nach internem deutschen Steuerrecht (Art. 3 Abs. 2 M A ) ist 
hier nicht geboten. 
28 e) Besonderheiten: Sind Empfanger und Schuldner der Einkünfte 
in demselben Vertragsstaat ansässig und sind die Einkünfte einer Be­
triebstätte zuzurechnen, die der Empfänger im anderen Vertragsstaat 
hat, so gilt, wie soeben ausgeführt, für die Besteuerung Ar t . 7; durch 
Art . 21 Abs. 2 wird dies bestätigt (vgl. M A - K o m m . 77 Ziff. 5 zu 
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Art . 21, o. Rz. 21). Nach Art . 7 Abs. 1 Satz 2 dürfen die Einkünfte nur 
im Betriebstättenstaat besteuert werden. Verwehrt ist damit dem 
Wohnsitzstaat eine Besteuerung von Dividenden und Zinsen auch in 
den Fällen, in denen er sie - jedenfalls in begrenzter Höhe - besteuern 
dürfte, wenn der Empfänger im anderen Vertragsstaat ansässig wäre: 
also der Dividenden, die eine im Wohnsitzstaat ansässige Gesellschaft, 
sowie der Zinsen, die ein in seinem Gebiet ansässiger Schuldner zahlt. 
Entsprechendes gilt für Lizenzgebühren, wenn das D B A dem Quellen­
staat eine begrenzte Besteuerung beläßt. Der M A - K o m m . macht dar­
auf aufmerksam, daß dieses Ergebnis als mißlich empfunden werden 
könne ( M A - K o m m . 77 Ziff. 5 zu Art . 21, o. Rz. 21). E r regt an, für 
entsprechende Fälle dem Wohnsitzstaat eine Besteuerung in H ö h e der 
nach Art . 10 bis 12 für den Quellenstaat geltenden Sätze zu belassen. Im 
Betriebstättenstaat müsse dies dann entsprechend zur Anrechnung füh­
ren, falls die der Betriebstätte zuzurechnenden Zinsen und Dividenden, 
gegebenenfalls auch Lizenzgebühren dort tatsächlich i m Rahmen des 
Betr iebstät tengewinns besteuert würden ( M A - K o m m . 77 aaO). M i t 
einer solchen Bestimmung würde in diesen Fällen das gleiche Ergebnis 
erreicht, wie durch eine Auslegung des Art . 7 Abs. 1 Halbsatz 2, die 
dem Wohnsitzstaat das Recht zur Erhebung der Quellensteuer gäbe, 
wenn auch der Schuldner i m Sitzstaat ansässig ist. Aus dem Zusam­
menhang des MA-Kommenta r s ergibt sich jedoch, daß eine solche 
Auslegung nicht gewollt ist: allein der Betriebstättenstaat darf die E i n ­
künfte besteuern, wenn eine Befugnis des Wohnsitzstaates zur Erhe­
bung der Quellensteuer nicht ausdrücklich in das Abkommen aufge­
nommen wurde. Damit hat Art . 21 Abs. 2 auch in den Fällen nur 
klarstellende Bedeutung, in denen Schuldner und Empfänger der Be­
triebstätteneinkünfte in demselben Vertragsstaat ansässig sind (s. dazu 
die Erläuterungen zu Art . 10 Abs. 5, insbes. Rz. 227f.). 
29 Über t räg t ein Unternehmen Vermögenswer te (Aktien, Obligatio­
nen oder Patente) auf eine Betriebstätte i m anderen Vertragsstaat, um 
dort steuerlich günstiger behandelt zu werden, so hängt es vom inner­
staatlichen Recht der Vertragsstaaten ab, ob diese Vermögenswer te 
dort als zur Betriebstätte gehörend betrachtet werden oder ob die 
Über t ragung als Scheingeschäft oder Steuerumgehung behandelt wi rd 
(s. dazu allgemein die Einleitung Rz. 67ff) . Soweit die Über t ragung 
nach dem internen Recht des Betriebstättenstaats steuerlich anerkannt 
würde , kommt es zusätzlich noch auf die Abgrenzung des Betriebstät­
tenvermögens nach Abkommensrecht an (o. zu Art . 7 Rz. 27, 32); 
Art . 21 Abs. 2 unterstreicht dies durch die Wendung, daß die Rechte 
oder Vermögenswer te zur Betriebstätte „tatsächlich gehören" müssen 
(dazu Vor Art . 10 bis 12 Rz. 24f.). Der M A - K o m m . erwähnt darüber 
hinaus die Möglichkeit , eine Bestimmung aufzunehmen, daß Ar t . 21 
Abs. 2 nicht gelten solle, „ w e n n die . . . Gestal tungsmöglichkeiten in 
erster Linie dazu verwendet wurden, um die Vorteile dieser Bestim­
mung zu nutzen" ( M A - K o m m . 77 zu Ar t . 21 Ziff. 6, o. Rz. 22). 
30 f) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens 
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und aus unbeweglichem Vermögen , das der Ausübung einer selbstän­
digen Arbeit dient, unterliegen der Besteuerung nach dem Belegen-
heitsprinzip (vgl. Ar t . 6 Abs. 4, sowie o. Rz. 25; Ar t . 6 Rz. 36f., 
39ff.). Das Belegenheitsprinzip hat Vorrang vor dem Betriebstätten­
prinzip und der Besteuerung am Or t der festen Einrichtung (Art. 6 Rz. 
37). A u c h gemäß Ar t . 21 Abs. 2 sind die Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen vom Betriebstättenvorbehalt ausgenommen (vgl. M A -
K o m m . 77 Ziff. 4 zu Art . 21 M A , o. Rz . 20 sowie Ziff. 3 und 4 zu 
Art . 6). 
2. Abweichungen: 
31 a) Die Mehrzahl der D B A der Bundesrepublik enthält keine dem 
Abs. 2 entsprechende Regelung. D a die Vorschrift jedoch nur klar­
stellt, was sich schon aus Ar t . 7 ergibt (s.o. Rz. 26), bedeutet das 
sachlich keine Abweichung. 
32 b) Ar t . 21 Abs. 1 DBA Argentinien stimmt mit Art . 21 M A 63 über­
ein, enthält jedoch in Abs. 2 eine Sondervorschrift für die Besteuerung 
von Veräußerungsgewinnen aus beweglichem und unbeweglichem 
Vermögen in Drittstaaten (vgl. dazu: Korn/Debatin Argentinien 
S. 212, sowie o. zu Ar t . 13 Rz. 90). Art . 21 DBA Elfenbeinküste ent­
spricht grundsätzlich dem M A 63, scheidet jedoch Einkünfte aus, die 
zu einer i m anderen Vertragsstaat belegenen Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehören. Ar t . 22 DBA Mauritius sowie Ar t . 21 DBA Neu­
seeland unterscheiden sich von Art . 21 Abs. 2 M A dadurch, daß, ebenso 
wie nach Ar t . 21 DBA Elfenbeinküste, die Einkünfte aus unbewegli­
chem Vermögen nicht ausdrücklich ausgenommen werden. Wegen des 
nur klarstellenden Charakters der Vorschrift haben auch diese Abwei ­
chungen keine inhaltliche Bedeutung. 
Art. 25 Verständigungsverfahren 
Art. 25: Verständigungs verfahr en 
M A - T e x t 1963 
1. Ist eine in einem Vertragsstaat an­
sässige Person der Auffassung, daß 
die Maßnahmen eines Vertragsstaa-
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1. Ist eine Person der Auffas­
sung, daß Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Ver-
M A - T e x t Art. 25 
M A - T e x t 1963 
tes oder beider Vertragsstaaten für sie 
zu einer Besteuerung gefuhrt haben 
oder fuhren werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach innerstaatli­
chem Recht dieser Staaten vorgesehe­
nen Rechtsmittel ihren Fall der zu­
ständigen Behörde des Vertragsstaa­
tes unterbreiten, in dem sie ansässig 
ist. 
2. Hält diese zuständige Behörde die 
Einwendung für begründet und ist sie 
selbst nicht in der Lage, eine befriedi­
gende Lösung herbeizuführen, so 
wird sie sich bemühen, den Fall durch 
Verständigung mit der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaates 
so zu regeln, daß eine dem Abkom­
men nicht entsprechende Besteuerung 
vermieden wird. 
3. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten werden sich bemü­
hen, Schwierigkeiten oder Zweifel, 
die bei der Auslegung oder Anwen­
dung des Abkommens entstehen, in 
gegenseitigem Einvernehmen zu be­
seitigen. Sie können auch gemeinsam 
darüber beraten, wie eine Doppelbe­
steuerung in Fällen, die in dem 
Abkommen nicht behandelt sind, ver­
mieden werden kann. 
4. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten können zur Herbei­
führung einer Einigung im Sinne der 
vorstehenden Absätze unmittelbar 
miteinander verkehren. Erscheint ein 
mündlicher Meinungsaustausch fur 
die Herbeiführung der Einigung 
zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kom­
mission durchgeführt werden, die aus 
Vertretern der zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten besteht. 
M A - T e x t 1977 
tragsstaaten für sie zu einer Be­
steuerung fuhren oder fuhren 
werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie un­
beschadet der nach dem inner­
staatlichen Recht dieser Staaten 
vorgesehenen Rechtsmittel ih­
ren Fall der zuständigen Behör­
de des Vertragsstaats, in dem sie 
ansässig ist, oder, sofern ihr Fall 
von Artikel 24 Absatz 1 erfaßt 
wird, der zuständigen Behörde 
des Vertragsstaats unterbreiten, 
dessen Staatsangehöriger sie ist. 
Der Fall m u ß innerhalb von drei 
Jahren nach der ersten Mittei­
lung der Maßnahme unterbrei­
tet werden, die zu einer dem 
Abkommen nicht entsprechen­
den Besteuerung fuhrt. 
2. Hält die zuständige Behörde 
die Einwendung für begründet 
und ist sie selbst nicht in der La­
ge, eine befriedigende Lösung 
herbeizuführen, so wird sie sich 
bemühen, den Fall durch Ver­
ständigung mit der zuständigen 
Behörde des anderen Ver­
tragsstaats so zu regeln, daß eine 
dem Abkommen nicht entspre­
chende Besteuerung vermieden 
wird. Die Verständigungsrege­
lung ist ungeachtet der Fristen 
des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 
3. Die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung 
oder Anwendung des Abkom­
mens entstehen, in gegenseiti­
gem Einvernehmen zu beseiti­
gen. Sie können auch gemein­
sam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen 
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vermieden werden kann, die im 
Abkommen nicht behandelt 
sind. 
4. Die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten können zur 
Herbeiführung einer Einigung 
im Sinne der vorstehenden Ab­
sätze unmittelbar miteinander 
verkehren. Erscheint ein m ü n d ­
licher Meinungsaustausch für 
die Herbeiführung der Einigung 
zweckmäßig , so kann ein sol­
cher Meinungsaustausch in einer 
Kommission durchgeführt wer­
den, die aus Vertretern der zu­
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1 1. [Grundsatz] Der Artikel enthält 
die Bestimmungen über das Verstän­
digungsverfahren, das einzuleiten ist, 
wenn bei Anwendung des Abkom­
mens Meinungsverschiedenheiten 
oder sonstige Schwierigkeiten auftre­
ten. Der Artikel enthält ferner einige 
allgemeine Grundsätze für den Mei­
nungsaustausch zwischen den zu­
ständigen Behörden über die Ausle­
gung oder Anwendung des Abkom­
mens. 
2 Ziff. 2 s. zu Abs. 1 Rz. 11 
MA-Kommentar 1977 
1. [Grundsatz] Art ikel 25 sieht 
ein Verständigungsverfahren zur 
Beseitigung von Schwierigkeiten 
vor, die sich aus der Anwendung 
des Abkommens im weitesten 
Sinne ergeben. 
2. [Regelung in Absatz 1 und 2] 




3-5 Art, 25 
MA-Kommentar 1977 
nächst bestimmt, daß die zustän­
digen Behörden der beiden Staa­
ten sich bemühen werden, solche 
Fälle durch Verständigung zu be­
reinigen, in denen Steuerpflichti­
ge einer Besteuerung unterwor­
fen wurden, die dem Abkommen 
nicht entspricht. 
3. [Regelung in Absatz 3] In A b ­
satz 3 werden die zuständigen Be­
hörden der beiden Vertragsstaa­
ten aufgefordert und ermächtigt , 
auf dieselbe Weise die bei der A n ­
wendung oder Auslegung des 
Abkommens entstandenen Fra­
gen zu regeln und gemeinsam 
darüber zu beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen ver­
mieden werden kann, die im 
Abkommen nicht behandelt sind. 
4. [Regelung in Absatz 4] Be­
züglich der praktischen Durch­
führung dieses Verfahrens be­
schränkt sich schließlich der 
Art ikel in Absatz 4 darauf, die zu­
ständigen Behörden zu ermächt i ­
gen, unmittelbar miteinander zu 
verkehren, ohne sich des diplo­
matischen Weges bedienen zu 
müssen, und erforderlichenfalls 
in einer zu diesem Zweck eigens 
eingesetzten Kommission einen 
mündlichen Meinungsaustausch 
durchzufuhren. 
5. [Kommentar] Da Art ikel 25 
nur Grundsätze für das Verstän­
digungsverfahren enthält, soll der 
nachstehende Kommentar diese 
Grundsätze näher erläutern und 
erforderlichenfalls ergänzen, w o ­
bei auf die Regeln Bezug genom­
men wird, die im internationalen 
Bereich bei der Durchführung 
von Verständigungsverfahren 
oder im innerstaatlichen Bereich 
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bei der Durchfuhrung von V e r ­
fahren angewandt werden, die in 
den meisten Mitgliedstaaten der 
O E C D zur Entscheidung über 
strittige Steueransprüche be­
stehen. 
Ziff. 6 s. zu Abs. 1 Rz. 11 
6 42. [Erfahrungen und Fortent­
wicklung] Das Vers tändigungs­
verfahren hat sich im wesentli­
chen bewähr t . Die Vertragsten­
denzen der letzten Jahre lassen er­
kennen, daß Art ikel 25 das Ä u ­
ßerste dessen darstellt, was die 
Vertragsstaaten bereit sind zuzu­
gestehen. D ie Regelung ist vom 
Standpunkt des Steuerpflichtigen 
aus gesehen zugegebenermaßen 
noch nicht ganz befriedigend. 
Das deshalb, weil die zuständigen 
Behörden lediglich gehalten sind, 
eine Lösung anzustreben, daß sie 
aber nicht verpflichtet sind, eine 
solche zu finden (vgl. Ziffer 25). 
O b ein Einvernehmen erzielt 
werden kann, hängt weitgehend 
von dem Spielraum ab, den das 
innerstaatliche Recht der zustän­
digen Behörde zu Vergleichen 
läßt. W i r d ein Abkommen in 
zwei Vertragsstaaten unter­
schiedlich ausgelegt oder ange­
wandt und können die zuständi­
gen Behörden sich nicht auf eine 
gemeinsame Lösung i m Verstän­
digungsverfahren einigen, so ist 
eine Doppelbesteuerung nach wie 
vor mögl ich, obwohl dies gegen 
Sinn und Zweck eines A b k o m ­
mens zur Vermeidung der D o p ­
pelbesteuerung verstößt . 
43. Dies läßt sich kaum vermei­
den, ohne über den Rahmen eines 
Verständigungsverfahrens hin­




7 Art. 25 
MA-Kommentar 1977 
dem Weg zu einer Lösung könnte 
darin bestehen, ein Gutachten 
einzuholen: Damit könnten die 
beiden Vertragsstaaten vereinba­
ren, die Auffassung einer unpar­
teiischen dritten Seite einzuholen, 
sich aber die endgült ige Entschei­
dung vorzubehalten. 
44. Das Musterabkommen und 
der dazugehörige Kommentar 
sind das Ergebnis einer sehr en­
gen internationalen Zusammen­
arbeit i m Fiskalausschuß. Eine 
naheliegende Möglichkeit be­
stünde darin, den Fiskalausschuß 
um ein Gutachten über die zutref­
fende Auslegung der Bestim­
mungen zu ersuchen, wenn sich 
besondere Auslegungsschwierig­
keiten zu bestimmten Punkten 
ergeben. Dieses Vorgehen, das 
auch dem Auftrag und den Zielen 
des Fiskalausschusses entspräche, 
könnte einen wertvollen Beitrag 
zu der erstrebenswerten Einheit­
lichkeit bei der Anwendung der 
Abkommensbestimmungen lei­
sten. 
45. M a n könnte auch das Gutach­
ten eines unabhängigen Schieds­
richters einholen. Für die M i t ­
gliedstaaten der O E C D könnte 
z. B . der Fiskalausschuß von Zeit 
zu Zeit eine Liste der Namen von 
Personen erstellen, aus der die zu­
ständigen Behörden der zwei be­
teiligten Staaten den Gutachter 
auswählen können. 
II. Er läuterungen 
7 1. Grundzüge: Die Vorschrift enthält Verfahrensvorschriften fur 
die Beseitigung bzw. Vermeidung der Doppelbesteuerung in einem 
Verwaltungsverfahren. Sie gibt den zuständigen Behörden der Ver -
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tragsstaaten die Möglichkeit , Schwierigkeiten bei der Auslegung oder 
Anwendung des Abkommens auf Antrag des Steuerpflichtigen oder 
ohne solch einen Antrag i m gegenseitigen Einvernehmen zu beseitigen, 
ohne dafür erst die diplomatischen Vertretungen einzuschalten. 
8 Ar t . 25 sieht drei Verfahrensarten vor, die jeweils gesondert und 
unabhängig voneinander durchgeführt werden können. Überschnei­
dungen sind jedoch möglich und vom M A auch gewollt. Das Verstän­
digungsverfahren i.e.S. (Art. 25 Abs. 1 und 2, zur Terminologie: D. 
Mülhausen, Verständigungsverfahren, 30) dient der Vermeidung einer 
dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung durch Maßnah­
men eines oder beider Vertragsstaaten in Einzelfällen (vgl. Rz. 26ff.). 
Hat der Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen ihn abkommenswidrig be­
steuert, so hat dessen für die Einleitung des Verständigungsverfahrens 
zuständige Behörde natürlich auch die Möglichkeit , die dem A b k o m ­
men widersprechende Besteuerung schon von sich aus, also ohne A n ­
rufung der zuständigen Behörde des Partnerstaats, zu beseitigen (vgl. 
Rz . 61 f f ) . Das Konsultationsverfahren des Art. 25 Abs. 3 Satz 1 dient 
der Beseitigung von Schwierigkeiten oder Zweifeln, die bei der Ausle­
gung oder Anwendung des Abkommens entstehen (vgl. Rz. 90ff.). 
Das Konsultationsverfahren des Art. 25 Abs. 3 Satz 2 dient der ge­
meinsamen Beratung beider Finanzverwaltungen über die Vermeidung 
einer Doppelbesteuerung in Fällen, die im Abkommen nicht genannt 
sind (vgl. Rz. 93). M i t dem Verständigungsverfahren i .e .S . kann sich 
das Konsultationsverfahren in beiden Fällen überschneiden, wenn ein 
Einzelfall Anlaß zu Vereinbarungen gibt, die für eine größere Anzahl 
von Fällen Bedeutung haben (vgl. Rz. 89). Art. 25 Abs. 4 enthält 
Durchführungsbest immungen für alle drei Verfahrensarten. Insbeson­
dere gestattet er es den zuständigen Behörden, unmittelbar miteinander 
zu verhandeln (vgl. Rz. 108ff.). 
9 2. Geschichtliche Entwicklung: Einen unmittelbaren Behördenver­
kehr in Steuersachen sowie die Befugnis zur Vereinbarung bestimmter 
Verfahrensvorschriften sah erstmals ein Entwurf des Völkerbunds zu 
einem Amtshilfeabkommen in Steuersachen aus dem Jahre 1927 vor. 
E i n mit dem heutigen Verständigungsverfahren vergleichbarer V o r ­
schlag ist in dem Völkerbundsentwurf eines bilateralen D B A aus dem 
gleichen Jahr enthalten. Hier war in Ar t . 14 bereits eine Instanz zur 
Schlichtung zwischenstaatlicher Streitigkeiten aus der Auslegung oder 
Anwendung des Vertrags ins Auge gefaßt; für den Fall, daß keine 
Einigung zustandekomme, wollte der Entwurf den Vertragsstaaten das 
Recht zur Anrufung des Ständigen Internationalen Gerichtshofes geben 
(Art. 14 Abs. 2 und 3). Die Musterabkommen von Mex iko und L o n ­
don enthielten Rechtsschutzklauseln für den Steuerpflichtigen. Art . 25 
des U N O - M o d e l l s entspricht weitgehend Ar t . 25 des O E C D - Μ Α (zu 
diesen Modellen s. die Einleitung Rz. 11, 13). Im Zusammenhang mit 
den Arbeiten internationaler Organisationen sind zwei Vorschläge der 
Europäischen Gemeinschaft zu erwähnen: ein Vorentwurf der E G -
Kommission zu einem multilateralen europäischen Doppelbesteue-
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rungsabkommen aus dem Jahre 1968 ( E G - D o k . 11.414/XIV/68-D; 
Text: R. Regul, B d . 8 V Β 2) sowie ein Richtlinienvorschlag der E G -
Kommiss ion an den Rat der E G , ,über Bestimmungen zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung fur den Fall der Gewinnberichtigung 
zwischen verbundenen Unternehmen (Schiedsverfahren)" ( K O M (76) 
611 endg. = BT-Drucksache 8/740 vom 7. 7. 1977). Ar t . 25 des E G -
Vorentwurfs sieht zunächst ein Verständigungsverfahren vor, das i m 
wesentlichen mit der Regelung des Ar t . 25 O E C D - Μ Α überein­
stimmt. Scheitert eine Verständigung auf der Grundlage dieser V o r ­
schrift, so soll ein ständiger Ausschuß der Leiter der nationalen Steuer­
verwaltungen eine endgült ige, verbindliche Entscheidung treffen. Der 
Richtlinien vorschlag der EG-Kommiss ion ist auf die Beseitigung einer 
wirtschaftlichen Doppelbesteuerung zugeschnitten, die bei einer Ge­
winnberichtigung zwischen verbundenen Unternehmen eintreten kann 
(vgl. dazu: M. Lehner, Verständigungsverfahren; sowie H. Krabbe 
R I W / A W D 1982, 269). 
10 3. Abgrenzung: Ar t . 25 bildet keine Rechtsgrundlage für den z w i ­
schenstaatlichen Austausch von steuerlich relevanten Informationen, 
soweit dieser nicht fur die Durchfuhrung des Verständigungsverfah­
rens notwendig ist. Die Geheimhaltungsvorschriften des Art . 26 sind 
jedoch auch in diesem Fall zu beachten (vgl. dort Rz. 24). Werden 
darüber hinaus i m Rahmen von Verständigungsverhandlungen Infor­
mationen ausgetauscht, so richtet sich dieses Verfahren insgesamt nach 
Ar t . 26. - Nach Ar t . 9 Abs. 2 letzter Halbsatz M A 77 werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten konsultieren, um Zweifel 
bei der Bestimmung angemessener Verrechnungspreise einvernehm­
lich zu beseitigen. Hier handelt es sich um eine Verweisung auf Ar t . 25, 
und zwar nicht allein, wie das Wort „konsu l t i e ren" nahelegen könnte , 
auf die Konsultations verfahren i . S. des Abs. 3, sondern auf das Ver­
ständigungsverfahren in all seinen Anwendungsformen (vgl. Art . 9 Rz. 
66 f f ) . 
Zu r Bedeutung der beiden Formen des Konsultationsverfahrens 
nach Abs. 3 i m Zusammenhang mit Änderungen oder Ergänzungen 
von D B A s. u. Rz. 93. Über das Verhältnis des Verständigungsverfah­
rens zum innerstaatlichen Recht s. u. Rz. 36, 59 f f ; 68 ff. 
B. Zu Absatz 1 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
Ziff. 1 s. zu Allgemeines Rz. 1 
11 2. [Antragsbefugnis] Die in den 
Absätzen 1 und 2 enthaltenen Re­
geln sehen für besondere Fälle die Be-
MA-Kommentar 1977 
Ziff. 5 s. zu Allgemeines Rz. 5 
6. [Antragsbefugnis] Die Regeln 
der Absätze 1 und 2 sehen fur 
Einzelfälle die Beseitigung von 
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seitigung von Besteuerungen vor, die 
dem Abkommen nicht entsprechen. 
Absatz 1 räumt dem Steuerpflichti­
gen das Recht ein, sich an die zustän­
dige Behörde des Vertragsstaates zu 
wenden, in dem er ansässig ist. Der 
Steuerpflichtige kann von diesem 
Recht ohne Rücksicht darauf Ge­
brauch machen, ob er alle ihm nach 
innerstaatlichem Steuerrecht beider 
Staaten zustehenden Rechtsmittel er­
griffen hat. Die Inanspruchnahme 
dieses Rechts setzt auch nicht voraus, 
daß die betreffenden Maßnahmen be­
reits eine Besteuerung ergeben haben, 
die dem Abkommen nicht entspricht; 
es genügt, daß die bereits getroffenen 
Maßnahmen die offensichtliche Ge­
fahr einer solchen Besteuerung in sich 
schließen. 
Ziff. 3 s. zu Abs. 2 Rz. 48 
12 
Besteuerungen vor, die dem 
Abkommen nicht entsprechen. 
Bekanntlich können die Steuer­
pflichtigen in diesen Fällen in der 
Regel, und zwar entweder sofort 
oder nach Abweisung ihres E i n ­
spruchs durch die Steuerbehörde, 
ein Steuergericht anrufen. Hat 
sich die dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung aus 
der unrichtigen Anwendung des 
Abkommens in beiden Staaten 
ergeben, so sind die Steuerpflich­
tigen gezwungen, in jedem Staat 
den Rechtsweg zu beschreiten 
und alle damit verbundenen 
Nachteile und Ungewißhe i ten 
auf sich zu nehmen. Absatz 1 
eröffnet nun den betroffenen 
Steuerpflichtigen ohne sie der ü b ­
lichen Rechtsmittel zu berauben, 
ein Verfahren, das als Verständi­
gungsverfahren bezeichnet wird, 
da es in seiner zweiten Phase dar­
auf abzielt, den strittigen Fall 
durch Vergleich, d .h. durch 
Einigung der zuständigen Behör­
den beizulegen, während die erste 
Phase v o m Vorbringen der E i n ­
wendungen bis zur darüber erge­
henden Entscheidung der zustän­
digen Behörde ausschließlich im 
Wohnsitzstaat abgewickelt wi rd 
(außer das Verfahren wird vom 
Steuerpflichtigen wegen der A n ­
wendung des Artikels 24 A b ­
satz 1 in dem Staat, dessen Staats­
angehöriger er ist, in Gang ge­
setzt). 
7. [Besonderes Verfahren] Das 
Verständigungsverfahren ist ein­
deutig ein besonderes Verfahren 
außerhalb des innerstaatlichen 
Rechts. Deshalb kann es nur in 
Fällen, für die Absatz 1 gilt, in 
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Anspruch genommen werden, 
d.h. , wenn eine Steuer entgegen 
den Abkommensbestimmungen 
erhoben worden ist oder erhoben 
werden soll. Widerspricht eine 
Besteuerung sowohl dem A b ­
kommen als auch dem innerstaat­
lichen Recht, so kommt das Ver­
ständigungsverfahren nur inso­
weit in Betracht, als das A b k o m ­
men berührt ist, es sei denn, 
es besteht ein Zusammenhang 
zwischen den angewendeten 
Abkommensbestimmungen und 
den unrichtigerweise angewende­
ten Bestimmungen des inner­
staatlichen Rechts. 
8. [Anwendungsbereich] In der 
Praxis findet das Verfahren weit­
aus überwiegend auf Fälle A n ­
wendung, in denen die betreffen­
de Maßnahme zu einer Doppel­
besteuerung fuhrt, die gerade 
durch das Abkommen vermieden 
werden soll. V o n den häufigsten 
Fällen seien erwähnt : 
- Fragen i m Zusammenhang mit 
der Belastung einer Be ­
triebstätte durch einen Tei l der 
Geschäftsfuhrungs- und allge­
meinen Verwaltungskosten 
des Unternehmens gemäß 
Art ikel 7 Absatz 3; 
- Besteuerung des übersteigen­
den Teils der Zinsen und L i ­
zenzgebühren nach Art ikel 9, 
A r t i k e l n Absatz 6 und 
Art ikel 12 Absatz 4 im Staat 
des Schuldners bei ^Bestehen 
besonderer Beziehungen z w i ­
schen Schuldner und Gläu­
biger; 
- Fälle, in denen ein Mangel an 
Information über die tatsäch­
liche Lage des Steuerpflichti-
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gen zur unrichtigen Anwen­
dung des Abkommens geführt 
hat, insbesondere bezüglich 
der Bestimmung des Wohnsit­
zes (Artikel 4 Absatz 2), des 
Bestehens einer Betriebstätte 
(Artikel 5) oder über die K u r z ­
fristigkeit der Ausübung einer 
unselbständigen Arbeit 
(Artikel 15 Absatz 2). 
14 9. [Gewinnberichtigungsfalle] 
Sind, gestützt auf Art ikel 9 A b ­




nehmen, so können diese Gegen­
stand eines Verständigungsver­
fahrens bilden, sofern die be­
tragsmäßige Festsetzung Schwie­
rigkeiten bereitet. 
15 10. [Abkommenswidrige Be­
steuerung] Das Vers tändigungs­
verfahren findet auch Anwen­
dung, ohne daß eine dem 
Abkommen widersprechende 
Doppelbesteuerung vorliegt, so­
bald die angefochtene Besteue­
rung unmittelbar einer Bestim­
mung des Abkommens wider­
spricht. Dies ist der Fall, wenn 
ein Staat bestimmte Einkünfte 
besteuert, für die das Abkommen 
das ausschließliche Besteuerungs­
recht dem anderen Staat zuer­
kennt, obwohl der letztere wegen 
einer Lücke in seinem innerstaat­
lichen Recht davon keinen Ge­
brauch machen kann. Eine andere 
Ar t von Fällen betrifft Personen, 
die als Staatsangehörige des einen 
Vertragsstaats im anderen Staat 
ansässig sind und dort einer Be­
steuerung unterliegen, die im 
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16 
17 
Ziff. 4 s. zu Abs. 2 Rz. 49 
5. [Antragsfrist] Der Artikel sieht 
keine Frist fur die Stellung der An­
träge nach Absatz 1 vor. Fristen, die 
zweiseitig vereinbart werden, sollen 
genügend lang sein. 
Ziff. 6 s. zu Abs.3Rz. 81 
Sinne des Artikels 24 Absatz 1 
diskriminierend ist. 
11. [Innerstaatliche Rechtsmit­
tel] Bemerkt sei, daß das Ver ­
ständigungsverfahren anders als 
das innerstaatliche Rechtsmittel­
verfahren v o m Steuerpflichtigen 
in Gang gesetzt werden kann, oh­
ne daß er abwarten müßte , bis die 
Besteuerung, die nach seiner 
Auffassung ,,dem Abkommen 
nicht entspricht", durchgeführt 
oder durch Bescheid wirksam ge­
worden ist. U m das Verfahren in 
Gang zu setzen, genügt der 
Nachweis, daß „ M a ß n a h m e n ei­
nes Vertragsstaates oder beider 
Vertragsstaaten" zu einer solchen 
Besteuerung führen werden und 
daß das Risiko einer solchen B e ­
steuerung nicht nur möglich, 
sondern wahrscheinlich ist. M i t 
den hier angesprochenen M a ß ­
nahmen sind alle Handlungen 
oder Entscheidungen gesetzgebe­
rischer oder administrativer Ar t 
von allgemeiner oder nur be­
stimmte Fälle betreffender Be ­
deutung gemeint, deren unmit­
telbare oder notwendige Folge ei­
ne dem Abkommen widerspre­
chende Besteuerung zu Lasten 
des Antragstellers ist. 
12. [Antrags Voraussetzungen] 
Damit Einwendungen nach A b ­
satz 1 zulässig sind, müssen zwei 
dort ausdrücklich geforderte 
Voraussetzungen erfüllt sein: Sie 
müssen grundsätzlich bei der zu­
ständigen Behörde des Wohnsitz­
staates des Steuerpflichtigen (au­
ßer das Verfahren wird vom 
Steuerpflichtigen wegen der A n ­
wendung des Artikels 24 Abs. 1 
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in dem Staat in Gang gesetzt, des­
sen Staatsangehöriger er ist) und 
dort innerhalb von drei Jahren 
nach der ersten Mittei lung der 
M a ß n a h m e vorgebracht werden, 
die zu einer dem Abkommen 
nicht entsprechenden Besteue­
rung fuhrt. Das Abkommen ent­
hält fur den Antrag keine beson­
deren Form Vorschriften. Die zu­
ständigen Behörden können er­
forderlichenfalls besondere Ver ­
fahrensvorschriften erlassen. Ist 
kein besonderes Verfahren vor­
geschrieben, so k ö n n e n die E i n ­
wendungen in der gleichen Weise 
unterbreitet werden wie Einwen­
dungen in steuerlichen Angele­
genheiten, die an die Steuerbe­
hörden des betreffenden Staates 
gerichtet werden. 
vom Steuerpflichtigen zu erfül­
lende Voraussetzung, sich an die 
zuständige Behörde des Staates 
zu wenden, in dem er ansässig ist 
(außer das Verfahren wird vom 
Steuerpflichtigen wegen der A n ­
wendung des Artikels 24 A b ­
satz 1 in dem Staat in Gang ge­
setzt, dessen Staatsangehöriger er 
ist), gilt ganz allgemein, ohne 
Rücksicht darauf, ob die bean­
standete Besteuerung in diesem 
oder im anderen Staat erfolgte î 
und ob eine doppelte Besteue­
rung eingetreten ist oder nicht. 
Hat der Steuerpflichtige nach 
Durchführung der beanstandeten 
M a ß n a h m e oder Besteuerung sei­
nen Wohnsitz in den anderen 
Vertragsstaat verlegt, so muß er 
dessen ungeachtet seine Einwen­
dungen an die zuständige Behör­
de des Staates richten, in de - -
18 13. [Zuständige Behörde] Die 
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während des Jahres ansässig war, 
für das die Steuer erhoben wurde 
oder erhoben werden soll. 
19 14. [Staatsangehörigkeitsdiskri­
minierung] In dem bereits er­
wähnten Fall des Steuerpflichti­
gen, der als Staatsangehöriger des 
einen Staates im anderen Staat an­
sässig ist oder der geltend macht, 
daß er in diesem anderen Staat ei­
ner Maßnahme oder Besteuerung 
unterworfen worden ist, die im 
Sinne des Artikels 24 Absatz 1 
diskriminierend ist, dürfte es je­
doch aus naheliegenden Gründen 
gerechtfertigt sein, ihm in Ab­
weichung von der vorstehend 
dargelegten allgemeinen Regel zu 
gestatten, seine Einwendungen 
bei der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats vorzubringen, 
dessen Staatsangehöriger er ist. 
Im übrigen ist diese Behörde 
auch zuständig für Einwendun­
gen einer Person, die zwar nicht 
in einem Vertragsstaat ansässig, 
aber Staatsangehöriger eines Ver­
tragsstaats ist, und deren Fall von 
Artikel 24 Absatz 1 erfaßt wird. 
20 15. [Antragswahlrecht] Die Ver­
tragsstaaten können auch, wenn 
sie dies für zweckmäßiger halten, 
dem Steuerpflichtigen die M ö g ­
lichkeit einräumen, seinen Fall 
der zuständigen Behörde des ei­
nen oder des anderen Staates zu 
unterbreiten. Dazu müßte Ab­
satz 1 folgende Fassung erhalten: 
,,(1) Ist eine Person der Auffas­
sung, daß Maßnahmen eines Ver­
tragsstaats oder beider Vertrags­
staaten für sie zu einer Besteue­
rung fuhren oder fuhren werden, 
die diesem Abkommen nicht ent­
spricht, so kann sie unbeschadet 
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der nach dem innerstaatlichen 
Recht dieser Staaten vorgesehe­
nen Rechtsmittel ihren Fall der 
zuständigen Behörde des einen 
oder des anderen Vertragsstaates 
unterbreiten. Der Fall m u ß inner­
halb von drei Jahren nach der er­
sten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer 
dem Abkommen nicht entspre­
chenden Besteuerung fuhrt." 
21 16. [Frist] Die durch den zweiten 
Satz des Absatzes 1 zur Unter­
breitung von Einwendungen 
vorgesehene Frist von drei Jahren 
soll die Verwaltung vor verspäte­
ten Eingaben schützen. Die Frist 
ist als M i n i m u m anzusehen, so 
daß die Vertragsstaaten in ihren 
zweiseitigen Abkommen im In­
teresse der Steuerpflichtigen eine 
längere Frist vorsehen können, 
z. B . entsprechend den Fristen, 
die nach den jeweiligen inner­
staatlichen Regelungen für 
Steuerabkommen vorgesehen 
sind. Der zweite Satz des A b ­
satzes 1 kann entfallen, wenn die 
Vertragsstaaten übereinst im­
mend der Auffassung sind, daß 
ihre jeweiligen innerstaatlichen 
Regelungen ohne weiteres für 
diese Einwendungen gelten und 
für den Steuerpflichtigen günst i ­
ger sind, entweder weil diese Re­
gelungen eine längere Frist oder 
gar keine Frist für Einwendungen 
dieser Ar t vorsehen. 
22 17. [Fristbeginn] Die Bestim­
mung, wonach die Dreijahresfrist 
mit dem Tag der „ers ten Mi t te i ­
lung der Maßnahme, die zu einer 
dem Abkommen nicht entspre­
chenden Besteuerung führt", zu 
laufen beginnt, ist in der für den 
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Steuerpflichtigen günstigsten 
Weise auszulegen. Daher beginnt 
die Frist selbst dann, wenn die 
Besteuerung unmittelbar auf 
Grund einer allgemeinen Verwal ­
tungsentscheidung oder Verwal ­
tungsmaßnahme vorgenommen 
werden könnte , erst am Tag der 
Mitteilung der Einzelmaßnahme, 
die zu der Besteuerung führt, 
d. h. bei der günstigsten Ausle­
gung im Zeitpunkt der Besteue­
rungsmaßnahme selbst, wie diese 
durch Zustellung eines Steuerbe­
scheides, einer amtlichen Zah­
lungsaufforderung oder einer 
sonstigen Urkunde zur Erhebung 
der Steuer zum Ausdruck 
kommt. Wi rd die Steuer durch 
Abzug an der Quelle erhoben, so 
beginnt der Lauf der Frist i m 
Zeitpunkt der Zahlung der Ver ­
gütungen; kann der Steuerpflich­
tige aber nachweisen, daß er erst 
zu einem späteren Zeitpunkt von 
dem Abzug erfahren hat, so be­
ginnt der Lauf der Frist an diesem 
Zeitpunkt. Ergibt sich die dem 
Abkommen nicht entsprechende 
Besteuerung erst aus dem Z u ­
sammenwirken von Entschei­
dungen oder Maßnahmen , die in 
beiden Vertragsstaaten getroffen 
werden, so beginnt der Lauf der 
Frist mit der ersten Mitteilung 
der jüngs ten Entscheidung oder 
Maßnahme . 
23 18. [Verfahrensablauf] Hinsicht­
lich des Ablaufs des eigentlichen 
Verfahrens sind zwei aufeinan­
derfolgende Phasen zu unter­
scheiden (vgl. Ziffer 6). 
[24 19. [Abhilfeverfahren] Die durch 
die Einwendungen des Steuer­
pflichtigen eingeleitete Phase 
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spielt sich ausschließlich z w i ­
schen dem Steuerpflichtigen und 
der zuständigen Behörde seines 
Wohnsitzstaates ab (außer das 
Verfahren wi rd vom Steuer­
pflichtigen wegen der Anwen­
dung des Artikels 24 Absatz 1 in 
dem Staat in Gang gesetzt, dessen 
Staatangehöriger er ist). Absatz 1 
räumt dem Steuerpflichtigen das 
Recht ein, sich an die zuständige 
Behörde des Staates zu wenden, 
in dem er ansässig ist, ohne 
Rücksicht darauf, ob er die 
Rechtsmittel erschöpft hat, die 
ihm nach dem innerstaatlichen 
Recht eines jeden der beiden Staa­
ten zur Verfugung stehen. Diese 
zuständige Behörde ist verpflich­
tet zu prüfen, ob die Einwendun­
gen gerechtfertigt sind, und 
wenn sie berechtigt sind, muß sie 
eine der in Absatz 2 vorgesehenen 
M a ß n a h m e n ergreifen. 
Ziff. 20 s. zu Abs. 2 Rz. 48 






























DBA Artikel co c 
Φ Φ 
3 Ι e — e 
.2* Ffc. 
"° ε 















































α L i o > ce CO c < 
Ägypten XX Abs. 1 Doppelbesteue­
rung 
Nachweis — — 43 
Argentinien 25 Abs. 1 = ΜΑ = MA = MA 26 ff. 
Australien 23 Abs. 1 = ΜΑ = MA 26 ff. 
Belgien 25 Abs. 1 Doppelbesteue­ = MA = MA 2 Jahre 26ff.,43,47 
26 Abs. 1 
rung 
Brasilien = ΜΑ = MA = MA 26 ff. 
Dänemark 21 Abs. 1 Doppelbesteue­
rung 
Nachweis =» MA 43 
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Elfenbeinküste 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Finnland 1935 13 Satz 1 Doppelbesteue-Nachweis (im übrigen eigenständige 431. 
rung Regelung) 
Finnland 1979 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Frankreich 25 Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis 43f. 
rung 
Griechenland XX Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis 431. 
Satzl rung 
Großbritannien XVIIIA Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Indien XVIII Satz 1 Doppelbesteue­ Nachweis (im übrigen eigenständige 43f. 
rung Regelung) 
Indonesien 24 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Iran 26 Abs. 1 = MA = MA = MA 26ff. 
Irland XXIV Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis 43f. 
Satzl rung 
Island 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Israel 21 Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis 43f. 
Satzl rung 
Italien 15 Satzl Doppelbesteue­ Nachweis (im übrigen eigenständige 43 f. 
rung Regelung] 
Jamaika 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Japan 25 Abs. 1 = MA = MA = MA — 26ff. 
Kanada 1956 XVIII Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis (im übrigen eigenständige 43 f. 
Satzl rung Regelung) 
Kanada 1981 25 Abs. 1 = MA = MA = MA = MA 77 26ff., 46 
Kenia 25 Abs. 1 = MA = MA = MA = MA77 26ff.; 47 
Korea 24 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Liberia 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Luxemburg 22 Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis * MA 43 
rung 
Malaysia 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Malta 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Marokko 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26ff. 
Mauritius 26 Abs. 1 = MA = MA = MA = MA 77 = MA 77 26ff., 46f. 
Neuseeland 24 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Niederlande 22 Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis = MA 43 
rung 
Norwegen 21 Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis = MA 43 
Österreich 
rung 
19 Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis = MA 43 
rung 
Pakistan XVII Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis 43ff. 
Satzl rung 
Polen 22 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Portugal 26 Abs. 1 = MA = MA = MA = MA 77 2 Jahre 26ff., 46f. 
Rumänien 20 Abs. 1 = MA = MA = MA 26ff. 
Sambia 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Schweden 23 Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis « MA 43 
rung 
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Schweiz 26 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Singapur 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Spanien 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26ff. 
Sri Lanka (Cey-XIX Abs. 1 Doppelbesteue-Nachweis 43ff. 
lon) 1962 Satzl rung 
Sri Lanka 1979 26 Abs.1 = MA = MA = MA 26ff. 
Südafrika 22 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Satzl 
Thailand 24 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Trinidad und 24 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Tobago 
Tschechoslo­ 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
wakei 
Tunesien 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
Ungarn 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
USA XVII Abs. 1 Doppelbesteue­ Nachweis (im übrigen eigenständige 43f. 
Satzl rung Regelung) 
USSR 22 Abs. 1 = MA = MA 26 ff. 
Zypern 25 Abs. 1 = MA = MA = MA 26 ff. 
ΠΙ. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
26 a) Grundzüge, Abgrenzung: Ar t . 25 Abs. 1 regelt die Antragsbe­
fugnis des Steuerpflichtigen für das Verständigungsverfahren i . e. S. 
Dieses Verfahren betrifft jeweils Einzelfalle; es setzt voraus, daß ein 
Steuerpflichtiger der Auffassung ist, er werde abkommenswidrig be­
steuert. Demgegenüber können die Konsultationsverfahren des Art . 25 
Abs. 3 sowohl einen Einzelfall wie eine unbestimmte Vielzahl von Fäl­
len zum Gegenstand haben. Eine Abkommensverletzung braucht nicht 
behauptet zu sein; es genügen Schwierigkeiten, Zweifel oder durch das 
Abkommen nicht gelöste Doppelbesteuerungsfälle. 
27 b) Regelung: Meint 
- eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
- daß Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten 
- für sie zu einer Besteuerung fuhren oder fuhren werden, die dem 
Abkommen nicht entspricht, 
so kann sie 
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- unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht der Vertragsstaa­
ten vorgesehenen Rechtsmittel 
bei der zuständigen Behörde Antrag auf Einleitung eines Verständi­
gungsverfahrens stellen. 
Entsprechendes gilt, wenn ein Verstoß gegen Art . 24 Abs. 1 behaup­
tet wird , fur Staatsangehörige der Vertragsstaaten, auch wenn sie nicht 
im Gebiet eines Vertragsstaats ansässig sind. 
28 c) Z u m Begriff der „ansässigen Person" s. o. zu Ar t . 3 Rz. 14 und 
zu Ar t . 4 Rz. 24ff. Während Ar t . 25 Abs. 1 M A 63 noch ausdrücklich 
von einer , , in einem Vertragsstaat ansässige(n) Person" sprach, ergibt 
sich das Erfordernis nach dem M A 77 nur noch mittelbar daraus, daß 
der Antrag bei der zuständigen Behörde des Vertragsstaats zu stellen 
ist, in dem die Person ansässig ist. A u f eine Abkommenswidrigkeit 
kann sich überdies nur berufen, wer abkommensberechtigt ist; auch 
hierfür ist aber nach Ar t . 1 M A Ansässigkeit in einem Vertragsstaat 
erforderlich. Eine Ausnahme besteht lediglich für Personen, die sich 
auf eine Verletzung des Verbots der Staatsangehörigkeitsdiskriminie­
rung nach Ar t . 24 Abs. 1 berufen. Art . 24 Abs. 1 schützt auch Staatsan­
gehör ige der Vertragsstaaten, die nicht in einem Vertragsstaat ansässig, 
somit nicht abkommensberechtigt i . S. des Ar t . 1 sind. D e m g e m ä ß 
m u ß t e für diese Personen auch die Befugnis, einen Antrag auf Einle i ­
tung eines Verständigungsverfahrens zu stellen, entsprechend erweitert 
werden (vgl. M A - K o m m . 77 Ziff. 14, o. Rz. 19). 
29 A n einem Verständigungsverfahren i m Sinne der Abs. 1 und 2 kön ­
nen nur die Behördenvertreter der beiden Staaten teilnehmen, deren 
Steuern betroffen sind. Ist z . B . bei Gewinnermitt lungsfällen die Be­
steuerung - mittelbar - in einem weiteren Staat betroffen, so kann die 
zuständige Behörde dieses Staates nur i m Rahmen eines Verständi­
gungsverfahrens mit einem oder den beiden erstgenannten Staaten tätig 
werden. Es gibt also grundsätzlich kein mehrseitiges Vers tändigungs­
verfahren. 
30 d) Schon die Auffassung, daß Maßnahmen eines oder beider Ver­
tragsstaaten für sie zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden 
Besteuerung führen oder führen werden, eröffnet der abkommensbe­
rechtigten Person die Befugnis, den Antrag auf Einleitung eines Ver ­
ständigungsverfahrens zu stellen; der Nachweis, daß eine Doppelbe­
steuerung eintreten werde oder bereits eingetreten sei, ist nach der 
überwiegenden Staatenpraxis nicht erforderlich (vgl. Rz . 43). Nachzu­
weisen ist nur, soweit sie zweifelhaft sein könnte , die Besteuerung; im 
übrigen braucht der Antragsteller nur seine Rechtsauffassung darzule­
gen, daß die Besteuerung dem Abkommen nicht entspreche. Enthält 
das innerstaatliche Steuerrecht dem § 90 Abs. 2 A O vergleichbare V o r ­
schriften über die Mitwirkungspflicht des Steuerpflichtigen bei der E r ­
mittlung von Auslandssachverhalten, so obliegt es dem Antragsteller 
ferner, die für seine Rechtsauffassung maßgebenden Tatsachen offen­
zulegen. 
31 Einige Staaten leiten das Verständigungsverfahren auch ohne Antrag 
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des Steuerpflichtigen - d .h. von Amts wegen - ein, wenn mit der 
Regelung des Einzelfalles eine allgemeine Regelung angestrebt wird 
(K. Koch C D F I L X V I a , 39). 
32 e) Eine dem Abkommen nicht entsprechende, d. h. ihm widerspre­
chende Besteuerung liegt vor, wenn eine Steuerpflicht geltend gemacht 
und/oder durchgesetzt wird , die sich bei richtiger Auslegung und A n ­
wendung des Abkommens auf den richtig festgestellten Sachverhalt so 
nicht ergibt. Dabei m u ß die Besonderheit des D B A berücksichtigt wer­
den, die darin besteht, daß es materielles innerstaatliches Recht ein­
schränkt (vgl. die Einleitung Rz . 24). Daraus folgt, daß eine dem 
Abkommen widersprechende Besteuerung sich ergeben kann: (1.) aus 
einer falschen Auslegung und Anwendung des Abkommensrechts, al­
so von Rechtsnormen eines völkerrechtlichen Vertrags, (2.) aus einer 
fehlerhaften Anwendung des innerstaatlichen Rechts, insofern das 
Abkommensrecht auf dieses Bezug nimmt oder das innerstaatliche 
Recht einen Tei l des Sachverhalts bildet, auf den das D B A - R e c h t ange­
wandt wird, (3.) aus unrichtigen Feststellungen zum tatsächlichen 
Sachverhalt. Al le drei Typen von Fehlern können Gegenstand eines 
Verständigungsverfahrens sein. Besondere Schwierigkeiten bestehen, 
wenn der Abkommensschutz wegen einer mißbräuchlichen Inan­
spruchnahme des D B A versagt werden soll (vgl. zum ,,treaty-shop­
p ing" die Einleitung Rz. 67ff., sowie H. Debatin D B 1979, 181; J. Piltz 
R I W / A W D 1982, 414, 418 jew. m . w . Nachw.) . 
33 Nicht erforderlich ist, daß die fehlerhafte Rechtsanwendung oder 
Tatsachenfeststellung zu einer Doppelbesteuerung fuhrt. Eine dem 
Abkommen nicht entsprechende Besteuerung liegt auch dann vor, 
wenn - etwa aufgrund einer unrichtigen Anwendung des Progressions­
vorbehalts - ein zu hoher Steuersatz erhoben wird. Selbst mit dem 
Zie l , eine Freistellung in beiden Vertragsstaaten zu erreichen, kann ein 
Verständigungsverfahren beantragt werden. Zwar sollen die D B A nur 
Doppelbesteuerung beseitigen; die Doppelfreistellung als Ergebnis ist 
unerwünscht . W o sich die Doppelfreistellung aber aus einer richtigen 
Anwendung des Abkommensrechts ergibt, bleiben die Staaten an die­
ses von ihnen selber gesetzte Recht auch dann gebunden, wenn das 
Ergebnis unerwünscht ist; sie können allenfalls das D B A für die Z u ­
kunft in dem dafür vorgesehenen Verfahren ändern. 
34 Die abkommenswidrige Besteuerung m u ß auf Maßnahmen eines 
oder beider Vertragsstaaten beruhen. „ M a ß n a h m e n " können sowohl 
in einem Handeln als auch in einem Unterlassen bestehen; entscheidend 
ist, ob das Handeln oder Unterlassen für eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung kausal geworden ist oder werden kann. 
35 Z u einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung m ü s ­
sen die M a ß n a h m e n für die Person führen, die den Antrag auf Einlei ­
tung eines Verständigungsverfahrens stellt. Damit wi rd eine Form des 
Rechtsschutzbedürfnisses umschrieben. Schon vor der Aufnahme des 
Ar t . 9 Abs. 2 in das M A 77 wurde in der Literatur die Ansicht vertre­
ten, daß Subjektidentität für die Antragsbefugnis im Vers tändigungs-
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verfahren nicht zu verlangen, auch eine „wirtschaftl iche Doppelbe­
steuerung" hierfür ausreichend sei (vgl. Korn/Debatin Syst. I A 1 
Rdnr. 11; Einfuhrungsschreiben zum A S t G Tz . 1.15; D. Mülhausen, 
Verständigungsverfahren, 163; M A - K o m m . 77 zu Art . 9 Ziff. 7; zu 
Ar t . 25 Ziff. 9, o. Rz . 14; C . Bellstedt, Die Besteuerung international 
verflochtener Gesellschaften, 223; H. Reuter C D F I LIVa II 14, mit H i n ­
weis auf die Vertragspraxis; vgl . insbesondere DBA Kanada 1981, 
Art . 25 Abs. 4 Buchst, b, der die Konsultation ausdrücklich für die 
übere ins t immende Aufteilung der Gewinne auf verbünde Unterneh­
men i . S. des Ar t . 9 vorsieht). Ar t . 9 Abs. 2 hat dies jetzt bestätigt. Die 
Feststellung gilt aber, wie zu wiederholen ist, nur fur die Antragsbe­
fugnis; ob eine wirtschaftliche Doppelbesteuerung abkommenswidrig 
ist, kann nur aus den konkreten Normen des D B A entnommen werden 
(verneinend für DBA Schweiz 1931/1957: BFH B S t B l . 1982, 583). 
36 f) Die Antragsbefugnis besteht unbeschadet der nach dem inner­
staatlichen Recht der Vertragsstaaten vorgesehenen Rechtsmittel. 
Rechtsmittel sind sämtliche außergerichtliche und gerichtliche Verfah­
ren, die das innerstaatliche Recht zur Überprüfung von M a ß n a h m e n 
der Finanzverwal tungsbehörden zur Verfügung stellt. Unbeschadet 
dieser Rechtsmittel bringt zum Ausdruck, daß das Recht, ein Verstän­
digungsverfahren zu beantragen, vor, neben, anstelle und nach den 
innerstaatlichen Verfahren besteht (vgl. M A - K o m m . 77 Ziff. 11, o. 
Rz. 16). Durchbrochen wi rd hiermit die allgemein anerkannte Regel 
des Völkerrechts , daß die Einzelperson vor der Inanspruchnahme z w i ­
schenstaatlicher Streitschlichtungsmöglichkeiten den erfolglosen Ver ­
such unternommen haben m u ß , ihre Rechte vor den Behörden und 
Gerichten des schädigenden Staats durchzusetzen (,,rule o f the exhaus­
tion o f local remedies", s. dazu D . Mülhausen, Verständigungsverfah­
ren, 125 m. w. Nachw.) . Die Klausel bezieht sich nach ihrem Wortlaut 
nur auf die Antragsbefugnis. O b der Antragsbefugnis auch eine Ent­
scheidungsbefugnis der Behördenvertreter unbeschadet der Ergebnis­
se innerstaatlicher Rechtsmittel entspricht, wi rd noch zu erörtern sein 
(s.u. zu Abs. 2 R z . 59ff.; 68ff) . 
37 g) Der Antrag auf Einleitung des Verständigungsverfahrens ist bei 
der zuständigen Behörde (Art. 3 Abs. 1 Buchst, e M A ) des Wohnsitz­
staates zu stellen; geht es um eine Verletzung des Ar t . 24 Abs. 1, bei der 
zuständigen Behörde desjenigen Vertragsstaats, dessen Staatsangehö­
rigkeit der Antragsteller besitzt. Welche Behörde die „zuständige Be­
h ö r d e " i . S. des D B A ist, ist in allen deutschen Abkommen - mit 
Ausnahme der Vorkriegsabkommen Finnland 1935 und Italien - jeweils 
für beide Vertragsstaaten definiert (entsprechend Ar t . 3 Abs. 1 Buchst, 
e M A , s. dort Rz . 42f.). Für die Bundesrepublik Deutschland ist dies 
jeweils der Bundesminister der Finanzen. Im Normalfall wi rd der A n ­
trag zweckmäßigerweise über das zuständige Finanzamt, die Oberfi­
nanzdirektion sowie das Finanzministerium des betreffenden Bundes­
landes an das Bundesministerium der Finanzen geleitet (E. Weber I W B 
F. 3 Deutschland Gr . 2, 216). Die Finanzbehörden haben nach § 89 A O 
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den Steuerpflichtigen durch Beratung und Aufklärung zu unterstützen 
und ihm zu einem richtigen Vorgehen zu verhelfen. Bei welcher Be­
hörde der Antrag zu stellen ist, kann zweifelhaft sein, wenn der A n ­
tragsteller gemäß Art . 4 Abs. 1 in beiden Vertragsstaaten ansässig ist (s. 
dazu Ar t . 4 Rz. 82). Läßt sich aufgrund keines der Kriterien des Art . 4 
Abs . 2 Buchst, a bis c eine überwiegende Bindung an einen der Ver­
tragsstaaten bestimmen, so ist nach Buchst, d der abkommensrechtli­
che Wohnsitz durch gegenseitiges Einvernehmen der Vertragsstaaten 
zu bestimmen. Für den Antrag auf Einleitung dieses Verständigungs­
verfahrens gibt es keine eindeutig zuständige Behörde. D e m Steuer­
pflichtigen ist deshalb hier das Recht zuzubilligen, zwischen den zu­
ständigen Behörden beider Vertragsstaaten zu wählen (Zur Behör­
denzuständigkeit nach einer Wohnsitzverlegung in den anderen Ver­
tragsstaat vgl . M A - K o m m . 77 Ziff. 13, o. Rz. 18). 
Bei Gewinnverlagerungen i . S. des Art . 9 M A sind zwei verschiede­
ne Steuersubjekte (Gesellschaften) betroffen. Jedes von ihnen kann sich 
an die für es zuständige Behörde wenden (vgl. auch Art . 1 E G - R i c h t l i ­
nien-Entwurf 1976). Im allgemeinen wird das Verständigungsverfah­
ren von der Steuerbehörde des Staates einzuleiten sein, von dem eine 
Gewinnanpassung erwartet wird , meist also von der Behörde des Staa­
tes der Obergesellschaft (s. BMF Abschn. 1.15.1. B S t B l . 1974, 442; K. 
Koch C D F I L X V I a 32). 
38 Der Antrag auf Einleitung des Verständigungs verfahrens ist an keine 
bestimmte Form gebunden. Zweckmäß ig und üblich ist jedoch ein 
schriftlicher Antrag des Steuerpflichtigen (/. Strobl C D F I L X V I a , 76). 
39 h) Ar t . 25 Abs. 1 Satz 2 sieht für den Antrag eine Frist von drei 
Jahren vor, beginnend mit der ersten Mitteilung der Maßnahme, die 
zu der dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. Z u m 
Begriff der „ M a ß n a h m e " s. bereits o. Rz. 34. Ausreichend ist eine 
behördliche Entscheidung, in der dem Steuerpflichtigen eine Behand­
lung seines Falles angekündigt wird, die i . S. der vorstehenden Ausfuh­
rungen abkommenswidrig ist (vgl. M A - K o m m . 77 Ziff. 17, 
o. Rz . 22). 
40 Das M A 63 enthielt diese Frist noch nicht. O b w o h l sie ausreichend 
lang bemessen zu sein scheint, kann die Notwendigkeit, den Antrag 
innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der abkommens­
widrigen M a ß n a h m e zu stellen, zu einem unzweckmäßigen Nebenein­
ander von Verständigungsverfahren und innerstaatlichem Rechtsmit­
telverfahren fuhren. Da der Antrag auf Einleitung des Verfahrens nicht 
zur sofortigen Durchfuhrung des Verfahrens zwingt, besteht die M ö g ­
lichkeit, den Verfahrensbeginn von der erfolglosen Durchführung ei­
nes innerstaatlichen Verfahrens abhängig zu machen. Der I F A - K o n ­
greß 1981 in Berlin hat vorgeschlagen, zu bestimmen, daß die Frist für 
den Antrag auf Einleitung des Verständigungsverfahrens durch Einle­
gung innerstaatlicher Rechtsbehelfe gehemmt wird (dazu M. Lehner 
RI W / A W D 1981, 832). Für das Recht der Bundesrepublik ist zu beach­
ten, daß der Antrag auf Einleitung des Verständigungsverfahrens den 
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Ablauf der Steuerfestsetzungsfrist hemmt (§ 169 Abs . 2 N r . 2 A O 
1. V . m. § 171 Abs. 3 A O ; dazu: M. Lehner, Verständigungs verfahren, 
110). Dies ist insofern von Bedeutung, als eine Aufhebung oder Ä n d e ­
rung bestandskräftiger Steuerbescheide grundsätzlich unzulässig wird , 
sobald die Festsetzungsfrist abgelaufen ist (vgl. Rz . 60). 
41 Die oft beklagte Dauer der Verständigungsverfahren ist nicht nur auf 
Mängel des Verfahrens zurückzufuhren, sondern auch auf die Hinder­
nisse, die einer einheitlichen Feststellung und Beurteilung des Sachver­
halts, einer Verständigung über die Auslegung der anzuwendenden 
D B A - N o r m und der Erzielung eines Lösungskompromisses natürl ich­
erweise entgegenstehen. Dazu kommt noch, daß die „zuständigen Be­
hörden* * immer auf Feststellungen von Unte rbehörden angewiesen 
sind. In der Bundesrepublik Deutschland m u ß ferner jede einen einzel­
nen Fall betreffende Regelung vom Finanzminister des zuständigen 
Bundeslandes gebilligt werden. Die Kooperation zwischen den Län­
dern und dem BMF auf diesem Gebiet ist zwar dem Vernehmen nach 
gut, aber sie bedeutet eine Etappe mehr als in einem Einheitsstaat wie 
z. B . Frankreich. 
2. Abweichungen 
42 Z u beachten ist: Das Verständigungsverfahren wi rd in der Praxis der 
Steuerverwaltungen sehr flexibel gehandhabt. Abweichungen in den 
einzelnen Vertragsvorschriften haben daher nicht immer Auswi rkun­
gen auf die Verständigungspraxis . 
43 a) Z u den Verfahrensvoraussetzungen gehört nach einer Reihe von 
A b k o m m e n das Vorliegen oder Drohen einer Doppelbesteuerung; der 
Steuerpflichtige m u ß das Vorliegen dieser Verfahrensvoraussetzung 
nachweisen ( D B A Ägypten, Ar t . X X Abs. 1; Dänemark, Ar t . 21 Abs. 1; 
Finnland 1935, Ar t . 13 Satz 1; Frankreich, Ar t . 25 Abs. 1; Griechenland, 
Art . X X Abs. 1 S a t z l ; Indien, Ar t . X V I I I S a t z l ; Irland, Ar t . X X I V 
Abs. 1 Satz 1; Israel, Art . 21 Abs. 1; Italien, Ar t . 15 Satz 1; Kanada 1956, 
Art . X V I I I Abs. 1 Sa t z l ; Luxemburg, Ar t . 22 Abs. 1; Niederlande, 
Art . 22 Abs. 1; Norwegen, Ar t . 21 Abs. 1; Österreich, Ar t . 19 Abs. 1; 
Pakistan, Ar t . X V I I Abs. 1; Schweden, Ar t . 23 Abs. 1; Sri Lanka (Gey-
Ion) 1962, Ar t . X I X Abs. 1 S a t z l ; USA, Ar t . X V I I Abs. 1 Sa tz l ) . 
Etwas abweichend läßt Ar t . 25 Abs. 1 DBA Belgien es genügen, daß der 
Steuerpflichtige der Auflassung ist, die M a ß n a h m e n eines oder beider 
Vertragsstaaten führten zu einer Doppelbesteuerung, die dem A b k o m ­
men nicht entspreche. Nach diesen Abkommen wird somit das Ver ­
ständigungsverfahren bei einer dem Abkommen widersprechenden 
Besteuerung, die keine Doppelbesteuerung ist (s.o. Rz. 35), nicht 
eröffnet. Dies kann Auswirkungen haben, wenn i m Fall einer Gewinn­
berichtigung zwischen verbundenen Unternehmen die Durchführung 
eines Verständigungsverfahrens beantragt wi rd (s.o. Rz. 35 sowie 
Art . 9 Rz. 69). 
44 b) Das Verhältnis des Verständigungsverfahrens zu den innerstaatli-
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chen Rechtsmitteln (s.o. Rz . 36) wi rd in einigen Abkommen nicht 
geregelt: DBA Finnland 1935, Frankreich, Griechenland, Indien, Irland, 
Israel, Italien, Kanada 1956, Pakistan, Sri Lanka (Ceylon) 1962, USA. 
45 Ü b e r das Verhältnis des Verständigungsverfahrens zu den innerstaatli­
chen Rechtsmitteln entscheidet somit nach diesen Abkommen allein 
das jeweilige innerstaatliche Recht. 
46 c) M i t Ausnahme der DBA Kanada 1981, Ar t . 25 Abs. 1; Mauritius, 
Art . 26 Abs . 1 und Portugal, Ar t . 26 Abs . 1, enthält kein Abkommen 
einen Hinweis auf die Möglichkei t zur Eröffnung eines Verständi­
gungsverfahrens in den Fällen des Ar t . 24 Abs. 1 (Gleichbehandlung 
von Staatsangehörigen). Auch A r t . 25 M A 63 enthielt noch keine der­
artige Regelung. 
47 d) Fristen fur den Antrag auf Einleitung des Verständigungsverfah­
rens werden lediglich in vier Abkommen bestimmt: DBA Belgien, 
Art . 25 Abs. 1 (2Jahre); Kenia, Ar t . 25 Abs. 1 (3Jahre = M A 77); Mau­
ritius (3Jahre = M A 77); Portugal, Ar t . 26 Abs. 1 (2Jahre). 
C. Zu Absatz 2 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
Ziff. 2 s. zu Abs.lRz.il 
48 3. [Vorprüfung und Abhilfe] Die 
zuständige Behörde des Vertragsstaa­
tes, in dem der Steuerpflichtige ansäs­
sig ist, wird selbstverständlich den 
Antrag sorgfältig prüfen und verlan­
gen, daß ihr alle verfugbaren Beweis­
mittel vorgelegt werden. Auf Grund 
dieser Prüfung kann die Behörde zur 
Auffassung gelangen, daß die Ange­
legenheit ohne Verständigungsver­
fahren geregelt werden kann. Ande­
rerseits kann, auch wenn Berichti­
gungen nur im Wohnsitzstaat not­
wendig sind, ein Meinungs- und In­
formationsaustausch mit der zustän­
digen Behörde des anderen Ver­
tragsstaates nützlich sein, z.B. um 
sich eine bestimmte Auslegung des 
Abkommens bestätigen zu lassen. 
MA-Kommentar 1977 
Ziff. 19 s. zu Abs. 1 Rz . 24 
20. [Vorprüfung und Abhilfe] 
Erkennt die angerufene zuständi­
ge Behörde die Einwendungen 
als gerechtfertigt an und ist sie 
der Auffassung, daß die bean­
standete Besteuerung ganz oder 
teilweise auf eine i m Wohnsitz­
staat des Steuerpflichtigen getrof­
fene M a ß n a h m e zurückzufuhren 
ist, so hat sie den Einwendungen 
so rasch wie mögl ich stattzuge­
ben, indem sie die ihr angemes­
sen erscheinenden Berichtigun­
gen oder Entlastungen vor­
nimmt. Unter diesen Ums tänden 
kann der Fall ohne gegenseitige 
Verständigung bereinigt werden. 
Andererseits kann es zweckmä­
ßig sein, mit der zuständigen Be­
hörde des anderen Vertragsstaats 
Meinungen und Informationen 
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49 4. [Einleitung des Verständi­
gungsverfahrens] Absatz 2 be­
stimmt, daß in Fällen, in denen der 
Wohnsitzstaat allein nicht in der La­
ge ist, eine befriedigende Lösung her­
beizuführen, die zuständige Behörde 
dieses Staates sich mit der zuständi­
gen Behörde des anderen Staates in 
Verbindung setzt, um zu einer Eini­
gung über die strittige Besteuerung 
zu gelangen. Von den Fällen, in de­
nen dieses Verfahren angewendet 
werden kann, sei der erwähnt, in dem 
ein Vertragsstaat, dem nach Ansicht 
des anderen Vertragsstaats nach dem 
Abkommen das Besteuerungsrecht 
nicht zusteht, Einkünfte besteuert, 
die nach dem Recht dieses anderen 
Staates nicht steuerpflichtig sind. 
Hier können auch die Anwendung 
der Gleichbehandlungsklauseln sowie 
Schwierigkeiten bei der Aufteilung 
der Gewinne zwischen verbundenen 
Unternehmen angeführt werden. 
50 Ziff. 5 s. zu Abs. 1 Rz. 17 
49,50 Art. 25 
MA-Kommentar 1977 
auszutauschen, z.B., um sich 
über eine bestimmte Auslegung 
des Abkommens zu vergewis­
sern. 
21. [Einleitung des Verständi­
gungsverfahrens] Ist die zustän­
dige Behörde aber der Auffas­
sung, daß die beanstandete Be­
steuerung ganz oder teilweise auf 
eine im anderen Staat getroffene 
Maßnahme zurückzufuhren ist, 
so ist sie gehalten, ja verpflichtet 
- wie aus Absatz 2 eindeutig her­
vorgeht - , das eigentliche Ver­
ständigungsverfahren einzulei-
22. [Innerstaatliche Rechtsmit­
tel] Ein Steuerpflichtiger hat nach 
Absatz 1 das Recht, seinen Fall 
der zuständigen Behörde des 
Staates zu unterbreiten, in dem er 
ansässig ist, ohne Rücksicht dar­
auf, ob er daneben nach dem in­
nerstaatlichen Recht dieses Staa­
tes einen Anspruch geltend ge­
macht oder ein Rechtsmittel er­
griffen hat. Ist ein Rechtsmittel 
anhängig, so soll die zuständige 
Behörde des Wohnsitzstaats nicht 
die endgültige Erledigung abwar­
ten, sondern erklären, ob nach ih­
rer Auffassung der Fall für ein 
Verständigungsverfahren in Be-
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tracht kommt. Ist sie dieser Auf­
fassung, so hat sie festzustellen, 
ob sie selbst eine befriedigende 
Lösung herbeifuhren kann oder 
ob der Fall der zuständigen Be­
hörde des anderen Vertragsstaats 
zu unterbreiten ist. 
51 23. [Staatenpraxis] A u c h wenn 
ein Anspruch durch eine endgül­
tige Gerichtsentscheidung i m 
Wohnsitzstaat geregelt worden 
ist, kann der Steuerpflichtige ge­
gebenenfalls beabsichtigen, sei­
nen Anspruch i m Verständi­
gungsverfahren geltend zu ma­
chen oder weiter zu verfolgen. In 
einigen Staaten kann die zustän­
dige Behörde in der Lage sein, ei­
ne befriedigende Lösung herbei­
zuführen, die von der Ge­
richtsentscheidung abweicht. In 
anderen Staaten ist die zuständige 
Behörde an eine derartige Ent­
scheidung gebunden. Sie kann 
aber dessen ungeachtet den Fall 
der zuständigen Behörde des an­
deren Vertragsstaats unterbreiten 
und diese ersuchen, Maßnahmen 
zur Vermeidung der Doppelbe­
steuerung zu treffen. 
52 24. [Zwischenstaatliche Verstän­
digung] In der zweiten Phase 
- die damit beginnt, daß die zu­
ständige Behörde des anderen 
Staates durch die zuständige Be­
hörde, an die sich der Steuer­
pflichtige gewandt hat, einge­
schaltet w i rd - spielt sich das 
Verfahren zwischen den Staaten 
ab, als hätte der Staat, bei dem die 
Einwendungen vorgebracht wor­
den sind, diese unters tützt . O b ­
wohl das Verfahren zweifellos ein 
solches zwischen Staaten ist, er­
geben sich doch folgende Fragen: 
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- Handelt es sich, wie aus der 
Überschrift des Artikels 25 
und dem Wortlaut des ersten 
Satzes des Absatzes 2 hervor­
gehen könnte , lediglich um ein 
Verfahren zur gegenseitigen 
Verständigung, mit anderen 
Worten, die praktische Durch­
fuhrung eines „ p a c t u m de con­
trahendo", das die Ver ­
tragsstaaten zwar zum Verhan­
deln, nicht aber zur Erzielung 
einer Einigung verpflichtet? 
- Oder handelt es sich vielmehr 
um ein dem Gerichtsverfah­
ren angeglichenes Verfahren 
(selbstverständlich unter der 
Voraussetzung, daß es im Rah­
men einer gemischten K o m ­
mission stattfindet), das die 
Parteien zur Lösung des K o n ­
fliktes verpflichtet? 
25. [Verhandlungspflicht] A b ­
satz 2 verpflichtet zweifellos zum 
Verhandeln; was aber die Erzie­
lung einer Verständigung i m We­
ge dieses Verfahrens betrifft, so 
sind die zuständigen Behörden le­
diglich verpflichtet, sich nach 
Kräften zu bemühen; sie sind je­
doch nicht verpflichtet, ein E r ­
gebnis zu erzielen. Die Ver ­
tragsstaaten können sich jedoch 
auf eine weitergehende Ver ­
pflichtung einigen, wonach das 
Verständigungsverfahren und 
vor allem die Erör terungen in der 
gemischten Kommission zu einer 
Beilegung des Streitfalls fuhren 
müssen. Eine solche Regelung 
ließe sich entweder durch eine 
Änderung des Absatzes 2 oder 
durch Vereinbarung einer Ausle­
gung erreichen, die in einem Pro-
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tokoll oder Briefwechsel zum 
Abkommen niedergelegt wird. 
54 26. [Billigkeitserwägungen] Bei 
der Suche nach einer Verständi­
gung haben sich die zuständigen 
Behörden selbstverständlich in 
erster Linie an die Vorschriften 
ihres Steuerrechtes und des 
Abkommens zu halten, die beide 
fur sie ebenso verbindlich sind 
wie fur den Steuerpflichtigen. 
Macht die strenge Anwendung 
dieser Vorschriften eine Einigung 
unmögl ich , so ist es sinnvoll, 
wenn die zuständigen Behörden 
wie bei internationalen Schieds­
verfahren subsidiär auch B i l l i g ­
kei tserwägungen berücksichti­
gen, um dem Steuerpflichtigen 
zu entsprechen. 
55 27. [Durchfuhrung der Rege­
lung] Der letzte Satz des Absatzes 
soll es den Staaten, deren inner­
staatliches Recht Fristen für die 
Berichtigung bereits festgesetzter 
Steuern oder für Steuererstattun­
gen vorsieht, ermöglichen, eine 
vereinbarte Regelung ohne Rück­
sicht auf diese Fristen durchzu­
fuhren. D ie Bestimmung hindert 
jedoch die Staaten, die sich aus 
verfassungsrechtlichen oder son­
stigen rechtlichen Gründen nicht 
über die im innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Fristen h in­
wegsetzen können, nicht daran, 
in die Vereinbarung selbst die 
Fristen einzusetzen, die ihrem i n ­
nerstaatlichen Verjährungsrecht 
entsprechen. In gewissen A u s ­
nahmefällen kann es ein V e r ­
tragsstaat vorziehen, auf eine 
Vers tändigung zu verzichten, de­
ren Durchführung die Nichtbe­
achtung der innerstaatlich vorge-
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sehenen Fristen voraussetzen 
w ü r d e . Abgesehen von den F r i ­
sten kann die Durch füh rung einer 
vereinbarten Regelung auch noch 
auf andere Hindernisse, wie z . B . 
rechtskräftige Gerichtsentschei­
dungen, s toßen. D e n Ver­
tragsstaaten steht es frei, sich auf 
ausdrückliche Bestimmungen zur 
Beseitigung dieser Hindernisse zu 
einigen. 
56 28. [Rechtsmittelverfahren an­
hängig] Schließlich kann der Fall 
eintreten, daß eine Vers tändi­
gung fur einen Steuerpflichtigen 
getroffen wi rd , der beim zustän­
digen Gericht eines der beiden 
Vertragsstaaten ein Verfahren in 
derselben Sache angestrengt hat, 
das noch anhängig ist. In diesem 
Fall kann das Ersuchen des Steu­
erpflichtigen, die Annahme der 
i m Vers tändigungsverfahren er­
zielten Lösung bis zur Ge­
richtsentscheidung i m schweben­
den Verfahren hinauszuschieben, 
nicht abgelehnt werden. Ande­
rerseits ist auch der Sorge der zu­
ständigen Behö rde Rechnung zu 
tragen, Abweichungen und W i ­
dersprüche zwischen der Ge­
richtsentscheidung und der Ver ­
s tändigungs lösung wegen der 
sich etwa daraus ergebenden 
Schwierigkeiten und M i ß ­
brauchsgefahren zu vermeiden. 
Es erscheint daher normal, die 
Durch füh rung einer Vers tändi­
gungsregelung davon abhängig 
zu machen, daß 
- der Steuerpflichtige diese Re­
gelung annimmt 
und 
- der Steuerpflichtige seine 
Rechtsmittel betreffend die i m 
82* 1299 
A r t . 25 57 Verständigungsverfahren 
MA-Kommentar 1963 MA-Kommentar 1977 
Verständigungsverfahren gere­
gelten Punkte zurückzieht. 
Ziff. 29 s. zu Abs. 3 Rz. 81 
II . A b k o m m e n s ü b e r s i c h t z u Absa t z 2 
DBA Artikel bemühen, sich zu 
verständigen 
Rz. 
Ägypten XX Abs. 1 « MA 64ff.; 77 
Argentinien 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Australien 23 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Belgien 25 Abs. 2 « M A 64 ff 
Ceylon s. Sri Lanka 
Brasilien 26 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Dänemark 21 Abs. 1 « M A 64 ff; 77 
Elfenbeinküste 25 Abs. 2 = MA 64 ff 
Finnland 1935 13 Satz 2 eigenständige Rege­ 79 
lung 
64 ff. Finnland 1979 25 Abs. 2 = MA 
Frankreich 25 Abs. 2 kann sich verstän­ 77 f. 
digen 
Griechenland XX Abs. 1 Satz 2 « M A 64 ff; 77 
Großbritannien XVIII A Abs. 2 = MA 64 ff. 
Indien XVIII Satz 2 « M A 64 ff; 77 
Indonesien 24 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Iran 26 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Irland XXIV Abs. 1 Satz 2 « M A 64 ff; 77 
Island 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Israel 21 Abs. 1 Satz 2 « M A 64 ff; 77 
Italien 15 Satz 2 kann sich verstän­ 77; 79 
digen 
Jamaika 25 Abs. 2 = MA 64ff. 
Japan 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Kanada 1956 XVIII Abs. 1 Satz 2 « M A 64 ff; 77 
Kanada 1981 25 Abs. 2 = MA 64 ff 
Kenia 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Korea 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Liberia 25 Abs. 2 = MA 64 ff 
Luxemburg 22 Abs. 2 soll versuchen 77f.; 79 
Malaysia 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Malta 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Marokko 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Mauritius 26 Abs. 2 = MA 64 ff; 80 
Neuseeland 24 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Niederlande 22 Abs. 2 soll versuchen 77 f. 
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DBA Artikel bemühen, sich zu 
verständigen 
Rz. 
Norwegen 21 Abs. 2 soll versuchen 77 f. 
Österreich 19 Abs. 2 soll versuchen 77 f. 
Pakistan XVII Abs. 1 Satz 2 « MA 64ff.;77 
Polen 22 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Portugal 26 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Rumänien 20 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Sambia 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Schweden 23 Abs. 2 soll versuchen 77 f. 
Schweiz 26 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Singapur 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Spanien 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Sri Lanka (Ceylon) 1 Satz 2 « MA 64ff.; 77 
1962 
Sri Lanka 1979 26 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Südafrika 22 Abs. 1 Satz 2 = MA 64ff.;77 
Thailand 24 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Trinidad und To­ 24 Abs. 2 = MA 64 ff. 
bago 
64 ff. Tschechoslowakei 25 Abs. 2 = MA 
Tunesien 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
Ungarn 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
USA XVII Abs. 1 Satz 2 « M A 64ff.;77;80 
USSR 22 Abs. 1 = MA 64ff.;77 
Zypern 25 Abs. 2 = MA 64 ff. 
III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
58 a) Grundzüge, Regelung: Ar t . 25 Abs. 2 enthält verfahrensrechtli­
che Bestimmungen über die Einleitung und Durchführung des nach 
Abs . 1 beantragten Verständigungsverfahrens i.e. S. (zu diesem Begriff 
o. Rz . 8). Nach dem M A lassen sich drei Verfahrensabschnitte unter­
scheiden: 
- das Vorprüfungs- und Abhilfeverfahren vor der zuständigen Be­
hörde des Wohnsitzstaates, in den Fällen des Art . 24 Abs. 1 des 
Staatsangehörigkeitsstaates, 
- das eigentliche Verständigungsverfahren i m Zusammenwirken der 
Behörden beider Vertragsstaaten, 
- die Verwirklichung der Verständigungsregelung durch die Behör -
I den der Vertragsstaaten je für sich. 
Satz 1 des Ar t . 25 Abs. 2 M A 77 stimmt mit Ar t . 25 Abs. 2 M A 63 
! wört l ich überein. Hinzugetreten ist Satz 2, der die innerstaatliche Ver -
j wirklichung der Verständigungsvereinbarung betrifft (s. u. Rz. 72 f ) . 
[59 b) Rechtliche Bindungen der Finanzverwaltungsbehörden i m Ver ­
ständigungsverfahren: Die Finanzverwaltungen sind an einem leicht zu 
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handhabenden und flexiblen Verfahren interessiert, weil für eine rei­
bungslose Verständigungspraxis ein Verhandlungs- und Entschei­
dungsspielraum erforderlich sei. Sie halten es demgemäß für w ü n ­
schenswert, i m Verständigungsverfahren möglichst wenig rechtlich 
gebunden zu sein (deutlich in den IFA-Landesberichten zum Thema 
„Vers tändigungsverfahren - Verfahren und praktische Handhabung", 
Berlin 1981, C D F I L X V I a ) . Der Generalbericht faßt zusammen, es 
habe sich bislang nicht als notwendig erwiesen, besondere Rechts­
grundsätze für das Verständigungsverfahren zu entwickeln. Die Steu­
erverwaltungen seien an die „al lgemeinen Grundsä tze" ihres nationa­
len Rechts gebunden; das schließe jedoch nicht aus, daß die Entschei­
dung i m Verständigungsverfahren nach Billigkeits- und Praktikabili-
tä tserwägungen getroffen werde (K. Koch C D F I L X V I a 26). Die 
wichtigste Begründung für diese Hypothese, das Verständigungsver­
fahren unterliege nur sehr geringen rechtlichen Bindungen, ergibt sich 
aus der Behauptung, dieses sei ein diplomatisches Streiterledigungsmit­
tel ohne den Charakter und die Garantien eines Rechts Verfahrens (vgl. 
J.F.Avery Jones u.a. B T R 1979, 333ff.; R.Lenz C D F I X L I I 317; 
D . Mülhausen, Verständigungsverfahren 84; M. Reich, Vers tändigungs­
verfahren 33; G . Sass D B 1979, 2196; J. Strobl C D F I L X V I a 176; 
J. Strobl/J. Zeller StuW 1978, 245; J. Tittel, Verständigungsverfahren 
73ff.). 
Diese Einschätzung wi rd dem Ziel des Verständigungsverfahrens 
nicht gerecht. Nach Ar t . 25 Abs. 2 Satz 1 M A soll das Verständigungs­
verfahren eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung ver­
meiden. Voraussetzung für den Antrag auf Einleitung des Verständi­
gungsverfahrens ist nach Ar t . 25 Abs . 1, daß eine abkommensberech­
tigte Person sich für abkommenswidrig besteuert hält. Im Verständi­
gungsverfahren geht es also um Rechtsfragen. Zie l des Verfahrens ist 
es, das Vorliegen einer Rechtsverletzung zu prüfen und, falls sie vor­
liegt, sie nach Möglichkei t auszuräumen. D e m g e m ä ß ist i m Rahmen ί 
des Verständigungsverfahrens zu prüfen, ob der einer Entscheidung 
zugrundegelegte Sachverhalt richtig ermittelt wurde, ob er zutreffend 
unter die Tatbestände des Abkommens subsumiert wurde und ob dar­
aus die nach dem Abkommen gebotene Rechtsfolge abgeleitet wurde. 
Bei dieser rechtlichen Prüfung unterliegen die beteiligten Behörden den 
gleichen Bindungen, die sie auch beim Erlaß von Maßnahmen , d.h. 
bei der Anwendung des Abkommens, zu beachten haben. Ebenso wie 
die Ermittlung des zugrundezulegenden Sachverhalts und die Rechts­
anwendung bei Erlaß der M a ß n a h m e m u ß auch deren Überprüfung im 
Verständigungsverfahren vollständig und - nach bestem Wissen - rich­
tig sein. 
Dies gilt auch für die Auslegung des Abkommens: nicht nur, wenn 
es, wie in Ar t . 3 Abs. 1, eigene Auslegungsregeln zur Verfügung stellt; 
sondern auch dann, wenn nach Ar t . 3 Abs. 2 M A jeder Vertragsstaat 
das Abkommen gemäß seinem innerstaatlichen Recht auszulegen hat 
(s.o. zu Ar t . 3 Rz. 53ff.). Der Anspruch des Verständigungsverfah-
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rens, auch in diesen Fällen zu einer Lösung zu kommen, die auf dem 
Einvernehmen beider Staaten beruht, kommt darin zum Ausdruck, 
daß das Verfahren auch bei der Einzelfallentscheidung der Beseitigung 
von Schwierigkeiten ,,bei der Auslegung . . . des Abkommens" dienen 
soll (vgl. Rz. 8). Eine „Aus legung des Abkommens" liegt auch dann 
vor, wenn die Auslegung durch unterschiedliche Rechtsvorschriften 
der Vertragsstaaten bestimmt wird . Das Zie l , eine einvernehmliche 
Entscheidung zu erreichen, rechtfertigt keine Freistellung der Behör ­
denvertreter v o m Abkommen und vom Gesetz zugunsten einer prag­
matischen Entscheidung; Art . 25 gibt für einen Rechtsfreiraum keine 
Grundlage, dies um so weniger, als die Vorschrift die Behördenver t re­
ter nur dazu verpflichtet, sich um eine einvernehmliche Regelung zu 
bemühen (vgl. Rz . 64f.). Rechtliche Bindungen der Behördenvertreter 
im Verständigungsverfahren werden jedoch nur von einem Tei l des 
Schrifttums bejaht (vgl. P. Fischer StuW 1975, 234; G . Lindencrona/ 
N . Mattsson Study 8/71; W. Studer B I F D 1971, 89; K. Teichner StuW 
1965, 347). 
V o m Gesetz und vom Abkommensrecht können vielmehr die Be ­
hördenver t re ter auch im Verständigungsverfahren nur abweichen, 
wenn - und soweit - ihnen ihr innerstaatliches Recht dies gestattet. 
Nach deutschem Recht kommt hierfür vor allem die Ermächt igung zu 
Billigkeitsentscheidungen nach §§ 163, 227 A O in Betracht. Nach 
§ 163 A O können Steuern niedriger festgesetzt werden und einzelne 
Besteuerungsgrundlagen bei der Festsetzung der Steuer unberücksich­
tigt bleiben, nach § 227 A O Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis 
erlassen werden, wenn dies aus Gründen der Billigkeit geboten ist. 
Gemäß den allgemein für Ermessensentscheidungen geltenden Rechts­
grundsätzen sind auch die Billigkeitsentscheidungen nach §§ 163, 227 
A O gerichtlich überprüfbar und gegebenenfalls einklagbar (statt aller: 
BFH Großer Senat B S t B l . 1972, 603). O b die Festsetzung oder Einzie­
hung einer Steuer unbillig wäre , bestimmt sich auch nach der Besteue­
rung im anderen Vertragsstaat und nach der Konzessionsbereitschaft 
des Abkommenspartners i m Verständigungsverfahren ( M . Lehner, 
Verständigungsverfahren 98; K. Tipke A W D 1972, 589, 592). Unter 
den vorstehenden Voraussetzungen kann also eine Vers tändigungsver­
einbarung zugunsten des Steuerpflichtigen von Gesetz und D B A 
abweichen. Eine Abweichung zu seinen Ungunsten ist nicht zulässig. 
Die Vers tändigungsvere inbarung ist kein öffentlichrechtlicher (Ver­
gleichs-) Vertrag i . S. des § 78 Abs. 3 A O . Aus dieser Vorschrift kann 
nicht auf die Zulässigkeit sog. Steuervereinbarungen geschlossen wer­
den (Tipke/Kruse A O § 78 T z . 8; vgl . auch H. U. Buchsen V e r w A r c h 
1979, 356, wonach § 7 8 A O , der aus Gründen der Vereinheitlichung 
wört l ich dem § 13 VerwaltungsVerfahrensgesetz des Bundes angepaßt 
ist, als Redaktionsversehen zu begreifen sei). Bereits vor Inkrafttreten 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes, das in § 54 die Zulässigkeit des 
öffentlichrechtlichen Vertrages regelt, wurden Vergleiche und Verein­
barungen über steuerrechtliche Ansprüche zwischen Steuerbehörde 
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und Steuerpflichtigem für unzulässig gehalten (BVerwGE 8, 239; 
BVerwG D V B 1 . 1964, 122; BF H B S t B l . 1963, 104). Für die Verständi­
gungsvereinbarung kann nicht bereits deshalb etwas anderes gelten, 
weil ihre Partner zwei Finanzverwaltungen sind, die sich gleichgeord­
net gegenüberstehen: jede Absprache steht,,unter den Grundsätzen der 
Gesetzmäßigkeit und Gleichmäßigkeit der Besteuerung, die das 
Abgabenrecht beherrschen" ( B P H B S t B l . 1963, 104 zur Schlußbespre­
chung i m Betriebsprüfungsverfahren). 
61 c) Im Vorprüfungs- und Abhilfeverfahren vor der zuständigen Be­
hörde des Wohnsitzstaates (in den Fällen des Ar t . 24 Abs. 1 des Staats­
angehörigkeitsstaates) ist zunächst zu klären, ob die Einwendung des 
Antragstellers, d.h. seine von ihm geltend gemachte Auffassung, er 
werde i m Widerspruch zum Abkommen besteuert, begründet ist. Die 
Behörde ist zu dieser Prüfung nach Ar t . 25 verpflichtet. Ist es zur Auf­
klärung des Sachverhalts erforderlich, so m u ß sie gegebenenfalls ein 
Amtshüfeersuchen an die zuständige Behörde des anderen Ver ­
tragsstaats richten (s.u. zu Ar t . 26 Rz . 32ff). Der Steuerpflichtige sei­
nerseits m u ß seinen Aufklärungs- und Mitwirkungspflichten nach § 90 
Abs. 2 A O nachkommen. Die Behörde m u ß den Steuerpflichtigen da­
bei unterstützen, sachdienliche Angaben zu machen und Anträge zu 
stellen (§ 89 A O ) . 
Richtet sich ein Antrag gegen einen Steuerbescheid oder gegen einen 
sonstigen hoheitlichen A k t einer Finanzbehörde, so m u ß die Behörde 
prüfen und gegebenenfalls durch Nachfrage klarstellen, ob ein Antrag 
auf Einleitung eines Verständigungsverfahrens oder ein sonstiger 
Rechtsbehelf gemeint ist. Richtet sich ein Antrag auf Einleitung des 
Verständigungsverfahrens gegen eine M a ß n a h m e des Wohnsitzstaates, 
ohne daß der andere Vertragsstaat betroffen ist, so muß der Steuer­
pflichtige auf die Möglichkei t des innerstaatlichen Rechtsbehelfs Verfah­
rens hingewiesen werden (für das Recht der Bundesrepublik Deutsch­
land somit auf die §§ 347ff. A O ) . Die Anforderungen, die an die Be­
gründethei t des Antrags zu stellen sind, dürfen im übrigen nicht höher 
sein als diejenigen, die das innerstaatliche Recht an die behördliche 
Überprüfung von Steuerverwaltungsakten stellt. Unsicherheiten, die 
sich aus den besonderen Schwierigkeiten bei der Anwendung ausländi­
schen Rechts ergeben, dürfen sich nicht zu Lasten des Steuerpflichti­
gen auswirken. 
62 Hält die Behörde die Einwendung für begründet , so hat sie weiter zu 
prüfen, ob sie selber in der Lage ist, eine befriedigende Lösung herbei­
zufuhren, der Einwendung also abzuhelfen. Sie wi rd dazu regelmäßig 
nur dann in der Lage sein, wenn die abkommenswidrige Besteuerung 
auf einer eigenen Rechtsverletzung oder der einer nachgeordneten Be­
hörde des Wohnsitzstaates beruht. O b sie zur Abhilfe verpflichtet ist 
bzw. dazu, die Abhilfe durch eine nachgeordnete Behörde zu veranlas­
sen, richtet sich nach den einschlägigen Vorschriften des innerstaatli­
chen Rechts; für das Verständigungsverfahren kommt es nur auf die 
Möglichkeit der Abhilfe an. Demgegenübe r wird die Behörde zur 
1304 
Z u Absatz 2 63,64 Art. 25 
Abhilfe regelmäßig nicht in der Lage sein, wenn die abkommenswidri­
ge Besteuerung auf eine Maßnahme des anderen Vertragsstaats zurück­
zuführen ist. Zwar wäre es denkbar, daß die Behörde des Wohnsitz­
staates auch in einem solchen Fall dem Steuerpflichtigen durch eine 
Bil l igkei tsmaßnahme entgegenkommt; die Abkommenswidrigkeit 
würde dadurch zwar nicht beseitigt, aber doch eine fiir den Steuer­
pflichtigen „befriedigende Lösung herbeigeführt". Die Behörde ist 
hierzu aber nicht verpflichtet und wird i . d. R. dazu auch nach inner­
staatlichem Recht nicht in der Lage sein; so hat für das deutsche Recht 
der BFH entschieden, daß ein Billigkeitserlaß aus sachlichen Gründen 
nur in dem Staat erfolgen könne, durch dessen Besteuerung und Steu-
! ersystem die Här te verursacht wurde (BFH B S t B l . 1970, 392, 394). 
Selbst wenn aber das innerstaatliche Recht die Möglichkeit des Erlasses 
gibt, so wäre dies doch eine „befriedigende Lösung" nur für den Steu­
erpflichtigen, nicht auch für den Staat, der den Fehler nicht zu verant­
worten hat. Die Befugnis, ein Verständigungsverfahren einzuleiten, 
wi rd also durch diese Möglichkeit nicht versperrt. 
63 Ist die abkommenswidrige Besteuerung auf eine M a ß n a h m e des 
Wohnsitzstaates zurückzuführen, die zuständige Behörde zur Abhilfe 
aber deshalb nicht in der Lage, weil dem eine bestands- oder rechtskräf­
tige innerstaatliche Entscheidung entgegensteht (s. dazu noch u. Rz . 
69), so könnte ein Verständigungsverfahren nach Art . 25 Abs. 2 zwar 
eingeleitet werden. Es wird aber kaum aussichtsreich sein, weil der 
andere Vertragsstaat es mit gutem Grund ablehnen wird, einen Fehler 
zu bereinigen, der nicht von seinen Behörden zu verantworten ist. Die 
zuständige Behörde des Wohnsitzstaates wi rd daher ein Verständi­
gungsverfahren gar nicht erst einleiten (Ermessensentscheidung, s.u. 
Rz . 64). 
64 d) Hält die Behörde die Einwendungen des Steuerpflichtigen für 
begründet (o. Rz. 61 f.) und ist nach ihrer Meinung die abkommenswi­
drige Besteuerung - auch oder nur - auf eine Maßnahme des anderen 
Vertragsstaats zurückzuführen (o. Rz. 62), so wird sie sich um eine 
zwischenstaatliche Verständigung mit der zuständigen Behörde des an­
deren Vertragsstaats bemühen, das eigentliche Verständigungsverfah­
ren einzuleiten. Die ausländische Behörde antwortet meist mit einer 
Gegendarstellung. Diese m u ß häufig zunächst wieder den Landesfi­
nanzbehörden zugeleitet werden, ehe das B M F dazu Stellung nehmen 
kann. 
Die Finanzverwaltung und die überwiegende Meinung leiten aus der 
Formulierung „ B e m ü h e n " einen Anspruch des Steuerpflichtigen auf 
eine fehlerfreie Ermessensausübung der Behörde bei der Entscheidung 
über die Einleitung eines Verständigungsverfahrens ab (H. Debatin 
A W D 1969, 477, 485; K. Koch C D F I L X V I a 30; D . Mülhausen, Ver ­
ständigungsverfahren 153; K. Tipke A W D 1972, 589, 592). Dies gilt 
auch für die meisten anderen Staaten; darüber hinaus gibt das belgische 
Recht dem Steuerpflichtigen einen Rechtsanspruch auf Einleitung eines 
VcrständigungsVerfahrens (K. Koch aaO). Nach der Rechtsprechung 
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des BFH bleibt die Entscheidung, ob die Behörde dem Antrag auf 
Einleitung des VerständigungsVerfahrens nachkommen w i l l , „selbst 
bei Nachweis" einer abkommenswidrigen Besteuerung in ihr Ermes­
sen gestellt: einer zum Handeln i m zwischenstaatlichen Bereich aufge­
rufenen Behörde müsse ein weiter Ermessensspielraum eingeräumt 
werden; dazu gehöre auch die Beurteilung der Erfolgsaussichten des 
Verständigungsverfahrens auf Grund der Praxis der Behörde des ande­
ren Vertragsstaats. „ A u c h Zweckmäßigke i t se rwägungen können das 
Handeln der angerufenen nationalen Behörde bestimmen" (BFH 
B S t B l . 1982, 583: DBA Schweiz). Häufig lehnen die Finanzbehörden 
die Einleitung eines Verständigungsverfahrens auch dann ab, wenn der 
Steuerpflichtige seiner Verpflichtung zur Sachverhaltsaufklärung nur 
mangelhaft nachkommt (so die Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland, Griechenlands, der Niederlande und Österreichs: K. Koch 
aaO 30). Darüber hinaus kann die Einleitung eines Vers tändigungsver­
fahrens auch dann nicht mehr verlangt werden, wenn bestandskräftige 
oder rechtskräftige Entscheidungen vorliegen, so daß eine Korrektur 
der abkommenswidrigen Besteuerung nicht mehr möglich ist (s. u. Rz . 
69f ) . 
65 Das B e m ü h e n ist zu richten auf die Vermeidung einer dem A b k o m ­
men nicht entsprechenden Besteuerung. Vermeidung (engl.:, ,avoidan­
ce"; franz.: „eviter") ist dabei jedoch nicht wört l ich i . S. von nur prä­
ventiven M a ß n a h m e n zu verstehen. Präventive M a ß n a h m e n werden 
die Ausnahme sein; in den meisten Fällen wi rd das Vers tändigungsver ­
fahren der Beseitigung einer bereits eingetretenen abkommenswidri­
gen Besteuerung dienen (s. in Abs. 1: „ z u einer Besteuerung fuhren 
oder fuhren werden, die . . . " ) . 
66 Im Verständigungsverfahren i . e. S. geht es jeweils um die Regelung 
eines Einzelfalles (s.o. Rz . 8). Es umfaßt jedoch unvermeidlich auch 
die allgemeine Erör te rung der durch den Einzelfall deutlich geworde­
nen Schwierigkeiten oder Zweifel bei der Auslegung oder Anwendung 
des Abkommens; darüber hinaus ist es jederzeit zulässig, auch Fragen 
der Vermeidung einer Doppelbesteuerung in Fällen, die i m A b k o m ­
men nicht behandelt sind, einzubeziehen. In solchen Situationen tritt 
neben das Verständigungsverfahren ein Konsultationsverfahren i . S. 
des Abs. 3 bzw. das eine Verfahren geht in das andere über . 
67 Eine Verpflichtung der Behörden, sich zu einigen, gibt es i m Ver­
ständigungsverfahren nicht ( M A - K o m m . 77 Ziff. 25, o. Rz . 53; 
K. Koch aaO 40). Sie kommt schon deswegen nicht in Betracht, weil 
die Behördenvertre ter , wie dargelegt, an die Vorschriften ihres inner­
staatlichen Rechts gebunden und nur i m Rahmen des ihnen e inge räum­
ten Ermessens zu Konzessionen befugt sind. In keinem Fall ist es m ö g ­
lich, daß durch ein Verständigungsverfahren ein Staat ein Besteue­
rungsrecht zugewiesen erhält, das er nach klarer Bestimmung des D B A 
nicht hat ( F G Schleswig-Holstein E F G 1971, 578: DBA Dänemark; aus 
anderen Gründen durch BFH H F R 1974, 231 aufgehoben); wenn dies 
ausnahmsweise geschieht, kann der betreffende Staat - wenigstens nach 
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Auffassung der deutschen Finanzverwaltung - dieses Besteuerungs­
recht nicht geltend machen. 
8 Daß der Antrag auf Einleitung eines Verständigungs verfahrens nach 
Art . 25 Abs . 1 „unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht . . . 
vorgesehenen Rechtsmittel" gestellt werden kann (s. o. Rz . 36), bedeu­
tet noch nicht, daß die beiden Verfahren auch nebeneinander durchge­
führt werden können . Die Staatenpraxis ist uneinheitlich: In der B u n ­
desrepublik Deutschland sind ein Verständigungsverfahren und ein Ge-
! richtsverfahren gleichzeitig möglich (/. Strobl C D F I L X V I a 175; BFH 
B S t B l . 1967, 495; 1982, 583: beide DBA Schweiz 1931/1959; sowie die 
in Rz. 70 zitierten Entscheidungen). In den U S A wird ein Verständi­
gungsverfahren nicht ohne Zust immung des Gerichts eingeleitet, falls 
ein Gerichtsverfahren bereits anhängig ist (R. Cole/]. Huston/S. Weiss, 
C D F I L X V I a 249 f f ) . In Schweden m u ß sich der Steuerpflichtige z w i ­
schen dem Verständigungsverfahren und dem Rechtsbehelfsverfahren 
entscheiden (J. Franke/G. Lindencrona/N. Mattsson aaO 375ff.). In A u ­
stralien ist der Erfolg des Verständigungsverfahrens vielfach von der 
Beendigung des Rechtsbehelfsverfahrens abhängig (B. Pascoe aaO 
189ff.). Nach dem Recht der Schweiz m u ß der eingelegte Rechtsbehelf 
regelmäßig zurückgenommen werden, damit ein Verständigungsver­
fahren durchgeführt werden kann (D. Lüthi aaO 389ff). In Griechen­
land lehnt die Behörde den Antrag auf Einleitung des Vers tändigungs­
verfahrens ab, wenn dieser nach der Einlegung von Rechtsbehelfen bei 
innerstaatlichen Gerichten gestellt wi rd (C. Yannopoulos aaO 309ff.). 
Im Ergebnis wi rd durch solche Regelungen der Schutz, den Ar t . 25 
dem Steuerpflichtigen geben soll, erheblich eingeschränkt. Daß sie mit 
dem M A unvereinbar seien, läßt sich jedoch i m Hinblick auf die reich­
lich unbestimmte Formulierung des Ar t . 25 nicht sagen. Soll eine vö l ­
kervertragliche N o r m innerstaatliches Recht modifizieren oder in be­
stimmten Fällen außer Kraft setzen, so m u ß sie dies ohne alle Zweifel 
zum Ausdruck bringen; mit Wendungen wie „ b e m ü h e n " und „ u n b e ­
schadet der innerstaatlichen Rechtsmittel" wi rd diesem Bestimmtheits­
erfordernis nicht genügt (vgl. die Nachweise bei M. Lehner, Verständi­
gungsverfahren 40 f f , 104 f.). Immerhin hält der M A - K o m m . offenbar 
ein Verständigungsverfahren neben einem gerichtlichen Verfahren für 
möglich. E r hält es allerdings andererseits für „ n o r m a l " , die Durchfuh­
rung einer Verständigungsregelung davon abhängig zu machen, daß 
der Steuerpflichtige „seine Rechtsmittel betreffend die i m Verständi­
gungsverfahren geregelten Punkte zurückzieht" ( M A - K o m m . 77 Ziff. 
28, o. Rz. 56). 
69 Ist bereits eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung ergangen, 
so ist eine hiervon abweichende Verständigungsvereinbarung nur noch 
möglich, soweit das innerstaatliche Recht des betreffenden Staats das 
gestattet; entsprechendes gilt für bestandskräftige Verwaltungsent­
scheidungen. Ar t . 25 M A ist keine ausreichende Rechtsgrundlage für 
eine solche Durchbrechung, weil die Regelung hierfür nicht bestimmt 
genug ist ( M . Lehner aaO 104f.). Nach dem Recht der Bundesrepu-
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blik rechtfertigen die §§ 172 ff. A O eine Durchbrechung der Be­
standskraft bei anderweitiger gesetzlicher Zulassung, beispielsweise 
durch die (hinreichend bestimmte) Regelung des Art . 9 Abs. 2 M A . 
Eine Durchbrechung der Bestandskraft ist weiter bei widerstreiten­
den Steuerfestsetzungen (§ 174 A O ) oder wegen neuer Tatsachen 
bzw. Beweismittel (§ 173 A O ) vorgesehen; diese Bestimmungen 
können auch auf zwischenstaatliche Rechtsverhältnisse angewandt 
werden (M. Lehner aaO 107ff.). Dagegen rechtfertigen Billigkeitser­
wägungen eine Durchbrechung der Bestandskraft i . d. R. nicht, 
wenn es sich um Rechtsfragen handelt, über die schon im Festset­
zungsverfahren entschieden wurde oder hätte entschieden werden 
können (Tipke/Kruse §227 Rdn. 22 mit Hinweis auf Ausnahmen). 
Deutsche Praxis ist es jedoch, einen Steuerbescheid auch dann zu än^ 
dem, wenn er bestandskräftig ist, falls dies aufgrund des Ergebnisses 
eines Verständigungs Verfahrens erforderlich ist (BMF, Abschn. 
1.15.2., B S t B l . 1974, 442; Verwal tungsgrundsätze zur Einkunftsab­
grenzung Abschn. 1.2.3., B S t B l . 1983, 219). 
70 Erst recht kann die Rechtskraft gerichtlicher Urteile - entgegen der 
Praxis der Finanzverwaltung - in der Bundesrepublik durch eine Ver ­
s tändigungsvereinbarung nicht durchbrochen werden (a. M . D. Mül­
hausen, Verständigungsverfahren 130; J. Strobl/J. Zeller StuW 1978, 
246). In seiner Entscheidung vom 23. 11. 1933 zu Art . 15 DBA Italien 
(RStBL 1934, 40) führt zwar der RFH aus, daß es dem Steuerpflichti­
gen unbenommen bleibe, den Weg des Ar t . 15 auch nach Abschluß 
eines Rechtsmittelverfahrens zu beschreiten. Zulässiges Zie l eines der­
artigen Verfahrens hätte es sein können, die Behörde des anderen Ver­
tragsstaats zum Einlenken zu bewegen. Das Ur te i l enthält jedoch kei­
nen Anhaltspunkt dafür, daß der RFH eine von der Rechtskraft seiner 
Entscheidung abweichende Regelung durch die deutschen Behörden 
für mögl ich gehalten hätte. Auch zwei Entscheidungen des BFH (HFR 
1982, 228; B S t B l . 1979, 74: beide DBA Schweiz) sprechen nur von der 
Möglichkeit , i m Anschluß an ein innerstaatliches Gerichtsverfahren ein 
Verständigungsverfahren durchzuführen, nicht davon, daß eine 
Durchbrechung der Rechtskraft zulässig wäre (vgl. dazu: M. Lehner, 
Verständigungsverfahren 119 ff. ). 
Eine Abweichung von einem rechtskräftigen Urtei l in einer Verstän­
digungsvereinbarung ist vielmehr nur noch möglich in Fragen, die 
nicht Streitgegenstand des gerichtlichen Verfahrens waren, daher 
nicht von der Rechtskraft erfaßt werden (§ 110 Abs. 1 F G O ) , ferner 
nach § 100 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 F G O wegen neu bekannt werden­
der Tatsachen und Beweismittel. Die Verständigungsvereinbarung als 
solche ist nicht in diesem Sinne eine neue Tatsache; sie - d.h. ihre 
Rechtswirksamkeit - setzt das Vorliegen der neuen Tatsache zunächst 
voraus. A u c h durch Bi l l igkeitsmaßnahmen können gerichtliche Ent­
scheidungen nicht stärker als entsprechende Verwal tungsmaßnahmen 
korrigiert werden (s. die vorige Rz.); wenn BFHE 88, 545, 549 den 
Eindruck erweckt, daß Billigkeitskorrekturen als Folge eines Verstän-
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digungsverfahrens unbegrenzt zulässig seien, so kann dies nicht so ge­
meint gewesen sein. 
71 Gegen die die Einleitung eines Verständigungsverfahrens ablehnen­
de Behördenentscheidung ist nach dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland der Rechtsweg zu den Finanzgerichten gegeben (§33 
Abs. 1 N r . 1 F G O ) . E in Vorverfahren ist grundsätzlich nicht erforder­
lich (vgl. BFH B S t B l . 1982, 583). 
72 e) Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des inner­
staatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzufuhren (Abs. 2 Satz 2). 
Verständigungsregelung ist die i m Verständigungsverfahren getroffene 
Vereinbarung. Fristen des innerstaatlichen Rechts i . S. des Abs. 2 Satz 2 
sind Verjährungs-, Ausschluß- und vergleichbare Fristen, von denen 
die Geltendmachung des Steuer- oder eines Steuererstattungsanspru­
ches abhängig ist. So ist nach § 169 Abs. 1 A O eine Aufhebung oder 
Änderung der Steuerfestsetzung unzulässig, sobald die Festsetzungs­
frist abgelaufen ist. Die Frist beträgt für Steuern vom Einkommen und 
Vermögen vier Jahre (§ 169 Abs. 2 A O ) . Nach § 171 Abs. 3 A O wird 
der Fristablauf durch einen Antrag des Steuerpflichtigen auf Änderung 
oder Aufhebung des Steuerbescheids gehemmt; ein derartiger Antrag 
ist auch der Antrag auf Einleitung des Verständigungsverfahrens. So­
weit die deutschen D B A Fristen fur den Antrag auf Einleitung des 
Verständigungsverfahrens enthalten, sind diese i . d. R. kürzer als die 
Steuerfestsetzungsfrist nach der Abgabenordnung, so daß der Verwi rk­
lichung des Verständigungsergebnisses insoweit keine Hindernisse 
entgegenstehen. Nicht zu den Fristen i . S. des Abs. 2 Satz 2 gehö­
ren Rechtsmittelfristen: bei rechtskräftigen Entscheidungen würden 
sich sonst unterschiedliche Rechtswirkungen ergeben, je nachdem, 
ob die Rechtskraft durch Fristablauf oder aus anderen Gründen einge­
treten ist. 
73 Durchführung der Verständigungsregelung ist deren Verwi rk l i ­
chung im Verwaltungsverfahren. Einige Staaten, darunter die Schweiz 
und die U S A , machen sie von der Zustimmung des Steuerpflichtigen 
abhängig (K. Koch C D F I L X V I a 40). Nach deutscher Praxis wi rd der 
Steuerpflichtige, wenn die beabsichtigte Verständigungslösung nicht 
seinem Antrag entspricht, gegebenenfalls um sein Einverständnis für 
eine andere Lösung ersucht. Entspricht die Verständigungslösung sei­
nem Antrag oder hat er einer anderen als der beantragten Regelung 
zugestimmt, so hängt die Durchführung der mit dem ausländischen 
Staat getroffenen Regelung nicht mehr von einer Zustimmung des 
Steuerpflichtigen ab (vielleicht mißverständlich K. Koch aaO). Eine sol­
che Zustimmung ist schon deshalb nicht mehr angebracht, weil sich 
der ausländische Vertragsstaat darauf verläßt, daß die vereinbarte Rege­
lung durchgeführt wird. Grundsätzlich wi rd die Verständigungsver­
einbarung durch Berichtigung des Steuerbescheids für das betroffene 
Veranlagungsjahr verwirklicht. Wenn das innerstaatliche Recht es ge­
stattet, ist es auch möglich, den Ausgleich durch eine entsprechend 
niedrigere (oder höhere) Veranlagung in einem späteren Jahr vorzuneh-
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men. Inwieweit Zinsen erhoben werden können, richtet sich nach i n ­
nerstaatlichem Recht. 
74 g) Die Stellung des Steuerpflichtigen im Verständigungsverfahren 
ist, von der Regelung der Antragsbefugnis abgesehen, weder im M A 
noch in den von der Bundesrepublik abgeschlossenen D B A näher gere­
gelt. Nach Ansicht des M A - K o m m . sind die Vertragsstaaten jedoch 
verpflichtet, den Steuerpflichtigen „gewisse wesentliche Rechte zuzu­
sichern" ( M A - K o m m . 77 Ziff. 39, u. Rz. 103). Genannt wird das 
Recht, Erklärungen schriftlich oder mündl ich abzugeben, sowie das 
Recht auf einen Rechtsbeistand. Wegen der Besonderheit des Verfah­
rens erscheine es aber nicht erforderlich, dem Steuerpflichtigen oder 
seinem Vertreter Akteneinsicht zu gewähren ( M A - K o m m . 77 Ziff. 40, 
u. Rz . 104). Die Mitwirkungspflicht, d .h. die Sachverhaltsaufklä­
rungspflicht des Steuerpflichtigen ist jedoch sehr umfassend (vgl. be­
reits Rz . 30, sowie K. Koch C D F I L X V I a , 38f ) . Richtigerweise m u ß 
dem Steuerpflichtigen ein Anspruch auf rechtliches Gehör und eine 
Informationsmöglichkeit über den Verfahrens verlauf gegeben werden 
(vgl. auch die Resolution der IFA I W B Fach 1, 1205, sowie M A -
K o m m . 77 zu Ar t . 25 M A Ziff. 39, u. Rz . 103; M. Lehner, Verständi­
gungsverfahren 122 f f ; M. Reich, Verständigungs verfahren 79 f.; 
J. Strobl/J. Zeller StuW 1978, 251). 
75 Kosten für die Durchführung des Verständigungsverfahrens werden 
nicht erhoben (K. Koch aaO 39). 
76 Eine Veröffentlichung der Verständigüngsergebnisse unter Wah­
rung des Steuergeheimnisses ist i m Interesse anderer Steuerpflichtiger 
wünschenswer t . Z . T . geschieht dies deswegen nicht, weil befürchtet 
wi rd , daß Entscheidungen, die nur auf Einzelfälle bezogen sind, Präju­
dizwirkung erlangen. 
2. A b w e i c h u n g e n (s. dazu o. Rz . 42) 
77 a) D ie Möglichkeit der innerstaatlichen Behörde, den Einwendun­
gen des Steuerpflichtigen abzuhelfen, fehlt i m Wortlaut der DBA Ägyp­
ten, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Indien, Irland, Israel, Italien, 
Kanada 1956, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, 
Schweden, Sri Lanka (Ceylon) 1962, Südafrika, USA und USSR. Aus 
diesem Fehlen einer ausdrücklichen Regelung darf selbstverständlich 
nicht geschlossen werden, daß die innerstaatlichen Behörden keine 
Abhilfemöglichkeit haben und sofort die zwischenstaatliche Verständi­
gung einleiten müssen. Die Abhilfemöglichkeit und gegebenenfalls 
-pflicht richtet sich in diesen Fällen vielmehr nach dem innerstaatlichen 
Recht der Vertragsstaaten (vgl. dazu Rz . 61). 
78 b) Das B e m ü h e n um die zwischenstaatliche Verständigung (vgl. Rz . 
64f.) wird in den einzelnen Abkommen überwiegend, wenn auch in 
unterschiedlichen Formulierungen, in Ubereinstimmung mit dem M A 
umschrieben. Häufig findet sich die Wendung, daß die Behörde eine 
zwischenstaatliche Vers tändigung versuchen solle: DBA Luxemburg, 
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Art . 22 Abs. 2; Niederlande, Ar t . 22 Abs. 2; Norwegen, Ar t . 21 Abs. 2; 
Österreich, Ar t . 19 Abs. 2; Schweden, Ar t . 23 Abs. 2. In Ar t . 25 Abs. 2 
D£L4 Frankreich heißt es lediglich, daß die zuständige Behörde sich 
verständigen , , könne" . 
79 c) Die DBA Italien, Ar t . 15, sowie Finnland 1935, Ar t . 13, und Lu­
xemburg, Ar t . 26 Abs. 3, eröffnen ausdrücklich die Möglichkeit zu einer 
Billigkeitsentscheidung. 
80 d) M i t Ausnahme der DBA Mauritius, Ar t . 25 Abs. 2, und USA, 
Art . X V I I Abs . 3, enthält kein Abkommen eine Art . 25 Abs. 2 Satz 2 
entsprechende Vorschrift, nach der die Verständigungsregelung unge­
achtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
durchzuführen ist. Die Regelung des DBA USA weicht dabei von der 
des M A insofern ab, als sie lediglich die Erhebung, Erstattung oder 
Anrechnung der Steuer entsprechend dem Verständigungsergebnis 
vorschreibt, ohne dabei einen Vorbehalt hinsichtlich der innerstaatli­
chen Fristen zu machen. 
D . Z u Absatz 3 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
Ziff. 5 s. zu Abs. 1 Rz. 11 
81 6. [Konsultationsverfahren] Ab­
satz 3 legt den zuständigen Behörden 
nahe und ermächtigt sie, nach Mög­
lichkeit die bei der Auslegung oder 
Anwendung auftretenden allgemei­
nen Schwierigkeiten in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. 
82 7. Absatz 3 Satz 2 gibt den zustän­
digen Behörden die Möglichkeit, 
auch Fälle von Doppelbesteuerung 
zu behandeln, die im Abkommen 
nicht geregelt sind. Von besonderem 
Interesse ist in diesem Zusammen­
hang der Fall einer in einem dritten 
Staat ansässigen Person, die in bei­
den Vertragsstaaten Betriebstätten 
hat. Es ist selbstverständlich er­
wünscht, daß die betreffenden Ver­
handlungen zu einer wirksamen Be­
seitigung dieser Doppelbesteuerung 
fuhren. 
Ziff. 8 s. zu Abs. 4 Rz. 98 
MA-Kommentar 1977 
Ziff. 28 s. zu Abs. 2 Rz. 56 
29. [Konsultationsverfahren] 
Der erste Satz dieses Absatzes 
legt den zuständigen Behörden 
nahe und ermächtigt sie, Schwie­
rigkeiten bei der Auslegung oder 
Anwendung möglichst i m Ver ­
s tändigungsweg zu beseitigen. 
Dabei handelt es sich im wesent­
lichen um Schwierigkeiten allge­
meiner Ar t , die, obwohl sie sich 
in einem Verfahren im Sinne der 
Absätze 1 und 2 bei einem Einzel­
fall ergeben haben, eine ganze 
Gruppe von Steuerpflichtigen be­
treffen oder betreffen können. 
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und Auslegung] Diese Bestim­
mung ermöglicht die Beseitigung 
von Schwierigkeiten, die bei der 
Anwendung des Abkommens 
auftreten- Unter solchen Schwie­
rigkeiten sind nicht nur Fragen 
der praktischen Anwendung zu 
verstehen, die bei der Einführung 
und Durchfuhrung der Verfahren 
zur Entlastung von Steuern ent­
stehen, welche im Quellenstaat 
von Dividenden, Zinsen und L i ­
zenzgebühren einbehalten wer­
den, sondern auch solche Schwie­
rigkeiten, die das Zusammenwir­
ken der Abkommensbestimmun­
gen, wie dies bei den Ver­
tragsverhandlungen vorgesehen 
war, beeinträchtigen oder behin­
dern können und deren Bereini­
gung nicht von einer vorherge­
henden Einigung über die A b ­
kommensanwendung abhängig 
gemacht worden ist. 
31. [Innerstaatliches Recht] 
Nach dieser Bestimmung können 
die zuständigen Behörden insbe­
sondere 
- die Definition von Ausdrük-
ken, die i m Abkommen un­
vollständig oder nicht eindeu­
tig definiert sind, ergänzen 
oder klarstellen, um etwaigen 
Schwierigkeiten vorzubeugen; 
- wenn Änderungen in der Ge­
setzgebung eines Staates einge­
treten sind, die die Ausgewo­
genheit oder den wesentlichen 
Inhalt des Abkommens nicht 
beeinträchtigen, die sich daraus 
ergebenden Schwierigkeiten 
bereinigen. 
32. [Zuständigkeiten] Absatz 3 
ermächt igt die „zuständigen Be-
Z u Absatz 3 86,87 Art. 25 
M A - K o m m e n t a r 1963 M A - K o m m e n t a r 1977 
hörden der Vertragsstaaten", 
d.h. im allgemeinen die Finanz­
minister oder ihre fìir die 
Abkommensanwendung zustän­
digen Vertreter, in gegenseitigem 
Einvernehmen alle sich aus der 
Abkommensauslegung ergeben­
den Schwierigkeiten zu lösen. 
Dabei darf jedoch nicht überse­
hen werden, daß je nach dem i n ­
nerstaatlichen Recht der Ver ­
tragsstaaten nicht nur die im 
Abkommen genannten „zus tän­
digen Behörden" , sondern auch 
andere Behörden (Außenminis te­
rien, Gerichte) berechtigt sind, 
internationale Verträge und 
Abkommen auszulegen, und daß 




barungen zur Lösung allgemeiner 
Auslegungs- oder Anwendungs­
schwierigkeiten sind für die Ver ­
wal tungsbehörden solange bin­
dend, als die zuständigen Behör ­
den die Vereinbarung nicht än­
dern oder aufheben. 
34. [Lücken i m Abkommen] 
Der zweite Satz des Absatzes 3 
ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, sich auch mit Doppel-
besteuerungsfällen zu befassen, 
die i m Abkommen nicht behan­
delt sind. V o n besonderem Inter­
esse in diesem Zusammenhang ist 
der Fall einer in einem dritten 
Staat ansässigen Person, die Be­
triebstätten in beiden Ver ­
tragsstaaten hat. Selbstverständ­
lich ist es erwünscht , daß das 
Verständigungsverfahren in die­
sem Fall die Doppelbesteuerung 
wirksam vermeidet. E in Vorbe-
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halt ist jedoch fur die Ver­
tragsstaaten zu machen, deren in ­
nerstaatliches Recht eine Ergän­
zung des Abkommens zu Punk­
ten, die nicht ausdrücklich oder 
zumindest in erkennbarer Weise 
i m Abkommen behandelt sind, 
nicht zuläßt; in diesem Falle ließe 
sich das Abkommen nur durch 
ein Protokoll ergänzen, das wie 
das Abkommen selbst der Ratifi­
kation oder der Zust immung be­
darf. 
Ziff . 35 s. zu Abs. 4 Rz . 98 
I L A b k o m m e n s ü b e r s i c h t z u A b s a t z 3 
DBA Artikel Konsultationsverfah­







Ägypten XX Abs. 2 «MA mit Zusatzre­ 90 ff; 95 
gelung 
Argentinien 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 95 
Australien 23 Abs. 3 «MA 90ff;95 
Belgien 25 Abs. 3 = MA 90 ff; 95 
Brasilien 26 Abs. 3 = MA = MA 90ff;93 
Dänemark 94 
Elfenbeinküste 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Finnland 1935 14 eigenständige Regelung 97 
Finnland 1979 25 Abs. 3 = MA = MA 90ff;93 
Frankreich 25 Abs. 3 werden sich verstän­ « M A 90ff;93 
digen 
Griechenland XX Abs. 2 «MA mit Zusatzre­ 90 ff; 95 
gelung 
Großbritannien XVIII A «MA mit Zusatzre­ 90fT;95f. 
Abs. 3 gelung 
Indien 94 
Indonesien 24 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Iran 26 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Irland XXIV « MA mit Zusatzre­ 90ff;95 
Abs. 2 gelung 
Island 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
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Israel 21 Abs. 2 «MA mit Zusatzre­ 90ff;95 
gelung 
Italien 16 « MA mit Zusatzre­ « M A 90fY;93, 
gelung 96 
Jamaika 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Japan 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Kanada 1956 XVIII werden sich verstän­ 94 
Abs. 2 digen 
Kanada 1981 25 Abs. 3, 4 = MA mit Zusatzre­ = MA 90ff;93, 
gelung 96 
Kenia 25 Abs. 3 = MA = MA 90ff;93 
Korea 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Liberia 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Luxemburg 26 Abs. 3 eigenständige Rege­ eigenstän­ 97 
lung dige Re­
gelung 
Malaysia 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Malta 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Marokko 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Mauritius 26 Abs. 3 = MA = MA 90ff; 93 
Neuseeland 24 Abs. 3 = MA 90 ff; 94 
Niederlande 25 Abs. 2 « M A mit Zusatzre­ 90 ff; 96 
gelung 
Norwegen 25 Abs. 3 94 
Österreich 21 Abs. 2 « M A mit Zusatzre­ 90 ff; 96 
gelung 
Pakistan XVII Abs. 2 « M A mit Zusatzre­ 90 ff; 95 
gelung 
Polen 22 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Portugal 26 Abs. 3 = MA 90 ff; 94 
Rumänien 20 Abs. 3 = MA = MA 90ff; 93 
Sambia 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Schweden 25 Abs. 2 « M A mit Zusatzre­ 90ff;94, 
gelung 96 
Schweiz 26 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Singapur 25 Abs. 3 = MA = MA 90ff;93, 
QA 
Spanien 25 Abs. 4 = MA mit Zusatzre­ = MA 90ff;93, 
gelung in Abs. 3 96 
Sri Lanka (Cey­ XIX Abs. 2 «ΜΛ mit Zusatzrege­ 90ff; 95 
lon) 1962 lung 
Sri Lanka 1979 26 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Südafrika 22 Abs. 2 « MA mit Zusatzre­ 90 ff; 95 
gelung 
Thailand 24 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Trinidad und 24 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Tobago 
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Tschechoslo­ 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
wakei 
Tunesien 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
Ungarn 25 Abs. 3 = MA = MA 90ff;93f, 
95 
USA XVII Abs. 2 eigenständige Rege­ 95 f. 
Satz 2 lung 
USSR 22 Abs. 2 = MA = MA 90 ff; 93 
Zypern 25 Abs. 3 = MA = MA 90 ff; 93 
III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
89 a) Grundzüge: Ar t . 25 Abs . 3 räumt den zuständigen Behörden die 
Befugnis ein, Rechtsfragen des Abkommens auch ohne Bezug auf ei­
nen konkreten Einzelfall, sowie die Beseitigung von Doppelbesteue­
rungsfällen zu erörtern, die i m Abkommen nicht geregelt sind. Wi rd 
ein Verständigungsverfahren i.e.S. eingeleitet, so umfaßt dies notwen­
dig das Verfahren nach Abs. 3 S a t z l , während das Verfahren nach 
Abs . 3 Satz 2 einbezogen sein kann (vgl. Rz. 8). 
90 b) Nach Abs. 3 Satz 1 werden sich die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten bemühen, 
- Schwierigkeiten oder Zweifel, 
- die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens ent­
stehen, 
- in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
91 Die Verpflichtung, sich um gegenseitiges Einvernehmen zu b e m ü ­
hen, bringt die Notwendigkeit des Zusammenwirkens zum Ausdruck; 
sie ist jedoch nicht so zu verstehen, als würden die beiden Staaten 
verpflichtet, einander quantitativ und qualitativ i m gleichen Umfang 
nachzugeben. Dies ist bereits wegen der möglicherweise in den beiden 
Staaten unterschiedlichen rechtlichen Bindungen nicht mögl ich (vgl. 
Rz . 67ff.). Die Vertragsstaaten sind jedoch verpflichtet, die für ein 
gegenseitiges Nachgeben bestehenden Möglichkeiten vo l l auszuschöp­
fen. Gestatten Abkommensrecht oder innerstaatliches Recht mehrere 
mögl iche Auslegungen, so ist derjenigen Auslegung der Vorzug zu 
geben, die eine ein vernehmliche Lösung erlaubt (vgl. zum Grundsatz 
der „Internat ionalen Entscheidungsharmonie" die Einleitung Rz . 42). 
Schwierigkeiten oder Zweifel , die bei der Auslegung des Abkommens 
entstehen, sind Rechtsfragen. Schwierigkeiten oder Zweife l bei der 
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Anwendung des Abkommens können Rechtsfragen (Subsumtionsfra-
gen) sein, ergeben sich jedoch vornehmlich auch im Bereich der Sach­
verhaltsermittlung. Unter die Anwendung des Abkommens fällt dar­
über hinaus auch dessen verwaltungstechnische Handhabung: die E i n ­
führung besonderer Vordrucke oder die Bildung besonderer K o m m i s ­
sionen (vgl. K. Koch C D F I L X V I a 43). Zumindest mißverständlich ist 
es dagegen, wenn der M A - K o m m . zur Abkommensanwendung auch 
die E rgänzung oder Klarstellung unvollständiger oder nicht eindeutiger 
Vorschiften des Abkommens rechnet ( M A - K o m m . 77 Ziff. 30f., o. 
Rz. 83f.): hier handelt es sich um Fragen der Auslegung des A b k o m ­
mens. Anwendungsprobleme betreffen überwiegend die Durchfüh­
rung der D B A bei den Abzugsteuern und die Besteuerung von be­
stimmten Gruppen von Steuerpflichtigen (z. B . Grenzgänger, Land­
wirte, Künstler) . 
92 Umstrit ten ist der Rechtscharakter, insbesondere die BindungsWir­
kung von Auslegungsvereinbarungen, die für eine Vielzahl von Fällen 
getroffen werden. Z u unterscheiden ist die Bindung gegenüber dem 
anderen Vertragsstaat, die Bindung innerstaatlicher Rechtsanwen­
dungsorgane und die Selbstbindung des Bundesministers der Finanzen 
bzw. der ihm untergeordneten Behörden. Das Recht der Bundesrepu­
blik Deutschland kennt neben dem zust immungsbedürf t igen völker­
rechtlichen Vertrag das sog. „normat ive Verwaltungsabkommen". 
Ein solches kann jedoch nach h. M . nicht abgeschlossen werden, wenn 
es sich auf einen völkerrechtlichen Vertrag bezieht, der, wie das D o p ­
pelbesteuerungsabkommen, seinerseits zust immungsbedürf t ig ist (vgl. 
die Nachweise bei D . Mülhausen, Verständigungsverfahren, 199). Die 
Auslegungsvereinbarung begründet demnach keine staatsvertragliche 
Bindung gegenüber dem anderen Vertragsstaat, wenn auch die zustän­
digen Behörden verpflichtet sind, alles ihnen Mögliche zur Durchset­
zung der getroffenen Vereinbarung zu tun. Eine Rechtsverordnung ist 
die Auslegungsvereinbarung schon deswegen nicht, weil es an entspre­
chender Form und Publikation, auch an einer den Bestimmtheitserfor­
dernisse des Ar t . 80 G G genügenden Ermächt igung fehlt (D. Mülhau­
sen, aaO 208). Gerichte sind an die im Rahmen von Konsultationsver­
fahren getroffenen Regelungen nicht gebunden. Diese Regelungen 
werden jedoch zur Auslegung von Abkommensbestimmungen „ s t ü t ­
zend" herangezogen (BFH B S t B l . 1963, 212: DBA Schweiz 1931/59; 
1969, 579: DBA USA). - Im Konsultations weg werden gelegentlich 
auch Regelungen noch vor Inkrafttreten des maßgebenden D B A ge­
troffen (z .B . Verständigungsprot . v. 18. 6. und 29. 9. 1971 zum DBA 
Schweiz Î97Î, B S t B l . 1975, 504, 505; Vers tänd igungsmemorandum v. 
18. 10. 1965 zum Rev.Prot. 1965 DBA USA 1954, DStR 1966, 606; zur 
Problematik vorweggenommener Auslegungsvereinbarungen: 
W. Schürmann, in: Meyer-Marsilius/Hangarter, zu Art . 26 DBA Schweiz 
1971; H. Debatin A W D 1966, 413; H. Meilicke A W D 1966, 231). Die 
Auslegungsvereinbarung hat daher innerstaatlich nur den Rang einer 
Verwaltungsvorschrift und auch diesen erst, soweit sie als solche 
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bekanntgemacht worden ist (über die Verwaltungsvorschriften statt 
aller: J. Martens u. a. in: Grenzen der Rechtsfortbildung, hrsg. von 
K. Tipke, 1982, 165ff; s. ferner K. Voçel/M. Wachenhausen in: Bonner 
Kommentar, Art . 108 G G Rdn. 172ff.j. 
93 c) Nach Abs. 3 Satz 2 können die zuständigen Behörden gemeinsam 
darüber beraten, 
- wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden kann, die 
i m Abkommen nicht behandelt sind. 
Ebenso wie das Verfahren des Abs. 3 Satz 1 kann auch das Konsulta­
tionsverfahren des Abs. 3 Satz 2 einen konkreten Einzelfall oder eine 
Vielzahl von Fällen zum Gegenstand haben (vgl. o. Rz. 8). Hinsichtlich 
der Frage, ob sie das Verfahren einleiten, haben die Behördenvertreter 
ein weites Ermessen ( „ k ö n n e n " ) . 
O b w o h l die Vorschrift das Ziel des Verfahrens nur mit dem Wort 
„beraten" (engl. ,, consult together"; franz.: ,,se concerter") u m ­
schreibt, geht ein Tei l der Praxis und der Literatur davon aus, daß das 
Ergebnis der „ B e r a t u n g " für die Vertragsparteien sowie deren Behör­
den und Bürger innerstaatlich verbindlich ist. Das ist eine Frage des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten. In der Bundesrepublik 
bedarf die Ergänzung des zust immungsbedürf t igen Abkommens wie 
das Abkommen selber der Zust immung der gesetzgebenden Körper ­
schaften, ihre innerstaatliche Anwendung des gesetzlichen Anwen­
dungsgebots (s. die Einleitung Rz. 21). Dem entspricht die Praxis der 
Bundesrepublik für Änderungs - und Ergänzungsprotokol le (K. Koch 
C D F I L X V I a 42f.). 
Zwischen den Verfahren nach Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 muß aus 
diesem Grunde genau unterschieden werden. Im Verfahren nach Abs. 3 
Satz 1 geht es um die Auslegung und Anwendung des D B A , im Ver­
fahren nach Abs. 3 Satz 2 um dessen Ergänzung. 
2. Abweichungen (s. dazu o. Rz . 42) 
94 a) Keine den Konsultationsverfahren des Art . 25 Abs. 3 M A ent­
sprechende Vorschrift enthalten die DBA Dänemark, Indien und Norwe­
gen. Diese Abkommen regeln somit ausdrücklich nur das Verständi­
gungsverfahren im engeren Sinn (vgl. Rz. 8, 26ff) . Berücksichtigt 
man jedoch, daß auch dieses Verfahren nicht ohne Auslegung von 
Abkommensbestimmungen durchgeführt werden kann, so beschränkt 
sich die inhaltliche Abweichung vom M A darauf, daß nicht über dieje­
nigen Fälle von Doppelbesteuerung beraten werden kann, die im 
Abkommen nicht behandelt sind. Diese Einschränkung ist nicht 
schwerwiegend, weil die Kompetenzen der Behördenvertreter im 
Konsultationsverfahren des Art . 25 Abs. 3 Satz 2 M A ohnehin sehr be­
schränkt sind (s. o. Rz. 93). 
95 Kein Konsultationsverfahren i . S. des Art . 25 Abs. 3 Satz 2 M A ent­
halten die DBA Ägypten, Australien, Belgien, Griechenland, Großbritan­
nien, Irland, Israel, Kanada 1956, Neuseeland, Pakistan, Portugal, Schwe­
l m 
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den, Sri Lanka (Ceylon) 1962, Südafrika und Ungarn. A l l diese A b k o m ­
men sehen jedoch ein Konsultationsverfahren i . S. des Art . 25 Abs. 3 
Satz 1 vor, allerdings teilweise abweichend vom M A . So bietet eine 
Reihe von Abkommen die Möglichkeit , auch Schwierigkeiten aus 
Abkommen der Vertragsstaaten mit Drittstaaten in das Verfahren ein-
zubezichen: DBA Ägypten, Art . X X Abs. 2 mit bes. Hinweis auf 
Art . Iii Abs. 3 und IV Abs. 2, Griechenland, Ar t . X X Abs. 2; Irland, 
Art. X X I V Abs. 2; Israel, Art . 21 Abs. 2; Pakistan, Art . X X V I I Abs. 2; 
Sri Lanka (Ceylon) 1962, Art . X I X Abs. 2; Südafrika, Art . 22 Abs. 2; 
USA Art . X V I I Abs. 2. 
96 b) Besondere Konsultationsverfahren: Ar t . 17 DBA Italien betraut 
die obersten Finanzbehörden beider Staaten mit der billigen Entschei­
dung auch jeder anderen Frage, die i m Zusammenhang mit dem 
Abkommen auf dem Gebiet der direkten Steuern entstehen könnte . 
Ar t . 25 Abs. 4 DBA Kanada 1981 sieht Konsultationen für bestimmte 
Spezialfälle vor: für die Gewinnzurechnung zwischen Unternehmen 
und Betriebstätte, die Gewinnaufteilung in den Fällen des Ar t . 9, die 
Vermeidung der Doppelbesteuerung bei Nachlässen oder Trusts. Ä h n ­
lich Ar t . X V I I Abs. 3 DBA USA; an die Stelle der Regelung über 
Nachlässe oder Trusts tritt hier die übere ins t immende Festlegung der 
Quelle für bestimmte Einkünfte. Die DBA Niederlande und Schweden, 
jeweils Art . 25 Abs. 2, sowie Österreich, Ar t . 21 Abs. 2, kennen ein dem 
Konsultationsverfahren des Art . 25 Abs. 3 Satz 2 M A entsprechendes 
Verfahren ,,zur Beseitigung von Här ten aufgrund einer Doppelbe­
steuerung in Fällen, die in diesem Abkommen nicht geregelt sind". 
Dabei enthalten die DBA Niederlande und Österreich eine Zusatzbestim­
mung, nach der über den Erlaß von Durchfuhrungsbestimmungen 
zum Zwecke der Abkommensanwendung ein gegenseitiges Einver­
nehmen hergestellt werden m u ß . Weitere Sonderbestimmungen ent­
halten: das DBA Großbritannien, Ar t . X V I I I A Abs. 4, für die Durch­
führung der Quellenbesteuerung, sowie DBA Spanien, Ar t . 25 Abs. 3, 
das eine besondere Verständigungsmöglichkeit für die Verwirklichung 
der Stcuerbegrenzungen bei Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren 
vorsieht. 
97 c) Ganz eigenständige Regelungen enthalten: das DBA Finnland 
1935, Art . 14, das den obersten Finanzbehörden in den Art . 25 Abs. 3 
M A entsprechenden Fällen die Möglichkeit zu besonderen Vereinba­
rungen gab; sowie das DBA Luxemburg, Ar t . 26 Abs. 3, das eine B i l l i g -
keitsentscheidung auch in den Fällen des Ar t . 25 Abs. 3 Satz 2 vorsieht. 
1319 
Art. 25 98-100 Verständigungsverfahren 
£. Zu Absatz 4 
I. MA-Kommentar 
MA-Kommentar 1963 
Ziff. 7 s. zu Abs. 3 Rz. 81 
98 8. [Behördenverkehr] Dieser Ab­
satz sieht vor, daß die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten unmit­
telbar miteinander verkehren können. 
Es ist daher nicht erforderlich, den di­
plomatischen Weg zu beschreiten. 
Wie Absatz 4 Satz 2 anregt, kann 
die Schaffung einer Kommission in 
bestimmten Fällen ratsam sein. Bei 
Behandlung eines bestimmten Falles 
kann es als zweckmäßig erachtet 
werden, dem Steuerpflichtigen zu ge­
statten, sich schriftlich oder mündlich 
zu äußern. Wird dieses Verfahren 
einmütig gebilligt, dann sollte die 
Kommission es anwenden können. 
99 
100 9. [Steuerausschuß] Da sowohl die 
Bestimmungen dieses Abkommens 
als auch die beigefugten Kommentare 
das Ergebnis einer engen internatio­
nalen Zusammenarbeit innerhalb des 
Steuerausschusses sind, bestünde eine 
naheliegende Möglichkeit, den 
Steuerausschuß um ein Gutachten 
über die eigentliche Bedeutung der 
Bestimmungen zu ersuchen, wenn in 
bestimmten Punkten besondere Aus­
legungsschwierigkeiten entstehen. 
Ein solches Vorgehen, das dem Auf­
trag und den Zielen des Steueraus­
schusses hinsichtlich der allmählichen 
Schaffung eines einheitlichen Rechtes 
zur Vermeidung der Doppelbesteue-
MA-Kommentar 1977 
Ziff. 34 s. zu Abs. 3 Rz. 87 
35. [Gemeinsame Beratung] Der 
Absatz bestimmt, wie die zustän­
digen Behörden die gemeinsame 
Beratung zur einvernehmlichen 
Lösung entweder eines Einzelfalls 
nach den Absätzen 1 und 2 oder 
von allgemeinen Problemen, die 
insbesondere die Abkommens­
auslegung und -anwendung be­
treffen und die unter Absatz 3 fal­
len, durchzufuhren haben. 
36. [Unmittelbarer Behör­
denverkehr] Der Absatz sieht zu­
nächst vor, daß die zuständigen 
Behörden unmittelbar miteinan­
der verkehren. Diese brauchen al­
so nicht den diplomatischen Weg 
zu beschreiten. 
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rung entspräche, könnte einen wert­
vollen Beitrag zur Erreichung einer 
wünschenswerten Einheitlichkeit in 
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MA-Kommentar 1977 
37. [Verfahrensdurchfuhrung] 
Dieses Verfahren wird üblicher­
weise schriftlich abgewickelt. 
Wie im zweiten Satz des A b ­
satzes 4 vorgesehen, können die 
zuständigen Behörden ihre M e i ­
nungen aber auch mündlich aus­
tauschen, wenn sie dies im Inter­
esse der Einigung für zweckmä­
ßig halten. Sie können darüber 
hinaus vereinbaren, den M e i ­
nungsaustausch in einer K o m ­
mission durchzuführen, die aus 
Vertretern der erwähnten Behör ­
den bestehen. 
38. [Anzahl der Kommissions­
mitgliederl Absatz 4 überläßt es 
den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten, die Zahl der 
Mitglieder und die Verfahrens­
ordnung dieser Kommission zu 
bestimmen. 
39. [Stellung des Steuerpflichti­
gen] O b w o h l die Vertragsstaaten 
in diesem Zusammenhang auf 
Formalitäten verzichten können, 
sind sie jedoch verpflichtet, den 
Steuerpflichtigen, deren Fall ge­
mäß Absatz 2 der Kommission 
unterbreitet wird, gewisse we­
sentliche Rechte zuzusichern, 
nämlich: 
- das Recht, Erklärungen schrift­
lich oder mündlich in eigener 
Person oder durch einen Ver ­
treter abzugeben; 
- das Recht auf einen Rechtsbei­
stand. 
40. [Akteneinsicht] Wegen der 
Besonderheit des Verfahrens er-
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MA-Kommentar 1963 
105 
106 10. [Künftige Ausgestaltung] 
Wenn später einmal ein multilatera­
les Abkommen vereinbart werden 
wird, kann es zweckmäßig sein, ein­
gehendere Regeln fur ein solches in­
ternationales Beratungsverfahren in 
Aussicht zu nehmen. 
Verständigungsverfahren 
MA-Kommentar 1977 
scheint es aber nicht erforderlich, 
dem Steuerpflichtigen oder sei­
nem Vertreter Akteneinsicht zu 
gewähren. 
41. [Zusammensetzung der 
Kommission] Die zuständigen 
Behörden sind zwar in der Aus­
wahl ihrer Vertreter in der ge­
meinsamen Kommission völlig 
frei, sie sollten aber als Vorsitzen­
den jeder Delegation - die einen 
oder mehrere Vertreter der für 
die Abwicklung des Verfahrens 
zuständigen Verwaltungsdienst­
stelle umfassen kann - einen auf 
Grund seiner besonderen Erfah­
rungen ausgewählten hohen Be­
amten oder Richter bestimmen, 
da anzunehmen ist, daß die H i n ­
zuziehung solcher Persönlichkei­
ten die Einigung fordert. 
Ziff. 42 s. zu Allgemeines Rz. 6 
II. A b k o m m e n s ü b e r s i c h t zu Absatz 4 
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Dänemark 25 Abs. 2 « MA 111, 113 
Elfenbeinküste 25 Abs. 4 = MA 108 ff, 
112 
Finnland 1935 111 
Finnland 1979 25 Abs. 4 « M A 108 ff., 
112 
Frankreich 25 Abs. 4 « MA 108 ff, 
111 
Griechenland 111 
Großbritannien XVIII A « MA 108 ff, 
Abs. 5 112 
Indien 111 
Indonesien 24 Abs. 4 « MA 108 ff, 
112 
Iran 26 Abs. 4 = MA 108 ff, 
112 
Irland 111 
Island 25 Abs. 4 = MA = MA 108 ff. 
Israel 111 
Italien 111 
Jamaika 25 Abs. 4 « MA 108 ff, 
112 
Japan 25 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Kanada 1956 111 
Kanada 1981 25 Abs. 5 « M A 108 ff, 
112 
Kenia 25 Abs. 4 = MA = MA 108ff. 
Korea 25 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Liberia 25 Abs. 4 « M A 108 ff., 
112 
Luxemburg 26 Abs. 2 « M A 108 ff, 
112 
Malaysia 25 Abs. 4 « MA 108 ff, 
112 
Malta 25 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Marokko 25 Abs. 4 = MA, mit Zusatz­ 108 ff, 
regelung 113 
Mauritius 26 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Neuseeland 24 Abs. 4 = MA = MA 108 ff. 
Niederlande 25 Abs. 1 « M A 108 ff, 
112 
Norwegen 25 Abs. 3 « M A 111, 113 
Österreich 25 Abs. 1 « M A 108 ff, 
112 
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Pakistan XVIII « M A 108 ff, 
112 
Polen 22 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Portugal 26 Abs. 4 = MA = MA 108 ff. 
Rumänien 20 Abs. 4 « M A 108 ff., 
112 
Sambia 25 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Schweden 25 Abs. 1 « M A 108 ff, 
112 
Schweiz 26 Abs. 4 = MA = MA 108 ff. 
Singapur 25 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Spanien 25 Abs. 5 = MA = MA 108 ff. 
Sri Lanka (Cey­ XX Abs. 2 Ιίί 
lon) 1962 
Sri Lanka 1979 26 Abs. 4 = MA 108 ff, 
112 
Südafrika 22 Abs. 3 = MA = MA 108ff. 
Thailand 24 Abs. 4 « MA, mit Zusatz­ 108 ff, 
regelung 114 
Trinidad und 24 Abs. 4 « M A 108 ff, 
Tobago 112 
Tschechoslo­ 25 Abs. 4 « M A 108 ff, 
wakei 112 
Tunesien 25 Abs. 4 = MA = MA 108 ff. 
Ungarn 25 Abs. 4 = MA = MA 108 ff. 
USA XVII Abs. 2 « M A 108 ff, 
Satz 1, 112 
Abs. 3 
USSR 22 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
Zypern 25 Abs. 4 « M A 108 ff, 
112 
III. Er läuterungen 
1. Normalfassung entsprechend M A 
108 a) Abs. 4 regelt das Verfahren der Verständigung. Nach Abs. 4 
Satz 1 können die zuständigen Behörden (vgl. Rz. 37) der Ver ­
tragsstaaten unmittelbar miteinander verkehren; d .h. sie müssen 
nicht den diplomatischen Weg über das Außenminis ter ium beschrei­
ten, sondern können direkt miteinander in Verbindung treten. Das 
Verständigungsverfahren kann schriftlich durchgeführt werden. 
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09 b) Scheint für die Herbeiführung der Einigung ein mündlicher Mei­
nungsaustausch zweckmäßig, so kann er in einer Kommission durch­
geführt werden, die aus Vertretern der zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten besteht. Bedeutsam ist, daß die Kommission aus Ver ­
tretern der zuständigen Behörden zusammengesetzt ist. Diese sind so­
mit weisungsgebunden. In der Praxis kann dies zu Schwierigkeiten 
fuhren, wenn der Entscheidungsspielraum bereits vor der Verhandlung 
eingeschränkt wurde oder bestimmte Vereinbarungen erst nach Rück­
frage bei den Vorgesetzten getroffen werden können. 
110 Daten über die zahlenmäßige Zusammensetzung der gemischten 
Kommissionen und über die Kriterien, nach denen die Kommissions­
mitglieder ausgewählt werden, liegen nicht vor (vgl. zu den gemisch­
ten Kommissionen: D . Mülhausen, Verständigungsverfahren, 117f.; 
zur Zusammensetzung der Schiedskommission nach dem Richtlinien­
vorschlag der EG-Kommiss ion , o. Rz . 9: M. Lehner, Vers tändigungs­
verfahren, 51 ff.). 
2. A b w e i c h u n g e n (s. dazu o. Rz . 42) 
111 a) Keinen unmittelbaren Behördenverkehr sehen vor: die DBA 
Ägypten, Brasilien, Dänemark, Finnland 1935, Frankreich, Griechenland, 
Indien, Irland, Israel, Italien, Kanada 1956, Norwegen, Sri Lanka (Ceylon) 
1962. 
112 b) Unmittelbaren Behördenverkehr , jedoch ohne mündlichen Mei­
nungsaustausch ermöglichen die DBA Argentinien, Ar t . 25 Abs. 4; Au­
stralien, Ar t . 23 Abs. 3; Belgien, SProt. N r . 16; Elfenbeinküste, Ar t . 25 
Abs. 4; Finnland 1919, Art . 25 Abs. 4; Großbritannien, Ar t . X V I I I A 
Abs. 5; Indonesien, Art . 24 Abs. 4; Iran, Ar t . 26 Abs. 4; Jamaika, Ar t . 25 
Abs. 4; Japan, Ar t . 25 Abs. 4; Kanada 1981, Ar t . 25 Abs. 5; Korea, 
Art . 25 Abs. 4; Liberia, Art . 25 Abs. 4; Luxemburg, Ar t . 26 Abs. 2; Ma­
laysia, Ar t . 25 Abs. 4; Malta, Ar t . 25 Abs. 4; Mauritius, Ar t . 26 Abs. 4; 
Niederlande, Ar t . 25 Abs. 1; Österreich, Ar t . 25 Abs. 1; Pakistan, 
Art . X V I I I ; Polen, Ar t . 22 Abs. 4; Rumänien, Ar t . 20 Abs. 4; Sambia, 
Art . 25 Abs. 4; Schweden, Ar t . 25 Abs. 1; Singapur, Ar t . 25 Abs. 4; Sri 
Lanka 1919, Ar t . 26 Abs. 4; Trinidad und Tobago, Ar t . 24 Abs. 4; Tsche­
choslowakei, Ar t . 25 Abs. 4; USA, Ar t . X V I I Abs. 2 S a t z l , Abs. 3; 
USSR, Art . 22 Abs. 4; Zypern, Ar t . 25 Abs. 4. 
113 c) Die DBA Ägypten, Ar t . X X I Abs. 2; Dänemark, Ar t . 25 Abs. 2; 
Marokko, Ar t . 25 Abs. 4 und Norwegen, Ar t . 25 Abs. 3 gestatten den 
unmittelbaren Behördenverkehr auch zu anderen, im Abkommen vor­
gesehenen Zwecken. 
114 Das DBA Thailand, Ar t . 24 Abs. 4, sieht den unmittelbaren Behör ­
denverkehr ausdrücklich auch „ z u m Austausch von Informationen 
nach Artikel 25" (Informationsaustausch) vor (vgl. dazu Art . 26, insbe­
sondere Rz. 35). 
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